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Herrſchaftliche und genoffenfchaftliche 
Elemente im deutſchen und 
öſterreichiſchen Miniſterialſyſtem 


Von Dr. Leo Wittmayer 
| Prof. des Staats- und Verwaltungsrechts an der Aniverſität Wien 


Jnhaltsverzeichnis: Autorität und Solidarität als Baufteine des Staates. — 
Ihre Bedeutung für die Berufung und innere Gliederung der Regierung 
S. 1—2. — 1. Die beſonders ſchwierige politiſche und pſychologiſche Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen dem altmonarchiſchen Autoritätsprinzip und dem 
Grundſatz der Miniſterverantwortlichkeit in Oſterreich. — Das Weſen dieſer 
Berantwortlichteit (Abhängigkeit vom Parlamente). — Einſchränkung des 
ſtarren Autoritätsprinzips durch die parlamentariſchen Gegenkräfte (nicht 
autoritärer, ſondern genoſſenſchaftlicher Art) bei fortdauernder ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung der von Freund und Feind unterſchätzten monarchiſchen 
Autorität in Oſterreich S. 2— 20. — II. Innere Zuſammenſetzung der 
öſterreichiſchen Geſamtregierung. — überſchätzung der Kollegialität ſeit 
Lorenz von Stein und ſeiner Schule (Georg Jellinek), beſonders für das 
reine Beamtenkabinett. — Sicherung der einheitlichen Regierung durch den 
übergeordneten Miniſterpräſidenten. — Problematiſche Bedeutung des Miniſter⸗ 
rats. — Die engere Solidarität des Reſſortminiſters mit dem Miniſter⸗ 
präfidenten. — Ständiger dienſtlicher Zuſammenhang der Reſſorts als wich⸗ 
tiges Einigungsmittel. — Die formale Verantwortlichkeit als Kriterium der 
öſterreichiſchen Miniſterſchaft (im Gegenſatz zu Lorenz von Stein und Sellinef) 
S. 20-31. — III. Entſtehung und Zuſammenſetzung der deutſchen Reichs⸗ 
leitung (Erſtminiſterſchaft mit einer Mehrheit von Reichsminiſtern). — Ihr 
Gehalt an herrſchaftlichen und genoſſenſchaftlichen Elementen — im Ber- 
gleiche mit der öſterreichiſchen Regierung — als Grundlage für die Beſtimmung 
des ftaatsrechtlichen, und zwar miniſteriellen Charakters der Reichsleitung. — 
Bedeutung und Einfluß der Halbparlamentariſierung für den genoſſenſchaft⸗ 
lichen Einſchlag. — Kreuzung herrſchaftlicher und genoſſenſchaftlicher Züge 
im Bundesrate und feine bisherige Entwicklung S. 31—47. — IV. Die 
Anſätze zu quaſigenoſſenſchaftlichen Dienſteinrichtungen im inneren Bau des 
einzelnen öſterreichiſchen Reſſortminiſteriums S. 47—52. 


J! den Spuren v. Gierkes! und in weſentlicher Übereinſtimmung 
mit ihm hat erſt neueſtens Adolf Menzel auf Autorität und 
Solidarität, herrſchaftliche und genoſſenſchaftliche Verbindungen, als 
die beiden großen Geſtaltungsprinzipien des Staates hingewieſen, 


1 Vgl. ſchon das deutſche Genoſſenſchaftsrecht, I. Bd., Rechtsgeſchichte der 
deutſchen Genoſſenſchaft, Berlin 1868, S. 12 f. und insbeſondere mit dem I 
Sämollers Jahrbuch XLII 34. 1 
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welche ſich in wechſelndem Miſchungsverhältniſſe in den verſchiedenſten 
Staatsformen nachweiſen laſſen !. Dem hat ſich ſeither auch Kiellen 
(Der Staat als Lebensform)? rückhaltlos angeſchloſſen und damit 
ſeinerſeits nur beſtätigt, wie nötig es wäre, der Kreuzung oder 
Paarung dieſer beiden Hauptprinzipien in Einzelunterſuchungen über 
die wichtigſten Teile der Staatsorganiſation nachzugehen. 

Nötig und dankbar iſt eine Probe dieſer Art für das heute 
den ganzen weiten Rahmen des modernen Staates umſpannende 
Miniſterialſyſtem, das manchen Mißverſtändniſſen begegnet. Aus 
Vorliebe für Reinkulturen wird die dem Syſtem eigentümliche 
Miſchung der beiden Organiſationsgrundſätze häufig ganz verkannt 
oder wenigſtens unrichtig beſtimmt, indem die einen die genoſſen⸗ 
ſchaftliche Seite des Ganzen, die anderen wieder die ſelbſtgefälligen 
monokratiſchen Züge der Teile für weſentlich anſehen und heraus⸗ 
arbeiten, wobei Abweichung für Mißbildung oder Schlimmeres gilt. 
Die reiche Miſchung aus beiderlei Elementen kommt darunter zu 
kurz. Dieſe Richtung bezieht ſich nicht etwa bloß auf die innere 
Organiſation der Staatsregierung bis in den Bau des einzelnen 
Reſſorts, ſondern geht ſchon auf den Akt der Bildung, die Art der 
Berufung der Regierung zurück, wovon an erſter Stelle die Rede 
ſein ſoll. 


I 


Was die Berufung einer Regierung betrifft, jo fteht gewiß im 
Anfang des Verfaſſungsſtaats oder, wie Anſchütz ſagt, des „Alt⸗ 
konſtitutionalismus“ ®, die monarchiſche Autorität mit ihrem fort⸗ 
geſetzten Gottesgnadentum, indem ſie nach wie vor alles verbindet 
und vereinigt, was ſonſt auf Erden autoritäre Geltung hat. In 
dieſem Sinne wird fie auch von den repräſentativſten Schriftſtellern 
der Zeit verſtanden, zum Beiſpiel von Schäffle“ und ſchon früher 


punkte S. 833, der modernen Staatsidee als Verſöhnung der uralten Genoſſen⸗ 
ſchaftsidee und der uralten Herrſchaftsidee im repräſentativen Verfaſſungsſtaate 
als Gemeinweſen, das die genoſſenſchaftliche Grundlage (die Staatsbürger⸗ 
genoſſenſchaft und die obrigkeitliche Spitze, die Monarchie) organiſch, d. h. nicht 
als Summe, ſondern als neue lebendige Einheit verbinde. 

1 Zur Pſychologie des Staates. Inaugurationsrede bei Übernahme des 
Rektorats der Wiener Univerſität. Wien 1915, S. 10. 

2 1917 (überſetzt von Margarethe Langfeldt), S. 14f. 

2 Parlament und Regierung im Deutſchen Reich, 1918, S. 37. 

+ Bau und Leben des fozialen Körpers, I. Bd. 1875, S. 245, über die 
Erbmonarchie als „Mittelpunkt, an welchen Jahrhunderte hindurch das ganze 
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von Julius Friedrich Stahl! gedeutet und breiter ausgedeutet, von 
ungezählten Staatsrechtslehrern in ihren Ergebniſſen ausgedrückt, 
die wir noch ſtreifen. 

Ausfluß deſſen iſt die überlieferte volle Verfügung über die 
Regierung: und Vollzugsgewalt durch das freie Miniſter⸗ 
Ernennungsrecht der Krone. Dieſe Ermeſſensfreiheit zählt zwar 
nicht zur Prärogative oder zu den beſonderen Kronrechten im engſten 
Sinne des Wortes, denn ſie iſt von Haus aus der Gegenzeichnung 
unterworfen und damit dem Dämon der Miniſterverantwortlichkeit 
ausgeſetzt, aber ohne die Tragweite dieſer ſtaatsrechtlichen Be⸗ 
ſchränkung ſofort offen zutage treten zu laſſen. Die aus der abſo⸗ 
luten Staatsform übernommene Autorität, der die Regierung ihre 
Berufung dankt und von der ſie ausſchließlich alle eigene Stärke 
ableitet, hat ſich in ihren Nachwirkungen zunächſt noch ſo weit be⸗ 
hauptet, daß das freie Ernennungsrecht der Krone ebenſowenig wie 
dieſe ſelbſt in die Debatte gezogen werden darf, obwohl mit der 
Gegenzeichnung und der damit verbundenen Miniſterverantwortlich⸗ 
keit heute wohl allgemein ſchon begrifflich die parlamentariſche und 
ſonſtige öffentliche Erörterungsmöglichkeit verknüpft wird. Allein 
noch auf lange hinaus läßt der allgewaltige Autoritätsgedanke der 
Erſtzeit dieſe einſchränkende Erwägung nicht aufkommen. Wie wenig 
das monarchiſche Autoritätsprinzip der erſten Verfaſſungszeit noch 
gelitten hatte, läßt ſich in tauſenderlei Begleiterſcheinungen dieſer 
Tage verfolgen. Eine Fundgrube für Beobachtungen dieſer Art 
bildet beiſpielsweiſe Czediks: Zur Geſchichte der öſterreichiſchen 
Miniſterien 1861—1916 (1917), worin als repräſentative Perſön⸗ 
lichkeiten faſt durchaus Miniſter auftreten, Miniſter einer von Haus 
aus deutſchen Monarchie, in geradezu klaſſiſcher Weiſe beherrſcht 
von dieſer deutſchen, in der Einherrſchaft verankerten Autoritätsidee. 
Die Vorſtellung, die dieſe leitenden Perſönlichkeiten von der künſtlich 
aus dem Auslande bezogenen Miniſterverantwortlichkeit hegen, iſt 
auch danach. Daß dieſe im letzten Grunde eine kritiſche Einſchränkung 
des monarchiſchen Weſens zu bedeuten hat, iſt dem „treuen Diener 
ſeines Herrn“ in dieſer Zeit noch wenig geläufig. In unverbrauchter 
Kraft orientiert ihn das herrſchaftliche Verhältnis, in das er ſich 


motoriſche Nervenſyſtem des ſozialen Körpers in Gehorſam einmal gewöhnt iſt“. 
Daß hier die Erbmonarchie im Zuſammenhange als „Beiſpiel einer Anknüpfung 
ſozialer Berufe an die Familie und ihren Beſitz“ vorgeführt wird, ſtört 
weiter nicht. 


1 Vgl. die ſpäter angezogenen Schriften. 1 
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begibt, in der früheren Richtung und gibt der Minifterverantwort- 
lichkeit noch auf lange Zeit hinaus die alte Einſeitigkeit. Dem 
Allerh. Kabinettsſchreiben vom 20. Auguſt 1851, RGBl. Nr. 194, 
fällt es unter dieſen Umſtänden leicht, „das Miniſterium aus ſeinen 
zweifelhaften politiſchen Beziehungen in die ihm als Meinem Rate 
und Meinem oberſten Vollziehungsorgane zuſtehende gehörige Stellung 
zu bringen, dasſelbe als allein und ausſchließend gegenüber dem 
Monarchen und dem Throne verantwortlich zu erklären und es der 
Verantwortlichkeit gegenüber jeder anderen politiſchen Autorität (1) 
zu entheben“. Und es iſt furchtbar logiſch, wenn daraus die Folge⸗ 
rung gezogen wird, daß „das Miniſterium ſowohl die ihm obliegende 
Verpflichtung, die kaiſerlichen Beſchlüſſe und Befehle zu erfüllen, als 
unbedingte Treue eidlich in Meine Hände zu geloben hat“. 
Nicht anders hat es bald darauf übrigens die Verfaſſung des zweiten 
Kaiſerreiches in Frankreich von 1852 (Art. 13) gehalten !, worauf 
neueſtens auch Franz Klein in ſeiner glänzenden Weiſe aufmerkſam 
macht?. Wie nun die Verfaſſungsgeſetzgebung des Jahres 1851 bei 
ihrem Rückfall in den Abſolutismus die Miniſterverantwortlichkeit 
auf Verantwortlichkeit gegenüber dem Monarchen zurückführt, ſo 
handelt und fühlt der öſterreichiſche Miniſter noch lange, nachdem 
Oſterreich zum Verfaſſungsleben zurückgekehrt war. Die ſtaatliche, 
die monarchiſche Anerkennung — und darin drückt ſich eben das 
Überwiegen des monarchiſchen Autoritätsgedankens aus — hat weit⸗ 
aus die Oberhand und gibt die Richtlinie für die Regierungstätig⸗ 
keit, welche ſich in der Pflichterfüllung im Allerhöchſten Dienſte er⸗ 
ſchöpft. Darin kommt eben zum Ausdrucke, daß auch die Miniſter⸗ 
verantwortlichkeit überwiegend einſeitig als Verantwortlichkeit vor 
dem Fürſten empfunden wird, weshalb die durch das Inſtitut 
angebahnte Selbſtändigkeit der Miniſterſtellung vorerſt nicht zur 
Geltung gelangen kann. Daß die überlieferte Dienertreue des Mi⸗ 


1 Bol. Georg Jellinek, Entwicklung des Miniſteriums in der konſti⸗ 
tutionellen Monarchie, in Grünhuts Zeitſchrift, X. Bd., 1883, S. 339. Art. 18 
dieſer franzöſiſchen Verfaſſung vom 14. Jänner 1852 lautet: „Les ministres ne 
dependent que du Chef de l' Etat; il ne sont responsables, que chacun en ce 
qui le concerne, des actes du Gouvernement; il n'y a point des solidarite 
entre eux; il ne peuvent ètre mis en accusation que par le Senat“; vgl. 
Duguit et Monnier, Les constitutions et les principales lois politiques 
de la France depuis 1789, 1898, S. 275. 

2 Pfingſtnummer der Neuen Freien Preſſe vom 19. Mai 1918, die Ver⸗ 
antwortlichkeit der Miniſter, S. 2. 
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niſters fortab verfaſſungsmäßig im Sinne der Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit bedingt ſein ſoll, kommt nicht genügend zu Bewußtſein 
und kann es auch nicht, da dieſe Verantwortlichkeit, ſobald ſie ge⸗ 
ſetzlich fixiert wird, wie wir ſehen werden, nur auf die Einhaltung 
der äußeren Formen des Rechtes abzielt. Freilich iſt im Miniſter⸗ 
verantwortlichkeitsgeſetze vom 25. Juli 1867, RGBl. Nr. 101, von 
dem noch die Rede ſein wird, ausdrücklich geſagt, daß jeder Regie⸗ 
rungsakt des Kaiſers zu ſeiner Gültigkeit der Gegenzeichnung eines 
verantwortlichen Miniſters bedarf (§ 1). Darin bot ſich gewiß die 
Handhabe für eine vertieftere Auffaſſung der Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit, ſteigerungsfähig bis zur Erkenntnis, daß eine ſolche Art der 
Mitwirkung des Miniſters zugleich einen geiſtigen Aneignungs⸗ und 
Verſchmelzungsprozeß bedeutet, demzufolge die kaiſerlichen Regierungs⸗ 
akte in untrennbarer Einheit (Korrealität) gleichzeitig auch ſolche des 
Miniſters find oder fein ſollten. Dies bedingt und verlangt eben das 
ſelbſtändige Prüfungsrecht des Miniſters. Dieſe Selbſtändigkeit der 
Auffaſſung ſtellt ja, in ihrer letzten Wurzel erfaßt, als Hemmung 
monarchiſcher Allgewalt ein ganz ebenbürtiges Seitenftüd zur richter⸗ 
lichen Unabhängigkeit vor. Der Unabſetzbarkeit des Richters entſpricht 
hier der freie Rücktritt des Miniſters! All dies entgeht aber dem Ver⸗ 
ſtändniſſe der konſtitutionellen Frühzeit unter dem überwältigenden Ein⸗ 
fluß des rein oder altmonarchiſchen Prinzips. Der Diener vollzieht noch 
immer, nach wie vor, die Befehle ſeines Herrn und nähme, wenn es 
gerade ſein muß, ſchließlich auch den konſtitutionellen Opfertod am 
Kreuze auf ſich. Aber dieſer iſt durch die ſtarken ſtaatsrechtlichen 
Einſchränkungen nichts weniger als eine brennende Gefahr. Wie 
weit iſt es unter dieſen Umſtänden von hier bis zur vollen Erfaſſung 
der Bedeutung, welche der neuen jungen Selbſtändigkeit des Miniſters 
im Syſtem des Verfaſſungsſtaates im Keime zugewieſen iſt? Ahn⸗ 
liches verzeichnet im Grunde Ernſt Walz für das Großherzogtum 
Baden, indem er bemerkt, daß die rechtlichen Konſequenzen aus der 
mit Einführung der Verfaſſung bewirkten inneren Umwandlung des 
Staatsminiſteriums erſt nach dem Beginn des verfaſſungsmäßigen 
Lebens und in vollem Umfange erſt mehrere Jahrzehnte ſpäter ge⸗ 
zogen wurden . Und doch meint er damit offenbar nur die geſetzlich 
ausgebaute Minifterverantwortlichfeit?, von der es noch zur un⸗ 


1 Die rechtliche Stellung des Staatsminiſteriums im n Baden, 
Feſtgabe für Laband 1908, I, S. 302 f. 
2 Bgl. a. a. O. S. 314. 
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mittelbar ins parlamentariſche Leben wirkenden feine guten Wege 
hat. In Oſterreich war aber die monarchiſche Autorität auch ſpäterhin 
gewiß nicht geringer, und ſo kommt es, daß dieſe ihre Wächter nicht 
aufkommen läßt, den in ſie getragenen Gegenſatz im erſten Anprall 
überwindet und niederhält. Wer das uneingeſchränkte Vertrauen 
der monarchiſchen Autorität beſitzt, iſt unüberwindlich und überzeugt 
jeden politiſchen Gegner, ſofern er ihn nur von dieſem ungeminderten 
Vertrauensverhältnis überzeugt. Die Ausſtrahlung der Autorität 
reicht und erſtreckt ſich aber noch viel weiter. Sie erhebt jeden, dem 
ein Zeichen allerhöchſter Gunſt beſchieden wird, vor allem jedermann, 
der ein höheres oder auch bloß wichtiges Staatsamt oder wenigſtens 
eine Auszeichnung erhält, insbeſondere aber auch den Abgeordneten, 
der in dieſer beſonderen Weiſe ausgezeichnet wird. Die Ehrenſtellung 
des Volksvertreters wird übrigens auch ſonſt durch ſeine rechtliche 
Konſtruktion auf das alte Geleiſe der überlieferten Rangordnung 
überführt und der von der Autorität beherrſchten Beamtenhierarchie 
als dem gegebenen Syſtem der Betätigung im allgemeinen Intereſſe 
angeglichen !. Auch das Mandat gilt als öffentliches Amt, wenngleich 
von eigener Art! Der Vertrauensbeweis der Wähler iſt daher nicht 
mächtig genug, um nicht eine weitere Verſtärkung und Abrundung 
feiner Stellung im öffentlichen Leben zu vertragen. Erſt die Auto- 
rität vollendet in ausſchlaggebender Weiſe ſeine Situation. Un⸗ 
gemindert und allgemein gilt der Goethe⸗Vers fort, daß „ein Titel 
erſt ſie vertraulich machen muß“. Der Neugeadelte und ſein Sohn 
genießen erhöhtes Anſehen, auch dann, wenn die Gnade nur in einem 
vielleicht ſchon längſt überholten Augenblick auf der Familie geruht 
hat. Noch der Sterbende ſehnt ſich nach Anerkennung als Anteil 
an der irdiſchen Gnade und letzter weltlichen Olung, und im Kriege 
folgt die Allerhöchſte Auszeichnung ſogar dem Gefallenen in größter 
Fernwirkung ins Grab. Über das Grab hinaus unvergeßlich bleibt 
jene Dame, die in der Badener Kurliſte ſich als Tante eines — Poſt⸗ 
Konzeptspraktikanten eintrug und mit einem Schlage den vielen 
„Generalstöchtern“ den Rang ablief! In allen Fällen aber iſt das 
Individuum trotz ſeiner Beförderung zum Staatsbürger noch viel zu 
ſchwach und dürftig, um ſo ganz ohne äußeren Aufputz zu nennens⸗ 


1 Vgl. ſchon Wittmayer, Unſer Reichsratswahlrecht und die Taaffeſche 
Wahlvorlage Wien 1901, S. 163 über dieſe „Bürokratiſierung des Parlaments“ 
zu einem qualifizierten Beamtenkollegium. Vgl. übrigens zum vorigen auch noch 
das bezeichnende eigene Erlebnis Czediks in den Anfängen ſeiner parlamenta⸗ 
riſchen Laufbahn (a. a. O. I, S. 334 f.). 
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werter Geltung zu kommen. Auch der Staatsbürger fällt immer 
wieder in ſein Nichts zurück, wenn er ſich nicht auf Amt und 
Würden ſtützen kann. Das Wichtigſte aber iſt und bleibt das Amt, 
und das Wort: „Wem Gott ein Amt gibt, dem gibt er auch den 
Verſtand“, iſt nie wahrer geweſen als um dieſe Zeit, wofern man 
darunter nach der objektiven Seite die geſteigerte Achtung, Vertrauen 
und Kredit verſteht, die dem Beamten entgengebracht werden, und 
wenn man ſich an Stelle Gottes die von Gott eingeſetzte Obrigkeit 
denkt. In dieſen Zuſammenhängen iſt auch eine der ſtärkſten Trieb⸗ 
federn für das zahlenmäßige Überhandnehmen des ſtaatlichen Berufs⸗ 
beamtentums, für den öſterreichiſchen fonctionnairisme zu ſuchen. 
Zur politiſchen Verantwortlichkeit oder Abhängigkeit vom Par⸗ 
lamente, von der noch zu reden ſein wird, hat es noch weit, und 
ſelbſt die rechtliche Miniſterverantwortlichkeit verzögerte ſich in Oſter⸗ 
reich infolge der entgegenſtehenden autoritären Bedenken durch ge⸗ 
raume Zeit. Als ſie ſchließlich — gewiſſermaßen unter ungariſcher 
Garantie — erſt 1867 gelang, wurde fie mit geradezu typischen 
Einſchränkungen umgeben und bildete auch dann keine weſentliche 
Einſchränkung des bisherigen Autoritätsprinzips, wenigſtens nicht 
in ſeinem durch das Verfaſſungsleben ſelbſt geänderten Sinn. Denn 
die rechtliche Miniſterverantwortlichkeit läßt doch das Vertrauens⸗ 
verhältnis des Miniſters zu ſeinem Herrn, wie dieſer auch jetzt noch 
genannt wird, in der Hauptſache, ſolange ſich die Regierung in 
geſetzlichen Bahnen bewegt, unberührt !. Erſt wenn das Geſetz 
gröblich verletzt und mit Füßen getreten wird, ſoll der Miniſter aus 
ſeinem engen Vertrauensverhältniſſe, in dem er zu ſeinem Herrn 
ſteht, hervorgeholt werden können. Aher dann geſchieht es eben im 
Namen einer anderen, gerade vom Verfaſſungsſtaat hocherhobenen 
Autorität, für die Majeſtät des Rechts. Dann ſteht eben Autorität 
gegen Autorität, von denen die eine die andere aufhebt. Wer aber 
dieſen Gegenſatz oder dieſe Zweiheit der Obrigkeiten nicht gelten 
laſſen will, mag ſich beſſer mit der vielleicht noch einfacheren und 


1 Bol. hier wie zur Frage der Miniſterverantwortlichkeit überhaupt 
Wittmayer, Deutſcher Reichstags und Reichsregierung, 1918, S. 7— 18 und 
die dort verzeichnete Literatur. Was dort nur angedeutet oder ſkizziert wurde, 
wird hier ausgebaut und nach anderen Richtungen ausgeführt. Wie ſchon im 
Vorworte vorbehalten wurde, ſoll damit zunächſt in der Frage der Organiſation 
einer modernen Regierung eine ausführende Unterſuchung geliefert werden, wie 
fie ſchon in jenem Zeitpunkte in Ausſicht genommen war. — Von der ſeit⸗ 
herigen Literatur vgl. Klein, a. a. O. und Anſchütz, a. a. O. S. 33. 
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überdies geſchichtlich unterſtützten Deutungsmöglichkeit abfinden, daß 
die monarchiſche Autorität ſchon längſt im rechtlichen Sinne geläutert 
war. Sie galt und gilt heute noch als Urſprung und Hort allen 
Rechtes und erfährt daher keine Einbuße, wenn der Ratgeber infolge 
ſchwerer ſtaatsrechtlicher oder ſonſtiger Verfehlungen dem Arme der 
Gerechtigkeit verfällt. 

Nicht viel anders ſteht es mit der eigentümlich baſtardierten 
Miniſterverantwortlichkeit, die um die gleiche Zeit (1868) im Groß⸗ 
herzogtum Baden zuſtande kommt. Sie umfaßt nicht bloß den Fall 
der Verfaſſungsverletzung, ſondern geht auch auf „ſchwere Gefährdung 
der Sicherheit oder Wohlfahrt des Staates“, alſo auf „Mißregierung“, 
wie Ernſt Walz ausführt !. Doch iſt dieſe Annäherung an die 
umfaſſendere politiſche Verantwortlichkeit von vornherein an ſo 
qualifizierte Tatbeſtände gebunden, daß die Beſtimmung praktiſch 
kaum handlicher werden konnte als die rein juriſtiſche Verantwort⸗ 
lichkeit. 

Allerdings kommen in Oſterreich noch im ſelben Jahre wie das 
Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz vom 25. Juli 1867, RGBl. Nr. 101, 
durch die „Dezemberverfaſſung“ von 1867 noch ganz andere parla⸗ 
‚ mentarifche Behelfe hinzu, deren Handhabung leichter fällt und an 
ſich zweifellos wirkſamer geweſen wäre, den Miniſter auch vom Ver⸗ 
trauen des Parlaments abhängig zu machen, alſo der politiſchen 
Verantwortlichkeit zuzuführen, und mit anderen Worten das anzu⸗ 
bahnen und zu ſichern, was jetzt in Deutſchland ganz allgemein die 
Verſtändigung mit dem parlamentariſchen Vertretungskörper 
heißt. Allein die jährliche Bewilligung des Staatshaushaltsplans 
(ohne einſchränkende preußiſche Klauſel!) und die jährliche Rekruten⸗ 
bewilligung oder die jährliche Wahl der Delegation insbeſondere zur 
Beſchlußfaſſung über den Heeresetat uſw. ſind von vornherein nicht 
ſo gedacht, daß von dieſen Mitteln Gebrauch gemacht werden könnte, 
um eine Regierung vor die Vertrauensfrage zu ſtellen. Dieſe wich⸗ 
tigen Rechte ſollen dem Parlamente gewiß Einfluß geben, vielleicht 
ſogar ſchon damals einen Anknüpfungspunkt für jeweilige Gegen⸗ 
zugeſtändniſſe der Regierung ſchaffen; aber es herrſcht auch in der 


1 a. a. O. S. 314. 

2 Vgl. hierzu außer Wittmayer, a. a. O., Anſchütz, a. a. O. S. 33 
und neueſtens Franz Klein, a. a. O. und Heuß, Die Bundesſtaaten und 
das Reich, 1918, S. 25, der jedoch dieſe Verantwortlichkeit in offenbarer Unter⸗ 
ſchätzung ihrer Tragweite nach ihrem „unmittelbaren politiſchen Sinn“ auf den 
Schutz des Monarchen ungebührlich einengt. 
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Oppofition, ſoweit ſie ſich überhaupt an den Verhandlungen beteiligt, 
mit einer auch in der deutſchen Staatsrechtslehre eines Laband, 
Hermann Schulze u. a. kaum überbotenen Schärfe der Eindruck vor, 
daß alle dieſe guten Dinge dem Staate und nicht der Regierung 
bewilligt werden. Wie in der öſterreichiſchen Staatspraxis, ſo über⸗ 
wiegt eben auch bei allen dieſen Schriftſtellern, beſonders bei Laband, 
der Autoritätsgedanke, der ſeine Lehre vom Staatshaushaltsrechte 
beherrſcht, und nur bei Lorenz v. Stein überragt ihn die Staats⸗ 
raiſon, eine nahe Verwandte. Im Hintergrunde lauerte übrigens 
ſchon damals, wenn auch gewiß nicht in voll ermeſſener Tragweite, 
das weitmaſchige Notverordnungsrecht der Krone, der „§ 14“ im 
Grundgeſetze über die Reichsvertretung. Die Bewilligung der Staats⸗ 
notwendigkeiten, ferner die Forterhebung der geſetzlich fundierten 
Steuern uſw. ſtand jedenfalls außer Frage, und nur in ſonſtigen 
Einzelheiten des Staatshaushalts mag dem Parlamente ein breiteres 
Arbitrium zugefallen ſein. Doch kann noch nach Jahrzehnten der 
langjährige öſterreichiſche Miniſterpräſident Graf Taaffe erklären, daß 
er die Ablehnung des ſogenannten Dispoſitionsfonds — eines un⸗ 
verrechenbaren, der Regierung für politiſche Zwecke zur freien Ver⸗ 
fügung geſtellten Etatspoſtens — nicht als Vertrauensfrage, vielmehr 
nicht als Mißtrauenskundgebung aufzufaſſen gedenke, weil es eben 
noch immer auf die wichtigeren, im Vertrauen der Krone beruhenden 
Grundlagen ſeiner Stellung ankam. Seit den langen Kinderkrank⸗ 
heiten des Verfaſſungsſtaates war und blieb ja bis dahin auch die 
jeweilige Mehrheit der Volksvertretung — von der ſtets labilen 
Herrſchaft des deutſch⸗öſterreichiſchen Freiſinns angefangen bis in 
die Zeit des „eifernen” Ringes der Rechtsparteien und nach feiner 
Lockerung auch darüber hinaus — zur eigenen Selbſtbehauptung 
auf das Vertrauen und die Duldung der Krone angewieſen, nicht 
weniger angewieſen als der Miniſterpräſident, konnte alſo der Regie⸗ 
rung in kritiſchen Fällen von Haus aus keinen rechten Rückhalt 
bieten oder gar den Ausſchlag geben. Parlament und Regierung 
wurzeln ja beide im monarchiſchen Vertrauen. 

Wie hätte übrigens eine gegenteilige Auffaſſung neben und 
gegenüber dem Axiom des freien Ernennungsrechtes der Krone auf⸗ 
kommen und zu einer befriedigenden rechtlichen Konſtruktion führen 
können? Sicher mußte ſchon damals eine gewiſſe Abhängigkeit der 
Regierung vom Parlamente anheben; die Einflußnahme kann ſich 
aber fürs erſte nicht unmittelbar gegen die Regierung richten, ſondern 
bedarf eines vermittelnden gedanklichen Zwiſchenbaues. Die Unzu⸗ 
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friedenheit, die das Parlament äußert, die Schwierigkeiten, die der 
Regierung bereitet werden, können im Sinne dieſer auch vom ſtärk⸗ 
ſten Autoritätsglauben erfüllten konſtitutionellen Frühzeit doch nur 
als eine neue Form von Beſchwerde über die Regierung gewertet 
werden, gegen die ja wohl ſchon im abſoluten Staate der Weg an 
die Krone denkbar war. Auch die Verantwortlichkeit vor dem Fürſten 
war kein leerer Wahn und die Macht der Offentlichkeit die Vor⸗ 
läuferin aller Parlamente. Einen ganz ähnlichen Charakter hat jetzt 
die gegneriſche Haltung des Parlaments, da ſie ſich in dieſer Zeit 
nicht gegen die Exiſtenz der Regierung — das wäre autoritätswidrig 
geweſen —, ſondern immer nur gegen ihr Verhalten richten kann. 
Nur daß hier entſprechend dem beſonderen Rahmen, innerhalb deſſen 
die Unzufriedenheit auftritt, nicht die Form einer Beſchwerde gewählt 
werden muß, ſchon freiere Symptome genügen, um die Beachtung 
ſeitens der maßgebenden autoritären Stelle zu finden und die dienſt⸗ 
liche Verantwortlichkeit vor dem Fürſten zur Geltung zu bringen, 
und daß der Spielraum dieſer Unzufriedenheit ſachgemäß nie weiter 
reicht, ſo daß die Regierung, die mißliebig wird oder auf unüber⸗ 
windliche Schwierigkeiten ſtößt, ſich von ſelber abnützt. Dann fällt 
eben nur die Regierung, der Mantel, aber nicht der Herzog: das 
autoritäre Ernennungsrecht bleibt, weil in ſeinem Banne das Neue 
und Fremdartige dieſer Erſcheinung noch auf lange hinaus nicht 
begriffen oder zugegeben werden kann. Mit einer falſchen Voraus⸗ 
ſetzung tritt der Verfaſſungsſtaat ins Leben, und ſie wird allmählich 
in dem Maße zur Unaufrichtigkeit, als das Parlamentsleben auch 
in Oſterreich erſtarkt und die Macht der Verhältniſſe wenigſtens 
zeitweilig die vorbehaltloſe Anerkennung der Abhängigkeit der Regie⸗ 
rung vom Parlamente und damit des eigentümlichen zweiſeitigen 
Vertrauensverhältniſſes, in dem die Regierung zur Krone und zum 
Parlament ſteht, erzwingt. 

Damit iſt aber, ohne daß ſich natürlich in Oſterreich wie auch 
ſonſtwo ein beſtimmter Zeitpunkt fixieren ließe, das Prinzip der 
politiſchen Miniſterverantwortlichkeit zur Mitherrſchaft gelangt, das 
— kurz geſagt — die Exiſtenz der Regierung an das freie Spiel 
der parlamentariſchen Kräfte als eine mitbeſtimmende Vorausſetzung 
bindet und in Deutſchland „Verſtändigung“ heißt!. Lorenz v. Stein 
hat über das Weſen der politiſchen Verantwortlichkeit das Wichtigſte 


1 Vgl. in dieſem Sinne die Literatur nebſt Regierungskundgebungen bei 
Wittmayer, Deutſcher Reichstag uſw., S. 2 ff. 
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vorweggenommen, wenn er die wahre Bedeutung der Verantwortlich⸗ 
keit — und es iſt ſeit feinen Tagen kaum etwas Beſſeres darüber 
geſagt worden — nicht mehr darin erblickt, „verantwortlich zu ſein 
für die einzelnen Akte der Verordnungsgewalt, ſondern vielmehr 
darin, daß der Miniſter überhaupt an der Spitze der Vollziehung 
bleibt. Denn die Tatſache ſeiner Regierung iſt eben ihrem Weſen 
nach die Vorausſetzung der Identität in den weſentlichen Auffaſſungen 
der geſetzgebenden und vollziehenden Gewalt“ 1. Die allfällige „Auf: 
ſtellung der Majorität gegen die Auffaſſung der Regierung“ und die 
Steuerverweigerung erſcheinen als die hauptſächlichſten Sicherungs⸗ 
mittel. An dieſe politiſche Seite der Verantwortlichkeit denkt die 
neue Geſchäftsordnung des öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſes vom 
6. Januar 1917 ($ 68 C), wenn fie beſtimmt, daß bei Beſprechung 
über die Beantwortung einer Anfrage der Antrag geſtellt werden 
könne, das Haus nehme die Beantwortung zur Kenntnis oder nicht 
zur Kenntnis. Das Vorbild gibt wohl § 33a, erſter Abſatz der 
Geſchäftsordnung für den deutſchen Reichstag, daß bei der Beſprechung 
einer Interpellation Anträge geſtellt werden können, welche die Feſt⸗ 
fellung verlangen, daß die Behandlung der den Gegenſtand der 
Interpellation bildenden Angelegenheit der Anſchauung des Reichs⸗ 
tages entſpricht, oder daß er ihr nicht entjpricht?. Im Deutſchen 
Reihe korreſpondiert übrigens damit noch die komplementäre Be⸗ 
ſtimmung des Reichsbeamtengeſetzes vom 17. Mai 1907 ($ 35), daß 
der Reichskanzler und die Staatsſekretäre jederzeit ihre Entlaſſung 
erhalten und fordern können. Damit wird deutlich zum Ausdruck 
gebracht, daß ſich die Pflichten aus dieſen Stellungen in der all⸗ 
gemeinen ſtaatsdienerlichen Gehorſamspflicht nicht erſchöpfen und 
daß dieſe hohen Amter vielmehr Verbindlichkeits⸗ und Konflikts⸗ 
möglichkeiten in ſich bergen, die über den Rahmen des gewöhnlichen 
Staatsdienſtverhältniſſes hinausweiſen. Erſt dieſe politiſche Ab⸗ 
hängigkeit der Regierung vom Parlamente macht das Eigentümliche 
der Miniſterſtellung aus; die bloß rechtliche iſt ja doch nur eine 


1 Vollziehende Gewalt, Stuttgart 1869, S. 347. — Über den praktiſchen 
Unterſchied gegenüber der bloß „konſtitutionellen“ Verantwortlichkeit auch 
Georg Jellinek, Entwicklung des Miniſteriums in der konſtitutionellen 
Monarchie, in Grünhuts Zeitſchrift X, S. 339 mit dem Hinweiſe auf den täg- 
lichen Verkehr mit den Kammern uſw. Neueſtens Wittmayer, a. a. O. S. 8 ff. 
und Klein, a. a. O. 

2 Wittmayer, a. a. O. S. 11 f. 
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leere Drohung !, die den Minifter in Bahnen erhalten ſoll, die im 
Grunde ſchon dem Fürſtendiener des abſoluten Staates vorgezeichnet 
waren. Das Weſen der Neuerung iſt nur halb erkannt, wenn man 
in der Frühzeit des deutſchen Verfaſſungsſtaates“ und noch jüngſt im 
Verfaſſungsausſchuß des deutſchen Reichstags geſetzlichen Rücktritts⸗ 
zwang für den überſtimmten Miniſter verlangte“. 

Ganz ſo weit iſt es allerdings in Oſterreich nicht dauernd ge⸗ 
kommen. Nur zeitweilig konnte das neue Prinzip ſich durchſetzen, 
wie ſich das von einem Verfaſſungsſtaate mit hiſtoriſch ausgeprägtem 
Übergewicht der Krone verſteht und noch in jüngſter Zeit, als nach 
den erſten Kriegsjahren das Parlament wieder einberufen wurde und 
die Verſorgung der Staatsnotwendigkeiten ohne äußere „Obſtruktion“ 
in den Bereich der Möglichkeit trat, war wieder von einer gleichſam 
ſtrafweiſen Siſtierung des Verfaſſungslebens mit Hilfe des ſtarken 
Notverordnungsrechtes die Rede, und dies bedeutete ein Wieder⸗ 
aufleben des urſprünglichen Autoritätsprinzipes. Nur zu bald darauf 
folgte aber anläßlich ſehr unerfreulicher Vorgänge eine vor mehreren 
frondierenden Herrenhausmitgliedern abgegebene Regierungserklärung, 
worin die Regierung im Hinblick auf die „Kaiſerbrief“⸗Frage an⸗ 
erkannte, daß nicht nur diejenigen Regierungsakte, die verfaſſungs⸗ 
mäßig der Gegenzeichnung bedürfen, ſondern alle jene Handlungen 
der Krone, die rein politiſchen Charakter an ſich tragen und ſomit 
dem Gebiete der Regierungstätigkeit angehören, in den Bereich der 
konſtitutionellen Verantwortlichkeit fallen und durch die verfaſſungs⸗ 
mäßig hierzu berufenen Faktoren zu verantworten ſind. Die Er⸗ 
klärung war wieder ein klaſſiſches Bekenntnis zur politiſchen Ver⸗ 
antwortlichkeit, wie ſie „in den letzten Jahrzehnten Fuß gefaßt hat““ 


1 Siehe zuletzt Witt mayer, Deutſcher Reichstag und Reichsregierung, 
a. a. O. S. 9 ff. und Klein, a. a. O., Anſchütz, a. a. O. S. 3. 

2 Von einem derartigen Antrage in Sachſen berichtet ſchon Stahl, Die 
Revolution und die konſtitutionelle Monarchie. 2. Aufl. bereits im Jahre 1849. 

3 Bol. u. a. Wittmayer, a. a. O. S. 1 und Piloty, Das parla⸗ 
mentariſche Syſtem. 2. Aufl. 1917, S. 60 f. über den Vorſchlag des Ver⸗ 
fafſungsausſchuſſes des Reichstags, dieſem und dem Bundesrat zuſammen das 
Recht zu geben, durch übereinſtimmende Beſchlüſſe (Abſetzungsbeſchlüſſe) geradezu 
die Abſetzung des Reichskanzlers zu verlangen. 

1 gl. die ausgezeichnete Würdigung Franz Kleins, a. a. O. S. 3. — 
Zwar ſchlug die Stimmung vorübergehend neuerlich um, als die Regierung 
zögerte, den Reichsrat ohne Sicherheiten für die Staatsnotwendigkeiten einzu⸗ 
berufen und den Rücktritt vorgezogen hätte. Vgl. das Kaiſerliche Haudſchreiben 
vom 23. Juni 1918. Aber ſie wurde im Amte zurückgehalten und mußte es 


. 
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Bewirkte doch ſchon die gelegentliche Berückſichtigung der Mehrheits⸗ 
bildung im Parlamente und ihre Bedeutung für das Wohl und 
Wehe einer Regierung, die wiederholte Parlamentariſierung des 
Kabinetts durch ſogenannte Koalitions⸗ oder Konzentrationskabinette, 
die Zitierung hervorragender Parlamentarier zur Krone vor Berufung 
einer neuen Regierung, einen grundſätzlich ſehr bemerkenswerten 
Abbau des ſtarren ausſchließlichen Autoritätsprinzips, mochte dabei 
äußerlich am „freien Ernennungsrechte“ feſtgehalten werden oder 
nicht. Politiſch teilt hier die autoritäre Gewalt mit einer anderen 
Macht die Bildung der Regierung und die Verfügung über deren 
weiteres Schickſal, hat alſo in beiden Beziehungen die ausſchließliche 
Verfügungsfreiheit nicht mehr im urſprünglichen uneingeſchränkten 
Umfang. Eine Verminderung oder Anderung der „Urgewalt“ des 
autoritären Prinzips ließe ſich unter dieſen Umſtänden allenfalls dann 
in Abrede ſtellen, wenn der Partner, mit dem ſich das Staats⸗ 
oberhaupt politiſch in die Verfügung teilt, ſelbſt als eine autoritäre 
Macht angeſprochen werden könnte. Denn dann wäre eine eigentüm⸗ 
liche Verbindung von Autoritäten am Werke, die keine weſentliche 
Anderung der Sachlage zu bedeuten hätte und in dieſem Zuſammen⸗ 
hange, wo es gilt, den bunten Miſchungen von Autorität und 
Solidarität nachzugehen, jedes Intereſſe verlieren müßte. Anders 
ſtünde dagegen die Sache, wenn der Partner als eine Verkörperung 
genoſſenſchaftlichen Mitregiments aufzufaſſen iſt. Denn nur dann 
wäre die Autorität eine neue chemiſche Verbindung eingegangen, die 
auf die Durchdringung der herben Form des Verfaſſungsſtaates der 
Frühzeit mit neuem Gehalt hinwieſe. 

Um daher die Tragweite dieſes Umſchwungs voll zu würdigen, 
muß heute, wo dieſe Frage in der Staatsrechtslehre faſt in Ver⸗ 
geſſenheit geraten iſt — der Partner kurz geprüft werden und vor 
allem Farbe bekennen, zu welchem der beiden Grundelemente er 
gehört. Iſt der zweite vielköpfige Herr, den die Regierung am 
Parlamente erhält, ſelbſt wieder eine „Autorität“ oder nicht? An 
Verſuchen, ihn dazu zu machen, kann es nicht fehlen und hat es 
troßdem (II. Handſchreiben vom 28. Juni 1918), und ſchließlich mußte ſie doch 
abtreten, da die ihr gegen Antrag anbefohlene Sicherung der Mehrheit nicht 
gelingen wollte (III. Handſchreiben vom 22. Juli 1918). Hier rettete nach ſo 
vielen Schwankungen der Krieg das Prinzip der politiſchen Verantwortlichkeit 


oder, wie es Max Weber (Parlament und Regierung im neugeordneten 
Deutſchland, 1918, S. 40 f.) abweichend nennt, die parlamentariſche Ausleſe der 


(politiſchen) Führer. 
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nicht gefehlt, feit man daran ging, das monarchiſche Prinzip mit 
dem alten Streitmotiv der Volks ſouveränität eine engere Verbindung 
eingehen zu laſſen und dieſe für die Staatsform der repräſentativen 
Monarchie zu erklären. Das ſchon erwähnte Kaiſerliche Handſchreiben 
vom 20. Auguſt 1851 kämpft nicht gegen Windmühlen, wenn es 
ſich gegen ander „politiſche Autoritäten“ verwahrt. Daß die Demo⸗ 
kratie in Formen gebracht werden kann, die ſelbſt wieder auf neue 
Autoritäten hinweiſen, hat am eindringlichſten von allen Rouſſeau 
gezeigt. Seine volonté générale iſt der künſtlichſte und darum be⸗ 
zeichnendſte Fetiſch dieſer Art, mit dem auch das aller Demokratie 
unvermeidliche Mehrheitsprinzip in den Autoritätszwang erhoben 
werden ſollte. Denn dieſe volonté générale bedeutet — im Gegen⸗ 
ſatze zur bloßen volont& de tous als Summe der volontés particu- 
lieres! — von vornherein nichts anderes als einen idealiſierten, auf 
höhere ſoziale Geſetzmäßigkeit geſtimmten Willen, gerichtet auf das 
bien commun oder auf das grand bien de tous, letztlich auf ſtaats⸗ 
bürgerliche Freiheit und Gleichheit abgeſtellt und im wahren intéröt 
commun wurzelnd ?; und zwar einen Willen von höchſter Autorität, 
(autorité souveraine oder supr&me)®, eines ſouveränen Kollektiv. 
weſens“), der feiner innerſten Anlage nach nichts anderes wollen 
kann und im geſunden Staatsweſen zur Geltung kommen muß. 
Dieſer ideale Wille zeigt immer richtig (est toujours droite) und 
trachtet immer nach dem allgemeinen Wohls. Da nun jede Ab⸗ 
ſtimmung ſich daraus eine Ehre machen muß, dieſen Willen zu er⸗ 
raten, nicht etwa der eigenen Meinung zum Siege zu helfen, iſt auch 
das Majoritätsprinzip gerettet und geheiligt, ſoferne es noch allen 
Bürgſchaften oder Erforderniſſen (caractères) der volonté generale 
entſpricht “. 


1 Contrat Social II. Buch III. 

2 II. Buch I, III u. XI, vgl. ferner IV. Buch I uſw. 

8 III. Buch XII und XVI. 

4 II. Buch J. 

s Zum Unterſchiede von den Volksabſtimmungen, die nicht immer in 
gleicher Weiſe richtig ſein mögen und von dieſem Kompaß abweichen können, 
II. Buch III. Annähernd auch von Peretintkowicz, Die Rechtsphiloſophie 
des J. J. Rouſſeau (Sonderabdruck aus Grünhuts Zeitſchrift für das Privat- 
und öffentliche Recht der Gegenwart, 1916, Abſchnitt VII) und hierzu Adolf 
Menzel, Archiv für Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie, Bd. X, Heft 4, unter 
Anziehung von J. Haymanns „J. J. Rouſſeaus Sozialphiloſophie“ und eigener 
Vorarbeiten (ſ. unten). 

6 Die berühmte Konſtruktion zur Rechtfertigung des Mehrheitsprinzips im 
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Allein ein ſolcher Autoritätsbegriff iſt im Grunde doch nur ein 
rein formaler ſozialer Wertmaßſtab mit allen jenen Schwächen, wie 
fie Menzel in überzeugender Weiſe geißelt . In der Abhängigkeit 
vom jeweiligen Feingehalt an wahrem Gemeinſinn liegt die Schwäche 
des autoritären Unterbaus. Um haltbar zu ſein, mußte eben der 
allgemeine Wille in den gewagteſten und ſpitzfindigſten Abſtraktionen 
hoch über Menſchenköpfe hinausgehoben werden. Unmittelbare 
lebendige Autorität fällt einer ſolchen toten Konſtruktion ſchwer und 
kann günſtigenfalls nur durch gewaltſame halb mißverſtändliche Ver⸗ 
wechſlung und Verſchmelzung mit dem Willen der Geſamtheit der 
menſchlichen und völkiſchen Empfindung wieder näher gebracht werden. 
Die pſychologiſchen Vorausſetzungen liefert allenfalls die demokratiſche 
Staatsform bei beſonders ausgeprägtem Gemeinſinn, was auch nicht 
wundernehmen kann, ſteigen doch die Drachen Rouſſeaus von einem 
demokratiſchen Flugplatz auf. Hier kann die genoſſenſchaftliche Ordnung 
des Staatskörpers möglicherweiſe unter den günſtigſten Vorbedingungen 
die ihr entſprechende bodenſtändige Autorität hervorbringen. Doch 
kann dieſer Erfolg ſchwer aus⸗ und eingeführt werden. Wo die 
Voraus ſetzungen fehlen, wie in der Monarchie oder wenigſtens im 
deutſchen oder öſterreichiſchen Verfaſſungsſtaate, muß der Autoritäts⸗ 
begriff der monarchiſchen Gewalt vorbehalten bleiben. Dies hat 
wohl ſchon Julius Friedrich Stahl richtig geſehen, zum Beiſpiel in 
der Berufung auf „das lebendige Band und die lebendige Geſinnung 
zum König, als der einfach und ſchlechthin die geheiligte Obrigkeit 
des Staates iſt?. Alles ſpätere Verfaſſungsleben wurde dieſem 
monarchiſchen „Autoritätsverbande oder anſtaltlichen Gemeinweſen““ 
aufgeſetzt und ſtellt ſich doch nur als An⸗, Ein⸗ oder Überbau dar. 
Eine voreilige Ausdehnung des überkommenen ſozuſagen monopo⸗ 
liſtiſchen Autoritätsbegriffs auf den jungen parlamentariſchen Einfluß 


IV. Buche II darf hier als bekannt vorausgeſetzt werden. Der höchſten Auto⸗ 
rität muß höchſter Gemeinſinn entſprechen, um die Konſtruktion denkbar er⸗ 
ſcheinen zu laſſen. 

1 Über ſoziale Wertmaßſtäbe 1916, allgemein S. 18, auch Naturrecht und 
Soziologie 1912, zuſammenfaſſend S. 6 und S. 56 ff. 

2 Die Revolution und die konſtitutionelle Monarchie. 2. Aufl. 1849, S. 84. 

3 Bol. zu dieſer Ausdrucksweiſe im Gegenſatze zum genoſſenſchaftlichen 
Verfaſſungstypus im Anſchluſſe an Gierke auch Bernatzik, Kritiſche Studien 
über den Begriff der juriſtiſchen Perſon und über die juriſtiſche Perſönlichkeit 
der Behörden insbeſondere, Archiv für öffentliches Recht, V. Bd. 1890, S. 251 ff. 
und S. 226, allerdings im Zuſammenhange, um vom „Sklavenverbande“ als 
dem anderen Extrem abzurücken. 
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und gar auf das parlamentarische Mehrheitsprinzip als die Seele 
der politiſchen Miniſterverantwortlichkeit müßte den Autoritätsbegriff 
völlig entwerten und würde gewiß mit dem heutigen politiſchen Ge⸗ 
halte des Verfaſſungsſtaates im Widerſpruch ſtehen, der für die An⸗ 
nahme eines zweiten, völlig verſchiedenen Autoritätsprinzips keinen 
Raum läßt, ohne den autoritären Ausgangs⸗ und Mittelpunkt des 
ſtaatlichen Syſtems zu zerſtören. Darum hat es auch ſeinen guten 
Grund, warum jüngſt Piloty! die rein parlamentariſche Monarchie, 
welche immerhin den Boden für die Annahme einer Autorität des 
Parlamentes böte, gar nicht mehr als Monarchie gelten laſſen will?. 
Denn iſt einmal das Parlament in dieſem Maße erſtarkt, dann hat 
die Monarchie und ihre Autorität in politiſcher Hinſicht das 
Nachſehen. Erſt dann iſt der Weg frei für neue Götter anderer 
Art, aber noch immer ſteinig genug. Der Wille der Nation iſt viel 
zu hoch emporgehoben, um in der Schlußfaſſung der Wählerſchaften 
und Parlamente wenigſtens im Großſtaat Seinesgleichen erkennen 
und empfinden zu laſſen. Daß übrigens die „Autorität“ der Volks⸗ 
vertretung auch in der äußerſten Demokratie auf Bedenken ſtößt, 
zeigt das Referendum in der Schweiz, und auch der Proporz hätte 
nie in Mode kommen können, wenn das Mehrheitsprinzip eine durch⸗ 
ſchlagende Autorität beſäße. Der Mehrheitszwang iſt eben auch 
für die demokratiſche Staatsform nichts anderes als ein techniſcher 
Notbehelf ohne überwältigende innere Autorität. 

Um wieviel weniger kann in der Verfaſſungsmonarchie da⸗ 
von die Rede ſein, neben der geſchichtlich überlieferten Autorität 
des monarchiſchen Staatshauptes auch noch den Mehrheiten des 
jungen Parlamentarismus Autoritätscharakter beizulegen. „Auto⸗ 
rität, nicht Majorität“ lautet die berühmte Antitheſe Stahls, 
welche die urſprüngliche abgründliche Gegenſätzlichkeit der beiden 
Syſteme am anſchaulichſten darin überzeugend zum Ausdruck bringt, 
zumal ſie bei Stahl geradezu zu Sinnbildern verſchiedener Staats⸗ 
formen erhoben find®, alſo in einer davon nicht als rivaliſierende 


1 Das parlamentariſche Syſtem. Eine Unterſuchung ſeines Weſens und 
ſeines Wertes. 2. Aufl. Berlin und Leipzig 1917, S. 5 f. 

2 Daß dieſe Anſchauungsweiſe nur vom Standpunkte des Politikers Ber 
rechtigung hat, dagegen von dem des Juriſten durchaus verfehlt wäre, hat be⸗ 
reits vor einem Menſchenalter Bernatzik, Republik und Monarchie, 1892, 
S. 44 —50, nachgewieſen. 

s über das monarchiſche Prinzip, 1845; Revolution und die konſtitutionelle 
Monarchie, 1848. — Vgl. darüber auch Robert v. Mohl, Die Geſchichte und 
Literatur der Staatswiſſenſchaften in Monographien dargeſtellt, I. Bd., 1855, S. 292. 
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Autoritäten Platz finden können. Die Autorität iſt eiferſüchtig und 
duldet keine anderen Autoritäten neben ſich. Einen Proteſt gegen 
dieſe Gleichſtellung enthält auch das bereits angeführte Allerh. 
Kabinettſchreiben vom 20. Auguſt 1851, aber ſtiliſtiſch verunglückt, 
weil es das Miniſterium „der Verantwortlichkeit gegenüber jeder 
anderen politiſchen Autorität enthebt“, alſo dem Wortlaute 
nach die Exiſtenz ſolcher anderen Autoritäten anerkennt, was aber 
offenbar nicht gemeint ſein kann. 

Die ganze politiſche und literariſche Vorgeſchichte des Autoritäts⸗ 
begriffes in Verfaſſungsſtaaten muß vielmehr davor warnen, dieſen 
Begriff breit und platt zu ſchlagen und die weit näher liegende Ver⸗ 
wandtſchaft der Volksvertretung mit dem anderen Pole ſtaatlicher 
Organiſation zu überſehen. Die Volksvertretung kann zwar nicht 
ſelbſt als Genoſſenſchaft im Wortſinne angeſehen werden, ſie iſt, wie 
v. Gierke feſtſtellt, „weder eine Vollbürgerſchaft der Landgemeinde 
noch eine privilegierte Korporation, ſie iſt überhaupt keine Körper⸗ 
ſchaft mehr, ſondern ein bloßes öffentliches Kollegium, welches in 
ſeiner Geſamtheit die an ſich der Geſamtheit aller ſelbſtändigen 
Staatsbürger zukommenden politiſchen Befugniſſe ausübt“ !. Doch 
entwickelt gerade v. Gierke mit Recht den Urſprung der „Ver⸗ 
änderungen, welche in dem inneren und äußeren Weſen des Staates 
ſich vollzogen oder zu vollziehen begonnen haben“, aus der Ge⸗ 
noſſenſchaftsidee?. Da er aber den „Gedanken einer genoſſenſchaft⸗ 
lichen Verbindung der Volksgeſamtheit, d. h. einer ſtaatsbürgerlichen 
Genoſſenſchaft, in welcher die ſämtlichen voll⸗ und gleichberechtigten 
ſelbſtändigen Staatsbürger die Aktivgenoſſen find, als Grundlage 
des modernen Verfaſſungsſtaates“ annimmt“, fo iſt damit mittelbar 
auch der Anteil der Genoſſenſchaftsidee am Parlamentsweſen zu⸗ 
gegeben, da die Volksvertretung politiſch als Oberbau über der 
ſtaatsbürgerlichen Genoſſenſchaft gedacht werden muß. Gelangt in 
der Volksvertretung dieſe Aktivgenoſſenſchaft des Staatsbürgers 
politiſch zum vollendetſten Ausdruck, ſo enthält überdies auch die 
kollegialiſche Einrichtung des Parlaments, ſo fehr auch Gierkes 
Sonderung von der klaſſiſchen Genoſſenſchaft dogmatiſch berechtigt ſein 
mag, genügende Anklänge an genoſſenſchaftliche Bildungen. Und 
dazu kommt noch, daß die Volksvertretung im Volksbewußtſein 


1 Das deutſche Genoſſenſchaftsrecht, I. Bd., 1868, S. 824. 
2 a. a. O. S. 832. 
3 d. a. O. S. 833. 
Schmollers Jahrbuch XLII 3/4. 2 
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politiſch immerhin als körperſchaftliche Einheit aufgefaßt wird und 
wäre es auch nur im Sinne des von Gierke ſelbſt angeführten 
„weiteren Sprachgebrauches, der unter Genoſſenſchaft jede menſchliche 
Vereinigung verſteht“ “. 

Jedenfalls iſt alſo bei zunehmender Entwicklung des Verfaſſungs⸗ 
ſtaates und des Parlaments irgendwann und irgendwie die im 
Parlamente verkörperte ſtaatsbürgerliche Solidarität oder Genoſſen⸗ 
ſchaftlichkeit in das bis dahin von der monarchiſchen Autorität allein 
beherrſchte Staatsleben eingezogen und, wenn auch in wechſelndem 
Maße, neben dem Autoritätsprinzip an der Bildung und Erhaltung 
der jeweiligen Regierungen mitbeteiligt. Erſt dieſe Erkenntnis liefert 
die Grundlage und den beſten Reſonanzboden für das Weſen der 
politiſchen Verantwortlichkeit und läßt fortab das Parlament und 
hinter ihm die Wählerſchaſt als Mitbürgen des Regierungsdaſeins 
voll in Erſcheinung treten. Im Verhältniſſe zum Autoritätsglauben 
allein betrachtet, ſtellt ſich dieſer Vorgang freilich als ein Zerſetzungs⸗ 
prozeß dar, aus dem ſich viele zerſtreute Begleiterſcheinungen erklären 
laſſen, die ohne dieſe zuſammenfaſſende Behandlung in ihrer tieferen 
ſymptomatiſchen Bedeutung leicht verkannt werden können. Erſt 
wenn der Autoritätsgedanke ſo weit zerſetzt iſt, daß die politiſche 
Verantwortlichkeit auf dem Wege iſt, kann die ſonderbare Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen bloßen Staats» und Volksnotwendigkeiten auf⸗ 
kommen, wie ſie in Oſterreich üblich wurde und von den Regierungen 
geradezu dogmatiſch bekämpft werden mußte. In dieſer haltloſen 
Gegenüberſtellung von harten Pflichten gegenüber dem Staat und 
den begreiflicherweiſe volkstümlicheren ſogenannten Wohlfahrts⸗ 
intereſſen, ſo kurzſichtig ſie ſein mag, kündigt ſich indeſſen das ge⸗ 
ſteigerte Selbſtgefühl der Volksvertretung an, als Niederſchlag der 
auf ſie einwirkenden geſellſchaftlichen Kräfte, welche eben die erſte 
und früheſte Selbſtändigkeit des Urteils gegenüber der einſt nieder⸗ 
drückenden ſtaatlichen Autorität in der einſeitigen Wertung der 
eigenen Intereſſen finden. Erſt jetzt kann im Grunde Volks und 
Parteitümlichkeit als eigener ſelbſtändiger Wert zu Ehren kommen 
und unter Umſtänden höher gewertet werden als ſtaatliche An⸗ 
erkennung. Die einmal frei entfalteten, zu dieſem Erfolge führenden 
geſellſchaftlichen Kräfte wirken da ſcheinbar wie neue Autoritäts⸗ 
mittelpunkte, ſind aber, wenn man die Dinge nicht auf den Kopf 
ſtellen will, doch nur aus dem Gegenſatze der nunmehr miteinander 


1 d. a. O. S. 832. 
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rivalifierenden autoritären und genoſſenſchaftlichen Geſtaltungs⸗ 
prinzipien zu erklären, und ſo wenig Mephiſto zur Autorität wird, 
weil er zu beſonderen Wertungen gelangt, ebenſowenig läßt ſich im 
Verhältnis zur alten Autorität behaupten, daß dieſe neuen politiſchen 
Einflüſſe Autoritäten darſtellen, wenigſtens ſolange ſie nicht vor⸗ 
herrſchen und die alte Autorität verdrängt haben. 

Gewiß find auch dieſe gegneriſchen genoſſenſchaftlichen Be⸗ 
ſtrebungen in Oſterreich nicht unweſentlich erſtarkt, wofür die neuere 
und neueſte Zeit während des Krieges manchen Beleg bietet. Der 
vor kurzem zurückgetretene Miniſterpräſident Dr. von Seidler, der 
gerade als der letzte „treue Diener ſeines Herrn“ vielen Anfeindungen 
ausgeſetzt war und ſchließlich zum Chef der Kaiſerlichen Kabinetts⸗ 
kanzlei ernannt wurde, hat es wie kaum ein zweiter erfahren müſſen. 
Nur auf dieſe Weiſe iſt auch der ſchon geſtreifte, ſehr bemerkenswerte 
eigenartige Vorgang zu erklären, daß kürzlich ſogar die Mehrheit 
des öſterreichiſchen Herrenhauſes außerhalb des Sitzungsverbandes 
anläßlich der durch Frankreich hervorgerufenen „Kaiſerbrief⸗ Affaire“ 
zur Behandlung der äußeren Politik und namentlich zum Bündniſſe 
mit dem Deutſchen Reiche Stellung genommen hat und bei dieſer 
Gelegenheit in einen gewiſſen Gegenſatz zu rein autoritären unver⸗ 
antwortlichen Einflüſſen getreten iſt. Selbſt auf durchaus autoritärer 
Grundlage gebildet, mit einem ernannten Präſidium an der Spitze, 
mußte ihm eigentlich eine derartige Abſonderung weſensfremd ſein, 
und dies mag auch ſeinen Präſidenten beſtimmt haben, die An⸗ 
beraumung einer Sitzung zu dieſem Zwecke zu verweigern und lieber 
von ſeiner Stelle zurückzutreten, als an einer derartigen Veranſtaltung 
mitzuwirken. Aber ſchon daß der ernannte Präſident ſein Verbleiben 
in ſeiner Stellung von der Haltung der Mehrheit abhängig machte, 
zeigt eben den Einbruch genoſſenſchaftlicher Machteinflüſſe in dieſe 
bisher weſentlich vom Autoritätsgedanken beherrſchte Verſammlung 
und beſtätigt daher das allgemeine Vordringen genoſſenſchaftlicher 
Elemente auf der ganzen Linie und in beiden Kammern, das für 
das Schickſal der Regierungen mitentſcheidende Bedeutung erlangt. 

Ebenſo bezeichnend für den wechſelnden Widerſtreit der herr⸗ 
ſchaftlichen und genoſſenſchaftlichen Geſtaltungsprinzipien war auch 
der Ausgang, die Heilung der Präſidentenkriſe durch einen neuen 
kaiſerlichen Vertrauensbeweis, der Verzicht auf die Behandlung des 
Reſolutionsentwurfes in öffentlicher Sitzung, die Austragung der 
Angelegenheit durch perſönliche Vorſprache beim Miniſterpräſidenten, 
der ſich bekanntlich bei dieſem Anlaſſe vor der Offentlichkeit rückhaltlos 

2 * 
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wie noch nie zuvor zum politifchen Prinzip der Minifterverantwort- 
lichkeit bekannte, der ſchließliche Austritt einer Anzahl von Mitgliedern 
aus einer der frondierenden Gruppen, im ganzen alſo ein Ausgleich 
zwiſchen Autorität und Genoſſenſchaftlichkeit, mit dem der Konflikt 
aus der Welt geſchafft wurde. Es gab weder Sieger noch Beſiegte. 
Allein ſo hoch auch die genoſſenſchaftliche Flut in Oſterreich geſtiegen 
ſein mag, ſo darf doch anderſeits nicht unterſchätzt werden, welche 
Stärke gerade hier der Damm der Autorität beſitzen mußte, um 
nicht zu zerreißen und das Gleichgewicht der Kräfte zu ſichern. 
Dies wurde nicht erſt im Kriege und nicht allein von den äußeren 
Feinden Oſterreichs verkannt. 


II . 


Mit dieſen Vorbetrachtungen iſt der Boden vorbereitet für die 
eigentliche Frage, inwiefern ſich in der Regierung ſelbſt die Ver⸗ 
bindung autoritärer und genoſſenſchaftlicher Elemente geltend macht. 
Die Grundlage, auf welcher eine Regierung berufen wird und ihr 
weiteres Schickſal beruht, iſt ſchon deshalb wichtig, weil der Ur⸗ 
ſprung der Regierung und ihre Lebensbedingungen ſelbſt von Einfluß 
ſein müſſen auf die Art ihrer Zuſammenſetzung und ihre nähere 
dienſtliche Gliederung. Die autoritäre Bildung muß ſich gemeinhin 
irgendwie in ihrer Struktur fortſetzen und fortwirken, alſo etwa die 
einherrſchaftliche Spitze in kräftig ausgeprägter Überordnung des 
Kabinettschefs begünſtigen, während wiederum der Einfluß genoſſen⸗ 
ſchaftlicher Genien bei der Entſtehung der Regierung wie die Fühlung⸗ 
nahme mit der Volksvertretung vor der endgültigen Berufung des 
Kabinetts und die Anbahnung der politiſchen Verantwortlichkeit der 
ſogenannten Kollegialität der Regierung im Miniſterrat förderſam 
ſein kann oder doch kongenial iſt, ſei es auch nur in enger Verbindung 
mit ſtraffer Uberordnung des Kabinettshauptes. Einen ſolchen engen 
Zuſammenhang von Kollegialität und Parlamentarismus behauptet 
wenigſtens ein ausgezeichneter und zugleich einer der letzten Lehrer 
der theoretiſchen Politik wie Lorenz v. Stein“, der im Miniſterrate 
und Geſamtminiſterium „ein ſolidariſches Ganzes gegenüber der Geſetz⸗ 
gebung“ ſucht und erſt in dieſer Kollegialität „das wahre Verhältnis 
der Vollziehung und Geſetzgebung“ findet. Er begründet dies damit, 
daß „ein wirklicher Widerſpruch in ihm an ſich unmöglich iſt, weil 


1 Vgl. hier und im folgenden, a. a. O. S. 275 ff. 


851] Herrſchaftliche und genoſſenſchaftliche Elemente im Miniſterialſyſtem 21 


in jeder Tätigkeit der wirkliche Widerſpruch die Tat ſelbſt lähmen 
würde. Soll die Harmonie im Staate, als Ganzem, walten, ſo 
müfen Wille und Tat, jo müſſen alſo Volksvertretung und Mini⸗ 
ſterium übereinſtimmen. .. . Je klarer ſich die großen organiſchen 
Funktionen (im Staatsleben) entwickeln und ſcheiden, deſto all⸗ 
gemeiner und beſtimmter wird daher das Bewußtſein, daß das 
Geſamtminiſterium den Ausdruck des Geiſtes der Volksvertretung 
in ſich tragen muß, und daß es daher unmöglich wird, ſowie der 
Geiſt der Vollziehung ſich dem der Geſetzgebung entfremdet. Das 
iſt das wahre konſtitutionelle Prinzip der Verwaltung; und erſt mit 
der offenen und unerſchütterlichen Anerkennung dieſes Prinzips tritt 
der Staat in das verfaſſungsmäßige Leben ein. ... Und dieſes 
erſte und allgemeinſte Prinzip der Verfaſſungsmäßigkeit kommt eben 
im Geſamtminiſterium und nicht in den einzelnen Miniſtern zum 
Ausdruck.“ 

Aber v. Stein übertreibt dieſen Zuſammenhang und macht 
darum der deutſchen Staatsrechtslehre ſeiner Zeit den gewiß über⸗ 
triebenen Vorwurf, „bei der Frage der Verantwortlichkeit ſtehen zu 
bleiben, ohne eben wegen jenes Mangels dieſelbe ganz erledigen zu 
können“. Auch fein Zitat aus Thiers (Histoire de la Revolution 
IV, 9)! iſt in dieſem Grade keineswegs ſchlüſſig. Stein hat hier 
mit ſeinem großen Einfluſſe auf die nächſte Generation bis in unſere 
Tage irreführend gewirkt. Kollegialität und abſolute Solidarität 
der Regierungsbank ſind ſicherlich wertvolle kongeniale Behelfe des 
vorgeſchrittenen Parlamentarismus und als ſolche aus dem franzö⸗ 
fiſchen Syſtem geläufig. Aber fie find eben nicht die einzigen und 
daher nicht unerſetzlich, was ſie doch ſein müßten, um jeden Zweifel 
verſtummen zu machen. 

Der öſterreichiſche Verfaſſungsſtaat gibt hier die beſte Gegen⸗ 
probe. Neben der nicht zu überſchätzenden Kollegialität der Regierung 
fällt hier die gewiß nicht weniger ausgeprägte und durch ſtraffe Zu⸗ 


1 „Ils ne savaient encore, et personne ne savait alors, qu'il faut com- 
poser un NMinistère d' influences, et que ces influences il faut les prendre 
dans les partis existants.“ — Dieſer Überſchätzung der Miniſterkollegialität 
macht ſich ſpäter auch Georg Jellinek, a. a. O. S. 319 f. und Walz, a. a. O. 
S. 327 ff. ſchuldig. Noch weiter gehen darin die Wertungen weiter Kreiſe im 
Deutſchen Reiche. Bgl. unten unter III. Übereinſtimmend mit dem Texte feither 
Heuß, a. a. O. S. 25, der die Kollegialverfaſſung der Miniſter auf die vor⸗ 
parlamentariſche Zeit zurückführt, da noch kein leitender erſter Miniſter, ſondern 
der Fürſt ſelbſt die Funktionen der relativen Einheitlichkeit beſorgte. 
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ſammenfaſſung der Kräfte wahrlich kaum minder wirkſame Über: 
ordnung des Kabinettschefs auf, der die unvergleichlich höhere Stellung 
einnimmt, die anderen Miniſter geradezu beruft und die Überein⸗ 
ſtimmung mit dem Parlament in erſter Linie ſichert!. Auch iſt 
eine feſt verbürgte Solidarität des Kabinetts dem Verfaſſungsſtaate 
der Frühzeit (wenn ſie überhaupt mit der Zeit nötig werden ſollte) 
kaum in dem Maße Bedürfnis, mit dem hochgehaltenen freien Er⸗ 
nennungsrechte der Krone auch ſchwer vereindar. Wo wenigſtens 
nackte Kollegialität ohne ſonderliches Übergewicht des Miniſter⸗ 
präſidenten eingeführt iſt, wie in Preußen, hat ſie bisher die von 
Lorenz v. Stein vom Geſamtminiſterium für den Parlamentarismus 
erhofften Früchte kaum getragen. 

Was ſollte und wollte denn auch Lorenz v. Steins „Harmonie⸗ 
bedürfnis“ in einem von der Krone mehr oder minder frei ernannten 
Beamtenkabinett, zwiſchen dem und der Volksvertretung im jungen 
Verfaſſungsſtaate noch eine breite Kluft gähnt? Was bedeutet eine 
ſolche Harmonie den in die Regierung berufenen farbloſen Beamten, 
die keine politiſchen Perſönlichkeiten ſind und ſein wollen, vielleicht 
ſogar ihren Stolz darein ſetzen, es nicht zu ſein? Gewiß hatte 
dieſer moderne Verfaſſungsſtaat, zumal der konſtitutionaliſierte 
Großſtaat, von allem Anfang das Bedürſnis nach Zuſammenfaſſung 
aller Regierungskräfte, ſchon weil es die Schlagfertigkeit der Regierung 
verlangt und dieſes wohl ſchon dem abſoluten Staate innewohnende 
Bedürfnis nicht unter dem Einfluſſe der neugeweckten parlamentariſchen 
Beſtrebungen zu kurz kommen durfte. Aber dieſes Erfordernis konnte 
auch durch die bevorzugte Stellung des Regierungschefs als des be⸗ 
ſonderen Vertrauensmannes der Krone im engſten Sinne ſichergeſtellt 
werden, und dieſer Vorrang des Niinifterpräfidenten fügte ſich in 
ſeiner Art harmoniſch in die monarchiſche Struktur des öſterreichiſchen 
Staates. Zwar iſt dieſes monokratiſche Zwiſchenglied durch das 
monarchiſche Prinzip nicht unbedingt verlangt, beſonders in kleineren 
Staaten durch perſönliches Eingreifen des Landesfürſten überflüſſig“, 


1 Bol. in dieſem auch ſchon mit Anſpielungen auf Oſterreich Wittmayer, 
Deutſcher Reichstag und Reichsregierung, S. 13 ff. 

2 Bol. Walz, a. a. D. S. 329 für das Großherzogtum Baden. Daß 
hier, „ſeitdem man wieder zum reinen Beamtenminiſterium übergegangen, der 
Gedanke an das Hervortreten eines leitenden Miniſters innerhalb des Kollegiums 
noch viel weiter (als unter dem parlamentariſchen Regiment) in die Ferne gerückt 
iſt“ (S. 329), mag im Kleinſtaate hingehen, aber auch hier nur, inſoweit und 
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aber im Großſtaate immerhin ein wertvoller Bequemlichkeitsbehelf, 
deſſen Bedeutung mit dem Übergange zur Verfaſſungsmäßigkeit wächſt. 
Denn es erübrigt ſich auf dieſe Weiſe in vielen geringeren Fällen 
das perſönliche Einſchreiten der Krone. Im abſoluten Staate iſt es 
noch an der Tagesordnung. Noch in der unmittelbar voran⸗ 
gegangenen (Verfaſſungs⸗) Siſtierungsperiode hatte zum Beiſpiel die 
Kaiſerl. Verordnung vom 21. November 1866, RG Bl. Nr. 140 über 
die Regelung des Staats-, Rechnungs⸗ und Kontrolldienſtes uſw. 
($ 10) die Autorität der Krone eingeſetzt, wenn ſich Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten zwiſchen Regierung und Rechnungskammer ergeben 
ſollten. Die Februarverfaſſung (1861) will ſogar Kompetenzzweifel 
zwiſchen dem engeren Reichsrate und dem Landtage auf Antrag des 
engeren Reichsrates durch die Autorität des Kaiſers entſcheiden 
laſſen (§ 11 des Grundgefetzes über die Reichsvertretung). Und 
noch die Dezemberverfaſſung (§ 7 des Grundgeſetzes) behält dem 
Kaiſer vor, „den Vollzug der Wahl (!) unmittelbar durch die Gebiete, 
Städte und Körperſchaften anzuordnen, wenn ausnahmsweiſe Ver⸗ 
hältniſſe eintreten, welche die Beſchickung des Hauſes der Abgeordneten 
durch einen Landtag nicht zum Vollzuge kommen laſſen“. Es gibt 
wohl kein ſtärkeres Bild davon, welche Kraftquelle die monarchiſche 
Autorität noch dem jungen Verfaſſungsſtaate bedeutet. Aber ver⸗ 
faſſungsmäßig iſt dieſe Konſtruktion nicht, und jeder unnötige Gebrauch 
bedeutet techniſche Rückſtändigkeit ſowie umgekehrt jedes Sparmittel 
techniſchen Fortſchritt. Schon mit dieſem Maßſtabe gemeſſen, müßte 
eine rein kollegiale Regierung verſagen. Sie müßte die Krone un⸗ 
gleich häufiger anrufen und dieſen Widerſpruch mit dem Geiſte der 
Miniſterverantwortlichkeit in Permanenz erklären, da das kraſſe 
Mehrheitsprinzip im Schoße der Regierung ſelbſt nicht erſchöpfend 
aushelfen kann und, wie ſich zeigen wird, als ernſter Entſcheidungs⸗ 
behelf im Miniſterrate überhaupt nicht in Betracht kommt. Die 
Abſtufung des Vertrauens durch Einſchiebung einer abgeleiteten 
Zwiſchenautorität iſt ſomit aus vielen Gründen der techniſch 
höherwertige Behelf, ſichert die Einheitlichkeit der Regierung, 
wirkt der Notwendigkeit von häufigen Kronräten entgegen und ent⸗ 
ſpricht auch beſſer dem autoritären Charakter der Berufung, die 
ſich auf die „richtige“ Auswahl des erſten Vertrauensmannes be⸗ 
ſchränken kann. Dieſe lenkt ſich bei der frühen Berufung der erſten 


ſolange ſich die patriarchaliſchen Regierungsformen erhalten, auf die Walz ſelbſt 
durch den Hinweis auf den Markgrafen der älteren Zeit anſpielt. In ähnlichem 
Sinne jetzt übrigens auch Heuß, a. a. O. S. 25. 
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parlamentariſierten Kabinette auf die Angehörigen der dem Hofe zu⸗ 
nächſtſtehenden höheren Adelskreiſe! als die vertrauenerweckendſten 
und berufenſten Vertreter der alten autoritären Lebensordnung. Und 
dies mag dazu beigetragen haben, daß ſich auch in der Folge ein 
ausgeprägter geſellſchaftlicher und politiſcher Rangsunterſchied zu 
den übrigen Miniſtern erhält, bzw. ausbildet, ſo daß der im geltenden 
Verfaſſungsſyſtem in einigen Fällen (beim Erlaß von Notverordnungen 
und anderer Regierungsakte von größerer politiſcher Wichtigkeit, wie 
Suspenſion gewiſſer Grundrechte, zeitweiſe Einſtellung der Geſchworenen⸗ 
gerichte) durch das Erfordernis der Gegenzeichnung ſämtlicher Miniſter 
beſtimmte Grundſatz der Geſamtregierung, im übrigen durch den be⸗ 
ſonderen Einfluß des Erſtminiſters überflügelt wird. Dieſer bildet 
— unbeſchadet gelegentlicher Weiſungen und Vorbehalte für einzelne 
Poſten — die Miniſterliſte und kommt darin dem franzöfifchen, 
engliſchen und ungariſchen Kollegen gleich. Er ſchifft auch die Ge⸗ 
fährten aus, ſobald es die Weiterführung des Staatsſchiffes ver⸗ 
langt. An ihn in erſter Linie erfließen die Handſchreiben, welche 
die Ernennung der übrigen Kabinettsmitglieder oder ſonſtige Ande⸗ 
rungen der Regierungsbank betreffen. Die Betrauung hoher Beamten 
mit der bloßen Leitung eines Reſſorts wird überhaupt nur ihm mit⸗ 
geteilt. Nach dem Miniſterpräſidenten werden die verſchiedenen 
öſterreichiſchen Kabinette als Einheiten benannt. Die Sitte, den 
Namen eines zweiten namhaften Miniſters anzufügen, iſt längſt ab⸗ 
gekommen. Bildet derſelbe Miniſterpräſident (wie ſeinerzeit Graf 
Bienerth oder jüngſt Ritter von Seidler) ein neues Kabinett, ſo 
trägt dieſes den Namen des Chefs mit einem entſprechenden Zahlen⸗ 
index. Allerdings erhalten auch die einzelnen Miniſter kaiſerliche 
Handſchreiben über ihre Ernennung. Inſofern bleibt doch die ſtaats⸗ 
rechtliche Unmittelbarkeit ihrer Vertrauensſtellung gewahrt. Bis zu 
dem Grade gewahrt, daß wiederholt die alten Miniſter im Amte 
blieben und lediglich in dieſem beſtätigt wurden, ſo daß ſich die 
Vorſchläge des neuen Miniſterpräſidenten auf die übrigen Reſſorts 
beſchränken konnten oder daß auch nur der Miniſterpräſident aus⸗ 
gewechſelt wurde?. Dem alten Kabinett wurde einfach ein neues 


1 Vgl. die bei Czedik, a. a. O. 1. angeführte Lifte der verſchiedenen 
Kabinette dieſer Zeit. ̃ 

2 gl. Wittmayer, Deutſcher Reichstag und Reichsregierung, S. 14 f. 
Seither Miniſterpräſident Freiherr von Huſſarek, allerdings mit der er⸗ 
wähnten Neubeſtellung der verbleibenden Miniſter und unter Auswechſlung von 
zwei Kabinettsmitgliedern. 
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Haupt aufgeſetzt. In ſolchen Fällen ſchlägt eben die urſprüngliche 
ſtärkere Berufungsgewalt durch, und die kollegiale Geſchloſſenheit des 
Beamtenkabinetts erweiſt ſich als bloßer Schein. Der Charakter 
des Beamtenkabinetts, das ſeine oberſte Einheit im Ernennungsrechte 
der Krone findet, tritt reiner hervor. Doch bleiben dann einzelne 
Miniſterwechſel nach einiger Zeit nicht aus!. Auch werden die 
alten Miniſter ohne feſte Praxis nicht ſelten als Mitglieder der 
neuen Regierung neu ernannt. So hat der politiſch feinfühlige 
Koerber dieſen Vorgang erſt bei der Bildung ſeines zweiten Kabinetts 
(November 1916) beobachtet und damit die Einheit des Kabinetts 
auf ſeine Perſon zugeſchnitten. Ebenſo in jüngſter Zeit der Miniſter⸗ 
präfident Freiherr von Huſſarek (Kaiſerl. Handſchreiben vom 
25. Juli 1918). Entſcheidend iſt aber nicht die Form, ſondern die 
Sache, und in dieſer bedeutet die Überordnung des öſterreichiſchen 
Miniſterpräſidenten, der unter allen Staatsbeamten allein die erſte 
Nangsklaſſe hat, nach der Krone die ſtärkſte Bürgſchaft für die Ein⸗ 
heitlichkeit der öſterreichiſchen Regierungspolitik. 

Die ſtärkſte, aber nicht die einzige Klammer! Denn neben ihr 
beſteht ſicher in breiter Front die Kollegialität der Beratung im 
Miniſterrat, in den alle Geſetzvorlagen vor ihrer Sanktion oder Vor⸗ 
ſanktion gebracht werden müſſen. Natürlich befaßt ſich der Miniſter⸗ 
rat mit allen grundſätzlichen Fragen der Politik. Folglich auch mit 
dem Erlaß von Notverordnungen, Suspenfion gewiſſer Grundrechte 
und der Schwurgerichte, alles Akte, die von ſämtlichen Miniſtern 
gegengezeichnet ſein müſſen. Vor den Miniſterrat gehören auch die 
Ernennungen gewiſſer höherer Beamten und viele laufende Angelegen⸗ 
heiten von wechſelnder Bedeutung. Die Grundſätze darüber ſind 
nicht verlautbart. Doch iſt anzunehmen, daß viele, ſehr viele glatte 
Sachen aus formellen Gründen nach alter Überlieferung in den 
Minifterrat gebracht werden, ohne zu einer ernſtlichen Beratung zu 
führen. Die Hauptſache iſt, daß kein Einſpruch erfolgt. Die kolle⸗ 
giale Behandlung will ja womöglich Einmütigkeit erzielen, wie es 
dem Weſen eines Minifterrates entſpricht, iſt alſo echt genoſſenſchaftlich 
im beſten alten Sinn. Bei Meinungsverſchiedenheiten wird ſich das 
Mehrheitsprinzip freilich nicht immer völlig umgehen laſſen. Doch 
wird ſeine Bedeutung im Miniſterrat leicht verkannt oder überſchätzt. 
Soweit es ſich nicht um „Kabinettsfragen“ handelt, kann ſchon die 


1 Wie im zweiten Kabinett Gautſch, der Ende 1904 das ganze Kabinett 
ſeines Vorgängers fürs nächſte übernahm. 
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überordnung des Kabinettschefs dank feines Verhältniſſes zum 
Dienſtherrn ſich als das ſtärkere Moment erweiſen und die Kampf⸗ 
abſtimmung vermeiden belfen oder doch bewirken, daß ihr die Spitze 
genommen wird. In dieſem letzteren Falle iſt der überſtimmte 
Miniſter als zuſtimmend anzuſehen. Coactus voluit. Er befindet 
ſich ungefähr in der Lage des überſtimmten Staatsbürgers bei 
Rouſſeau, der ſich über den Geſamtwillen des Gremiums getäuſcht 
hat, aber von vornherein damit einverſtanden war, ſich eines Beſſeren 
belehren zu laſſen. Eine ſolche Majoriſierung iſt ja doch nur in 
Angelegenheiten denkbar, die zwar über laufende Dutzendgeſchäfte 
hinausragen, aber nicht die Bedeutung von Kabinettsfragen erreichen, 
alſo doch nur untergeordnet ſind. Geht aber der Zwieſpalt tiefer, 
dann iſt eben mit oder ohne Abſtimmung der weitere Beſtand des 
Kabinetts in ſeiner bisherigen Zuſammenſetzung gefährdet. Die 
förmliche Abſtimmung geht dann um die Frage, ob man in der bis⸗ 
herigen Zuſammenſetzung beiſammenbleibt. Schon eine bloße 
Minderheit, unter Umſtänden auch nur ein einziger diſſentierender 
Miniſter kann die Kriſe heraufbeſchwören. Im Beamtenkabinett kann 
ſich freilich der Miniſterpräſident ſogar dann, wenn er ſelbſt zur 
Minderheit gehört, für ſeine Perſon noch immer als der ſtärkere 
Teil bewähren, der im ungeſchmälerten Vertrauen des Monarchen 
an die kleine „Rekonſtruktion“ des Miniſteriums ſchreitet oder ein 
neues bildet. Dann wurzelt eben offenbar die Einheitlichkeit des 
Regierungskurſes — trotz Kollegialität und Abſtimmung — tatſächlich 
und politiſch hauptſächlich in ſeiner autoritären Stellung und eine 
Stimmabgabe gegen ihn wäre politiſch Selbſtmord, nicht aber eine 
die weitere Regierungspolitik beſtimmende Tat. Anderſeits muß 
ſich in der Sache nicht einmal die Mehrheit durchſetzen, da die 
Miniſterkriſe ganz gut einen völligen Syſtemwechſel mit einem neuen 
Miniſterpräſidenten zur Folge haben kann. Auch darin zeigt ſich 
die Unverträglichkeit des Mehrheitsprinzipes in der Sache, in einer 
Hauptſache, mit der kollegialen Miniſterberatung. Dies erkennt auch 
ganz richtig bereits Georg Jellinek !. 

Im parlamentariſierten Kabinett, dem Mitglieder aus ver⸗ 
ſchiedenen Gruppen der Volksvertretung angehören, ſind Kampf⸗ 
abſtimmungen für den Regierungskurs von vornherein gefährlicher, 
weil die Überordnung des Miniſterpräſidenten ſich nicht leicht im 
gleichen Grade auswirken kann. Ahnliches gilt — wenn auch nicht 


— —— 


1 a. a. O. S. 320. 
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im ſelben Maße — für die neueren öſterreichiſchen Regierungen, die 
nach verſchiedenen politiſchen und nationalen Schlüſſeln zuſammen⸗ 
geſetzt werden, alſo einen gewiſſen politiſchen Einſchlag haben. Die 
betreffenden Beamten gehören beſtimmten Nationen oder politiſchen 
Richtungen an, ſind gleichſam Viriliſten und Exponenten beſtimmter 
Anſchaunngen und Lebenskreiſe. Man kann dieſe Kabinette mit einer 
contradictio in adjecto kurz als Beamtenminiſterien mit politiſchem 
Einſchlag bezeichnen und als ſolche der bloß parlamentariſierten Re⸗ 
gierung! einigermaßen gleichhalten, weil auch hier jede einzelne Ver⸗ 
ſchiebung unberechenbare Folgen für den weiteren Beſtand des poli⸗ 
tiſchen Syſtems zeitigen kann. Das genoſſenſchaftliche Regierungs⸗ 
prinzip iſt in beiden Fällen ſchärfer ausgeprägt, die Abſtimmungsprobe 
für die Lebensfähigkeit desſelben Kabinetts ohne Zweifel kritiſcher, 
da hier der Miniſterpräſident auch von den politiſchen Parteien ab⸗ 
hängig iſt und ſeine ausgleichende Autorität zur Abwehr dieſer ver⸗ 
einigten genoſſenſchaftlichen Gegenkräfte möglicherweiſe nicht mehr 
ausreicht. Übrigens iſt auch hier vieles quaestio facti. Beſonders 
im Beamtenkabinett mit politiſchem Einſchlag iſt der Einfluß des 
Chefs als ſolchen gewiß noch ſehr beträchtlich, um vielleicht eine der⸗ 
artige innere Kabinettskriſe bannen zu können. Einen ſolchen Er⸗ 
folg ſcheint in jüngſter Zeit der bereits von außen hart bedrängte 
Miniſterpräſident Dr. von Seidler noch im letzten Augenblicke erzielt 
zu haben, bevor er abtrat. Wie es in einem rein parlamentariſchen, 
d. h. einer einheitlichen Mehrheit entnommenen Miniſterium ſtünde, 
erübrigt ſich, weil an derlei in unſeren Verſaſſungsſtaaten deutſcher 
Prägung dermalen doch nicht zu denken iſt. 

In allen anderen Fällen muß die äußerlich genoſſenſchaftliche 
Struktur des öſterreichiſchen Miniſteriums mit der einherrſchaftlichen 
Stellung des Miniſterpräſidenten die mannigfachſten Verbindungen 
und Ausgleiche eingehen. Dieſe in keinem Syſtem wegzuleugnende 
Vormachtſtellung des Miniſterpräſidenten muß auch der Solidarität 
des Kabinetts den Stempel aufdrücken, ſoweit ſich eine ſolche im 
Gefolge der Kollegialität überhaupt annehmen läßt. Zwar werden 
in der ſeit Stein und Jellinek noch immer herrſchenden Lehre Kolle⸗ 
gialität und Solidarität gemeinhin durcheinander geworfen, obwohl 
es ſich längſt empfohlen hätte, ihre angebliche Wechſelbeziehung näher 
zu prüfen. Eine rechtliche Solidarität der öſterreichiſchen Miniſter 

1 Bgl. Wittmayer, Deutſcher Reichstag und Reichsregierung, S. 3 f., 


55 f. u. a. und die angeführte Literatur, beſonders Rehm, Feſtgabe für Otto 
Mayer, 1916, S. 67 und Piloty, a. a. O. S. 4 f. und 62 f. 
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mag nur inſofern hingehen, als fie ſich aus der auf Geſetzverletzungen 
beſchränkten rechtlichen Verantwortlichkeit nach dem Miniſter⸗ 
verantwortlichkeitsgeſetze vom 25. Juli 1867, RGBl. Nr. 101, ergibt. 
Der Wortlaut dieſes Geſetzes ſchließt wohl die juriftifche Ver⸗ 
antwortlichkeit aus der Mitwirkung am Minifterrate nicht abſolut 
aus, iſt aber unverkennbar doch nur auf die Reſſortminiſter als 
gegenzeichnende Einzelweſen zugeſchnitten. Die politiſche Solidarität 
entſpricht dem Umfange der politiſchen Verantwortlichkeit und kann 
ſich daher von Haus aus nur inſoweit ausleben, als das Verfaſſungs⸗ 
leben dieſe Stufe der Verantwortlichkeit erklommen hat. Sie kann 
daher in allen Formen von Miniſterien, die wir kennen gelernt 
haben, vom Beamtenkabinett bis zum Miniſterium mit parlamenta- 
riſchem oder bloß politiſchem Einſchlag doch nur im beſcheidenen 
Maße vorhanden ſein. Und auch dann wirkt noch immer in einzelnen 
Perſonenfragen der autoritäre Geſchmack der monarchiſchen Gewalt 
entgegen. Im übrigen muß die politiſche Solidarität notgedrungen 
dem politiſchen Schwerpunkt des Kabinetts folgen. Sie wird daher 
rebus sic stantibus weit eher auf das Verhältnis des Reſſortminiſters 
zum Kabinettschef abgeſtellt ſein als auf die doch nur untergeordnetere 
Wechſelbeziehung zu allen anderen Kollegen. In jedem einzelnen 
Reſſort kann ſich die Mit⸗, Neben⸗ oder Doppelregierung des Miniſter⸗ 
präſidenten einſtellen. So will es wenigſtens die monokratiſche 
Hauptanlage des öſterreichiſchen Beamtenkabinetts, in welcher die 
Kollegialität der Führung des Miniſterpräſidenten kein volles Gegen⸗ 
gewicht zu bieten vermochte. Nur bei erheblichem politiſchen Ein⸗ 
ſchlage ergibt ſich für die genoſſenſchaftlichen Kräfte des Kabinetts 
ein günſtigeres Miſchungsverhältnis. Doch iſt die Vorherrſchaft des 
autoritären Elements zur Stunde noch immer nicht gebrochen. 
Wenigſtens nicht von innen heraus. Im Sinne des Erſtminiſter⸗ 
ſyſtems regiert alſo der Minifterpräfident in jedes einzelne Reſſort 
hinein und bildet ſozuſagen mit jedem Reſſortminiſter ein Duum⸗ 
virat, ſo daß rings um die Perſon des Kabinettschefs eine ganze 
Kette von Duumviraten beſteht. Die uns ſcheinbar recht fernliegende 
und rätſelhafte Regierungsform des Duumvirats, für welche die 
Antike ſo viel unverhüllte Vorliebe zeigte, iſt daher im Grunde auch 
uns nicht fremd, nur ungleich verſteckter und differenzierter. Eine 
gewiſſe entfernte Ahnlichkeit zeigt auch das dienſtliche Verhältnis 
des öſterreichiſchen „Generalſtabschefs“ zum Befehlshaber einer 
taktiſchen Einheit (Diviſion, Korps uſw.), und gewiß auch ander⸗ 
wärts! 
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Nach Abzug all dieſer Vorbehalte erübrigt von der Kollegialität 
und Solidarität der öſterreichiſchen virtuell höchſtens die Notwendig⸗ 
keit engſten Zuſammengehens bei hochpolitiſchen Ausnahmsverfügungen 
und ſonſt die gewiß wichtige Sicherung des Kontakts zwiſchen den 
verſchiedenen Reſſorts. Von der richtig erkannten Notwendigkeit 
dieſer Berührung auf das organiſche Erfordernis eines Miniſterrats 
zu ſchließen, iſt aber doch ein gewagter Gedankenſprung Steins und 
ſeines Anhängers Jellinek, der auch noch heutzutage von vielen 
unbewußten Nachahmern wiederholt wird und dazu beiträgt, einer 
Regierung ohne kollegiale Beratung den Charakter eines Geſamt⸗ 
miniſteriums abzuſprechen. Für dieſen Kontakt ſind aber doch längſt 
viele andere tragfähige Wege mit techniſch hochentwickelten Verkehrs⸗ 
mitteln gefunden worden, vom Einſichtsweg, den die Akten rechtzeitig 
bei den verſchiedenen beteiligten Reſſorts durchlaufen müſſen, über 
die mündliche Ausſprache zur interminiſteriellen Konferenz. Schon 
in den Vollzugsklauſeln der Geſetze wird häufig der zur Durchführung 
in erſter Linie berufene Miniſter an das Einvernehmen mit den ſonſt 
beteiligten Miniſtern gebunden, und die Durchführungsverordnungen 
des „führenden“ Miniſters enthalten dann die Berufung auf dieſes 
Einverſtändnis. 

Dieſer Kontakt kann in ſeiner Beweglichkeit, Vielſeitigkeit und 
Gründlichkeit durch den bloßen Miniſterrat niemals erſetzt oder ſelbſt 
nur zum geringen Teile abgelöſt werden. Er iſt gerade bei der 
Vorbereitung ſachlicher Vorlagen für den Miniſterrat unentbehrlich 
und könnte eher dieſen erübrigen als umgekehrt. Daher berechtigen 
Staaten ohne ausgeſprochenen Minifterrat, die ſchon deshalb „ſtarken“ 
Regierungschef brauchen, aufs Geratewohl zur Annahme, daß die 
Einheitlichkeit der Regierung einerſeits durch den mächtigen Chef 
oder ſeine Anrufung, anderſeits in abertauſend Stimmen durch das 
Einvernehmen der verſchiedenen Reſſortvorſtände und ihrer Beamten 
zuſtande kommt. Ganz kann der „Reſſortpartikularismus“ der Be⸗ 
amten auch hier nicht ausgerottet werden und nirgends in der Welt. 

Nur der Mangel einer äußeren Zuſammenfaſſung im hoch⸗ 
offiziellen Miniſterrat ſowie der Mangel praktiſcher Kenntniſſe des 
inneren Geſchäftsgangs kann hier den Blick für dieſe geheimen Zu⸗ 
ſammenhänge trüben. Beide Umſtände tragen Schuld daran, wenn 
zum Beiſpiel im Deutſchen Reiche die etwas übertriebenen Klagen 
über das Fehlen einer kollegialen Einrichtung der Reichsleitung nicht 
verſtummen wollen und von den vortrefflichſten Sachkennern wiederholt 
werden. Gewiſſe Spuren zeigen ſich jüngſt ſelbſt noch bei Max 
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Weber (Parlament und Regierung im neugeorbneten Deutſchland, 
1918, S. 137). Anſchütz (Parlament und Regierung im Deutſchen 
Reich, 1918, S. 30 f.) iſt allerdings neueſtens weſentlich abgeklärter 
und bedeutet darin einen Fortſchritt, der uns noch beſchäftigen wird. 
In Oſterreich konnte dieſes Mißverſtändnis nicht aufkommen. Dafür 
wurde wieder der genoſſenſchaftliche Zuſammenhang vom In⸗ und 
Ausland überſchätzt. 

Merkwürdigerweiſe auch vom geweſenen Oſterreicher Jellinek, 
und zwar als er noch in Oſterreich weilte, unter dem Einfluſſe von 
Lorenz v. Stein, der gleichfalls im vermeintlichen Stammlande des 
kollegialen Miniſterſyſtems wirkte. Georg Jellinek verfuhr in einer 
auch für alle Irrtümer der Folgezeit geradezu typiſchen Weiſe. Er 
ſtand unter dem Eindrucke der von Stein in extremſter Weiſe dem 
Parlamentsſtaat entnommenen Miniſterſolidarität und übertrug fie 
vorbehaltlos auf den bloßen Verfaſſungsſtaat. Begünſtigt wurde 
dieſe Verpflanzung durch den vorgefaßten Begriff des Miniſters als 
des höchſten und ſelbſtändigen Beamten, der außer dem Monarchen 
keinen Höheren über ſich habe und ſich daher nur in vollſter Kolle⸗ 
gialität wohlfühlen könne. Von hier gelangte Jellinek Vater mit 
feinem bewährten juriſtiſchen Scharfſinn und politiſchen Blick ganz 
richtig zu einer dunkeln Vorahnung des Weſens dieſer Kollegialität 
ohne echten ſachlichen Mehrheitszwang. Aber die volle 
Erkenntnis verebbte doch wieder in unzeitigen juriſtiſchen Neben⸗ 
betrachtungen über die „doch nur bedingte Kollegialität“ des Miniſter⸗ 
rats, weil es an einem rechtlichen Gehorſamszwang für den Miniſter 
fehle. Als ob es auf dieſe Gehorſamspflicht ankäme und dieſe im 
Grunde doch zur wahren Kollegialität gehörte! Jellinek war noch 
immer zu viel Juriſt, und dieſer verdarb dem Politiker das Konzept. 
Infolge dieſer Seitenſprünge verſchloß er ſich doch wieder das volle 
Verſtändnis für das Weſen der von ihm ſelbſt herausgearbeiteten 
Kollegialität der Regierung. Der von ihm fein gewürdigte und aus 
der Stellung des Miniſters abgeleitete freie Rücktritt mußte jetzt 
eher eine Breſche im Syſtem der Genoſſenſchaftlichkeit ſcheinen, 
obzwar die freie Demiſſion damit in der politiſchen Wirklichkeit nicht 
in Widerſpruch ſteht, wenn nicht geradezu zum Wefen dieſer für 
Überſtimmung viel zu zarten Genoſſenſchaftlichkeit gehört. Die 
Einſicht in die herrſchaftliche Seite des öſterreichiſchen Miniſterial⸗ 
ſyſtems war. auf dieſer von Stein gelegten Grundlage überhaupt 
nicht zu erwarten, eine allfällige Uberordnung des Miniſterpräſidenten 
ſchon mit dem rein dogmatiſch und außerhalb der politiſchen Wirk⸗ 
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lichkeit gebildeten Miniſterbegriff wohl gänzlich unvereinbar. Jellineks 
Sache war eben ganz und gar auf das Genoſſenſchaftliche geſtellt, 
das in ſeinen Augen jede dem Miniſter übergeordneten Autorität 
mit Ausnahme der des Monarchen auszuſchließen ſchien. Mit 
Lorenz v. Stein verſchmäht er es, die Stellung des Miniſters aus⸗ 
ſchließlich auf die ſtaatsrechtliche Verantwortlichkeit zu gründen !. 
Allein wenn einmal das eigenartige Über⸗ und Nebeneinander des 
öſterreichiſchen Erſt⸗ und Oberminiſters erkannt iſt und ebenſo die 
daraus für den einzelnen Reſſortminiſter entſpringende eigene Reſſort⸗ 
ſolidarität mit dem Miniſterpräſidenten, dann zerfällt das ganze 
luftige Gebäude. Dann verliert es den Zweck, die Geſamtſolidarität 
zu übertreiben. Dann erübrigt bloß die unmittelbare ſtaatsrechtliche 
und allenfalls politiſche Verantwortlichkeit als das einzige tragfähige 
Kriterium der Miniſterſchaft. Das Gegenzeichnungsrecht wird wieder 
wie in der guten alten Zeit zum Angelpunkt. Will man aber dieſen 
Folgen ausweichen, ſo bleibt kein anderer Ausweg, als die greifbare 
politiſche Wirklichkeit dem Dogma zu opfern und den Miniſter⸗ 
charakter der öſterreichiſchen Reſſort⸗ und Landsmannminiſter zu be⸗ 
ſtreiten. Das will man aber doch nicht? Denn ſie ſind um nichts 
ſchlechter oder einflußloſer als der Verfaſſungsſtaat oder, wie Anſchütz 
ſagt, der „Altkonſtitutionalismus“ zuläßt. Überdies hat gewiß die 
neuere Entwicklung der politiſchen Miniſterien parallel mit dem Auf⸗ 
trieb des Miniſterpräſidenten auch den genoſſenſchaftlichen Einſchlag 
der Regierung etwas geſtärkt. 


III 


Mit dieſer Vorbetrachtung über die öſterreichiſche Regierung 
halten wir zugleich vor dem Problem der deutſchen Reichsleitung, 
die nach außen als „Kaiſerlich deutſche Regierung“? auftritt. Vieles, 
was von der öſterreichiſchen Regierung geſagt wurde, zielte von vorn⸗ 
herein auf den Charakter dieſer deutſchen Reichsleitung, der noch 
immer beſtritten iſt, während der aus herrſchaftlichen und genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Elementen zuſammengeſetzte Aufbau des öſterreichiſchen 


1 Vgl. a. a. O. S. 319 mit Stein, a. a. O. S. 276. Es geht mit den⸗ 
ſelben Verwahrungen gegen die ſchon bei Stein bemängelte ältere Literatur. 

2 Dal. Anſchütz, Parlament und Regierung im Deutſchen Reich, S. 26, 
und Noſenthal, Die deutſche Reichsregierung. Eine ſtaatsrechtliche und 
politiſche Studie (erweiterter Abdruck aus der Feſtſchrift für A. Thon), 1911, 
S. 74 ff. \ 
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Miniſterialſyſtems außer Zweifel ſteht und daher eine feſte Grund⸗ 
lage für die Erkenntnis des Regierungsſyſtems im Reiche bietet. 
Der letzte Grund der bisher ungleichen Wertung liegt in einer ge⸗ 
wiſſen Ungleichheit des Entwicklungsprozeſſes, den die Regierungs⸗ 
einrichtungen in Oſterreich im Gegenſatze zu jenen im Deutſchen 
Reiche zu durchlaufen hatten. Gewiß hat ſich auch der Bau der 
öſterreichiſchen Regierung erſt allmählich in einem geſchichtlichen Ab⸗ 
laufe vollzogen. Aber die Ausgangspunkte find klar in der typiſchen 
Miniſterialregierung gegeben mit ſtarken Anſätzen zum Kollegialſyſtem 
und innerhalb desſelben mit einer ebenſo klaren Vorzugsſtellung des 
Erſtminiſters, der dann allmählich zu immer größerem Einfluſſe auf⸗ 
ſteigt, bis ſich dann wieder nach Verlaſſen des rein autoritären 
Beamtenkabinetts zum Teile eine rückläufige Strömung geltend 
macht. 

Anders war bekanntlich der Ausgangspunkt in Deutſchland. Die 
Reichsverfaſſung kennt urſprünglich nur den einen für die Präſidial⸗ 
geſchäfte verantwortlichen Reichskanzler und bezeichnet auch ihn nicht 
ausdrücklich als Miniſter. Er gilt aber allgemein dafür, und zwar 
nur deshalb, weil eben hauptſächlich das Kriterium der Gegenzeichnung 
und Verantwortlichkeit — im Gegenſatze zu den Lehren Steins und 
Jellineks — als für den ſtaatsrechtlichen Charakter des Kanzlerpoſtens 
entſcheidend angeſehen wird!. Andere verantwortliche Funktionäre 
dieſer Art ſind der Reichsverfaſſung unbekannt und erſt durch das 
„Stellvertretungsgeſetz“ von 1878 eingeführt worden, das bekanntlich 
die Beſtellung der Vorſtände der Reichsämter zu Stellvertretern des 
Kanzlers in den einzelnen Reſſorts ermöglichte und ſie perſönlich 
gleich ihm verantwortlich macht. Gewiß hat das Geſetz dem Reichs⸗ 
kanzler — abgeſehen von ſeinem wichtigen Rechte der Erſtgeburt — 
eine weitgehende autoritäre Überordnung geſichert; ſie kommt ja ſchon 
darin zum Ausdrucke, daß dieſe Perſonen nur in ihrer Eigenſchaft 
als Stellvertreter des Erſtminiſters unmittelbar verantwortlich werden. 
Ferner darin, daß dem Kanzler das Recht vorbehalten iſt, ihnen An⸗ 
weiſungen zu erteilen und in jedem Reſſort jede Amtshandlung auch 
ſelbſt vorzunehmen, was ſich aber heute in der Hauptſache doch nur 
aus der Entſtehungsgeſchichte erklärt. Die Einführung ſolcher Stell⸗ 


1 Die formale Beſchränkung dieſer Verantwortlichkeit auf Präſidialgeſchäfte 
mag in unſerem Zuſammenhang als irrelevant unberückſichtigt bleiben, ſchon 
um eine unnötige Verwicklung des Gegenſtandes zu vermeiden. Daß der 
Bundesrat als die un verantwortliche Reichsregierung genoſſenſchaftlich zuſammen⸗ 
geſetzt iſt, bedarf keiner Ausführung. Vgl. aber noch unten. 
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vertreter war urſprünglich eine Halbheit, ſie waren ungeachtet ihrer 
eigenen Verantwortlichkeit — ſozuſagen „nicht ganz“ oder überhaupt 
noch nicht — als Minifter gedacht, obwohl ſich für ihre Miniſter⸗ 
ſtellung von Haus aus dasſelbe formale Kriterium anführen ließ 
wie für die Miniſtereigenſchaft des Kanzlers ſelbſt, nämlich die un⸗ 
mittelbare Verantwortlichkeit nach außen. Dieſe verlangt nun frei⸗ 
lich — wie neueſtens auch Anſchütz nachdrücklichſt aufmerkſam macht! — 
das Recht, im Reichstage zu erſcheinen und auf Verlangen jederzeit 
gehört zu werden. Es bedeutet die wichtigſte Form für die Ver⸗ 
wirklichung der Verantwortlichkeit. Der Reichskanzler hat dieſes 
Recht ſchon aus der Verfaſſung, allerdings gleichfalls nicht als Reichs⸗ 
miniſter, ſondern als Mitglied (Vorſitzender) des Bundesrats (Art. 19 
mit Art. 15 der Reichsverfaſſung). Für die Stellvertreter hat 
das Geſetz nichts vorgeſehen. Erſt die alsbald zum Gewohnheits⸗ 
recht verdichtete faktiſche Übung, fie zu Bundesratsbevollmächtigten 
zu ernennen, hat ihnen das Recht gegeben und auf dieſem Umweg 
ihre Verantwortlichkeit ausgebaut. Damit war ihnen ſofort ein 
weſentlicher Teil von dem, was nach dem Stellvertretungsgeſetze von 
1878 zur faktiſchen Miniſterſtellung noch fehlte, künſtlich eingeräumt. 
Dieſe — Protheſe ſtellte ſie als ſelbſtverantwortliche Staatsmänner vor 
den Reichstag und hob ſie von Haus aus über die Subalternität 
des geringeren Berufsbeamtentums hoch hinaus. Damit war die 
Miniſterſchaft der Staatsſekretäre im Weſen oder doch im Keime fertig?. 
Sie waren vom erſten Tage wenigſtens prädeſtinierte Miniſter oder 
auf dem Wege, Miniſter zu werden und konnten, wenn man das 
damals Zwieſpältige, Widerſpruchsvolle und Unfertige der Konſtruktion 
zum Ausdrucke bringen will, von ihren Geburtstag an als „Unter⸗ 
miniſter“ bezeichnet werden. Sie mußten mit dem Erſtminiſter zur 
nachmaligen Reichsleitung verſchmelzen und dem klaſſiſchen Bundes⸗ 
rate in der Folge alles Blut entziehen. Dies ergab die Ver⸗ 
antwortlichkeit vor dem Reichstage und ihre tatſächliche Ausdehnung 
über die kaiſerliche Machtſphäre hinaus bis tief in die Unver⸗ 
antwortlichkeit des bundesrätlichen Machtbereichs hinein?, ferner die 

1 a. a. O. S. 32. N 

2 Wie ich allerdings von geſchätzter Seite ohne augenblickliche nähere 
Prüfungsmöglichkeit höre, fol die neueſte Vermehrung der Reichsämter eine ge⸗ 
wiſſe Zurückhaltung bei der Berufung weiterer Vorſtände mit ſich bringen. 
Bleibt aber für die grundſätzliche Bedeutung der von Anbeginn eingebürgerten 
Gepflogenheit wohl ohne Belang. 


3 Bol. Wittmayer, a. a. O. S. 18 u. 21 ſamt Literatur. 
Schmollers Jahrbuch XLII 34. 3 
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große techniſche Überlegenheit der aufſteigenden Reichsämter, die 
dem Bundesrat die Arbeit abnahmen und beſorgten. Die volle An⸗ 
erkennung ihrer Miniſtereigenſchaft gleichſam ihren letzten Schliff, 
brachte ſchließlich das Reichsbeamtengeſetz mit der Beſtimmung, daß 
Reichskanzler und Staatsſekretäre jederzeit ihre Entlaſſung erhalten 
und fordern können!. Damit war aber auch formalrechtlich mehr 
geſchehen, als in der Staatsrechtslehre ſelbſt von den beſten Kennern 
wie Anſchütz gewürdigt oder zugegeben wird. Damit wurde vor 
allem manches, was das Stellvertretungsgeſetz enthält, für die Praxis 
Makulatur oder Ruine. Wie kann man ſich zum Beiſpiel denken, 
daß ein Staatsſekretär, für den der Reichskanzler zur Erſatzausführung 
ſchreitet, was doch nur in argen Konfliktsfällen möglich iſt, noch 
weiter im Amte bleibt, ſobald das Reichsbeamtengeſetz ſeine Stellung 
durch freie Rücktrittsmöglichkeit qualitativ der des Reichskanzlers 
gleichſtellt (5 359”? Wie kann man vom Reichskanzler erwarten, 
daß er dieſen ſtörrigen Staatsſekretär im Amte duldet? Mit dieſer 
Gleichſtellung wurde eben auch jeder ſonſtige Eigenſchafts⸗ oder 
Weſensunterſchied hinfällig, insbeſondere die nach der Konſtruktion 
des Stellvertretungsgeſetzes gewundene und ſcheinheilige Ableitung 
der Verantwortlichkeit aus der des Reichskanzlers. Eine alte, durch 
äußere Verkleidung ſchlecht verzögerte Entwicklung hat hier endlich 
die ſolenne Anerkennung gefunden. Um den Reichskanzler herum 
hatte ſich eine ganze Schar weiterer Reichsminiſter gebildet. Sie 
ſind Miniſter, keine „Unterminiſter“, da dies von Haus aus ein 
Widerſpruch war und heute obendrein ein Anachronismus wäre. 
Man kann von einem Oberminiſter, aber nicht von Unterminiſtern 
reden?. Aus dem einen Reichskanzler war eine vielköpfige Reichs⸗ 
leitung, ja ſogar eine Kaiſerlich deutſche Regierung geworden, und 
wie Wunderkinder mit den Jahren ihre Beſonderheiten verlieren, ſo 
war auch hier der Abſchluß die Einmündung in ein typiſches Premier- 
miniſtertum, das ſich von anderen höchſtens durch die eigenartige 
Entſtehungsgeſchichte auszeichnet. 

Von dieſer Regierung war nämlich urſprünglich nur die herr⸗ 
ſchaftliche monokratiſche Spitze vorhanden und wahrnehmbar; im 
Anfang vor den Gliedern war der Herr geſchaffen worden, erſt ſpäter 


1 Wittmayer, a. a. O. S. 14 ſamt Literatur und hierzu jetzt Anſchütz, 
a. a. O. S. 33 f. 

2 Bgl. oben und Wittmayer, a. a. O. S. 14 nebſt Schrifttum. 

2 Wie zum Beiſpiel Anſchütz, Parlament und Regierung, S. 29, an- 
ſcheinend noch immer im Anſchluß an Laband, der den Ausdruck prägte. 
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kam die Reſſortverteilung, Arbeitsteilung und damit als notwendige 
Folge auch Arbeitsvereinigung, nur nicht in den Formen äußerer 
Kollegialität oder Solidarität. Im Geſetz ſtand alles, was in Oſter⸗ 
teich den Miniſterpräſidenten ausmacht, aber dort nicht geſetzlich 
feſtgelegt iſt, ſtand alles über die einzelnen Teile der Regierungs⸗ 
mehrheit, bloß nichts über das „geiſtige Band“. Kein Wort über 
Kollegialität und Solidarität der Reſſortminiſter, welche ihren alten 
Titel von Staatsſekretären als Inkognito beibehalten hatten. Dieſer 
Hergang hat es verſchuldet, daß die Staatsrechtslehre bei ihrem 
eigentümlichen Beharrungsvermögen — teils unter dem Eindrucke 
der Wahrheit von geſtern, teils im Banne der von Stein und ſeiner 
Schule herrührenden Überſchätzung der Kollegialität — bis zum heutigen 
Tage kein klares, reſtlos befriedigendes Bild vom Charakter der 
Reichsleitung gewonnen hat. Auch alte föderaliſtiſche Voreingenommen⸗ 
heit gegen ein Reichsminiſterium hat hier die Hand im Spiel. Zwar 
hat ſich im ganzen der Eindruck durchgeſetzt, daß die ſtellvertretenden 
Staats ſekretäre, die Spezialvertreter des Reichskanzlers Reichs⸗ und 
Reffortminifter find. Die einen geben es ausdrücklich zu (Triepel, 
Noſenthal, wohl auch Anſchütz! und Laband ?), die anderen mittelbar, 
indem fie einen kollegialiſch organifierten Miniſterrat vermiſſen (wie 
Meyer-Anihüg?, Smend* u. a.). 

Doch iſt die Verworrenheit, die Unſchlüſſigkeit oder der Wider⸗ 
wille ſo groß, daß man manchen dieſer Schriftſteller auch ebenſo für 
die andere Gruppe in Anſpruch nehmen oder als Leugner der 
Miniſtereigenſchaft anſehen kann. Dies zeigt ſich zum Beiſpiel bei 
Roſenthal, der zwar einzelne Reſſortminiſter ohne eigentliches Reichs⸗ 
miniſterium zugibt® und doch wieder das Premierminiſtertum des 
Reiches als vorbildlich und fruchtbar für die ſeitherige Nachahmung 
im Auslande hinſtellen möchte. Daß übrigens auch das offizielle 
Deutſchland zur Annahme der Reſſortminiſterſchaft der Spezial⸗ 
vertreter hinneigt, ſoweit es die Rückſicht auf die „Reichsregierung“ 
des Bundesrats zuläßt, kündigt ſich ja im Sprachgebrauche an. Die 


I Parlament und Regierung, S. 29. 
2 St. N. I, S. 385. 
2 Lehrbuch des deutſchen Staatsrechts, 7. Aufl., S. 532. 
1 Die Stellvertretung des Reichskanzlers, Hirths Annalen, 1906, S. 339 f., 
beſonders S. 335 ff.; vgl. im übrigen Wittmayer, a. a. O. S. 13 ff. 
5 Die Reichsregierung, S. 74; vgl. hierzu auch Wittmayer, a. a. O. 
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Reichsleitung oder gar die Kaiſerlich deutſche Regierung find doch 
nur verſchämte Zugeſtändniſſe dafür, daß wir es mit einer organi⸗ 
ſierten Miniſtermehrheit zu tun haben. Aber immer mit dem Vor⸗ 
behalte der Unvollkommenheit oder Unvollſtändigkeit. Die äußerlich 
mangelnde Kollegialität, das Fehlen gemeinfamer Beratungen in 
einem regelmäßigen und regelrechten Miniſterrat und gar der Mangel 
der Solidarität tritt immer abwehrend dazwiſchen und die über⸗ 
lieferte, durch die Verfaſſung geheiligte Stellung des Reichskanzlers 
ſtellt ſich ſtets — den Ausblick hemmend — vor. Mit bemerkens⸗ 
werter Klarheit bekennt ſich übrigens Roſenthal in jüngſter Zeit 
endlich zur miniſteriellen Stellung der Staatsſekretäre, wobei er in 
dankenswerter Weiſe hervorhebt, daß es im Bundesſtaate keineswegs 
auf die „ſchmale Baſis“ der Verantwortlichkeit des Miniſters auf 
den äußeren Geſchäftsumfang ankomme 1. Gerade das ſcheint Heuß 
(a. a. O. S. 26 f.) u. a. aber mit Unrecht von der richtigen 
ſtaatsrechtlichen Beurteilung abzuhalten, wie er überhaupt — im 
Gegenſatze zu anderen — gerade aus unitariſchem Idealismus die 
Miniſterſtellung der Staatsſekretäre offenbar anzweifelt oder doch 
ungenügend findet. 

Um klar zu ſehen, iſt es mit anderen Worten nirgends nötiger 
als hier, über Anteil und Miſchungsverhältnis herrſchaftlicher und 
genoſſenſchaftlicher Elemente in der Reichsregierung ins reine zu 
kommen. Nicht die von vornherein gegebene autoritäre Überordnung 
des Kanzlers ſteht in Frage, ſondern ob ſie ernſtlich dem Eindringen 
genoſſenſchaftlicher Elemente in die Reichsleitung im Wege ſteht, 
und wenn nicht, ob dafür wirklich eine kollegiale Organiſation 
weſentlich iſt, oder ob nicht am Ende ſelbſt ohne eine derartige 
Organiſation ſchon heute ſo viel oder ſo wenig genoſſenſchaftlicher 
Einſchlag ſich ergeben hat, als das bisherige verfaſſungsmäßige 
Syſtem zuläßt und verlangt. Die erſte Frage beantwortet ſich durch 
den Hinweis auf die öſterreichiſchen Erfahrungen. Die Möglichkeit 
einer Miſchung des Erſtminiſterfyſtems iſt in der Erfahrung erprobt 
und für die Verhältniſſe im Reiche erſt kürzlich von Anſchütz bejaht. 
Wie er feſtſtellt, iſt die kollegiale Organiſation, „wie das Beiſpiel 
Englands beweiſt, auch mit dem Premierminiſterſyſtem voll vereinbar“. 
Auch darin zeigt ſich bei Anſchütz, wenn ich ihn recht verſtehe, ein 


1 In der Beſprechung von Erich Kaufmanns, Bismarcks Erbe in der 
Verfaſſung (Sonderabdruck aus der „Deutſchen Literaturzeitung“ Nr. 23 u. 24, 
8. u. 15. Juni 1918, S. 462 f.). 
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entſchiedener Fortſchritt, daß er der von ihm empfohlenen Einführung 
regelmäßiger Sitzungen der Reichsleitung nicht mehr die übertriebene 
Bedeutung beimißt, die ihr von der herrſchenden Lehre beigelegt wird. 
Vielmehr erblickt er das Weſen der „Einrichtung, welches anderwärts 
als Miniſterrat, Staats⸗ oder Geſamtminiſterium, Kabinett uſw. be⸗ 
zeichnet wird“, lediglich in „regelmäßigen Konferenzen der Miniſter 
unter dem Vorſitz ihres Führers, des leitenden Staatsmannes“. Im 
Zuſammenhange damit erkennt er auch durchaus treffend, daß ein 
ſolcher Miniſterrat unter der Herrſchaft des Premierminiſterſyſtems 
„kein beſchließendes, ſondern nur ein beratendes Kollegium ſein könne“ 
dem er auch im Deutſchen Reiche nur die Aufgabe vorbehält, „einer⸗ 
ſeits den Reichskanzler, anderſeits ſeine Stellvertreter auf dem 
laufenden der Reichsgeſchäfte zu erhalten, ſodann vielſeitige Fragen 
in ihren verſchiedenen Seiten beleuchten zu laſſen und auf dieſe 
Weiſe einſeitig reſſortmäßige Entſcheidungen, „Reſſortpartikularismus“ 
in jeglicher Geſtalt zu verhüten“ (Parlament und Regierung im 
Deutſchen Reich (S. 30 f.) Nur das iſt die „quaſikollegiale“ 
Organiſation, die er im Aufbau der Reichsleitung vermißt, eine nicht 
unglückliche Wortprägung, die gleichfalls ſchließen läßt, daß er ſich 
der verhältnismäßig beſchränkten Bedeutung dieſer „feſten Forma⸗ 
tion“ nach innen und außen, insbeſondere aber der Unzuläſſigkeit 
eines echten Mehrheitszwanges, bewußt bleibt, daß ihm die Miniſter⸗ 
ſchaft aller „Reichsleiter“ klar vor Augen ſteht. 

Da aber Anſchütz auch diesmal bei ſeinem Wunſche nach regel⸗ 
mäßigen Konferenzen der Reichsleitung verharrt, bleibt uns unſere 
zweite Frage nicht ganz erſpart, was damit im Weſen gewonnen 
wäre, ob es ſich um eine ſtaatsrechtlich bedeutende oder doch nur 
techniſch wertvolle Neuerung handeln würde. Nur iſt die Be⸗ 
antwortung beträchtlich erleichtert, weil der rein informative und ver⸗ 
mittelnde Zweck der gemeinſamen Beratungen richtig erkannt iſt. Es 
wird damit nur angeſtrebt, was ſchon heute in irgendeiner Weiſe, 
bloß anders, durch die Oberherrlichkeit des Reichskanzlers und den 
notwendigen ſtändigen dienſtlichen Kontakt der Reſſorts gewährleiſtet 
ſein muß. Anderſeits wurde ſchon bei Erörterung der öſterreichiſchen 
Verhältniſſe dargeſtellt, welche oft ausſchlaggebende Bedeutung dieſer 
von der Offentlichkeit wenig bemerkten ſteten Berührung der Amter 
zukommt. Die ſtarke Überordnung des öſterreichiſchen Miniſter⸗ 
präfidenten — und auch beim Reichskanzler kann es nicht anders 
ſein — bringt es mit ſich, daß er oft — ohne den Miniſterrat ab⸗ 
zuwarten — von allen wichtigen Vorgängen ſofort ins laufende 
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gefegt werden muß. Im Minifterrate ſelbſt wäre es meiſtens zu 
ſpät. Die Einheitlichkeit der Regierung verlangt wieder in tauſend 
und aber tauſend Fällen die ſofortige Verſtändigung und Zuſtimmung 
der mitbeteiligten Reſſorts. Die regelmäßige Miniſterzuſammenkunft 
iſt und bleibt daher doch bloß eine unter den vielen Verſtändigungs⸗ 
möglichkeiten, die gerade unter einer verhältnismäßig geringen Zahl 
leitender Staatsmänner an ſich nicht ſchwer fallen können. Auch in 
einer zahlreichen Familie iſt nicht immer ein Familienrat mit „Vorſitz“ 
nötig, um das Einvernehmen herzuſtellen. Ob die Verſtändigung unter 
den „Reichsleitern“ privat und unauffällig, oder ob ſie gerade feierlich 
an einem beſtimmten Wochentage — ſozuſagen auf einem jour fixe — 
unter den neugierigen Augen der Offentlichkeit und vor allem der 
Preſſe erfolgt, iſt natürlich ſtaatsrechtlich ganz ohne Belang, und es 
macht nur dem deutſchen Ordnungsſinn alle Ehre, die gremiale Be⸗ 
ratung an feſte Regeln binden zu wollen. Daß ſolche Sitzungen 
allenfalls techniſch ihre Vorteile hätten, mag der beſorgten Offentlich⸗ 
keit zugegeben werden, gehört aber auf ein anderes Blatt. Da 
übrigens die Reichsverfaſſung, wie jetzt mit Recht Max Weber (a. a. O. 
S. 159) hervorhebt, den tatſächlichen Zuſammentritt des Reichs⸗ 
kanzlers mit den Staats ſekretären zu kollegialen Beratungen ſchon 
heute keineswegs verbietet, und dieſe ſelbſt wiſſen müſſen, wann und 
wo ſie der Schuh drückt, handelt es ſich doch nur um eine ver⸗ 
hältnismäßig untergeordnete, ganz interne Regierungsſorge, von 
dieſer Möglichkeit im Bedarfsfalle Gebrauch zu machen oder nicht. 
Auch eine normierende Verfügung zur inſtitutionellen Einführung 
eines regelmäßigen Miniſterrats, wie ſie Anſchütz (a. a. O. S. 31) 
vorſchlägt, ſchießt daher übers Ziel. Ebenſo Webers Wunſch nach 
Sicherung einer ſolchen doch nur ornamentalen Einrichtung. All 
dies beweiſt im Grunde nur die Zählebigkeit der alten Vorurteile 
und die große Überſchätzung der ſinnfälligen Form im Anſchluß an 
ausländiſche Muſter. Die politiſche Welt hat nur ein Intereſſe 
daran, daß die Politik der Reichsleitung auch nach außen einheitlich 
geführt werde, daß ſie „zuſammengeht“. Das wichtigſte, dem Reichs⸗ 
tage zur Verfügung ſtehende Sicherungsmittel iſt die Verantwortlich⸗ 
keit der Reichsleiter. Das Staatsrecht iſt an dieſer ganzen An⸗ 
gelegenheit überhaupt nicht intereſſiert. 

Eline eigene Sache iſt es auch mit dem angeblichen Mangel der 
Solidarität innerhalb der Reichsleitung. Einzelſtaatliches und Aus⸗ 
land liefern hier die beliebteſten Vergleiche, wobei natürlich die vor⸗ 
eiligen Lehren aus der Gründungszeit des Verfaſſungsſtaates noch 
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immer nachwirken und herhalten ohne Unterſcheidung, ob der ſo 
gewonnene Miniſterbegriff noch ein Poſtulat für den Verfaſſungsſtaat 
oder erſt für eine künftige radikal verwirklichte Parlamentsherrſchaft 
zu bedeuten hat. Wie aber ſchon vorhin bei Behandlung der öſter⸗ 
reichiſchen Zuſtände angedeutet wurde und in meiner Abhandlung: 
„Deutſcher Reichstag und Reichsregierung“ breiter ausgeführt iſt 
(S. 14 f.), hat auch dieſe „Solidarität“ als ſelbſtändiges Erfordernis 
für den Miniſtercharakter der Reichsleiter einen nur höchſt proble⸗ 
matiſchen Wert. Sie iſt ein Korollar der Verantwortlichkeit einer 
Geſamtregierung und hat wie dieſe ihre rechtliche und politiſche 
Seite. Der rechtlichen Solidarität iſt derſelbe beſcheidene Spielraum 
gewährt wie der rechtlichen Geſamtverantwortlichkeit überhaupt. 
Dieſe kann aber an Umfang ſelbſt hinter der beſcheidenen rechtlichen 
Verantwortlichkeit der Einzelminiſter zurückbleiben, ohne deshalb dem 
ſtaatsrecht lichen Charakter der Regierung Abbruch zu tun. Da die 
äußeren Staatsformen gemeinhin gewahrt werden, iſt ſie auch wenig 
praktiſch. Das Ganze ſpitzt ſich daher auf die politiſche Soli⸗ 
darität der Regierung zu, welche aber im Beamtenkabinett des Ver⸗ 
ſaſſungsſtaates von Haus aus auf ſchmale Koſt geſetzt iſt. Sie 
verträgt ſich zuerſt, wie wir dies in Oſterreich geſehen haben, ſchlecht 
mit dem freien Ernennungsrecht, hat auch zunächſt keinen rechten 
politiſchen Gehalt, da noch alles auf die Autorität der Berufung 
abgeſtellt iſt, womit auch der ganz und gar unpolitiſche Charakter 
des Beamtenminiſters außerhalb der Parteien und am liebſten „über“ 
ihnen zuſammenhängt. Soweit ſich unter dieſen Umſtänden eine die 
Mitglieder der Regierung zuſammenfaſſende Solidarität als „Lebens⸗ 
und Sterbensgemeinſchaft“ bilden kann, knüpft ſie ſich an die be⸗ 
ſondere Zwiſchenſtellung des Erſtminiſters als des erſten Vertrauens⸗ 
mannes der monarchiſchen Berufung, da er in erſter Linie mitzu⸗ 
entſcheiden hat, mit wem er zuſammengehen will. Hier ſpielen dann 
naturgemäß alle möglichen Imponderabilien mit, die noch mit Politik 
und politiſcher Verantwortlichkeit nicht immer zu ſchaffen haben und 
ſomit „metapolitiſch“ find, obzwar fie häufig von der politiſchen 
Phantaſie politiſch ausgelegt werden. Doch wirken auch verſchiedene 
Gründe entgegen: Beſondere Vorliebe für den einen oder anderen 
Neſſortminiſter an höchſter Stelle und der Wunſch, ihn trotz Regierungs⸗ 
wechſels in der neuen Regierung zu erhalten, oder auch allgemeine 
Erſparungsrückſichten, welche verbieten, einen noch unverbrauchten 
Mann, für den ſich vielleicht keine andere Verwendung ergibt, auf 
den Penſionsetat zu übernehmen und unbeſchäftigt zu laſſen. Die 
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Beamtenminifter der politiſch ſtillen Frühzeit des Verfaſſungsſtaates 
ſind ja meiſtens vertretbare Größen, waren und ſind es auch dem 
durch die Reichsverfaſſung verſteiften und beſonders ſtarren „Alt⸗ 
konſtitutionalismus“ im Reiche erſt recht. 

All dies drückt ſich wohl auch in der Geſchichte der deutſchen 
Reichsleitung aus, welche echter politiſcher Solidarität unzugänglich 
bleiben mußte, ſolange die höchſten und engſten Mitarbeiter des 
Reichskanzlers ausſchließlich dem Berufsbeamtentum entnommen 
wurden. Soweit ſich die Solidarität zeigt, beſtimmt ſie ſich höchſtens 
im Verhältniſſe des einzelnen Staatsſekretärs zum Reichskanzler, 
nicht untereinander, nicht einer für alle, alle für einen. Jeder ſteht 
allenfalls dem Kanzler nahe, keiner dem anderen. Auch eine rechtliche 
Geſamtverantwortlichkeit in gewiſſen Fällen wie in Oſterreich, als 
das denkbar Höchſte, hätte daran nichts ändern können. Selbſt die 
Einzelverwandtſchaft mit dem Kanzler geht nicht weit und nicht tief. 
Die einzige Ausnahme, die ſich darin für den Staatsſekretär des 
Außeren zu ergeben ſcheint, findet wohl ihre vornehmlichſte Be⸗ 
gründung in der überlieferten, beſonders engen Verknüpfung dieſes 
Amtes mit der Perſon des Kanzlers von Bismarcks Zeiten her. Wie 
es Heuß (a. a. O. S. 24) treffend zuſammenfaßt, iſt ja das Reichs⸗ 
kanzleramt geſchichtlich als die Entwicklung des preußiſchen Mini⸗ 
ſteriums des Auswärtigen anzuſehen. Der Kanzler wird ja ſtets 
zum preußiſchen Miniſter des Auswärtigen ernannt! und damit 
zur Außenpolitik in die innigſte Beziehung geſetzt. Daher kann 
und muß auch der äußere Staatsſekretär als ſein nächſter Ver⸗ 
wandter und Mitarbeiter angeſehen werden. Es gibt ſozuſagen 
zwei Miniſter des Außeren, als ein Duumvirat, welches die 
beiden Männer enger aneinanderſchweißt, als das ſich in jedem 
anderen Reſſort durch die Oberherrlichkeit des Kanzlers in gleicher 
Weiſe ergebende. Daß der Staatsſekretär mit dem Kanzler kommt 
und geht, iſt damit freilich noch nicht zwingend erklärt. Es 
könnte auch anders ſein. Doch wird ihre auffallende Schickſals⸗ 
gemeinſchaft oder, wie ſie mir von geſchätzter fachkundiger Weiſe be⸗ 
zeichnet wird, ihre „merkwürdige Solidarität“ gewiß noch dadurch 
unterſtützt, daß der Sekretär des Auswärtigen Amtes nicht dem 
normalen Berufsbeamtentum entnommen wird, ſondern dem diplo⸗ 
matiſchen Körper angehört. Er iſt eben kein bloßer „Beamter“, 


1 Vgl. darüber zuletzt Wittmayer, Deutſcher Reichstag und Reichs⸗ 
regierung, S. 17 und die daſelbſt angeführte Literatur. 
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kommt anderswoher, geht anderswohin und wird nicht „gefchont”. 
Er ſteigt allenfalls ſelbſt zum Reichskanzler auf (Bülow), aber wechſelt 
nicht den Herrn. Mit Miniſterſolidarität im üblichen politiſchen 
Sinn hat dieſer ſinguläre Brauch wohl wenig gemein. Nur ſchein⸗ 
bar abweichend hat wohl der Reichskanzler Graf von Hertling nach 
der Kühlmannkriſe anläßlich der Berufung des Staatsſekretärs 
von Hintze wieder die ausſchließliche Verantwortlichkeit des Reichs⸗ 
kanzlers für die auswärtige Politik betont. Dieſe durch die eigen⸗ 
tümliche politiſche Lage hervorgerufene und nur aus ihr zu erklärende 
Einſeitigkeit beweiſt nur, daß es geradezu notwendig war, den maß⸗ 
gebenden Anteil des Reichskanzlers gegen Zweifel ſicherzuſtellen. Die 
Übertreibung, ohne welche es bei derartigen Anläſſen nicht abgeht, 
berechtigt aber nicht, in den entgegengeſetzten Fehler zu verfallen 
und den Miniſtercharakter der Staatsfekretäre neuerlich in Frage zu 
ziehen. Bloße „Sekretäre“ oder, wie Heuß a. a. O. S. 26 ſagt, 
„Hilfsbeamte“ waren ſie eben nur in der Hand Bismarcks. Damals 
war es politiſche Wahrheit! Bei richtiger Auffaſſung ſpricht daher 
die Erklärung Hertlings für ein beſonders inniges eigentümliches 
Duumvirat. 

In dem Maße, als die Reichsleitung ihren rein berufsamtlichen 
Charakter verliert und politiſchen Einſchlag erhält, muß die Er⸗ 
nennung eines neuen Reichskanzlers gewiß auch einen größeren Aus⸗ 
tauſch von Staatsſekretären nach ſich ziehen, ohne ſichere Grenze, wo 
die reine Perſonenfrage aufhört und die Solidarität, die auch nur 
eine ſolche mit dem Kanzler perſönlich zu ſein braucht, beginnt. In 
den halb⸗ oder vielmehr zum noch geringeren Teil parlamentariſierten! 
Reichsleitungen der Kriegszeit mag freilich der Anſatz zuv echten 
umfaſſenderen Solidarität zwiſchen den einzelnen Teilen größer ſein. 
Ihnen gehören doch aktive Parlamentarier des preußiſchen Landtags 
und eigens abgedankte Reichs tagsabgeordnete an, welch letztere be- 
kanntlich mit Rückſicht auf die Inkompatibilitätsnorm des Art. 9, 
Satz 2 der Reichsverfaſſung auf das Reichstagsmandat verzichten, 
um den Weg zum Bundesrat und damit zu voller Miniſterſtellung 
zu finden?. Doch iſt ſelbſt der Anteil dieſer Solidarität noch immer 


——— 


1 Zu dieſer Wortbildung zuletzt Wittmayer, a. a. O. S. 3 ff. nebſt 
Literatur, ſerner Anſchütz, Parlament und Regierung im Deutſchen Reiche, 
S. 4, 22 u. a. 

2 gl. Wittmayer, a. a. O. S. 27 ff. u. S. 54 f. ſamt Literatur, ſeither 
Anſchütz, Parlament und Regierung im Deutſchen Reich, S. 35 f. 
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verhältnismäßig beſcheiden, unſicher, ſchwer beſtimmbar und fünftlich, 
daher etwas willkürlich, und er wird es vorausſichtlich ſo bleiben, 
ſolange nicht volle Bürgſchaften für eine dauernde organiſche Par⸗ 
lamentsmitherrſchaft gegeben ſind. Auch die vorherige Verſtändigung 
mit dem Reichstage, wie ſie der gegenwärtige Reichskanzler Graf 
v. Hertling angeſtrebt und erreicht hat, kann an dieſem Eindrucke 
nichts ändern. Immerhin hat aber ein ſolcher Vorgang ſeine er⸗ 
hebliche politiſche Bedeutung 1. Er ſichert der Reichsleitung in der 
Mitgarantie der Reichstagsmehrheit wertvolle genoſſenſchaftliche 
Grundlagen und bindet bis zu einem gewiſſen Grade die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Reichsleitung. Dieſe wurde allerdings von vornherein 
gerade dadurch erleichtert, daß einzelne ſchon früher ernannte Par⸗ 
lamentarier in der Reichsleitung und damit vom Wechſel verſchont 
blieben. Im ganzen iſt dieſer Anſatz zu tiefergehender Solidarität 
noch viel zu jung und prekär, um neben dem autoritären Berufungs⸗ 
rechte des Kaiſers ins Gewicht zu fallen, geſchweige denn um zu 
einer ſtaatsrechtlichen Wertung zu berechtigen. Es iſt ein Fortſchritt, 
daß Anſchütz in ſeiner neuen Schrift auf dieſe Dinge gar nicht 
zurückkommt und das alte Lied zum Schweigen bringt. 

Und doch hat der langlebige Streit um die Solidarität der 
Reichsleitung tiefere Bedeutung. Auf den letzten inneren Grund 
zurückgeführt, verrät ſich darin pſychologiſch das inſtinktive Intereſſe 
an der Beteiligung des freieren genoſſenſchaftlichen Geſtaltungs⸗ 
prinzips, ein Bedürfnis, das ſchwer zu erklären wäre, wenn das 
alte autoritäre, zweifach monokratiſche Kanzlerſyſtem noch ungebrochen 
in Kraft ſtünde und ſeinen Zenit noch nicht überſchritten hätte. Ein 
folder» genoſſenſchaftlicher Einſchlag allgemeiner Art, wenn auch 
nicht im ſtrengen Wortſinn der Solidarität, darf auch getroſt in 
zweifacher Richtung angenommen werden. Einmal könnte die im 
ganzen feſt und leiſtungsfähig organiſierte Perſonenmehrheit der 
Reichsleitung, welcher unter dem Reichskanzler als Erſtminiſter längſt 
zu voller Miniſterſchaft ausgewachſene Reſſortvorſtände angehören, 
ohne einen ſtarken Beiſatz echter Genoſſenſchaftlichkeit nicht lange 
beiſammen bleiben und um ſo weniger in leidlicher Einheitlichkeit 
und Harmonie funktionieren. Man darf eine auch noch ſo ſtarke 
Überordnung des Reichskanzlers nicht einem Kompagniekommando 
vergleichen. Zweitens trägt die Notwendigkeit der jeweiligen Ver⸗ 
ſtändigung mit dem Reichstage in reicher Fülle genoſſenſchaftlichen 


1 Vgl. Wittmayer, Deutſcher Reichstag uſw. S. 56 f. 
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Geiſt in die Reichsleitung, der — nur für die Außenwelt ſchwer 
beſtimmbar — auch auf das Innenleben der Reichsleitung als not⸗ 
wendige Folge zurückwirken muß. Diefe Strömung iſt wohl in 
ihrer Tragweite wichtiger als die äußere perſönliche Schickſals⸗ 
gemeinſchaft der Reichsleitung, wenn auch unter der Herrſchaft des 
Verfaſſungsprinzips und, ſolange dieſes im weſentlichen erhalten 
bleibt, nicht ſtark genug, um den unerſchütterten Damm des Erſt⸗ 
miniſterſyſtems ernſtlich zu gefährden. 

Dieſes bleibt vielmehr bis auf weiteres nach wie vor Trumpf, 
Dreh⸗ und Angelpunkt aller politiſchen Dinge. Seine eigenartige 
Entwicklung beruht darauf, daß dem urſprünglichen Kanzlerſyſtem 
Bismarcks nach und nach genoſſenſchaftliche Einflüſſe zugeführt wurden. 
Erſt dadurch erhielt es jene Beweglichkeit und Vielſeitigkeit, welche 
die einheitliche Leitung einer Weltmacht erfordert. Seine Eigenart 
ſchließt aber anderſeits die Vorbildlichkeit für das Ausland, wie ſie 
Noſenthal a. a. O. S. 74 andeutet, geradezu aus. Das Premier: 
miniſterſyſtem weiſt vielmehr auf gemeinſame Bedürfniſſe der Regie⸗ 
rung von Großſtaaten hin, die ſich überall durchſetzen mußten. 
Anderwärts, wenigſtens in Oſterreich, war aber die Entwicklung eher 
umgekehrt, das großſtaatliche Bedürfnis nach einer autoritär ge⸗ 
ſicherten Einheitlichkeit der Regierung fand einen mehr genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Aufbau der oberſten Staatsregierung vor und mußte 
hier in der Weiſe befriedigt werden, daß im Rahmen diefer genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Konſtruktion nach und nach eine ſtarke Überordnung des 
Erſtminiſters erwuchs. Das Deutſche Reich hatte im Gegenſatze 
dazu den eigentümlichen Vorſprung, daß es ſofort mit der ſtärkſten 
und autoritärſten Einheitlichkeit — ſelbſt auf Koſten einer genügend 
garantierten Spezialiſierung der Reſſorts — einſetzen konnte. Und 
das war eben das urſprünglich reine Kanzlerſyſtem unter einem 
Bismarck, das die anderen älteren, nicht aus dem Vollen zu gründenden 
Staaten begreiflicherweiſe nicht nachmachen konnten und auch bisher 
nicht nachgemacht haben. Es läßt ſich daher nur behaupten, daß 
die Andersartigkeit der Regierung in mehreren Großſtaaten ſich ſeit⸗ 
her ausgeglichen hat, daß heute herrſchaftliche und genoſſenſchaftliche 
Elemente in der Regierung vielfach bunt gemiſcht ſind, und daß 
dieſes Miſchungsverhältnis durch das innerſte Lebensbedürfnis der 
Großſtaaten offenbar nahegelegt wird. In dieſen inneren Regierungs- 
einrichtungen kann kein Staat dem anderen blind nachahmen. Doch 
läßt das Auftreten dieſes eigenartigen Erſtminiſtertums, wo die 
Entwicklung dahin geführt hat, immerhin den Schluß zu, daß die 
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Einrichtung der Regierung mit den Anforderungen des politiſchen 
Lebens Schritt hält, und das läßt ſich allem Anſcheine nach im 
großen und ganzen auch von der gegenwärtigen Einrichtung der 
deutſchen Reichsleitung annehmen. 

So viel von der deutſchen Reichsleitung, welche zwar für den 
inneren Bereich noch immer nicht den Namen einer Reichsregierung 
ſich anmaßen darf, die aber doch, wie bekannt, der eiferſüchtigen 
„eigentlichen Reichsregierung“ des Bundesrates zum großen Teile den 
Rang abgelaufen und dieſen zu einem Beirat herabgedrückt hat. — 
Der Bundesrat als ſolcher gehört nicht zum Miniſterialſyſtem im 
Wortſinne und würde daher aus unſerer Betrachtung ſchon aus 
dieſem Grunde ausfallen. Nichtsdeſtoweniger mag abſchließend auch 
die Zuſammenſetzung dieſer zweiten „Reichsregierung“, weil ſie eben 
als ſolche gilt und manches zu ſagen hat, andeutungsweiſe auf ihren 
Feingehalt an autoritären und genoſſenſchaftlichen Beſtandteilen ge⸗ 
ſtreift werden. Lohnend iſt dieſer Verſuch ſchon deshalb, weil ſich 
auch hier ein Miſchungsverhältnis der bewußten Elemente behaupten 
läßt und Speziell die herrſchaftlichen Einflüffe in einer eigentümlich 
zuſammengeſetzten und zu kombinierten Mehrheiten geballten genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Geſtalt auftreten. Scheinbar das Prototyp einer ge- 
noſſenſchaftlichen Veranſtaltung, hat doch auch der Bundesrat herr⸗ 
ſchaftliche Elemente aufzuweiſen. Dieſe müſſen ſich ſchon aus der 
preußiſchen Führung ergeben und finden ihren Ausdruck in der 
Reichsleitung, welche dem Bundesrate als geſchäftsführende Sonder⸗ 
gruppe angehört, wie ein Keil in ſeine Mitte getrieben iſt. Die 
Vertretung Preußens im Bundesrat und die Verantwortlichkeit vor 
dem Reichstag gibt aber dieſer Gruppe einen weit über ihre Zahl 
geſteigerten erhöhten Einfluß !, welcher im Grunde als autoritäres 
Element gewertet werden muß und anderſeits doch wieder unbeſchadet 
der herrſchaftlichen Kanzlerſpitze auch genoſſenſchaftliche Geiſter unter 
feinen Ahnen aufzuweiſen hat. Zumal die durch die Verantwort- 
lichkeit und das Verſtändigungsbedürfnis geſchaffene Abhängigkeit 
vom Reichstage bringt dieſen Einſchlag genoſſenſchaftlicher Strö⸗ 
mungen mit, ſo daß die Reichsleitung dem Bundesrat nicht nur 
herrſchaftliche, ſondern gleichzeitig auch noch mehrſeitig genoſſen⸗ 
ſchaftliche Einflüſſe zuträgt. Insbeſondere auch noch durch den Ein⸗ 
fluß des preußiſchen Landtags auf das preußiſche Staatsminiſterium, 


1 Bgl. zuletzt Wittmayer, Deutſcher Reichstag und Reichsregierung, 
S. 21 u. 48 ſamt Literatur. 
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dem bekanntlich auch mehrere Mitglieder der Reichsleitung anzu⸗ 
gehören pflegen. 

Um dieſes ſehr verwickelte Miſchungsverhältnis ſo zu werten, 
iR es eben nötig, den oben entwickelten Charakter der Reichsleitung 
zugrunde zu legen. Die Rückwirkung auf den Bundesrat iſt nur 
ein lehrreicher Anwendungsfall und rechtfertigt ſeine Einbeziehung in 
unſere Unterſuchung, die auf dieſe Weiſe Gelegenheit findet, dem Zu⸗ 
ſammenleben herrſchaftlicher und genoſſenſchaftlicher Geſtaltungs⸗ 
prinzipien auch in den kombinierteſten Zuſammenhängen höherer 
Ordnung nachzugehen, wie ſie nur der zuſammengeſetzte Staat bietet. 
Eine noch höhere Stufe der Verbindung treffen wir freilich noch im 
Grundverhältnis des Bundesrates zum Reich und Reichstag. Dieſem 
gegenüber läßt ſich wieder der Bundesrat unbeſchadet ſeiner genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Struktur zwiſchen den verbündeten Regierungen in ſeiner 
Geſamtheit als das herrſchaftliche Element an. Dies zeigt ſich darin, 
daß er von Haus aus als Träger der Reichsſouveränität gedacht 
wird, und da kann ihr alter Schweſterbegriff der Autorität nicht 
weit ſein. Sollte dem Reiche im Reichstag nebenbei eine reſonanz⸗ 
kräftige genoſſenſchaftliche Unterlage gegeben werden, ſo wurde doch 
der feſtere Kitt im Monarchiſchen, im Bunde der monarchiſchen Re⸗ 
gierungen geſucht, die im Bundesrat das geeignete Verbindungsorgan 
erhalten ſollten. So wurden äußerlich genoſſenſchaftliche und herr⸗ 
ſchaftliche Elemente zunächſt ſcharf auseinandergehalten und jedes 
für ſich in den Dienſt der jungen Reichsorganiſation geſtellt, ohne 
freilich die gegenſeitige Einwirkung auf die Dauer hindern zu können. 
Die Verfaſſung ſelbſt bevorzugte wohl den Bundesrat! und ſtattete 
ihn mit allem aus, was ſein Übergewicht über den Reichstag hätte 
bewirken können, und ſo große Kraftquellen dieſem auch zur Ver⸗ 
fügung ſtehen mochten, ſo wäre der Widerſtreit gewiß höchſt ungleich 
geblieben, wenn nicht die wirkliche Geſtaltung der Dinge Grundlagen 
und Ausgangspunkt weſentlich verſchoben hätten. Gerade die ſtarke 
Rückſicht auf die monarchiſchen Autoritäten brachte nämlich die Ver⸗ 
handlung von Hof zu Hof, auch mit den Kleinſten der Kleinen mit 
ſich und ſchuf damit neben dem im parlamentariſchen Geſchäft ver⸗ 
ſinkenden Bundesrat eine zweite, nicht zu unterſchätzende, nahezu 
tivaliſierende Organiſation, die dem Bundesrat einen ziemlichen 


! Bat. in dieſer Hinſicht für viele Meyer⸗Anſchütz, Lehrbuch des 
Deutſchen Staatsrechts, 7. Aufl., II. Teil, S. 407 ff. ſowie die Blütenleſe bei 
Wittmayer, Deutſcher Reichstag und Keichs regierung, S. 30 ff. 
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Teil feiner urſprünglichen höfiſchen Bedeutung zugunſten unmittel- 
barer höfiſchen Beziehungen benehmen mußte. Wie Neuere ſagen 
und beklagen, wurde dadurch der Bundesrat zur bloßen Abſtimmungs⸗ 
maſchine entwertet“, was aber ſchon inſofern übertrieben fein mag, 
als er doch zum mindeſten als Kraftmeſſer hinter allen höfiſchen 
Verhandlungen ſtehen bleibt und mitbeſtimmend wirken muß. Auch 
deshalb, weil nur dem Bundesrate nach wie vor das Recht zukommt. 
vor dem Reichstag zu erſcheinen (Art. 9, erſter Satz der R.⸗Vf.), 
und die Staatsſekretäre bloß durch die Ernennung zum Bundesrate 
dieſes wichtige Vertretungsrecht erhalten, zur vollen Miniſterſchaft 
gelangen, was dem Bundesrate ebenfalls ein gewiſſes politiſches 
Innenleben gewährleiſten muß. Freilich begünſtigte aber dieſe eine 
Blutentziehung im Intereſſe intimerer höfiſchen Zuſammenhänge den 
ſchon berührten anderen Aderlaß zugunſten der Reichsleitung und 
Reichsämter, wie umgekehrt dieſe letztere Blutentziehung die erſtere 
höfiſche fördern mußte. So wanderte gleichſam ein Teil der herr⸗ 
ſchaftlichen Funktion aus dem Bundesrate aus. Der herrſchaftliche 
Einfluß, den die Reichsleitung auf den Bundesrat nimmt, iſt von ganz 
anderer, eher gegenteiliger Natur und befördert die Einwirkung der 
genoſſenſchaftlichen Kräfte des Reichstags und des Reiches. Jedenfalls 
iſt auf dieſen Wegen viel vom herrſchaftlichen Konzept des Bundes⸗ 
rats als Geſamtkollegiums an andere Faktoren verlorengegangen. 
Er kann dynamiſch nur zur Not den alten ſtolzen Titel einer Reichs⸗ 
regierung behaupten und gibt den beſten Teil davon, die Vertretung 
der Regierungsvorlagen und anderer Politika unter ſeiner Firma an 
die Reichsleitung ab. Im übrigen wird er zwiſchen der — durch 
den Reichstag genoſſenſchaftlich, durch Kanzler und preußiſche Führung 
mehr herrſchaftlich orientierten — Reichsleitung und der höfiſchen 
(untereinander genoſſenſchaftlichen, im Verhältniſſe zum Reichstage 
herrſchaftlichen) Organiſation langſam eingezwängt. Hinter der Reichs⸗ 
leitung ſteht eben die autoritäre Berufung durch den Kaiſerlichen 
Preußenkönig und das jeweilige Einverſtändnis mit dem Reichstag. 
Beide Kräfte ſtehen zuſammen gegen die föderative Herrfchafts⸗ 
ausübung durch den Bundesrat. Deſſen genoſſenſchaftliche „Reichs⸗ 
regierung“ findet daher nicht nur ein Gegengewicht im Kaiſer⸗ 
tum, ſondern auch in der mitherrſchaftlich auftretenden Genoſſen⸗ 
ſchaftlichkeit oder der Kollektivherrſchaft des Reichstags. Es ſtehen 


I Dal. das Schrifttum bei Wittmayer, a. a. O. S. 53 und vor allem 
Laband, Deutſche Juriſtenzeitung XVI, S. 3f. 
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alſo Verbände gegen Verbände, und es herrſchen Verbände über Ver⸗ 
bände. Doch bleibt der Bundesrat im Verhältniſſe zum Reiche ein 
noch durch die Verfaſſung erhaltenes und teilweiſe bewohntes hoch⸗ 
ragendes Herrſchaftshaus von herrſchaftlich⸗ genoſſenſchaftlicher Bau⸗ 
art im verſchleierten Stil Bismarcks. 


IV 


Damit iſt eigentlich alles angedeutet, was die geſtellte Haupt⸗ 
aufgabe verlangt. Die Miſchung der beiden großen polaren Ge⸗ 
ſtaltungsprinzipien wurde von der Berufung bis zur Zuſammen⸗ 
ſezung der Regierung verfolgt und überall angetroffen. Läßt ſich 
das Miſchungsverhältnis am Ende noch weiter begleiten und bis 
in das einzelne Reſſortminiſterium als die Hochburg des monokratiſchen 
Prinzips treiben? Dieſe etwas gewagte Frage kann hier höchſtens 
geſtreift und auf das öſterreichiſche Fachminiſterium abgeſtellt werden, 
zumal dem Berichterſtatter unmittelbare praktiſche Erfahrungen nur 
aus Oſterreich zur Verfügung ſtehen und auch dieſe nur mit Aus⸗ 
wahl verwertet werden dürfen. 

Fruchtbar iſt das öſterreichiſche Beiſpiel gerade darin, daß wir 
es mit einer beſonders ausgeprägten klaſſiſchen Form des bürokratiſchen 
Prinzips zu tun haben, die von vornherein einen Ausgleich mit 
genoſſenſchaftlichen Ideen auszuſchließen ſcheint. Wie ſollte denn 
auch das öſterreichiſche Einzelminiſterium, das nach außen in abſoluter 
Einheitlichkeit geſchloſſen auftritt und auftreten muß, weil es ſchon 
das Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz ſo verlangt, wie ſollte dieſes ein⸗ 
ſherrſchaftlichſte aller Syſteme dem Spiel genoſſenſchaftlicher Einflüſſe 
zugänglich ſein? Alles, was ſich im Innern abſpielt, iſt von der 
anſtaltlichen Ordnung, einer einherrſchaftlichen Ordnung beherrſcht 
und kommt für den äußeren Rechtsverkehr gewiß nicht in Betracht. 
Damit wäre auch entſchieden, daß die Miſchung genoſſenſchaftlicher 
Motive mit den einherrſchaftlichen Grundprinzipien ſich über den 
Rahmen der Geſamtregierung hinaus — außer durch die Berührung 
mit anderen Reſſorts und dem Parlamente — nicht fortſetzen kann, 
und dieſe Feſtſtellung macht der Verfolgung ein Ende, kaum daß die 
Frage aufgegriffen wurde. 

Und doch wäre es ewig ſchade, einfach umzukehren und heim⸗ 
zugehen, ohne auch nur einen Blick auf dieſe Welt im kleinen zu 
werfen, aus welcher der betreffende Reſſortminiſter aufragt, dem 
Namen nach Träger des Ganzen und für alles verantwortlich, für 
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alles Projektions⸗ und Zurechnungspunkt. Allein, wenn wir näher 
herankommen, ſo gewahren wir doch ſehr viel Ahnlichkeit mit einem 
konſtitutionellen Monarchen, womit einmal in den ſiebziger oder 
achtziger Jahren ein Vicomte oder gar Marquis vergeſſenen Namens 
den franzöſiſchen Miniſter verglichen hat. Der Miniſter eines größeren 
Reſſorts regiert mit einem Stabe „mitverantwortlicher“ Sektions⸗ 
chefs (Miniſterialdirektoren?). Dieſe mehr gefühlsmäßige „Mit⸗ 
verantwortlichkeit“ hat nun freilich mit dem Miniſterverantwortlichkeits⸗ 
geſetz nichts zu ſchaffen, gilt in der Hauptſache oder Regel bloß für 
den inneren Amts⸗ und Gewiſſensbereich. Wirkt aber doch mehrfach 
nach außen, indem die Sektionschefs den Großteil der laufenden 
Geſchäfte erledigen und fertigen. Sie ſind — jeder für ſeine größere 
Abteilung — gemeinhin die Stellvertreter des Miniſters, deren 
Wirkungskreis je nach der Lage der gewöhnlichen oder dienſtlichen 
Verhältniſſe weiter oder enger ſein kann und jedenfalls auch ſehr 
wichtige Sachen umſpannt. Was nach alter Überlieferung dem 
Miniſter vorgelegt werden muß, iſt oft weniger wichtig als das 
vom Sektionschef im eigenen Wirkungskreiſe abgetötete Geſchäft. 
Freilich kann vorher oder nachträglich etwa anläßlich einer parlamen⸗ 
tariſchen oder ſonſtigen Anfrage eine informative Rückſprache er⸗ 
folgen, die ſich der äußeren Wahrnehmung entzieht. Anderſeits kann 
dem Sektionschef oder ſelbſt nur einem Reſerenten ſeiner Sektion 
die Vertretung oder Verantwortung im Parlamente zufallen. Seine 
Beteiligung kann ſogar ſo weit gehen, daß er unter Umſtänden in 
den Rücktritt des Miniſters verwickelt werden kann, oder daß er dieſen 
als der Stärkere herbeiführt und ſelbſt im Amte bleibt. Eine eigene 
Verantwortlichkeit iſt aber aus all dem nicht herauszuleſen. Stets 
find es dynamiſche Vorgänge innerhalb des anftaltlichen Betriebes, 
bald von innen heraus, bald als Fortpflanzung des Stoßes, den das 
Miniſterium von außen durch die hochgehenden Wogen des genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Parlamentsbetriebes oder ſonſt aus der Offentlichkeit her 
erhält. 

Immer bleibt es grundſätzlich dabei, daß der Miniſter von 
vornherein für jede Amtshandlung eine Weiſung erteilen, ſich jede 
ſelbſt vorbehalten kann, alſo ungefähr bei dem Zuſtande, den das 
deutſche Geſetz in dieſer Beziehung den Stellvertretern des Reichs⸗ 
kanzlers zuweiſt. Während aber dieſe durch eigene Verantwortlichkeit 
und Ernennung zu Bundesratsbevollmächtigten weit darüber hinaus⸗ 
gewachſen ſind, ſind die Stellvertreter des öſterreichiſchen Reſſort⸗ 
miniſters einfache Leute geblieben. Höchſtens die Freiheit zum Rück⸗ 
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tritt im Falle ernſterer Meinungsverſchiedenheiten räumt ihnen die 
Praxis ein. Das geht eben aus ihrer hohen Stellung hervor und 
muß fie weiter feſtigen, ohne aber organiſatoriſch, da kein Rechtsſatz 
zur Verfügung ſteht, eine Grundlage zur Annahme eigener unmittel⸗ 
barer Verantwortlichkeit zu bieten. Ihre dienſtliche Verantwortlich⸗ 
keit zeitigt höchſtens Reflexwirkungen für die Außenwelt, die aller⸗ 
dings ebenſowenig unterſchätzt werden dürfen wie ſeinerzeit die interne 
Verantwortlichkeit des Miniſters vor dem Monarchen. Die Offentlich⸗ 
keit iſt eine nicht kodifizierte, nicht kodifizierbare Macht. 

Bei geſunden Verhältniſſen muß natürlich ſchon die Leitungs⸗ 
gewalt des Miniſters genügen, um alles ins gewünſchte Geleiſe zu 
bringen. Wohl in den ſeltenſten Fällen entwirft er daher die Er⸗ 
ledigung ſelbſt; der Sektionschef arbeitet — auch wenn er nicht als 
Stellvertreter ſelbſt zur Amtshandlung berufen iſt — an allem mit 
und vor und erhält die Geſchäftsſtücke gegebenenfalls zur Umarbeitung 
durch ſeine Leute zurück. Daß der Miniſter ſelbſt oder durch andere 
Vertrauensmänner zur „Erſatzausführung“ ſchreitet, dürfte außer in 
den ſchwerſten Konflikten oder gerade in kleineren zeitlich befriſteten 
Ausnahmsfällen kaum vorkommen. Das Normale iſt und bleibt die 
ſtändige Mitwirkung des Sektionschefs, und dieſe ſubſtanziert, was 
in der Bürokratie unter ſeiner Mit⸗ oder Teilverantwortlichkeit ver⸗ 
ſtanden wird. Sie bedeutet eine ernſte, nicht zu unterſchätzende Macht, 
mit der ſich der Miniſterwille auseinanderzuſetzen hat. Und wenn es 
ihm auch gelingt, das Hindernis zu nehmen und, wie es fein ſoll, 
den ganzen großen Körper zu durchfluten, bleibt er doch im all⸗ 
gemeinen auf dieſe Form der Mitwirkung angewieſen und kann ſich 
nur. in den überlieferten bureaukratiſchen Bahnen ausleben. Darin 
liegt offenbar eine gewiſſe Brechung oder Beugung des ſtreng mono⸗ 
kratiſchen Syſtems. Gerade die Miniſterverantwortlichkeit mag dieſe 
Sperrvorrichtung begünſtigt haben; denn die Notwendigkeit, eine be⸗ 
ſtimmte Haltung nach außen zu vertreten, gibt dem Spezialarbeiter 
— und als das gilt der Sektionschef — unter Umſtänden eine 
techniſche Überlegenheit vor dem Reſſortchef, der höher und darum 
ferner ſteht, und mit dieſer erhöhten dienſtlichen Verantwortlichkeit 
verbündet ſich auch als notwendige Folge eine kräftigere Stellung 
des „Mitverantwortlichen“. 

So ſehen wir denn bei genauerer Forſchung das monokratiſche 
Prinzip ſelbſt am Sitze ſeiner Hauptmacht von außen und innen in 
mannigfacher Weiſe benagt, geplagt und geſchwächt. Der Einfluß 
Shmollers Jahrbuch XLII 34. 4 
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der politiſchen Welt ift nicht ſpurlos vorübergegangen. Er fördert 
die Stellung der erſten Mitarbeiter, die im Dienſtbereich 
gleichſam zu „Unterminiſtern“ des Miniſters aufſteigen, 
und verteilt damit die Verantwortlichkeit oder vermehrt ihre inneren 
Zentren. Gewiß bleibt alle Wirkung bis auf einzelne ſchon geſtreifte 
Momente „im Hauſe“. Allein, wo immer eine gebundene Mitwirkung 
nach Art des verfaſſungsmäßigen Miniſters ſtatthat, iſt ein genoſſen⸗ 
ſchaftlicher Zug zu erkennen. Bleibt er wie hier im weſentlichen auf 
das Innenleben einer ſtaatlichen Behörde beſchränkt, ohne aus⸗ 
geſprochen ſtaatsrechtliche Außenwirkung, ſo dürfte es wohl vor⸗ 
ſichtiger ſein, von quaſigenoſſenſchaftlichen Organiſationsformen zu 
ſprechen. Aber tatſächlich weht doch genoſſenſchaftliche Luft, gleich⸗ 
viel, wie man ſie benennen will, und wo immer in einem Körper 
zwei zuſammenſtehen und zuſammenwirken müſſen, iſt genoſſenſchaft⸗ 
licher Geiſt in ihrer Mitte. 

Übrigens kommen die Geſchäfte zum großen Teil von unten 
hinauf, nicht von oben hinunter. Der Großteil der Geſchäfte baut 
ſich vom „Vortragenden“ auf, der zum Sektionschef etwa dieſelbe 
Stellung einnehmen kann wie dieſer zum Miniſter, aber den poli⸗ 
tiſchen Einflüſſen natürlich in höherem Maße entrückt iſt. „Quaſi⸗ 
kollegialen Geiſt“ gibt es auch auf dieſer Stufe genug, und er ſetzt ſich 
noch nach unten fort, wenn der Vortragende mit ſeinem Hilfsarbeiter 
zuſammenarbeitet, der zwar gewöhnlich nur als ſein „verlängerter 
Arm“ gilt, aber auch die „rechte Hand“ werden kann. Dazu kommt 
noch das oft erforderliche Einvernehmen mit anderen Abteilungen! 
Verfolgt man nun den Lauf der Geſchäfte von einem ſolchen ſelb⸗ 
ſtändigen Hilfsarbeiter zum Vortragenden und von dieſem über 'den 
Sektionschef zum Miniſter, ſo iſt gewiß im Sinne des monokratiſchen 
oder bürokratiſchen Syſtems bis dahin alles freilich nur Antrag, der 
erſt durch die Genehmigung des Miniſters zu ſeiner Verfügung, An⸗ 
ordnung, Entſcheidung wird. Wird man aber damit dem wirklichen 
Vorgange, ſeiner dynamiſch⸗ſeeliſchen Seite, auch ganz gerecht? Gibt 
es nicht einen anſehnlichen Teil der typiſchen Sachen, der die Ver⸗ 
antwortlichkeit des Miniſters kaum in Frage ſtellen kann, neben ihr 
herläuft und von ihr als Verwaltungsroutine geradezu ausgeſchieden 
werden kann? Iſt hier nicht das Wort des Vortragenden oder ſchon 
des Fachmanns richtunggebend oder wenigſtens vorgreifend, nicht 
ſchon die Unterſchrift des Sektionschefs dem Weſen nach nicht fo 
ſehr Genehmigung als Beitritt oder Unterlaſſung eines Einſpruchs? 
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Dies kommt vielleicht äußerlich darin zum Ausdruck, daß der Sektions⸗ 
chef die Geſchäftsſtücke, die bei ihm vom Vortragenden zum Miniſter 
durchlaufen, nicht bloß mitfertigt, ſondern auch ſein ausdrückliches 
Viſum hinzuſetzt. Dem Erfolge nach wirkt das Mit⸗ und Ineinander 
dieſer Perſonen wie eine ſchriftliche Abſtimmung in einem Kollegium, 
in welchem jede ſpätere Stimme ein ſtärkeres Recht hat und die 
früher ſtimmenden aufheben kann. Nur bei Einmütigkeit geht es 
halbwegs „genoſſenſchaftlich“ zu, ſonſt ſchlägt naturgemäß das 
Herrſchaftliche als das Beſtimmende durch. Die äußere Ahnlichkeit 
mit genoſſenſchaftlicher Willensbildung kann auch noch die täuſchende 
Form der Konferenz annehmen, der internen und der interminiſteriellen 
Sitzung. Beide können nur Ausſprache ſein, jede Abſtimmung aber 
bloß Schein, Los oder Gottesurteil in untergeordneten Punkten. 
Die Ausſprache ſoll aber doch ein Gegengewicht gegen die Einſeitig⸗ 
keiten des monokratiſchen Syſtems bilden. 

Die interminiſterielle, zwiſchenminiſterliche Sitzung, zu der die 
verſchiedenen beteiligten Reſſorts ihre inſtruierten Vertreter ſchicken, 
iſt allerdings mehr und gehört als Vorſpiel und Ebenbild des 
Miniſterrats kaum noch hierher. Faktiſch iſt ſie als Gegengewicht 
gegen das rein bürokratiſche Prinzip wichtig, daß ſie gelegentliche 
geſetzliche Sicherungen gefunden hat. Die berühmteſte Beratung 
dieſer Art auf breiteſter Grundlage iſt die „regelmäßig und zwar 
gewöhnlich in jedem Monat einmal zuſammentretende“ Zoll⸗ und 
Handelskonferenz mit Ungarn !. 

Ebenſo überſchreiten die gewiß „genoſſenſchaftlich“ arbeitenden 
Beiräte, an denen meiſt auch verſchiedene Miniſterien mitwirken, den 
Rahmen diefer Skizze. Sie hat doch nur die Aufgabe, in den 
gröbſten Zügen anzudeuten, wie in einem großen Mechanismus ſchon 
die notwendige Arbeitsteilung und ſpätere Arbeitsvereinigung auch 
unter dem ſtarrſten einherrſchaftlichen Prinzip gewiſſe genoſſenſchaftlich 
wirkende Organiſationsbehelfe hervortreibt, welche den einherrſchaft⸗ 
lichen Charakter des Syſtems mildern, aber nicht im Weſen auf⸗ 
heben können. Solche Milderungen mag auch der Bürokratismus 
ſelbſt aus innerſtem Lebensbedürfnis erfordern. Jedenfalls iſt es 


1 Bol. die Anordnungen des Art. XXII, beſonders den zweiten Abſatz des 
letzten öſterreichiſchen Handelsvertrages mit Ungarn (Geſetz vom 30. Dezember 
1907, RGBl. Nr. 278). Manz'ſche Ausgabe der Ausgleichsgeſetze von Witt⸗ 
mayer, S. 58f. 
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auf dieſe Weiſe meiſtens eine größere eigentümlich organiſierte Mehr⸗ 
heit von Menſchen, mit denen es der Einzelne zu tun, auch mag er 
nur den einen vor ſich ſehen. Und dieſer genoſſenſchaftliche oder 
auch nur quaſigenoſſenfchaftliche Einſchlag, der in der Verbindung 
mehrerer Menſchen zu ſtets gemeinſamer Arbeit liegt, gibt der Re⸗ 
gierung die große ſchlagfertige Überlegenheit über den Privaten. 
Es ſtehen immer viele gegen einen und ſtärken durch ihre quaſi⸗ 
genoſſenſchaftliche Kraftvereinigung die Autorität des einherrſchaft⸗ 
lichen Syſtems. 
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I 


as Königtum ift eine uralte Inſtitution der Menſchheit. Wir 

finden es ſchon bei primitiven Völkern, bei den heutigen 
Naturvölkern wie in unſerer eigenen Urzeit. Beſonders dort, wo 
die Völker in die Geſchichte eintreten, wo ſie wirklich anfangen, Ge⸗ 
ſchichte zu machen, iſt das Königtum der führende Faktor. Und 
durch alle die Jahrtauſende höchſt wechſelvoller Zeiten hat ſich das 
Königtum erhalten bis auf den heutigen Tag. 

Aber ſchon ein Blick auf den äußeren geſchichtlichen 
Verlauf zeigt gewaltige Unterſchiede. Das antike Königtum der 
Griechen und Römer hat ein halbes Jahrtauſend vor Chriſtus ein 
Ende genommen. Die Könige find vertrieben worden. Mit Stolz 
blickt das politiſche Bewußtſein der Antike auf die befreiende Tat. 
Und nur unter dem heftigſten Widerſtande der Beſten haben der 
Makedonier Philipp und ſein Sohn Alexander die Griechen unter 
ihrem Zepter vereinigt und auf dieſer Grundlage ein Weltreich 
aufgerichtet — von orientaliſchem Geiſte getränkt. Analog iſt dann 
300 Jahre ſpäter in Rom das Imperium mundi begründet worden. 
Die Zeit nationaler Kraft fällt in die Jahrhunderte der Republik. 
Ganz anders bei den Germanen, ſpeziell bei den Deutſchen. 

Das Königtum hat auch hier ſehr wechſelvolle Schickſale ge⸗ 
habt. Aus dem Kleinkönigtum der zahlloſen germaniſchen Völker⸗ 
ſchaften erhob ſich im Verlauf der Völkerwanderung das Königtum 
der Stammesſtaaten: der Franken, Alamannen, Thüringer, Frieſen, 
Langobarden, Burgunder, Weſtgoten, Oſtgoten, Vandalen. Aus 
dieſen wieder das Großkönigtum der Franken, deren Reich von den 
Pyrenäen bis an die Elbe die deutſchen Stämme der Franken, 
Frieſen, Thüringer, Alamannen, Baiern und Sachſen aufnahm, die 
gotiſch⸗römiſche Bevölkerung einbezog und das langobardiſch⸗römiſche 
Italien angliederte. Hierauf begründete Karl der Große das 
Kaiſertum des Abendlandes, das, mit der Weltmiſſion der römiſchen 
Kirche verknüpft, von dem Geiſte chriſtlicher Weltherrſchaft erfüllt 
worden iſt. 

Das iſt der Aufſtieg des deutſchen Königtums — bis zum impe- 
rium mundi. Aber dieſe ſchwindelnde Höhe iſt nicht mit einem Male 
erreicht worden. Sie konnte auch nicht auf die Dauer behauptet 
werden. Schon nach zwei Menſchenaltern begann das Königtum der 
Merowinger zu kränkeln. Nach einer Dauer von 250 Jahren hat es 
ein unrühmliches Ende gefunden. Das Königtum ſelbſt haben 
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Pippin und Karl der Große mit raſchem Griff emporgeriſſen. Aber 
wiederum nach zwei Generationen iſt auch hier ſchweres Siechtum 
eingetreten. Im 9. Jahrhundert erfolgte die Auflöſung. Je einmal 
im 10., 11. und 12. Jahrhundert hat ſich das deutſche Königtum 
wieder aufgerafft zu einer weltgebietenden Macht: durch Otto den 
Großen, die Salier, die Staufer. Mit dem Sturz der Hohenſtaufen 
empfing es aber die Todeswunde. Seit dem Interregnum, ſeit der 
Mitte des 13. Jahrhunderts führt es nur mehr ein kraftloſes Da⸗ 
ſein — im Gegenſatz zu dem gerade ſeither aufſtrebenden Königtum 
Frankreichs —, bis es endlich durch einen kurzen Tritt des korſiſchen 
Eroberers ins Grab geſtoßen wird. 

Aber in den Zeiten tiefſten Verfalls erſtand auch der Erneuerer. 
Die Staatsgewalt hatte ſich von der abſterbenden Zentrale in die 
einzelnen Territorien zurückgezogen. Aus dieſen iſt die Neubildung 
hervorgegangen. Die Hohenzollern ſchufen Preußen und das preu⸗ 
ßiſche Königtum. Dieſes hat ein neues Deutſches Reich wieder⸗ 
begründet und von den ſtammverwandten Fürſten die Kaiſerkrone 
empfangen. So iſt auch die deutſche Kaiſerwürde erfüllt von dem 
Gifte des preußiſch⸗deutſchen Königtums. 

Die Griechen und Römer haben ihre Könige beſeitigt: die 
Franzoſen haben es ihnen nachgemacht. Aber für uns iſt das 
Königtum heute und in Zukunft ein weſentlicher Beſtandteil deutſcher 
Kultur. Es wurzelt hier ſichtlich in den tiefſten Tiefen der Volks⸗ 
ſeele. Dieſes ſoziale Problem ſoll im folgenden unterſucht werden. 


II 


Man ſpricht gewöhnlich von der monarchiſchen Verfaſſung, von 
dem monarchiſchem Geiſte Preußens. Dadurch wird man der Sache 
nicht gerecht. Das germaniſche, das deutſche, preußiſche Königtum 
iſt eigener Art. Kadmos, Romulus, Tarquinius ſtammen aus 
der Fremde. Der germaniſche König iſt kein Fremder; er iſt 
Volkskönig!. Ganz allgemein iſt es Überzeugung der germani- 
ſchen Völkerſchaften, daß ſie von einem gemeinſamen Stammvater 
abſtammen, daß das ganze Volk bluts verwandt fei?. Viel⸗ 


— 


1 H. Brunner, Deutſche Rechtsgeſchichte 12, 1906, S. 166. Schon die 
Wortbezeichnungen für „König“: thiudans, truhtin, fylkir, kuni bedeuten 
durchweg etwa: „Völkiſcher“. 

2 H. Schreuer, Altgermaniſches Sakralrecht I, Zeitſchrift der Savigny⸗ 
Stiftung für Rechtsgeſchichte, Bd. XXXIV, 1913, S. 341 ff. 
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fach führen die Völker geradezu den Namen der königlichen Familie: 
die Franken Merowinger, die Burgunder Guntbadinge, Vandalen 
Asdinge, Dänen Schildinge ufm. Und wenn in der deutſchen 
Kaiſerzeit der König gekrönt wird, ſo wird er mit fränkiſchen Ge⸗ 
wändern bekleidet, zum Zeichen, daß er ein Franke ſei!; denn das 
deutſche Reich gilt als oſtfränkiſches Reich. Nur im Interregnum, 
als die königliche Gewalt zerbrochen war, kamen fremde Könige als 
Eintagserſcheinungen auf: Richard von Cornwallis, Alfons von 
Kaſtilien. Es iſt auch ein handgreifliches Zeichen ſchwerer Zer⸗ 
ſetzung des Staates, wenn nachmals etwa Franz I. von Frankreich 
gegen den Habsburger Karl als Gegenkandidat auftreten konnte?. 
Wie ſehr man an dieſer geſchloſſenen Selbſtbeſtimmung der Nation 
feſthielt, zeigt der noch der ſtaufiſchen Zeit angehörige Sachſenſpiegel. 
Die Deutſchen ſollen den König kieſen! und der König von Böhmen 
iſt zwar Schenke des Reichs, aber die Kurſtimme hat er nicht, weil 
er kein Deutſcher iſts. Das deutſche Rechtsbewußtſein kennt keine 
Trennung von König und Volk. Der König ſteht nicht über dem 
Volke; er iſt Beſtandteil des Volkes. Dasſelbe drücken die 
Wendungen aus: rex meus, rex noster, unſer König. 

Dieſe familienhafte Stellung des Königs wird — über den 
kalten Individualismus hinaus — weiter vertieft durch den Rechts⸗ 
begriff des königlichen Geſchlechtes. Nicht als Individuum 
ſteht der König an der Spitze des Volkes. Die königliche Sippe als 
die angeſehenſte Sippe des Volkes nimmt dieſen Rang ein. Unter 
dem germaniſchen Adel, das heißt den angeſehenſten Sippen des 
Volkes, iſt das Königsgeſchlecht die angeſehenſte“. Mit dem König 
wird die Königin auf den Thron erhoben, und bei aller Wahl, 


1 Vgl. Widukind, Res gestae saxonicae II, c. 1 (Waitz⸗Kehr, 1904, 
S. 55): Proinde procedit pontifex cum rege (dem Sachſen Otto I.) tunica 
stricta more Francorum induto. Sach ſenſpiegel III, 54, $ 4: die Koning sal 
hebben vrenkesch recht svenne he gekoren is, von svelker bord he ok si 

2 Vgl. Bruno Gebhardt, Handbuch der deutſchen Geſchichte II?, 1913, 
F 2, Anm. 2, S. 11 f. 

2 Ssp. III, 52, $ 2: Die düdeschen solen durch recht den koning 
kiesen. Ssp. III, 57, 82: ... Die schenke des rikes die koning von behemen, 
die ne hevet nenen kore, umme dat he nicht düdesch n' is. 

4 Bol. H. Brunner, Deutſche Rechtsgeſchichte 15, S. 165 ff. Schon das 
Wort „kuning“ bedeutet Königsſohn. Über den germaniſchen Adel daſelbſt S. 139 ff. 

6 Fredegarii Cont. c. 33 M. G. Scriptores Rerum Merowingicarum, Bd. II, 
S. 182: Pippinus .. una cum regina Bertradane, ut antiquitus ordo deposcit, 
sublimatur in regno. Vgl. weiter H. Schreuer, Die rechtlichen Grundgedanken 
der franzöſiſchen Königskrönung, 1911, S. 75. 
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welche das deutſche Staatsrecht kennt, bleibt man, ſolange irgend 
möglich, bei der herrſchenden Familie. Wir finden die Dynaſtien der 
Merowinger, Karolinger, Sachſen, Salier, Staufen. Auch hier 
bringt das Interregnum wieder einen Zuſammenbruch: die Königs⸗ 
wahl wird ſpringend. Aber ſobald ſich die Verhältniſſe nur einiger⸗ 
maßen aus der Anarchie heraus konſolidieren, wählt man Jahr⸗ 
hundert für Jahrhundert bis in die letzten Tage des Reichs den 
Habsburger. Im 19. Jahrhundert, bei der Gründung des neuen 
Reichs iſt das Wahlproblem wieder aufgetaucht. Aber das Erb⸗ 
kaiſertum hat ſich mit unwiderſtehlicher Macht durchgeſetzt. Die 
Kaiſerwürde iſt Preußen zugefallen, und nach der preußiſchen Ver⸗ 
faſſung ſteht die Krone dem Hauſe Hohenzollern zu. Darum haben 
wir eine wirkliche Königin und Kaiſerin, einen Kronprinzen wie in 
Preußen, ſo im Reich. 

Welche praktiſche Bedeutung dieſe familienhafte Zu⸗ 
gehörigkeit des Fürſten und feines Geſchlechtes zum Volke hat, lehrt, 
abgeſehen von den eben berührten Daten der Reichsverfaſſungs⸗ 
geſchichte, ein Blick auf die Geſchichte der Territorien. Nur dort, wo 
ſich von Geſchlecht zu Geſchlecht Dynaſtien herausgebildet haben, iſt 
es zu kräftigen Territorien gekommen. Darum ſind vor allem die 
geiſtlichen Territorien in dem Wettbewerb um ſtaatliche Geltung 
unterlegen. Unter dem Krummſtab iſt gut wohnen, und viel hat die 
deutſche Kultur den geiſtlichen Fürſten zu danken. Aber Köln iſt 
im Kampfe mit den Jülichern unterlegen; in Trier hat die Ritter⸗ 
ſchaft das Territorium geſprengt. Und in den weltlichen Fürſten⸗ 
tümern, den Fahnenfürſtentümern, iſt mit dem Ausſterben der 
Dynaſtien allemal ein ſchwerer Zuſammenbruch eingetreten. In 
Oſterreich mit dem Ausſterben der Babenberger (1246 1278), in 
Böhmen mit dem Ausſterben der Przemysliden (1306). So iſt auch 
die Mark Brandenburg nach dem Ausſterben der Askanier (1319) 
hundert Jahre hindurch unter wechſelnden Dynaſtien ein Bild greu⸗ 
licher Verwüſtung geworden, bis es den Hohenzollern gelungen war, 
ſich als Dynaſtie dauernd zu halten und ſo mit dem Volke zu⸗ 
ſammenzuwachſen. Welche Bedeutung es hat, daß wir nun auch im 
Reiche eine Dynaſtie haben, braucht nicht erſt ausgeführt zu werden. 


III 


Dieſer familienhaften Stellung des deutſchen Königs innerhalb 
ſeines Volkes entſpricht auch deſſen ſtaatsrechtliche Stellung. 
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Sie ift im Weſen gleichartig der Gewalt des deutſchen Hausvaters, 
der ſogenannten Munt !. Die hausväterliche Gewalt deutſchen Rechtes 
iſt nicht nackte Herrſchaft, ſondern Schutzgewalt und Führung. 

Die Eigenart der deutſchen Munt tritt ſcharf hervor bei Ver⸗ 
gleichung mit ihrem römiſchen Gegenbilde, der patria potestas und 
manus. Dieſe iſt grundſätzlich abſolute Gewalt. Filius familias 
nibil suum habere potest?. Und ebenſo ſteht es mit dem römischen 
Königtum. Der König iſt unbeſchränkter Herr; ſein Gefolge ſind die 
Liktoren, Henkers. Die Griechen prägten das Wort uovapyia, Ein: 
herrſchaft, 2 &&eorı avevduw rroıdeıv ra Bovkerart. Die römi⸗ 
ſchen Könige find Gefeßgeber®, und fie enden nach der Tradition in 
Willkür und Übermut. Und auch als nach dem Zuſammenbruch der 
Republik die Römer eine neue Monarchie ſchufen, das Kaiſertum, ſo 
wurde es wieder nur ein Abſolutismus, der, getränkt von orienta⸗ 
liſcher Deſpotie, die ſcheußlichſten Szenen der Menſchheitsgeſchichte 
gebar. 

Ganz anders bei den Germanen. Die Gewalt des germaniſchen 
Hausvaters iſt Schutzgewalt, Führung. Frau und Kinder können 
eigenes Vermögen haben, und dem Vater ſteht daran nur die Gewere 
zu rechter Vormundſchaft zu'. Analog verhält es ſich mit dem 
germaniſchen Königtum. Nec regibus infinita aut libera potestas “. 
Wohl ſtand auf Hochverrat die Todesſtrafe. Aber dieſe verhängte 
nicht der König, ſondern das Volksgericht'. Der König gab keine 


1 Bol. H. Brunner, Deutſche Rechtsgeſchichte 12, S. 93 f.; II, S. 48. 

8 Vgl. Gaius, Institutiones II, c. 87. 

3 Sie ſtammen wohl von den Etruskern. Über die etruskiſchen Liktoren 
vgl. Roſenberg, Art. „Rex“ in Pauly ⸗Wiſſowa⸗Kroll II, 1 (1914) Sp. 716. 
Dem indogermaniſchen Königstypus entſprechen ſie nicht. Auch dieſes würde 
darauf hinweiſen, daß die Verſchärfung der indogermaniſchen Herrſchafts⸗ 
verhältniſſe, wie ſie die Antike aufweiſt, ſchon in Vorzeiten durch den Orient 
veranlaßt worden iſt. Dagegen über italiſche Könige, die nicht von Etruskern 
beeinflußt find, Roſenberg, daſelbſt Sp. 718, Z. 17 ff. 

Herodot III, 80, herausg. von H. Kallenberg, 1906, Bd. I, 
S. 276, 3. 8 f. 

5 über die Stellung des römiſchen Königtums vgl. Roſenberg, Art. 
„Rex“, a. a. O. Sp. 705 ff. 

s Bgl. etwa D. Stobbe, Handbuch des deutſchen Privatrechts IV ®, 1900, 
S. 82, 413. 

Tacitus, Germania, c. 7. 

8 H. Brunner, Deutſche Rechtsgeſchichte II, S. 688. 

® Bgl. zum Beiſpiel die lebhafte Schilderung der Annales Einhardi zu 
788 M. G. Script. I, S. 173: (Tassilo) crimine maiestatis a Baivariis accusatus 
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Geſetze, ſondern die angeſehenſten Männer hatten — unter Vollwort 
des Volkes — zu finden, was Recht ſei . Der deutſche König des 
Mittelalters ſchwor bei der Krönung, daß er das Recht ſtärken und 
das Unrecht kränken werde, und daß er dem Reiche vorſtehen werde 
nach feinen Kräften“. Das iſt der Vorläufer unſeres Verfaſſungs⸗ 
eides, den auch der preußiſche König zu leiſten hat. Nicht Herr⸗ 
ſchaft, ſondern Munt: Schutz und Führung. 

Auch in den Territorien, in welche das Reich in einem über 
500 Jahre währenden Prozeſſe auseinanderfiel, äußerte ſich dieſer 
Gedanke des familienhaften Zuſammenhanges zwiſchen Landesherrn 
und Land durch tief einſchneidende Grundſätze des Staatsrechtes. 
Wenn der Landesherr in Gefangenſchaft gerät, ſo hat das Land ihn 
auszulöſen; wenn die Prinzeſſin heiratet oder der Sohn zum Ritter 
geſchlagen wird, muß es beifteuern®. Und als dann im 17. Jahr⸗ 
hundert in unſer Territorialſtaatsrecht der Abſolutismus einzog, ſo 
wurde er mit der naivſten Selbſtverſtändlichkeit ins Patriarchaliſche 
umgebogen. Der Große Kurfürſt, König Friedrich Wilhelm I., 
Friedrich der Große haben ſich für den Staat aufgerieben. Während 
das franzöſiſche Königtum immer mehr auf die Formel: „tel est 
mon plaisir“ Gewicht legte“, erklärte Friedrich den König als den 
premier magistrat des Staates. So hat unſer Abſolutismus als 
bloße und vorübergehende Stärkung der landesväterlichen Autorität 
den Staat nicht zerdrückt, ſondern ſtark und groß gemacht. Er hat 
die politiſche Machtunterlage und die ſchlagfertige innere Zucht ge⸗ 
ſchaffen, auf der und mit der das 19. Jahrhundert weiterbaute. 
est. . . noxae convictus uno omnium adsensu ut maiestatis reus capitali 
sententia damnatus est. Das Königsgericht iſt ſeinem Weſen nach Volksgericht, 
nicht Kabinett. Vgl. H. Brunner, Deutſche Rechtsgeſchichte II, S. 134. 

1 Vgl. etwa den Prolog zur Lex Salica, Heſſels, S. 422: Dictaverunt 
Salica lege per proceris ipsius gentis qui tunc tempore eiusdem aderant 
rectores electi de pluribus viris quatuor his nominibus: W. B. S. W. 

2 Sachſenſpiegel III, 54, § 2. 

2 Bol. zum Beiſpiel F. W. Unger, Geſchichte der deutſchen Landſtände 
1, 1844, S. 271, 273 f. A. Luſchin v. Ebengreuth, Oſterreichiſche Reichs⸗ 
geſchichte 12, S. 227. H. Spangenberg, Vom Lehnsſtaat zum Ständeſtaat, 
1912, S. 46 ff. 

4 Der Urſprung der Formel iſt gewiß harmloſer Natur; vgl. Gabriel 
Demante, Observations sur la formule „car tel est notre plaisir“ dans la 
chancelerie francaise, Bibliothèque de l’Ecole des Chartes LIV, 1893, S. 86 ff. 
Sie bedeutet „placitum, bene - placitum“ ohne jeden frivolen Nebenſinn. Aber 
ſeit dem Abſolutismus kommt etwa der Sinn der Willkür (auch dieſes Wort 
hatte einſt eine harmloſe Bedeutung) hinzu. 
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Der Abſolutismus hat aber auch die Volkskräfte ſelbſt, die nach dem 
Elend des Dreißigjährigen Krieges faſt verdorrt waren, gehegt und 
gepflegt, bis ſie imſtande waren, gegen den Druck der Fremdherrſchaft 
ſich aufzubäumen und loszubrechen. Und der Abſolutismus hat auch 
gleich die wiedererwachten Kräfte rechtlich geſichert und in geordnete 
Bahnen gelenkt, ſo daß ſie nicht verheerend und ſich und andere, 
verzehrend ſich ergoſſen, wie die Volksmaſſen des durch das ancien 
régime geknechteten Frankreich. Die große, grundlegende Neu⸗ 
geſtaltung Preußens durch Stein und Hardenberg iſt ein Werk des 
abfoluten Staates, des abſoluten Königtums landesbväterlicher 
Färbung. So in Preußen. 

Ganz anders war der Abſolutismus Metternichs. Dieſer war — 
von chriſtlichen Elementen abgeſehen — römiſch⸗franzöſiſch⸗ſpaniſchen 
Geiſtes. Man hat ihn auch in Preußen zu ſpüren bekommen, als nach 
der Ermordung Kotzebues Preußen in den Karlsbader Beſchlüſſen ſich 
Metternichs Politik unterordnete. Dieſer Abſolutismus hat Preußen 
und Deutſchland ſchwere Zeiten gebracht, unter deren Gegenwirkungen 
wir heute noch zu leiden haben. Erdrückend legte ſich dieſer Geiſt 
des ancien régime, der franzöſiſchen Reſtauration, der Reaktion auf 
die nationale Begeiſterung der Freiheitskriege. Er war es aber auch, 
der dem Beſtreben nach Volksherrſchaft, nach Maſſenherrſchaft, nach 
Demokratie Eingang verſchaffte, wie ſie in Frankreich als Reaktion 
gegen den Druck des Abſolutismus durchgebrochen war. 

Langſam aber regte ſich der nationale, der deutſche Staats⸗ 
gedanke. Zunächſt romantiſch, poetiſch, doktrinär. Bismarck hat den 
deutſchen Staat dem 19. Jahrhundert entſprechend wiederverwirklicht, 
den deutſchen Königs⸗ (und Kaiſer⸗) gedanken reingeſchmolzen und 
feſtgeſchmiedet. Nicht Herrſchaft, ſondern Munt; Schutz, aber auch 
Führung. 

IV 

Patriarchaliſche Züge weiſt auch die flawifche Staatsbildung 

auf . Aber ungeheuer if} trotzdem der Unterſchied zwiſchen dem 


ſlawiſchen und dem germaniſchen Königtum. Man kann für das 
germaniſche Fürſtentum als charakteriſtiſch herausheben die Führer⸗ 


1 H. Schreuer, Unterſuchungen zur Verfaſſungsgeſchichte der böhmiſchen 
Sagenzeit (Staats- und ſozialwiſſenſchaftliche Forſchungen, herausg. von 
G. Schmoller XX, 4), 1902. H. Schreuer, Germaniſche und flawiſche Staats⸗ 
bildung, XXXVII. Jahresbericht des weſtfäliſchen Provinzialvereins für Wiſſen⸗ 
ſchaft und Kunſt, 1908/9, S. XXXũIII ff. 
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ſchaft an der Spitze freier Männer, und zwar als feſte rechtliche 
Organiſation. Das flawifche Fürſtentum hat ſich niemals als orga⸗ 
niſches Recht innerhalb einer kräftigen Volksverfaſſung heraus⸗ 
gewachſen. Mangels feſter rechtlicher Organiſation ſchwankt der 
ſlawiſche Staat zwiſchen Abſolutismus des Fürſten, des Adels oder 
der Maſſen. Dagegen hat bei den Germanen der Fürſt innerhalb 
der Verfaſſung des Volkes eine feſte Stellung. Er iſt nicht Herr 
und nicht Weibel. Er iſt Führer im Kriege, im politiſchen Leben 
der Volksverſammlung, in der Gerichtsverſammlung, im ſozialen 
Leben, in der geiſtigen und wirtſchaftlichen Kultur !. 

Auch dieſe germaniſche Führerſchaft, das Fürſtentum, iſt dem 
Römer unverſtändlich. Tacitus hebt es ſtaunend als beſondere 
Merkwürdigkeit hervor, wie freie, edle Germanen ſich einem Gefolgs⸗ 
herrn unterordnen. Die Löſung des Rätſels iſt für uns ſehr ein- 
ſach. Der Römer kennt eben nur diejenige Herrſchaft, der gegenüber 
der Dienſt eine Minderung der Freiheit darſtellt. Der Germane ſieht 
dagegen in dem Fürſten den blutsgemeinſamen, angeſtammten, väter⸗ 
lichen Führer, dem zu folgen ſelbſtverſtändliche, freudige Pflicht iſt; 
dem auf Treue um Treue zur Seite zu ſtehen erhebendes, adelndes 
Recht if. Dieſe Auffaffung hat ſich durch das Lehens⸗ und Dienſt⸗ 
verhältnis des Mittelalters hindurch erhalten und bildet heute ein 
weſentliches Element in unſerm Beamtentum. Der ganze Heeres⸗ 
dienſt iſt davon erfüllt. In dem Könige, als der Spitze des Volkes 
konzentriert ſich auch die höchſte Ehre des Volkes; von ihm ſtrömt 
dieſe Ehre aus auf die Organe ſeiner Führung. 

Anders empfindet der römiſch⸗romaniſche Geiſt. Römer wie 
Griechen haben die Königsmörder geprieſen; das Imperium wurde 
immer als traurige Laſt empfunden. Die Franzoſen haben ihr 
Königtum zerſchlagen. England und Italien haben nur ein Schatten⸗ 
königtum. Das iſt eben das Schickſal des Königtums als indivi⸗ 
dueller Herrſchaft. Man hat zu Beginn des Krieges damit gerechnet, 
daß unſer Königtum und Kaiſertum als Beſchränkung der Freiheit 
zuſammenbrechen werde. Man ſtellte ſich vor — deutſche Theoretiker 
haben da mit geholfen —, daß der König von Bayern durch den 


1 Es unterliegt keinem Zweifel, daß ſchon in den germaniſchen Volks- 
verſammlungen die Könige, die Fürſten, der Adel, die Führung hatten. Vgl. 
Tacitus Germania c. 11: apud principes pertractentur ... Mox rex vel 
princeps ... . audiuutur, auctoritate suadendi magis quam iubendi potestate. 
Über die Gefolgſchaften vgl. Caesar Bellum Gallicum VI, c. 23. Tacitus Ger- 
mania c. 13, 14. 

2 Tacitus Germania c. 13: Nec rubor inter comites aspici. 
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Kaiſer um ſeine Souveränität gebracht ſei. Enttäuſcht hat man uns 
dann ſogar den Vorwurf der Minderwertigkeit gemacht, weil wir in 
unſerer Geſchichte keinen (eigentlichen) Königsmord aufzuweiſen hätten. 


V 


Die geſchichtliche Entwicklung hat das preußiſche König⸗ 
tum noch beſonders ausgezeichnet. In der Markgrafſchaft iſt die 
Führerſchaft beſonders verſtärkt. Die Mark iſt die Vorhut des 
Reiches. Die Verwaltung hat koloniſatoriſche Aufgaben; Staat und 
Geſellſchaft ſind erſt neu zu ſchaffen. So iſt aus der Oſtmark Oſter⸗ 
reich und dieſes führender Staat im alten Reich geworden. Aus 
Brandenburg wurde Preußen und dieſes Vormacht im neuen Reich. 
Zu ſolcher Anſpannung des Fürſtentums ſind die anderen Bundes⸗ 
ſtaaten kaum je gelangt. Daher iſt auch das preußiſche Königtum 
etwas Beſonderes, nicht nur innerhalb des mechaniſchen Begriffs der 
„Monarchie“, ſondern auch inmitten der Monarchien deutſchen 
Rechtes. Im Weſen des germaniſchen Königtums wurzelnd, durch 
die Markgrafſchaft und die beſondere Politik und Regierung der 
Hohenzollern fortgebildet, iſt das preußiſche Königtum eine beſondere 
Verkörperung des Geiſtes harter Zucht im Heer und im bürgerlichen 
Leben. Der Geiſt militäriſcher Ordnung ſchon im Beginn der Ge⸗ 
ſchichte ein führendes Element der geſamten Staatsverfaſſung, iſt im 
preußiſchen Königtum geſteigert perſonifiziert. Daß und wie ſich 
dieſes Königtum bewährt hat, braucht an dieſer Stelle nicht aus⸗ 
geführt zu werden. Aber ſo viel iſt als augenblicklicher Abſchluß der 
Entwicklung noch zu bemerken, daß dieſes ſpezifiſch preußiſche König⸗ 
tum durch die Reichsverfaſſung als Vormacht der verbündeten Einzel⸗ 
ſtaaten erkoren lund mit dem Kaiſertum des Reiches dauernd ver⸗ 
bunden worden iſt. Dadurch iſt das Führerſchaftselement weſentlich 
geſteigert, aber auch die Aufgaben ungemein ge — größer, 
vielfältiger und verwickelter — geworden. 

Gerade durch den Markencharakter und den baron erwach ſenen 
Vormachtscharakter iſt das preußiſche Königtum etwa vom bayri⸗ 
ſchen ſtark verſchieden. Die Markenfunktion des einſtigen bayriſchen 
Stammesherzogtums iſt bei der Niederwerfung der Welfen auf Oſter⸗ 
reich übergegangen, ebenſo wie ſich vom Herzogtum Sachſen die Nord⸗ 
mark, der Keim der Mark Brandenburg, abgeſpalten hat. Das 
bayriſche Fürſtentum hat daher einen ausgeſprochen binnenländiſchen, 
innerdeutſchen Zug erlangt. Von großer Bedeutung für das deutſche 
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Staatsrecht iſt die geſchloſſene Feſtigkeit der bayriſchen Königsidee, 
die trotz ſchwerer Stunden des Königtums im 19. und 20. Jahr- 
hundert nicht im geringſten eingebüßt hat, während in Ungarn und 
Böhmen bei jeder Gelegenheit leidenſchaftlich die Dynaſtiefrage auf⸗ 
geworfen worden iſt, und in Preußen die republikaniſche Demokratie — 
nicht in ihrem Endziel, aber als Parteitendenz — ernſt genommen 
werden muß. Nicht zu miſſen iſt auch die Mitwirkung des bayriſchen 
Königtums im Leben des Reichs. Bayern iſt der kräftigſte Ausdruck 
des unſerem Volksleben und ſeiner Entwicklung unumgänglich not⸗ 
wendigen Partikularismus und dabei unbedingter Anhänger und 
Mitträger des Reichsgedankens. Der reichsrechtliche Bundesſtaats⸗ 
gedanke iſt ganz weſentlich in Bayern mit verankert. Ohne Bayern. 
wäre er nur ſchwer bei kräftigem Leben zu erhalten. In Preußen 
an ſich beſteht immer eine gewiſſe Gefahr wegen der Union der 
Königskrone mit dem Kaiſertum: ſo einſt durch den Unitarismus 
älterer Obſervanz, der das Reich preußiſch machen wollte; heute 
durch die vereinigte Demokratie des Reiches, namentlich Preußens 
und Südweſtdeutſchlands, die Preußen zum Reichsland machen will. 
Und auch über die eigentlich bayriſche Sonderrechtsſtellung hinaus iſt 
das bayriſche Königtum ſüddeutſch gefärbt, während es dem preußiſch⸗ 
deutſchen Kaiſertum in anderthalb Menſchenaltern nicht gelungen iſt, 
in Elſaß⸗ Lothringen lebendige Fühlung zu bekommen, geſchweige 
denn feſten Fuß zu faſſen. Auch gegenüber der katholiſchen Kirche 
iſt die Stellung des bayriſchen Königtums eine andere als die des 
preußiſchen. 

Die Aufzählung ſolcher bayriſchen Eigentümlichkeiten, die ſich 
ganz beſonders in dem Königtum als dem Brennpunkte des Staates 
konzentriert finden, ſoll nicht vollſtändig ſein. Und wie Bayern, 
ſo hat jeder andere unſerer Bundesſtaaten eine individuelle Note 
innerhalb der großen Reichsſinfonie. Nicht zuletzt zeigen die 
kaiſertreuen republikaniſchen Hanſaſtädte, was deutſcher Staatsgeiſt 
zu ſchaffen vermag, wenn er ſich von der romaniſchen Schablone frei⸗ 
macht. Während dieſer nur eine ſich ſelbſt und alles andere auf⸗ 
zehrende Monarchie kennt, hat unſer deutſches Rechtsbewußtſein eine 
Fülle von lebensvollen und ſegensreichen Geſtaltungen geſchaffen. 

® 


VI 


Eine kräftige Führerſchaft findet leicht Gegner. Nur in 
ſtetem Ringen kann ſich lebendige Kraft behaupten. Am ſchlagendſten 
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bewährt fie ſich im Kriege. Das zeigen handgreiflich unſere Er- 
folge in dem Völkerringen des Tages. Schwieriger ſind die Wider⸗ 
ſtände im Innern. Die Ariſtokratie hat das Königtum der Mero⸗ 
winger und Karolinger, die Fürſten haben das deutiche Königtum 
aufgeſogen. In den Territorien haben Adel und Städte die Re⸗ 
gierungsgewalt der Landesfürſten lahmgelegt. Aber in jahrhunderte⸗ 
langem Ringen iſt es den Fürſten gelungen, die Macht der Land⸗ 
ſtände zu brechen und aus der Anarchie ein geordnetes Staatsweſen 
aufzubauen. Adel und Bürgertum wurden dem Staate eingeordnet. 
Der landesfürſtliche Abſolutismus, ſelbſt ein Diener des Staates, 
hat auch den Adel zum Diener des Staates gemacht, hat das 
Bürgertum organiſch dem Staate einverleibt, hat den Bauer, der 
bisher nur die Laſten des Staates zu tragen hatte, rechtlich, wirt- 
ſchaftlich und geiſtig zum freien Staatsbürger erhoben. 

Dieſe geſunde Entwicklung kann nur dann richtig gewertet 
werden, wenn man ihr etwa das Bild franzöſiſcher Zuſtände ent⸗ 
gegenhält. In Frankreich iſt der Druck des ancien régime 
— ähnlich wie jetzt in Rußland — revolutionär durch eine Exploſion 
beſeitigt worden, die alle organiſche Gliederung des großen Staats⸗ 
körpers unbarmherzig verſchüttete — der Abſolutismus hatte vor⸗ 
gearbeitet — und an Stelle wahrer Freiheit aller die brutale 
Gleichſtellung und damit die blinde Herrſchaft der Zahl, die Herr⸗ 
ſchaft der unqualifizierten Maſſen ſetzte. Die franzöſiſche Demokratie, 
von Haus aus eine Reaktion gegen die abſolute Monarchie, muß ſich 
grundſätzlich gegen das Königtum ſtellen. Das franzöſiſche König⸗ 
tum iſt ihr zum Opfer gefallen. Sie muß überall die Führerſchaft 
des Königtums aushöhlen und brechen. Sie muß aber auch mit 
geſchichtlicher Notwendigkeit durch ihre Maſſenherrſchaft die an Zahl 
ſchwächeren Kulturſchichten — auch die der politiſchen Kultur — 
zerreiben. Das zeigt die Geſchichte Athens, Roms, die Geſchichte 
unſerer mittelalterlichen Stadt, die Geſchichte Frankreichs. In 
Preußen hat das volkstümliche, feſt führende Königtum bisher Stand 
gehalten. Bismarck iſt als Staatsmann und politiſcher Lehrer des 
Volkes auch der Retter gegen Demokratie und Parlamentarismus 
geworden. 

Eine neue Welle ſtürmt gegen die Führerſchaft des volkstüm⸗ 
lichen, über den Parteien ſtehenden Königtums. Der Barlamen: 
taris mus gilt wieder als modern, als ein beſonderer Fortſchritt und 
Vorſprung Englands. Das iſt nicht richtig. Der Parlamentarismus 
iſt in unſerer Verfaſſungsgeſchichte nichts Neues. Schon der alte 
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Reichstag des Mittelalters hatte dem Könige die Regierung ent⸗ 
wunden. Ahnlich ſtanden die Dinge in den Territorien: die Land⸗ 
tage, die Landſtände regierten, nicht die Fürſten. Auch in der 
mittelalterlichen Stadtverfaſſung iſt die Gewalt des Stadtherrn auf 
die Patrizier übergegangen. Es war ein ariſtokratiſcher Parlamentaris⸗ 
mus. Die Ariſtokratie brach das Kaiſertum und die Stadtherrſchaft. 
Dieſe Entwicklung führte aber zum Untergange. Das alte Kaiſer⸗ 
tum und die alten Reichsſtädte ſind heute und längſt nur ehrwürdige 
Muſeumsobjekte. Dagegen hat in den weltlichen Fürſtentümern der 
Landesherr ſeine Führerſchaft durchgeſetzt und — den neuen Staat ge⸗ 
ſchaffen. Das ſind die Lehren aus der Praxis der Theorien. 

Auch das engliſche Vorbild mahnt zur Vorſicht. Das engliſche 
Syſtem findet feine Erklärung in dem Zuſammenbruch des einſt 
eigenſinnig abſolutiſtiſchen Königtums, in der Beſetzung des Thrones 
mit volksfremden, zum Teil nicht einmal der Sprache mächtigen, 
mehrfach auch minderwertigen Perſönlichkeiten. Es iſt alſo eine 
Degenerationserſcheinung, eine Koukursverwaltung durch die Gläu⸗ 
biger. So liegen bei uns die Sachen denn doch nicht. 

Auch das Funktionieren des engliſchen Parlamentarismus kann 
uns nicht locken. Die engliſche Regierung iſt grundſätzlich Partei⸗ 
regierung; von Haus aus ſchroff altariſtokratiſch, in neuerer Zeit 
unter Heranziehung der Geldariſtokratie mit demokratiſchen Redens⸗ 
arten ſpielend. Nur Straßendemonſtrationen, Drohungen, Gewalt⸗ 
tätigkeiten vermögen durch Einſchüchterung die herrſchenden Klaſſen 
zu beeinfluſſen. England iſt alſo ſeinem Weſen nach eine ariſto⸗ 
kratiſche Republik, in der die demokratiſche Richtung durch geſchickte 
Zugeſtändniſſe und cant gelegentlich geſtillt wird. Das entſpricht 
alſo ungefähr dem Verfaſſungszuſtand unſerer mittelalterlichen Reichs⸗ 
ſtädte zur Zeit der Patrizierherrſchaft, beim Einſetzen der Zunftkämpfe. 
In England hat nie die Demokratie geſiegt, wie in Frankreich; ſie 
iſt jetzt vielleicht auf dem Marſch, wenn ſie nicht durch die elaſtiſche 
Geſchicklichkeit des Kapitalismus trotz des neuen Wahlrechtes ſabotiert 
wird, wie das ſchließlich in Frankreich geſchehen iſt und geſchieht. 
Jedenfalls entſpricht das engliſche Syſtem nicht dem deutſchen Rechts⸗ 
poſtulat nach einer unparteiiſchen Regierung. 

Indeſſen — man ſagt, die Engländer ſeien mit dem Parlamen⸗ 
tarismus doch ganz gut gefahren. Mancher Deutſche fühlt ſich durch 
den „Obrigkeitsſtaat“ gedrückt. Man iſt mündig geworden und will 
nun, der Bevormundung ledig, ſein Schickſal ſelbſt in die Hand 


nehmen, das man, angeſichts mancher Mißgriffe des bisherigen 
Schnollers Jahrbuch XLII 34. 5 
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Syſtems, glaubt unvergleichlich beſſer mit eigener Hand feſt ſchmieden 
zu können. Gegenüber ſolchen Maſſenſtimmungen und Maſſen⸗ 
verſtimmungen iſt es doch notwendig, die Leiſtungen des parlamen⸗ 
tariſchen Syſtems! in England? und die unſeres preußiſch⸗deutſchen 
Staates mit landesväterlicher Führung einander gegenüberſtellen. 


VII 


Überwältigend iſt die Großmacht Englands? Und 
dennoch — ſie kann nicht als Argument für die parlamentariſche 
Regierung angeführt werden. Altengland hatte ſeinen politiſchen 
Höhepunkt unter Heinrich II. (1154—1189). Das Reich erſtreckte 
ſich über England und den Nordweſten und Weſten, den weitaus 
größeren Teil Frankreichs. Auch Irland wurde erobert. Dieſe 
Staatsbildung war durchaus territorial⸗dynaſtiſch, Heinrich II. 
ein durchaus abſoluter Monarch. Unter Richard Löwenherz und 
Johann ohne Land brachen Reich und Abſolutismus zuſammen. 
Aber das Emporkommen des Parlamentes hat das Reich nicht 
wiederhergeſtellt. Im Gegenteil. Erſt die kräftige Perſönlichkeit 


1 Eine geiſtvolle dialektiſche Auseinanderſetzung zwiſchen einem Anhänger 
des parlamentariſchen Syſtems („Republikaner“) und einem guten Monarchiſten 
nebſt eigenen wertvollen Erwägungen bietet A. Piloty, Das parlamentariſche 
Syſtem, in J. Kohlers Archiv für Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie, XI. Bd., 
1917/18, S. 65 ff. 

2 Über das parlamentariſche Syſtem Englands vgl. Ru d. Gneiſt, Eng⸗ 
liſche Verfaſſungsgeſchichte, 1882, S. 339 ff., 475 ff., 555 ff., 587 ff., 684 ff. 
Joſ. Redlich, Recht und Technik des engliſchen Parlamentarismus, 1905, 
Jul. Hatſchek, Engliſche Verfaſſungsgeſchichte, 1913, S. 207 ff., 389 ff., 604 ff. 
(auch weitere, ſpeziell engliſche Literatur). Jul. Hatſchek, Engliſches Staats⸗ 
recht, 1. Bd., 1905, S. 237 ff. und Staatsrecht der vereinigten Königreiche 
Großbritannien⸗England, 1914, S. 105 ff. Einen geſchichtlichen Überblick im 
Umfange eines Vortrags liefert R. Hübner, Die parlamentariſche Regierungs- 
weiſe Englands in Vergangenheit und Gegenwart, 1918. W. Has bach, Die 
parlamentariſche Kabinettsregierung, Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft, N. F. 
Bd. VIII, 1917, S. 205 ff., 352 ff., 451 ff., 573 ff. Eine ſchwungvolle kritiſche 
Darſtellung bietet Sidney Low, Die Regierung Englands, überſetzt von 
J. Hoops, 1908. Das engliſche Original, The governance of England, 1914 in 
6. Auflage. Die neue Auflage von 1914 liegt mir nicht vor. Frederick Wicks, 
Britiſche Verfaſſung und Verwaltung, 6. Auflage überſetzt von R. G. Binding, 
1909. A. Lawrence Lowell, The government of England, 2 Bde., 1908, 
überſetzt von Herr und v. Richthofen: Die engliſche Verfaſſung, 1913. 

1 Klaſſiſch iſt J. A. Seeley, The expansion of England, 1884. Eine feine 
Studie über den Werdegang des engliſchen Weltreiches lieferte F. Salomon, 
Der britiſche Imperialismus, 1916, wo auch weitere Spezialliteratur. 


897] Das deutſche Königtum 67 


Heinrichs V. (1413—1422) machte den Vorſtoß bis ins Herz von 
Frankreich. Aber die Schwäche und der neuerliche Zuſammenbruch 
des Königtums haben alsbald alles wieder verwirtſchaftet. Die ſeit 
Philipp II. Auguſt aufſtrebende Königsmacht Frankreichs hat end⸗ 
gültig den Boden Frankreichs franzöſiſch gemacht. 

Erſt mit dem Abſolutismus Heinrichs VII. (1485—1509) ſetzt 
der Aufſchwung Englands ein. Über den Abſolutismus Heinrichs VIII. 
muß man moraliſch den Stab brechen. Aber heruntergebracht hat 
er die Macht Englands ſicher nicht. Nach 100 Jahren, mit Eliſabeth 
(15581603) iſt die heute noch maßgebende en des 
engliſchen Staates vollzogen. 

Eliſabeths Staat war zwar in ſeinem Kern noch ein Agrar⸗ 
ſtaat, nach alter Methode durch dynaſtiſche Beziehung und gewalt⸗ 
ſames Zupacken auf die Nachbarſchaft übergreifend: nach Schottland 
und Irland !. Dabei aber auch ſchwanger mit dem neuen Geiſte der 
Expanſion durch Handel und Kolonien, wie er ſeit den großen Ent⸗ 
deckungsfahrten neuerdings und eigenartig in Europa aufgelodert 
war. Für dieſe neue Staatskonzeption war England ganz beſonders 
geeignet, da es zufolge ſeiner geographiſchen Verhältniſſe nur das 
ſchottiſche und iriſche Problem zu erledigen hatte und dann in ſeiner 
territorialen Entwicklung abgeſchloſſen fein mußte“. Zum vollen 
Durchbruch iſt der neue Staatsgedanke unter Eliſabeth noch nicht 
gekommen. Aber die zum Weltſtaat treibende Kraft war da, und ſie 
hatte auch ſchon Wurzel geſchlagen in der neuen Welt. Das 
17. Jahrhundert, auch noch der Abſolutismus, brachte die nächſte 
Auswirkung. Irland“ und Schottland“ werden endgiltig angeſchloſſen. 


1 Aber doch nicht mehr nach dem Feſtlande. Damit iſt die territoriale 
Abgrenzung Englands, deren Einſchränkung auf das Inſelſyſtem gegeben. Noch 
die engliſch⸗ſpaniſche Heiratspolitik Heinrichs VII., Heinrichs VIII., Marias und 
anfangs auch noch — wenngleich zurückhaltend — Eliſabeths ſegeln in dem 
alten Fahrwaſſer. Aber die Idee des Handels- und Kolonialſtaates hat hier 
die Abwendung gebracht. 

2 Durch dieſe Abgrenzung iſt die ſtammesſtaatliche Entwicklung gegeben 
und beſonders akzentuiert. Über das ſozialpolitiſche Gebilde des Stammes⸗ 
ſtaates vgl. H. Schreuer, Artikel „Stamm“ in J. Hoops Reallexikon der ger⸗ 
maniſchen Altertumskunde. 

2 Mit Eliſabeth beginnt die ſyſtematiſche Vernichtung der (katholiſchen) 
Irländer (1602). Es folgt Oliver Cromwell (1650/52), Wilhelm III. nach dem 
Siege am Fluſſe Boyne (1690). 

41603 trat eine dynaſtiſche Vereinigung Schottlands mit England ein 
durch Jakob VI., der als Jakob I. den engliſchen Thron beſtieg. Es folgte 

5 * 
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Mit großen Schritten ſetzt die Kolonialpolitik ein. Alles das aber 
iſt das Werk des Abſolutismus. So ſchon die Umſtellung auf einen 
Handelsſtaat. Hatte Eduard III. (1327—1377) mit der Pflege 
einer nationalen Induſtrie begonnen !, fo haben Eduard VI. (1551) 
und Eliſabeth (1598) die Hanſe binausgebrängt?. Selbſt der 
Vorſtoß nach außen erfolgte unter kräftiger Führung und Mit⸗ 
wirkung des Königtums. Die Entdeckungs-“ und Piratenfahrten“, 
die Privilegierung der Merchant Adventurers , der Kom⸗ 


wieder 1650 die Niederwerfung durch O. Cromwell bei Dunbar, endlich die 
Vereinigung beider Reiche zum Königreiche Großbritannien 1707. 

1 Namentlich durch Heranziehung flandriſcher Weber, Wollausfuhr⸗ und 
Tucheinfuhrverbot. W. Cunningham, The growth of english industry and 
commerce I®, 1896, S. 304 ff., deutſche Überfegung der 4. Auflage von 
H. Wilmanns, 1912, S. 355 ff. Dazu die etwas unruhige Darſtellung des 
Stapelrechts uſw. daſelbſt S. 311 ff. (863 ff.) Über die Unfähigkeit des Par⸗ 
laments daſelbſt S. 374 f. (438). Ferner G. Brodnitz, Engliſche Wirtſchafts⸗ 
geſchichte I, 1918, S. 373 ff., beſ. 376 ff. 

2 J. M. Lappenberg, Urkundliche Geſchichte des Hanſiſchen Stahlhofes 
zu London, 1851, S. 105 ff. und die Urkunde von 1598 daſelbſt S. 186 ff. 
Cunningham, a. a. O. Bd. I, S. 497 (577 f.). Bd. II: Growth. .. in 
modern times, 1892, S. 24 f. Jan D. Colvin, The Germans in England 
1066— 1598 (1915), chauviniſtiſch. 

2 Schon Columbus hatte u. a. auch mit Heinrich VII. wegen Ausrüſtung 
einer Expedition verhandelt. Dieſer konnte ſich nur nicht raſch genug entſchließen. 
Cunningham, a. a. D. Bd. I, S. 476 (554). Salomon, a. a. O. S. 4. 
Dagegen hat Giovanni Cabotto in königlichem Auftrag Neufundland, 
Labrador, Neuſchottland und Nordkarolina, alſo das amerikaniſche Feſtland, 
entdeckt. D. Schäfer, Kolonialgeſchichte, S. 46. 

4 Walter Raleigh hatte „ein königliches Patent mit dem Rechtstitel auf 
alle von ihm in Amerika zu entdeckenden Länder, die noch nicht im Beſtitz 
chriſtlicher Fürſten find"; F. Salomon, a. a. O. S. 46. Ein Kaperbrief ift 
abgedruckt bei G. W. Prothero, Select statutes and other constitutional 
documents illustrative of the reigns of Elizabeth and James I. 1906, S. 464 ff.: 
„in as ample manner as if it were in time of war between her Majesty and 
the said king of Spain“ (S. 466). Die Königin hat ſich an den Freibeutereien 
ſelbſt beteiligt; ſo 1864/65 an einer Fahrt Hawkins'; A. F. Pollard, in 
W. Hunt und Reginald L. Poole, The political history of England, Bd. VI 
(1547— 1603), 1910, S. 313. Bei einer fpäteren Fahrt nach Indien 1567 ſtellte 
die königliche Flotte die zwei Hauptſchiffe. „It is not always easy to distinguish 
piracy from patriotism, and Hawkins' raid was a cunning blend. He went 
with the goodwill of his queen and country to effect a warlike purpose in a 
time of peace. . Daſelbſt S. 314. 

5 Vgl. ſchon das Privileg von 1359 bei n a. a. O. S. 712: 
ferner die Privilegien Heinrichs VII. von 1492, Eliſabeths von 1564 n 
S. 461 ff.) und 1586 (Prothero, S. V). 
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panien! und Kolonien? — alles das iſt ſtreng königlich autoriſiert und 
privilegiert. Gewiß find das drängende Volkskräfte?; aber an ihre Spitze 
ſtellt ſich das Königtum — ähnlich wie bei den mittelalterlichen Städte⸗ 
gründungen das Fürſtentum, oder auch wie in unſeren Befreiungs⸗ 
kriegen das Königtum vom Volke auf die Schultern gehoben worden 
iſt. Dagegen ſteht das Parlament dieſen Dingen zunächſt noch grund⸗ 
ſätzlich fern. Auch die Handels⸗ und Kolonialkriege gehen zunächſt 
durchaus noch auf das Konto des Königtums. Eliſabeth hat den 
Kampf mit Spanien aufgenommen. Und gerade die Niederlage der 
Armada iſt der entſcheidende Schlag gegen Spanien geweſen. Der 
religiös⸗militäriſche Diktator Oliver Cromwell hat den holländischen 
Konkurrenten niedergezwungen. Gerade an dem Mangel einer kräf⸗ 
tigen Führerſchaft im deutſchen Reich, an dem das Reich damals 
beherrſchenden Parlamentarismus liegt es, daß die führerloſe Hanſe 
überall hinausgedrängt worden iſt. Ein mächtiges Kaiſertum hätte 
auch Spanien und Holland vor ſeinem Schickſal bewahrt. Und auch 
noch im 18. Jahrhundert, wo in einem hundertjährigen Kampfe mit 
Frankreich Englands Kolonialmacht erſt recht ausgebaut und gefeſtigt 
worden iſt, iſt die Einſtellung auf dieſen Kampf — eine Fortſetzung 
der Politik Eliſabeths und Cromwells — ein Werk des Königtums. 
Dagegen kann man den Abfall Amerikas, die Gärungen in Indien 
zum mindeſten ſehr ſtark der engliſchen Parlamentsherrſchaft zu⸗ 
rechnen. Die durch nichts gezügelte Ausbeutungsſucht der herr⸗ 
ſchenden Klaſſe treibt England von Krieg zu Krieg, von Annexion 
zu Annexion. Zuletzt hat es mehr als drei Viertel der Menſchheit 
gegen den deutſchen Konkurrenten in das Blutbad gezwungen. Das 
iſt als Machtleiſtung impoſant. Und trotzdem — die ungeheuere 
Machtentfaltung — gegen einen Anfänger! — hat verſagt. Der 
Ring iſt zur Hälfte geſprengt und England an feinem Lebensnerv 
gefaßt. Die reale politiſche Macht beſteht aber doch ſchließlich nicht 
bloß darin, daß man die Untertanen unters Meſſer bringt! Das 
iſt ſchon Schreckensherrſchaft. 

Vergleichen wir mit der Weltmachtsentwicklung Englands unſere 
eigene Staatsbildung, ſo brauchen wir uns keineswegs zu 


1 Bol. Das Privileg für die oſtindiſche Kompanie von 1600 bei Prothero, 
a. a. O. S. 448 ff.; für Virginia von 1606, daſelbſt S. 456. 

2 Bol. zum Beiſpiel über Virginia A. F. Pollard, a. a. O. S. 317 f.: 
„The queen was captured by the idea of the colony, and christened it 
Virginia. 

2 Das betont mit Recht F. Salomon, a. a. O. S. 43. 
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ſchämen. Zur Zeit der Tudors war Deutſchland zerbrochen; es 
ſiechte dahin am Parlamentarismus. Der Glaubenszwieſpalt hat 
ihm den Reit gegeben . Aber aus der Zerſetzung bildete ſich eine 
neue Staatsgewalt: die Territorien. Von hier aus iſt das Reich 
neu aufgebaut worden. Dieſe Staatsbildung iſt rein dynaſtiſch. 
Aus der Mark Brandenburg erwuchs der führende Staat Deutſch⸗ 
lands. Die brandenburgiſch⸗preußiſche, zuletzt die Bundesſtaatsbildung 
des Reichs und deſſen Weltmachtentwicklung kann den Vergleich mit 
England wohl vertragen. 

Als Eliſabeth, die Königin des ſouveränen England, für deſſen 
Weltmacht die Grundſteine legte, gab es nur das kleine Branden⸗ 
burg: ein Territorium, ohne Souveränität, Glied des verfallenden 
Reichs, mitten in allgemeiner ſtaatsrechtlicher Korruption, verſtrickt 
in alle die Hinderniſſe, welche die Verknüpfung mit den übrigen 
Territorien, die Unterordnung unter das mächtige Haus Habsburg, 
der Druck Polens, bald nachher auch Schwedens mit ſich brachte; von 
innen heraus an jeder Bewegung gehemmt durch die parlamentariſche 
Regierung der Landſtände. Ein beſcheidenes Gebilde! Aber die 
kluge Politik der Landesfürſten bringt noch im 17. Jahrhundert 
Cleve, Mark, Ravensberg, Magdeburg, Hinterpommern und Preußen 
(mit Souveränität) hinzu. Sie werden unter heftiger Gegenwehr 
der Landſtände feſt in einer Hand zuſammengefaßt. Durch Ansbach 
und Bayreuth ſtanden die Hohenzollern auch mit Süddeutſchland in 
Verbindung. Durch Hinterpommern war der Ausgang zum Meer 
gewonnen. Es iſt alles Mögliche, daß der Große Kurfürſt nach 
jahrzehntelangem Trachten 1680/82 auch noch die afrikaniſche Handels⸗ 
kompanie zuſtande brachte, die in kurzer Zeit eine ganz anſehnliche 
Niederlaſſung ſchuf und ſogar in Weſtindien, auf der däniſchen Inſel 
St. Thomas eine Handelsſtation mit Plantagen ſchuf ?. Zu gleicher 


1 Immerhin hat das habsburgiſche Kaiſertum, namentlich durch die Ver⸗ 
bindung mit Spanien, beachtenswerte Vorſtöße nach dem Überſeehandel zu unter⸗ 
nommen. Die Hanſeſtädte leiſteten mit ihren Schiffen Spanien Hilfe gegen 
England. Durch Rudolf II. wurden die Engländer aus dem Hanſegebiet aus⸗ 
gewieſen. Ferdinand II. hat insbeſondere durch Waldſtein eine kräftige Nord⸗ 
und Oſtſeepolitik betrieben. Vgl. A. Huber, Geſchichte Oſterreichs, V. Bd., 
S. 292 ff., 325 ff. 

2 Vgl. etwa O. Hintze, Die Hohenzollern und ihr Werk, 1915, S. 246 f. 
Dieſe Kolonie wurde allerdings 1711 bankrott und vom Könige übernommen. 
Sie hat alſo ein analoges Schickſal, wie die engliſch⸗oſtindiſche Kompanie, die 
1772 zuſammenbrach und vom Reich übernommen worden iſt. Oſterreich wandte 
ſich erſt im 18. Jahrhundert der Kolonialpolitik zu. Es ſchuf 1719 die orien⸗ 
taliſche Kompanie, die aber — nach einem vielverſprechenden Anfang — unter 
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Zeit wurde auch die Errichtung einer Kriegsflotte in Angriff ge⸗ 
nommen !. Das iſt ein bedeutender Aufſchwung. Aber man kann 
nicht ſagen, daß etwa ſchon jetzt das England Eliſabeths erreicht 
wäre. Das Gebiet hat ſich etwa verdreifacht; aber es erreicht 
— ganz abgeſehen davon, daß es juriſtiſch keine Einheit bildet — 
noch lange nicht auch nur das eigentliche England. Die Souveräni⸗ 
tät ruht zunächſt nur auf Preußen, und die Königswürde, die 1701 
den ſichtbaren Ausdruck der neuen Stellung brachte, wurde vom Papſte 
nicht anerkannt. Der Parlamentarismus der Landſtände iſt gebrochen, 
aber von einem Abſolutismus, wie er im 16. und 17. Jahrhundert 
in England zu Hauſe war, kann auch im entfernteſten nicht geredet 
werden. Während alſo England, ſchon von angelſächſiſcher Zeit her 
geeinigt, als ſouveräner Staat in gerader Linie ſeinem natürlichen, 
durch den Verluſt Frankreichs und den Geiſt des Entdeckungszeitalters 
gegebenen Ziele nach Welthandel, Weltkoloniſation, Weltmacht unter 
abſolutiſtiſcher Führung der Tudors und Stuarts — den Diktator 
Cromwell nicht ausgenommen — zuſtrebte, — finden wir bei uns 
als Bilanz noch des 17. Jahrhunderts ein zuſammengewürfeltes 
Häuflein nicht einmal durchweg geographiſch zuſammenhängender 


der Ungunſt der Verhältniſſe, teilweiſe auch wegen konfeſſioneller Anfeindungen 
und wegen eines verunglückten Lotterieunternehmens allmählich einging. Die 
ſehr ausſichtsvolle oſt⸗ und weſtindiſche Kompanie in Oſtende, hervorgegangen 
aus einer belgiſchen Redervereinigung von 1714, gegründet 1722, privilegiert 
1723, wurde als Preis für die Anerkennung der pragmatiſchen Sanktion 1727 
den Seemächten, England und Holland, geopfert. 

1 Noch im Vertrage von Labiau 1656 mußte der Große Kurfürſt Schweden 
gegenüber auf eine Oſtſeeflotte verzichten. Aber 20 Jahre ſpäter, im ſchwediſchen 
Krieg, wurde außer einer Organiſation von privaten (holländiſchen) Kaperſchiffen 
auch eine brandenburgiſche Kriegsflotte aufgeſtellt. Sie zählte, neben gemieteten 
holländiſchen Schiffen, ein einziges eigenes Schiff, den „Markgrafen von Branden⸗ 
burg“, einen ehemaligen Spanier „Carolus II.“, der bei Oſtende geentert worden 
war; ſpäter 10 Schiffe. Vgl. Hintze, a. a. O. S. 245. Mißlungen iſt die Er⸗ 
richtung einer öſterreichiſchen Kriegsflotte. Ein Projekt von 1713 wurde 
zunächſt als zu koſtſpielig abgelehnt. Durch die Erfahrungen im ſpaniſchen Erb⸗ 
folgekrieg und in den ſardiniſch⸗ſiziliſchen Schwierigkeiten gedrängt, ging Karl VI. 
endlich daran, eine Kriegsflotte zu Neapel aufzuſtellen. F. M. Mayer, Ge⸗ 
ſchichte Oſterreichs, II. Bd., 1901, S. 330. 1733 wurden die neapolitanifchen 
Galeeren nach Trieſt zuſammengezogen, aber alsbald als koſtſpielig und der 
Gefahr, vom Feinde genommen zu werden, ausgeſetzt, an Venedig verkauft 
(1739). Die Thereſianiſche Kriegsflotte, im Beſtande von zwei Kriegsſchiffen, 
wurde an Toskana überlaſſen, welches dafür den Schutz des Seehandels im 
Adriatiſchen Meer übernahm (bis 1772). Dasſelbe Schickſal erfuhr die Flotte 
Joſefs II. unter Leopold II. Mayer, a. a. O. S. 555. 
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Territorien, ohne ſouveräne, meiſt überhaupt ohne ausgeſprochene 
Tendenz, jedenfalls gegeneinander widerſtrebend, aber im ganzen 
mehr binnenländiſch als nach See⸗ und Weltgeltung gerichtet; zu⸗ 
ſammengefaßt nur durch die derbe landes väterliche Fauſt eines auf 
allerlei Herumtaſten angewieſenen, aber mit genialem Weitblick und 
Geſchichte wirkender Energie nach größeren Zielen ausgreifenden 
Fürſtentums. In beiden Fällen aber kommt das Parlament als 
Element des Fortſchritts nicht in Betracht. 

Das 18. Jahrhundert, das Englands Kolonialherrſchaft in der 
Welt — namentlich im Kampfe mit Frankreich — erſt ſo recht feſt⸗ 
gelegt hat, brachte uns eine vollſtändige Abkehr von den Kolonien. 
Die afrikaniſchen Beſitzungen hat Friedrich Wilhelm 1721 für 
72 000 Dukaten an Holland verkauft!. Entſchieden hat auch Friedrich 
der Große die Aufſtellung einer Kriegsflotte abgelehnt“. Kolonien 
und Seeverkehr, Englands ſtärkſte Triebkraft, einſt der heiße Wunſch 
des Großen Kurfürſten, heute für unſere wirtſchaftliche und geiſtige 
Spannung als unumgänglich notwendig erkannt, ſind klanglos aus 
dem politiſchen Leben ausgeſchieden worden. Mit Recht. Der feind⸗ 
ſelige Druck Englands und Hollands hat eine freie Entwicklung mari⸗ 
timer Tätigkeit verhindert, und ein ſtaatliches Durchhalten 
verbot ſich durch die Notwendigkeit, die ganze Kraft auf die feſt⸗ 
ländiſche Aufgabe zu konzentrieren“. 


1 DO. Hintze, a. a. O. S. 247. 

3 Ebenda S. 356. Friedrich der Große war ein eifriger Gönner der 1751 
in Emden gegründeten aſiatiſchen Geſellſchaft für den Handel mit China. Aber 
mangels ſtaatlichen Rückhalts verſank die Kompanie im Siebenjährigen Kriege 
(1756). Die 1753 privilegierte Bengaliſche Kompanie in Emden hat ſehr ſchnell 
ein klägliches Ende gefunden. In Oſterreich kam unter Maria Thereſia 
eine oſtindiſche Handlungskompanie in Trieſt zuſtande (1776), die. von der Regie 
rung unterſtützt, 1777 an der Delagoabai eine Befeſtigung errichtete, in Indien 
(an der Küſte von Malabar), Pegu, Nangun Faktoreien unterhielt. Aber auch 
fie ging an der Ungunſt der Verhältniſſe zugrunde. gl. F. M. Mayer, 
a. a. O. S. 554. Sichtlich iſt es auch hier der Ausbau des binnenländiſchen 
Staates, der alle Kräfte in Anſpruch nimmt; der Zuſammenſchluß der drei 
großen Maſſen der Alpenländer, der böhmiſchen und der ungariſchen Länder 
— vom polniſchen Zuwachs ganz abgeſehen —, mit großer Selbſtändigkeit und 
Eigenart, jede von ihnen ſelbſt wieder voll innerer Aufgaben. So hat Oſter⸗ 
reich auch die deutſchnationale Orientierung eingebüßt. Unentſchieden iſt noch 
die Frage, ob es, ſeiner geographiſchen Lage und ſeiner geſchichtlichen Tradition 
entſprechend, den alten Charakter als Oſtmark, als organiſches Zwiſchenglied 
zwiſchen Deutſchland und dem Oſten wahren oder ſich zu einem Bund ſlawiſcher 
Stämme mit der Spitze gegen Deutſchland entwickeln wird. 

2 Auch in Oſterreich iſt im 18. Jahrhundert der innere Aufbau fort 
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Da iſt aber durch königliche Führung weltgeſchichtlich Großes 
geſchaffen worden, eine kompakte territoriale Großmacht, von der 
ſchließlich der Neubau des Reichs ausging. Durch begeiſterte Ver: 
einigung von Volk und Fürſten, in der Überzeugung innerſter Not⸗ 
wendigkeit iſt das Reich gegründet worden. In der alles durch⸗ 
dringenden Verbindung von Zucht und Freiheit ſteht es einzig da !. 
Das raſche Eindringen in die Weltwirtſchaft und unter die Kolonial⸗ 
mächte iſt uns allen noch in lebendiger Erinnerung. 

Wie ſteht dem gegenüber England da? Schottland mag ja im 
ganzen feſtſitzen. Aber Irland? Ausgehungert und entvölkert, jeder⸗ 
zeit zu Aufſtand und Abfall bereit! „Da iſt doch unſere Reichsland⸗ 
und Polenfrage harmlos dagegen. Wirklich impoſant iſt alſo nur 
das engliſche Kolonialreich und die Allerweltsmacht, die England 
über ſeine ſtaatlichen Grenzen hinaus zu üben vermag. Dieſe Macht 
geht nicht vom Königtum aus, wenn auch der Einfluß der Königin 
Viktoria und Eduards VII. nicht unterſchätzt werden darf?. Aber 
auch das Parlament iſt nicht Schöpfer und nicht Träger dieſer 
Nacht. Gerade das zeigt die engliſche Geſchichte. Treffend charakte⸗ 
tifiert die Unfähigkeit des Parlaments zur Regierung Gardiner: 
„The last years of William were embittered by the meddlesome 
intervention of the House of Commons in matters which it was 
enable to understand, and which it discussed with the strong 
passion of ignorance goaded by personal spite“ . Aber auch der 


geführt worden, namentlich durch die pragmatiſche Sanktion und die thereſia⸗ 
niſchen Reformen. Leider find durch Joſef II. die Zügel des Vielgeſpanns ver⸗ 
riſſen worden. Hier beſteht manche Ahnlichkeit mit Friedrich Wilhelms IV. 
autokratiſchem Streben nach Volksbeglückung. 

1 Die namentlich früher ſehr beliebte Vergleichung der deutſchen mit der 
ſchweizeriſchen und nordamerikaniſchen Bundesſtaatsverfaſſung trifft nur die 
dußerliche Schablone. 

* Sowohl nach außen wie nach innen iſt der Königsmantel, mit dem ſich 
die engliſche Klaſſenherrſchaft deckt, ein großes Stück Preſtige. Aber auch das 
Königtum ſelbſt als Organ des Staates iſt in England trotz aller Schrumpfung 
nicht ganz abgeſtorben. Es iſt ein ſehr viel vermögender Autoritätsfaktor, 
deſſen Einfluß durch die in England herrſchende ſtreng ariſtokratiſch⸗oligarchiſche 
Geſellſchaftsſtruktur ein in den deutſchen, viel demokratiſcheren Begriffen ſchwer 
auszudrückendes Imponderabile darſtellt. Vgl. Sidney Low, Die Regierung 
Englands. Überſetzung von J. Hoops, 1908, S. 242 ff., beſ. 269 ff. und allen- 
falls die paar draſtiſchen Worte S. 262 f. Ganz verkehrt iſt, was unmittelbar 
vorher über „die Vorſtellung eines Königs“ bei der „ungeheueren Mehrheit der 
menſchlichen Weſen“ geſagt iſt. Das iſt faſt für einen deutſchen Kopf unver⸗ 
ſtändlich. Wir ſtellen uns keineswegs einen deutſchen König als „Deſpoten“ vor. 

S. R. Gardiner und Baß Mullinger, Introduction to the study 
of English history *, 1903, S. 166. 
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Ausſchuß von Vertrauensmännern, die die Unfähigkeit des Parla⸗ 
ments aufgebracht hat, iſt nicht die Seele der engliſchen Macht. 
Die Wurzel dieſer Macht iſt Kaufmanns Herrſchgewalt. Sie iſt 
außerſtaatlicher Natur. Hier ſtehen wir England nach. Aber wir 
ſind nicht rückſtändig. In wenigen Jahrzehnten ſind wir England 
an die Ferſen gelangt, haben wir es vielfach überflügelt. Sichtlich 
iſt unſer reales deutſches Königtum nicht hinderlich geweſen. Ja, 
daß wir all dies vermochten, danken wir der landesväterlichen 
Führung deutſchen Rechtes. 


VIII 


Die geſchichtliche Erfahrung lehrt, daß nicht die Macht allein 
das Lebenselement des Staates iſt. Die Macht iſt das Mittel: 
erſt der Geiſt iſt es, der Werke ſchafft. In England hat der 
Parlamentarismus das Königtum durch Parteiherrſchaft, die Herr⸗ 
ſchaft der Alt⸗ und Geldariſtokratie erſetzt. Zweifellos brachte die 
kapitaliſtiſche Weltmachtsentwicklung für England An⸗ 
regungen und Entfaltungsmöglichkeiten, die uns die Ungunſt der 
kleinterritorialen Verhältniſſe verſagt hatte. Der Charakter iſt ge: 
ſchmeidig geworden. Aber die engliſche Entwicklung hat zweifellos 
auch ſchwere Schattenſeiten, vor denen wir uns nicht genug hüten 
können . Shakeſpeare iſt erſt von den Deutſchen entdeckt worden. 
Er iſt für uns Offenbarung; für den Engländer Schaufpieler, fancy. 
Die Bibel iſt für uns Religion; für den Engländer Verfaſſungs⸗ 
urkunde des britiſchen Imperialismus. Die engliſche Muſik iſt ab⸗ 


1 Vgl. neueſtens die ſehr lehrreiche Überſicht von G. Brodnitz, Engliſche 
Wirtſchaftsgeſchichte, S. 282 ff., wo auch die weitere Literatur. Scharfe Aus⸗ 
führungen bei E. Meyer, England, 1915. Der Ausgangspunkt iſt doch wohl 
in der auch von Sizilien her bekannten praktiſchen Richtung der franzöſiſchen 
Normannen zu ſuchen, welche durch die Eroberung und die wirtſchaftliche, und 
zwar kaufmänniſche Entwicklung geſteigert worden iſt. Mit Brodnitz möchte ich 
auch meinen, daß nicht der Calvinismus die Urſache des engliſchen Kapitalismus 
ſei. Mir ſcheint der Calvinismus ein Reformationsausdruck des kapitaliſtiſchen 
Weſteuropa zu ſein, in England und Schottland noch beſonders national ge⸗ 
färbt. Anregend ſind die flotten Überſichten und Skizzen von W. Sombart, 
Der moderne Kapitalismus ?, I. Bd., 1916, II. Bd., 1917, und von demſelben 
Der Bourgeois, 1913, für England ſpeziell S. 188 ff. Eine intereſſante Dar⸗ 
ſtellung engliſcher Geiſtesnöte bieten G. v. Schulze⸗Gaevernitz, Britiſcher 
Imperialismus und engliſcher Freihandel zu Beginn des 20. Jahrhunderts, 
1906, B. Fehr, Streifzüge durch die neueſte engliſche Literatur, 1912 und 
W. Dibelius, Charles Dickens, 1916. 
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geſtorben. Von den engliſchen Dichtern ſind die bedeutendſten jene, 
die über das Schwinden der engliſchen Seele klagen. Die Wiſſen⸗ 
ſchaft iſt immer rationaliſtiſcher geworden: ſpannungsloſe Empirie 
und ſozialer Utilitarismus. Eher geht ein Tau durch ein Nadelöhr, 
als daß ein Reicher in den Himmel kommt. Die Wurzeln unſeres 
deutſchen Geiſtes reichen in die Zeiten tiefſten Elends hinab. Unſer 
Individualismus iſt fauſtiſch, unſer Kollektivismus familienhaft. 
„Der Einzige“ iſt uns eine groteske Figur und Imperialismus in 
der Seele zuwider. Zuletzt ſind wir ſogar zu Macht und Groß⸗ 
wirtſchaft gekommen. Aber wir haben wenig Sinn für die Macht 
und wenig Liebe für den Geldbeutel. Sie ſind uns Mittel zum 
Zweck, die methodiſch ausgebildet werden müſſen. Unſere wahre 
Freude iſt die Schöpferkraft. 

Aber alle Hoffnung auf den Sieg der guten Kräfte in 8 
Nation liegt in der Idee des deutſchen Königtums. Wir haben 
und brauchen ein Königtum, das mit der Führung auch die Ver⸗ 
antwortung trägt, ja das nicht bloß perſönlich, ſondern auch mit 
den Schickſalen der ganzen Dynaſtie für Mißgriffe haftet. Als 
Sinekure müßte das Königtum degenerieren. Unſerem Königtum 
verdanken wir Heer und Flotte. Nicht nur deren Ausbau, ſondern 
auch deren Geiſt. Den kann uns niemand nachmachen. Er iſt 
aber verankert in der landesväterlichen Führerſchaft des Königs. 
Dem Parlamentsheer hat ſchon der Große Kurfürſt ein Ende ge⸗ 
macht. Wer dem Heer dieſen unmittelbaren perſönlichen Einſchlag 
tauben wollte, der würde es unrettbar von ſeiner Höhe hinabſtoßen. 
Ahnliches gilt auch von unſerem Zivilbeamtentum, das nur durch 
königliche Führung auf ſeiner vornehmen, unparteiiſchen Höhe und 
bei ſeiner pflichtbewußten Arbeit auf die Dauer erhalten werden kann. 
Unſer Beamtenideal iſt Bismarck, der treue Diener ſeines Königs. 
Schon hört man auch aus England, wie die Regierung durch agita⸗ 
toriſche Parteihäupter leiſtungsunfähig iſt. Dieſes feſte Rückgrat 
des Staates verleiht auch unſerer Selbſtverwaltung einen höheren 
Schwung. Es erhält unſerem geſamten politiſchen Leben eine Gerad⸗ 
heit und Offenheit, die es vor dem der parlamentariſch regierten 
Länder auszeichnet. Nur unſer gefeſtigtes Königtum vermag, über 
den Parteien ſtehend, auch die Machtkämpfe der Parteien zum Wohle 
des Ganzen zu beeinfluſſen, ja ſogar Kulturelementen, die politiſch 
machtlos find und es auch in ihrem eigenſten Intereſſe bleiben 
ſollen, volle Geltung zu verſchaffen. Nur ein ſolches Königtum iſt 
volkstümlich, nicht die Parteiherrſchaft. 
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Diefer einzigartigen Organiſation an Haupt und Gliedern ent⸗ 
ſprechen auch Kulturleiſtungen, welche die parlamentariſch regierten 
Staaten, insbeſondere auch England, weit hinter ſich laſſen. Wir 
haben ein Bürgerliches und ein Handelsgeſetzbuch. Was das für 
die Rechtsſicherheit bedeutet, weiß jeder, der vom Leben eine Ahnung 
hat. England kennt ſo etwas nicht. Die engliſche Jurisprudenz 
wühlt auf Jahrhunderte zurück in konkreten Entſcheidungen und in 
Kommentaren zu einem Lehrbuch des 18. Jahrhunderts. Die all⸗ 
gemeine Schulpflicht iſt in England erſt ſeit 1880, in Schottland 
ſeit 1872, in Irland ſeit 1892 für die Städte, 1898 für das Land 
durchgeführt. Erſt unter dem augenfälligen Drucke des deutſchen 
Übergewichts will man ſich entſchließen, ſie bis zum 14. Lebensjahre, 
nebſt einer Fortbildungsſchule bis zum 18. Lebensjahre, nach dem 
Muſter unſeres Kerſchenſteiner durchzuführen. Eine Arbeiter⸗ 
verfiherung hat England erſt in den Jahren 1908—13 nach deut⸗ 
ſchem Vorbild eingerichtet. Was haben unſere ſtaatlichen Eiſen⸗ 
bahnen geleiſtet! Wie verheißungsvoll iſt die preußiſche Kohlenpolitik! 
Das alles iſt aber nur möglich unter einem fürſorglichen, führenden, 
mächtige Intereſſen allenfalls niederzwingenden volkstümlichen König⸗ 
tum. Es handelt ſich gar nicht um die Frage der Mün⸗ 
digkeit, ſondern um die leiſtungsfähigſte Organi⸗ 
ſationsform. Landwirtſchaft, Induſtrie und Handel find unter 
unſerer „obrigkeitlichen“ Verwaltung deutſchen Rechts zu einem 
Aufſchwung gelangt, der uns auf dem Weltmarkt als den ge⸗ 
fährlichſten Konkurrenten Englands und Amerikas erſcheinen ließ. 
Unſer Arbeiter geht nicht mehr nach der neuen Welt, weil er es 
zu Hauſe beſſer hat. Ungeſchicklichkeiten ſind ja auch begangen 
worden. Aber in unſerem lebendig elaſtiſchen Geſamtorganismus 
ſind Anpaſſungen leicht möglich. Als der verhängnisvollſte Mißgriff 
hat ſich doch der traditionelle Widerſtand gegen Militärforderungen 
im verantwortungs⸗ und haftungsfreien Reichstag erwieſen. Die 
ſchweren Augenblicke nach der Marneſchlacht und der Verluſt der 
Kolonien hätten vermieden werden können. Haben wir vor 30 Jahren 
um ein deutſches Privatrecht gekämpft, ſo gilt es heute unſer deut⸗ 
ſches Staatsrecht zu wahren. Das iſt nicht nationaler Chauvinis⸗ 
mus oder antiquariſche Romantik, ſondern Lebensbedürfnis für unſere 
Zukunft. 
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Montesquieus Einfluß auf die philo⸗ 
ſophiſchen Grundlagen der Staatslehre 


Hegels 
Von Hildegard Treſcher⸗ Leipzig 


18 


Juhalts verzeichnis: Syſtematiſche Darſtellung der Hegelſchen 
Geſchichts⸗ und Rechtsphiloſophie S. 77—105. Die Geſchichts⸗ 
philoſophie S. 77. Der Volksgeiſt S. 77, der Weltgeiſt S. 85. Das 
Geſetz und die volonté générale S. 87. Die Staatslehre S. 94. Das 
zentraliſtiſche Moment S. 94, das liberale Moment S. 98. Ergebnis S. 105. 


De Individualität der Völker gründet Montesquieu auf den 
„esprit général“. Auch Hegel macht den Volksgeiſt zur Seele 
des nationalen Staates und zur Baſis der individuell gearteten Volks⸗ 
kultur. „Das Allgemeine, das im Staate ſich hervortut und gewußt 
wird, iſt das, was die Bildung einer Nation ausmacht. Der be⸗ 
ſtimmte Inhalt aber, der die Form der Allgemeinheit erhält und in 
der konkreten Wirklichkeit, welche ein Staat iſt, liegt, iſt der Geiſt 
des Volkes.“ „Der Geiſt des Volkes iſt ein beſtimmter Geiſt und 
auch nach der geſchichtlichen Seite feiner Entwicklung beitimmt?.“ 
Dieſer Volksgeiſt hat wie bei Montesquieu zunächſt eine natur⸗ 
bedingte Seite. „Das beſondere Prinzip, das jedes welthiſtoriſche 
Volk an ſich trägt, hat es zugleich als Naturbeſtimmtheit in ſich“, 
es hat „eine geographiſche Grundlage“, und „der Naturtypus der 


1 In dem ſyſtematiſchen Teile ſoll verſucht werden, die bisher nur im 
allgemeinen gekennzeichnete Stellung Hegels zu Montesquieu an der Hand ſeiner 
Geſchichts⸗ und Staatsphiloſophie näher nachzuweiſen. Es handelt ſich dabei 
im weſentlichen um die im Jahre 1821 erſchienenen „Grundlinien der Philo- 
ſophie des Rechts“ und die 1822/23 im Winterſemeſter zuerſt gehaltenen Vor⸗ 
leſungen über „Geſchichtsphiloſophie“. Es ſollen aber ferner gelegentlich die 
„Encyklopädie der philoſophiſchen Wiſſenſchaften“ in ihrem dritten Teile, der 
„Philoſophie des Geiſtes von 1817 und die „philoſophiſche Propädeutik“ aus 
der Zeit von Hegels Tätigkeit am Nürnberger Gymnaſium 1808 —1811 heran⸗ 
gezogen werden. 

2 Geſchichtsphiloſophie (G. Ph.), Ausgabe Reclam, S. 90. 

Ebenda S. 93. | 
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Lokalität“ hängt genau zuſammen „mit dem Typus und Charakter 
des Volkes“ l. 

Aber weder der Begriff des Volksgeiſtes an und für ſich, noch 
ſein naturbedingter Inhalt weiſen ohne weiteres auf Montesquieu 
zurück. Er findet ſich ebenſo bei Herder, der politiſchen Romantik 
und vor allem in der rechtshiſtoriſchen Schule?, die Hegel zeitlich 
viel näher ſtehen. Überblickt man dagegen die Darſtellung der 
Entwicklung des Volksgeiſtes aus den Naturgegebenheiten bei Hegel, 
ſo findet man eine gewiſſe Kongenialität mit Montesquieu, und man 
kann den Gedanken nicht von ſich weiſen, daß Hegel bei der Auf⸗ 
faſſung des Volksgeiſtes den „Esprit des lois“ gegenwärtig gehabt 
habe. Montesquieus moſaikartige Kleinarbeit, bei der er nach Art 
des Naturforſchers unruhig bald hierhin, bald dorthin taſtet, iſt 
gewiſſermaßen die Folie, auf die Hegel in engerem Rahmen ſein 
großzügigeres, lebenswärmeres Bild zeichnet. 

Wie Montesquieu die Erdgürtel der heißen und kalten Zone 
als den Schauplatz kriegeriſcher Vergewaltigungen bezeichnet, die zu 
Unterjochung und Sklaverei führen, ſo ſagt auch Hegel, daß dort 
der Naturfaktor — den er als das „quantitative“ Moment der 
Entwicklung bezeichnet, im Gegenſatz zum geiſtigen Moment als dem 
„qualitativen“ — ſo ſtark überwiegt, daß der Menſch in jenen 
Strichen aus dem Naturhaften nicht herauskommt und es zu keiner 
Staatenbildung bringt. Kalte und heiße Zone ſind das Wohngebiet 
der unhiſtoriſchen Völker; jene Gegenden ſind nicht die Bühne der 
Geſchichte, „der wahre Schauplatz für die Weltgeſchichte iſt daher 
die gemäßigte Zone, und zwar iſt es der nördliche Teil derſelben““. 
In dieſem engbegrenzten Gebiete ohne ſtarke klimatiſche Wirkung 
und ohne weſentliche klimatiſche Verſchiedenheiten ſieht Hegel die 
Urſache für die ausgeprägte Individualität der verſchiedenen Volks⸗ 
geiſter in der reichen Gliederung des Bodens. 

Ahnliches behauptet Montesquieu: „In Europa bildet die natür⸗ 
liche Teilung mehrere Staaten von einer mäßigen Ausdehnung. — 
Daraus iſt der Geiſt der Freiheit entſtanden, welcher es erſchwert, 
daß ein Teil unterjocht und einer fremden Macht unterworfen wird“.“ 


1 G. Ph. S. 126. 

2 Vgl. darüber die verſchiedenen Standpunkte, die in den Arbeiten von 
Rexius, E. Loening, E. v. Moeller, Brie, Laſſon vertreten find. 

2 G. Ph. S. 127. 

Esprit des lois XVII, 6. 
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Statt aber wie Montesquieu die geographiſche Gliederung der ein⸗ 
zelnen politiſchen Bezirke heranzuziehen und immer von einer Natur⸗ 
gegebenheit als Urſache auf deren unmittelbare Folge für die völkiſche 
Eigenart zu ſchließen, ſtellt Hegel drei landſchaftliche Typen auf 
und zeichnet in großen Linien zunächſt die allgemeine Struktur der 
verſchiedenen Volksgeiſter. Dieſe Typen ſind das waſſerloſe Hochland 
und das vom Meere umſpülte Uferland als die beiden extrem gelegenen, 
dazwiſchen die ſtromreiche Talebene als Übergangsland. Jede dieſer 
drei Typen tritt in einem der Kontinente hervorragend in die Er⸗ 
ſcheinung. „Afrika hat zum Hauptprinzip das Hochland, Aſien den 
Gegenſatz der Flußgebiete zum Hochland, Europa die Vermiſchung 
dieſer Unterſchiede!.“ Hegel weiſt nun nach, wie der ab- 
gegrenzte „Naturtypus der Lokalität“ Lebensweiſe 
und Beſchäftigung direkt, geſellſchaftliche Zuſtände, 
Rechtsverhältniſſe und die Kultur im allgemeinen 
indirekt beeinflußt. 

Zum Beweiſe gehe ich auf eine der drei genannten Typen näher 
ein: In den weiten fruchtbaren Talebenen herrſcht das Maſſenhafte. 
Ein gewaltiger Strom wie der Indus oder Nil beſtimmt den Cha⸗ 
after der Landſchaft und ihrer Bewohner. Die Fruchtbarkeit des 
Bodens drängt zum Ackerbau, der „an die Regelmäßigkeit der Jahres⸗ 
zeit und an die demgemäß geordneten Geſchäfte gewieſen iſt“ ?. Der 
Ackerbau bindet den Menſchen an die Scholle, die ihm ſein Brot 
gibt. Das erzeugt ein Gefühl der Abhängigkeit von der Natur in 
ihm, ein Gefühl, das allerlei religiöfe Vorſtellungen auslöſt. Der 
Nil, die Sonne und die davon abhängige Vegetation beſtimmen das 
Denken der Agypter, und „dieſe partikulariſierte Naturanſchauung“ 
gibt das Prinzip für die Religion. Der Nil und die Sonne ſind 
„die als menſchlich vorgeſtellten Gottheiten“? der Agypter. Mit 
dem Ackerbau Hand in Hand geht die Ausbildung des Privat⸗ 
eigentums und des Gewerbes“, was einerſeits eine gewiſſe ſoziale 
Gliederung, anderſeits die Entwicklung geordneter Rechtsverhältniſſe 
zur Folge hat. Beide Momente zuſammen aber bilden „die Baſen 
und Unterlagen des Staates, der erſt in ſolchen Verhältniſſen mög⸗ 
lich wird“. Die weiten fruchtbaren Ebenen geben vielen Wohnung 


1 G. Ph. S. 139. 

2 Ebenda S. 137. 
Ebenda S. 278. 
Ebenda S. 151. 
5 Ebenda S. 138. 
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und Brot, darum bilden ſich hier große Reiche, die zu Mittelpunkten 
der Kultur werden. 

Die Abhängigkeit des Volksgeiſtes von der geographiſchen Be. 

ſchaffenheit des Landes iſt Hegel ein „Außerliches, ein Quantitatives“, 
dem er „ein Qualitatives“ und Innerliches gegenüberſtellt, das 
ſich in einer urſprünglichen geiſtigen Anlage, „einer inneren Tendenz 
und Befähigung des intelligenten und ſittlichen Charakters der 
Völker“! zeigt. Dieſes dem Volkscharakter Immanente wird von 
Hegel bald als die „urſprüngliche Dispoſition des Nationalcharakters“?, 
bald als „Naturbeſtimmtheit““, bald als „mitgebrachtes Matin“ 
bezeichnet. Es iſt ein von Natur Gegebenes, dem Weſen des Volkes 
Eingeborenes, das durch die äußeren Einflüſſe aber erſt in die Er⸗ 
ſcheinung tritt; es iſt wie die Keimkraft einer Pflanze, welche immer 
ſchon eine beſtimmte Varietät der Gattung einſchließt, die aber erſt 
durch die Eigentümlichkeit des Bodens, die Lichtverhältniſſe in be⸗ 
ſonderer Weiſe zur Entwicklung kommt. Die urſprüngliche Anlage 
jeder beſtimmten Volksindividualität iſt gewiß auch bei Montesquieu 
eine ſtille Vorausſetzung, die aber bei ſeinem Streben, die Natur⸗ 
gebundenheit beſonders zu unterſtreichen und alle Erſcheinungen ur⸗ 
ſächlich zu erklären und auf letzte allgemeinſte Naturgeſetze zu bringen, 
vollſtändig verdunkelt wird. Von Hegel aber wird dieſe ſeeliſche 
Bedingtheit des Volksgeiſtes der phyſiſchen als gleich wichtig an die 
‚Seite geſtellt. „Die Natur darf nicht zu hoch und nicht zu niedrig 
ſangeſchlagen werden; der milde joniſche Himmel hat ſicherlich viel 
zur Anmut der homeriſchen Gedichte beigetragen, doch kann er allein 
keine Homere erzeugen; auch erzeugt er fie nicht immer; unter 
türkiſcher Botmäßigkeit erhoben ſich keine Sängers.“ Mit dieſer 
geiſtigen Vertiefung des Volksgeiſtes, wobei Hegel ſtark von Herder 
beeinflußt worden ijt®, ſchafft er jenen Möglichkeiten Raum, die in 
den geheimnisvollen Tiefen der Volksſeele wurzeln und in Religion, 
Kunſt, Philoſophie, als den edelſten Blüten menſchlicher Kultur, 
ihren Ausdruck finden. 

Jeden der Volksgeiſter ſucht nun Hegel auf eine beſtimmte Note 
zu bringen, auf ein Prinzip feſtzulegen, wie Montesquieu den Geiſt 


1 Encyklop. III, $ 394. 

2 Ebenda. b 

2 G. Ph. S. 125. 

4 Ebenda S. 271. 

s G. Ph. S. 126. 

6 Pgl. Dittmann, „Volksgeiſt bei Hegel“, S. 93 ff. 
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der einzelnen Staatsformen. Hegel behandelt zu dieſem Zwecke die 
hiſtoriſchen Völker in zeitlicher Folge und weiſt dabei die ſtetige 
fittliche Vervollkommnung der Volksgeiſter nach, was uns als eine 
Auflöfung der drei Prinzipien Montesquieus in zahlreiche Zwiſchen⸗ 
flufen erſcheinen wird. 

Ich greife aus der Fülle der Beiſpiele nur einige heraus. 

Das Prinzip des chineſiſchen Volksgeiſtes ſieht Hegel in dem 
alles beherrſchenden Familienſinn. Der Einzelne fühlt ſich nur als 
Glied der Familie, als Sippen⸗, nicht als Einzelweſen: Es iſt der 
Geiſt des ſchlafenden Selbſtbewußtſeins. 

Das Volk der Inder dagegen hat den „Charakter des träumenden 
Geiſtes“ 1, der ſich in dieſer Welt nicht zurecht findet und darum be⸗ 
fändig aus der Wirklichkeit hinausſtrebt. Deshalb iſt in ihm das 
Unbeſtimmte, Unklare, „das alle Trennung des Außerlichen und 
Einzelnen gegen feine Allgemeinheit und fein Weſen aufhebt“ “. 

In dem Perſer erwacht der Geiſt und damit das Selbſtgefühl. 
Der Menſch ſtellt ſich der Allgemeinheit der Natur entgegen und 
fühlt ſich zugleich als Teil von ihr. 

Der Geiſt der Agypter ahnt das Gegenſätzliche im Menſchen, 
er wird ſich ſelbſt zum Rätſel, und mit Aufbietung aller Kräfte 
ſucht er aus der natürlichen Sinnlichkeit herauszukommen; aber „es 
iſt wie ein eiſernes Band um die Stirn ſeines Geiſtes gewunden, daß 
er nicht zum freien Selbſtbewußtſein ſeines Weſens im Gedanken 
lommen kann, ſondern dies nur als die Aufgabe, als das Rätſel 
ſeiner ſelbſt herausgebiert“. Sein Prinzip iſt demnach „ein un⸗ 
geheures, drängendes Streben auf ſich ſelbſt gerichtet” “. 

Erſt der freie, heitere Geiſt Griechenlands hat „das an ſich ſelbſt 
Klare“. In ihm löſt ſich. das Rätſel der Sphinx, und der Geiſt 
wird ſchöne Individualität. 

Hegel führt die Fortbildung des Prinzips durch bis zu den 
Völkern der Neuzeit und zeigt eine immer weitergehende Befreiung 
von dem Naturhaften, eine Steigerung des Geiſtigen bis zum endlichen 
Siege des Qualitativen über das Quantitative in Form der ſittlichen 
Freiheit der Völker. 

Damit wandelt ſich Montesquieus Naturgeſetzlichkeit in eine 
organiſche Entwicklung. Der Volksgeiſt iſt nicht mehr wie im „Geiſt 


1 G. Ph. S. 197. 
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der Geſetze“ ein nach kauſalen Regeln Entſtandenes, ſondern ein Ge: 
wordenes und immer Werdendes, eine organiſch zeugende, ſchöpferiſche 
Kraft, die durch immer feinere Differenzierung ihrer Momente die 
Volkskultur erſchafft. 

Die ganze Eigenart des Hegelſchen Volksgeiſtes ſpiegelt ſich am 
klarſten in der mit großer Breite behandelten Geſchichte Griechen⸗ 
lands. Der reiche Stoff kann nur andeutungsweiſe zum Belege 
herangezogen werden. Und zwar verfolgen wir zunächſt das ge⸗ 
ſchichtliche Nacheinander, um die innere Notwendigkeit der 
Entwicklung zu zeigen, und betrachten dann den ganzen Reichtum 
des griechiſchen Geiſteslebens zur Zeit ſeiner Blüte, um uns die 
Verwebung des Kulturganzen, die „Totalität“ zum Be⸗ 
wußtſein zu bringen. 

1. Aus der reichen Gliederung des Bodens folgt die gerſplitterung 
des Volksganzen, aus der Nähe des Meeres die zahlreiche Einwanderung 
und damit der ſtarke Einſchlag von Fremdvölkern; hieraus erklärt 
ſich der reiche Sitten⸗ und Sagenſchatz und die große Mannigfaltigkeit 
des griechiſchen Geiſteslebens, die ihren erſten Niederſchlag fand in 
den homeriſchen Epen. 

Fremdlinge errichten im Lande feſte Burgen, die zu Mittel⸗ 
punkten von Stadtſtaaten werden, deren Bewohner aber in keinem 
Untertanen⸗, ſondern mehr in einem Schutzverhältnis zu ihren Herren 
ſtehen. Das fördert die Bildung von Städterepubliken mit un⸗ 
abhängigen Bürgern. Die Kleinheit dieſer Stadtſtaaten ermöglicht 
die Teilnahme aller an den öffentlichen Angelegenheiten. „Das Vater⸗ 
‚land wird ihnen eine Notwendigkeit, ohne die fie nicht leben können !.“ 
Das gibt den griechiſchen Kleinſtaaten ihre vitale Kraft, die im ge 
meinſamen Kampfe gegen die Perſer ihren Höhepunkt erreicht. Hier 
ſiegte die freie Individualität über die ſtumpfe Maſſe. 

Aber „in dem Prinzip der griechiſchen Freiheit liegt es, daß 
der Gedanke für ſich frei werden muß“ ?, und fo erwacht nach dem 
Peloponneſiſchen Kriege die Reflexion, die immer „eine ſubjektive, 
unabhängige Freiheit“ erzeugt, „wo das Individuum imſtande iſt, 
ſelbſt gegen die beſtehende Verfaſſung alles an ſein Gewiſſen zu ſetzen““. 
Das aber bedeutet den Bruch mit dem Prinzip des Volksgeiſtes und 
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führt mit Notwendigkeit zum Verfall des Staates. Das innerlich 
zer ſetzte Griechenland wird eine Beute der Römer. 

2. Aus der Freigebigkeit und Schönheit der Natur folgt die 
innere Hingabe des Griechen an die Natur, aus dieſer Hingabe die 
Vergeiſtigung derſelben, aus dieſer Vergeiſtigung wiederum die Rück⸗ 
wirkung auf die Volksſeele und die Entwicklung der „ſchönen Indi⸗ 
vidualität“. Die reiche griechiſche Kultur iſt nur eine Ausſtrahlung 
der Individualität: die Götterwelt und der damit zuſammenhängende 
Sagenſchatz, ſeine Verwertung in Dichtung und plaſtiſcher Kunſt, der 
Kultus, die Feſte und Spiele, das Staatsleben mit allen rechtlichen 
und ſozialen Einrichtungen ſind in ihrer Mannigfaltigkeit eng mit⸗ 
einander verwachſen zu einer Einheit, ſo daß nicht eine Seite der 
Kultur iſoliert betrachtet werden kann, ſondern nur aus dem Charakter 
der Totalität zu verſtehen iſt. 

Das Beiſpiel Griechenlands führt uns die weſentliche Ver⸗ 
ſchiedenheit in der Auffaſſung der Begriffe Entwicklung 
und Totalität bei Montesquieu und Hegel vor Augen. Auch 
Nontesquieu erklärt alle hiſtoriſchen Einzelerſcheinungen aus dem 
Zuſammenhange der geſamten Kultur eines beſtimmten Volkes und 
einer beſtimmten Zeit. Auch er ſieht in der Geſchichte eines Volkes, 
das Problem des Polybius wieder aufnehmend, die Momente des 
Wachstums, der Blüte, wie auch die Spuren des Verfalls und ſucht 
deren Urſache zu ergründen. Aber nie verfolgt er den Entwicklungs⸗ 
gang eines ganzen Volkes durch dieſe drei Stadien hindurch, ſondern 
zeichnet immer nur das Emporkommen einzelner Sitten und das 
Entſtehern einzelner ſtaatlicher Inſtitutionen. Nirgends entwickelt er 
die geſamte Volkskultur aus dem geſamten Geiſte des Volkes. Er 
ahnt intuitiv den inneren Zuſammenhang im Leben einer Nation, 
führt aber die einzelnen geſchichtlichen Erſcheinungen nie auf das 
kulturelle Ganze, ſondern immer nur auf ein oder mehrere Weſens⸗ 
momente des Volksgeiſtes zurück. Montesquieu hat ſich, wie Hegel 
von ihm ſagt, „noch nicht zur lebendigen Idee erhoben“. Er ſieht 
die Kauſalwirkung von Fall zu Fall, ſucht die „Relationen“ zwiſchen 
den Einzelerſcheinungen auf, erfaßt aber nicht, wie alle Kultur⸗ 
äußerungen eines Volkes verwebt und verkettet find und ihre geiſtigen 
Wurzeln in einer Einheit verſchmelzen, die, dem Samenkorn der 
Pflanze gleich, die Volkskultur in ihrer Totalität im Keime ein⸗ 
ſchließt und ſich unter den gegebenen Naturverhältniſſen mit Not⸗ 
wendigkeit in der Weiſe und in der Ausdehnung entwickeln mußte, 


wie ſie ſich entwickelt hat. Es geht dem Entwicklungs⸗ und Totalitäts⸗ 
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gedanken Montesquieus wie dem Geifte der Agypter: er ringt noch 
mit ſich ſelbſt und kann nicht frei werden. Erſt bei Hegel wird der 
Volksgeiſt die ewig zeugende, alles aus ſich heraus entwickelnde Kraft, 
und deshalb erſcheint uns ſeine Auffaſſung vom Volksgeiſte als die 
bewußte Vollendung deſſen, was Montesquieu nur ahnte. 

Ein weiterer Blick auf die Beziehungen der Griechen zu ihren 
geſchichtlichen Randvölkern — den Perſern und Agyptern einerſeits, 
den Römern anderſeits — läßt uns auch den dritten Weſenszug 
der Hegelſchen Geſchichtsphiloſophie erkennen: Das griechiſche Volk 
iſt zugleich notwendiges Glied einer welthiſtoriſchen Allgemeinheit. 
Das Prinzip des perſiſchen Volksgeiſtes nannte Hegel den erwachenden, 
das des Agypters den nach Freiheit ſtrebenden, aber noch mit ſich 
ſelbſt ringenden Geiſt, der bei den Griechen zur Freiheit gelangt, 
aber ſich als Ich, als Selbſtbewußtſein der Welt und insbeſondere 
dem Staate noch nicht entgegenſtellt. Das geſchieht vielmehr erſt 
durch die Reflexion zur Zeit des Niederganges. In Rom kommt dann 
dieſer ſich als Subjekt im Gegenſatz zur objektiven Welt wiſſende 
Geiſt zur vollen Entfaltung. 

Somit iſt Hegels Volksgeiſt nicht nur eine organiſche Kraft, 
befähigt, eine Volkskultur aus ſich ſelbſt heraus zu entwickeln, ſondern 
zugleich auch ein Glied eines größeren, über die geſchichtlichen Grenzen 
der Volks individualität hinaus weiſenden metaphyſiſchen Organismus. 
Er iſt eingereiht in einen das geſamte Geſchehen umfaſſenden Ent⸗ 
wicklungsgang. Das führt uns zum Weltgeiſt. 


Der Hiſtoriker betrachtet die Entwicklung eines Volksgeiſtes in 
den Grenzen der geſchichtlichen Erfahrung oder, wie Hegel ſagt, 
„in ſeiner Verfaſſung und Geſetzen und in ſeinen Schickſalen auf 
eine äußerliche Weiſe nach der Wahrnehmung der Begebenheiten“ !. 
Er ſieht in den einzelnen Völkern darum in ſich abgeſchloſſene Ein⸗ 
heiten, „Entitäten“. Der Philoſoph aber ſtrebt nach einem Welt⸗ 
bild. Ihm muß ſich daher die Geſchichte der getrennt erſcheinenden 
Nationen zu dem allumfaſſenden Organismus der Univerſalgeſchichte 
erweitern. Er ſucht nach einem Plan, einem Sinn des geſamten 
Geſchehens und verknüpft die empiriſch⸗pſychologiſch erfaßten Volks⸗ 
geiſter durch eine mächtige metaphyſiſche Konſtruktion “. 


1 Propädeutik (Prop.) III, 2, § 201. 
2 Prop. III, 2, § 202: „Die philoſophiſche Geſchichte faßt nicht nur das 
Prinzip eines Volkes aus ſeinen Einrichtungen und Schickſalen, ſondern be⸗ 
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Auch Montesquieu ſetzt eine metaphyſiſche Weſenheit, die 
„raison primitive“, als eine urſprüngliche, vor und über der Welt 
exiſtierende Macht, die in Beziehung ſteht zu allem Geſchaffenen und 
empiriſch wird in den ewig gleichen Relationen von Geſchöpf zu 
Geſchöpf. „I y a donc une raison primitive; et les lois sont 
les rapports qui se trouvent entr' elle et les différens ötres, et les 
rapports de ces divers étres entr'eux l.“ Dieſe Vernunft ruht 
wie der Geiſt der Schöpfungsgeſchichte über den Waſſern als die 
ewige, unveränderliche Einheit und Kraft über dem bunten Wechſel 
des Weltgeſchehens, deſſen geſetzmäßigen Verlauf ſie beſtimmt. Auch 
das iſt eine Löſung des Problems von Vernunft und Geſchichte, von 
Sein und Werden, aber eine formale, denn die „raison primitive“ 
reicht nur aus, um die einzelnen hiſtoriſchen und politiſchen Ver⸗ 
änderungen von Fall zu Fall urſächlich zu erklären, nicht um eine 
ſortſchreitende Entwicklung begreiflich zu machen. Das Abſolute 
ſteht außer und Über der endlichen Welt und wirkt in ihr nur durch 
eine unabänderliche Kauſalgeſetzlichkeit. Hegel dagegen hebt dieſen 
Dualismus zwiſchen der über allem thronenden Vernunft und der 
Geſchichte auf, indem er die ewige Vernunft in das Weltgeſchehen 
ſelbſt verlegt; er macht ſie zu dem der Welt immanenten Weltprinzip, 
das ſich in den Naturdingen und Einzelweſen ſowie in ganzen Völkern 
auswirkt und ſich in ihnen vermöge einer ihm innewohnenden Kraft 
mit immer größerer Vollkommenheit objektiviert, d. h. zum Bewußtſein 
ſeiner ſelbſt bringt. 

Durch dieſen kühnen metaphyſiſchen Bau wird die Geſchichts⸗ 
auffaſſung Hegels hoch über die ſtarre Geſetzmäßigkeit Montesquieus 
ewporgehoben, das Geſchehen wird vergeiſtigt. Die Weltgeſchichte 
iſt Hegel „die Auslegung des Geiſtes in der Zeit, wie die Idee als 
Natur im Raume ſich auslegt“ “. „Sie iſt der vernünftige, not⸗ 
wendige Gang des Weltgeiſtes, der im Weltdaſein ſeine Natur ex⸗ 
pliziert®.” Der Verlauf der Geſchichte zeigt uns „den Fortſchritt 
im Bewußtſein der Freiheit“ — Freiheit im Sinne von Innerlichkeit, 


trachtet hauptſächlich den allgemeinen Weltgeiſt, wie er in einem inneren Zu⸗ 
ſammenhange durch die Geſchichte der getrennt erſcheinenden Nationen die ver⸗ 
ſchiedenen Stufen ſeiner Bildung durchlaufen hat. Sie ſtellt den allgemeinen 
Geift als Subſtanz erſcheinend in feinen Akzidenzen dar, fo daß dieſe feine 
Geſtalt oder Außerlichkeit nicht feinem Weſen gleichmäßig gebildet iſt.“ 

1 Esprit des lois I, 1. 

2 G. Ph. S. 117. 

Ebenda S. 63. 
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Vernünftigkeit —, „einen ec den wir in ſeiner Notwendigkeit 
zu erkennen haben“ !. 


Wie aber vollzieht ſich dieſer Fortſchritt? 


Der Weltgeiſt als die Totalität alles Seins objektiviert ſich in 
den hiſtoriſchen Staaten. Die Volksgeiſter und die Prinzipien, von 
denen dieſe Staaten getragen werden, ſind nur Momente ſeines Be⸗ 
griffs, durch die er ſich ſtufenweiſe zur abſoluten Freiheit entwickelt. 

Es zählen nicht alle Völker in der Weltgeſchichte. Jedes Volk 
hat je nach dem Prinzip, das es verkörpert, einen beſtimmten Zeit⸗ 
punkt, zu dem es in die Weltgeſchichte eingreiſt. Iſt es an der 
Reihe und hat es dem Prinzip, das es zur Univerſalität erhebt, ein 
nationales Gepräge gegeben, ſo wird es als Träger der jeweiligen 
Entwicklungsſtufe des Geiſtes zum herrſchenden Volke; gegen dieſes 
Herrſcherrecht ſind die anderen Volksgeiſter machtlos. Hat das Volk 
aber ſeine welthiſtoriſche Aufgabe erfüllt, ſo kann es zwar weiter 
exiſtieren, aber ohne weſentliche Bedeutung. Sein Prinzip dagegen 
wird von einem anderen Volke, das nach vorhergeſehener Ordnung 
mit jenem in Berührung tritt, aufgenommen, um von dieſem wieder 
auf eine höhere Stufe emporgehoben zu werden. Jedes auf die 
Weltbühne tretende Volk ſchließt ſo in ſeinem Prinzip alle Weſens⸗ 
momente des vorangegangenen ein, ſo daß in jedem Volke „das 
geiſtige Erbe der geſamten Vergangenheit mit ſeinen gegenwärtigen 
und zukünftigen Lebensbedürfniſſen zuſammenwirken“ ?. 

Die Theokratien des Orients, wo die individuelle Perſönlichkeit 
noch nicht erwacht iſt, ſondern noch ganz im Naturhaften aufgeht, 
ſind keine hiſtoriſchen Staaten. Die Orientalen wiſſen es nicht, daß 
der Geiſt frei iſt, deshalb ſind ſie es auch nicht; ſie gehorchen in 
tieriſcher Stumpfheit der Willkür eines Deſpoten. 

Griechen und Römern iſt das Bewußtſein der Freiheit auf⸗ 
gegangen; „aber fie willen nur, daß einige frei find, nicht der Menſch 
als ſolcher““. Die Griechen hielten ſich Sklaven, und nur die 
Herren lebten frei und gleichberechtigt in der Demokratie. Bei den 
Römern dagegen äußert ſich das Wiſſen um die Freiheit in der Form 
extremen perſönlichen Selbſtbewuſtſeins Einzelner und der Behauptung 
ihrer Gewalt gegenüber einer Allgemeinheit, dem rechtloſen Pöbel. 


1 G. Ph. S. 53. 
2 Meinecke, „Weltbürgertum und Nationalſtaat“, S. 276. 
2 G. Ph. S. 52. 
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Nur wenige ſind frei, und der Weltgeiſt erſcheint auf dieſer Stufe 
ſeiner Entwicklung in der Form der Ariſtokratie. 

Erſt die germaniſch⸗chriſtliche Welt erfaßt „das Prinzip der 
Einheit der göttlichen und menſchlichen Natur“ !, und der Idee nach 
iſt jeder Menſch als Menſch frei. Der weltliche Staat wird das 
Abbild des Gottesreiches, und die Monarchie iſt die konkrete Geſtalt 
des Weltgeiſtes. 

So löſen ſich Montesquieus Prinzipien der ver⸗ 
ſchiedenen Staats formen in Momente des Weltgeiſtes 
auf. Die Monarchie, und zwar in der beſonderen, in der Gegen⸗ 
wart ausgebildeten Form der konſtitutionellen Monarchie, iſt für 
Hegel die relativ höchſte Offenbarungsſtufe des Abſoluten “. 

Durch dieſe Einbeziehung des Volksgeiſtes in den Prozeß der 
Selbſtentfaltung des Weltgeiſtes erhält jener einen vernünftigen 
Daſeinszweck. „Er wird aus dem geheimnisvollen Dunkel des 
Unbewußten in das helle Licht des Hegelſchen Panlogismus gezogen. 
Er ſpielt nicht die Rolle der ehrfürchtig geliebten Mutter des Lebens, 
ſondern der Gattin, die dem Könige Erben zu gebären hat“.“ 

Man könnte die Frage aufwerfen, ob damit nicht, ebenſo wie 
bei Montesquieu, ein ſchickſalsmäßig ſtarrer Zug in den geſchicht⸗ 
lichen Verlauf gebracht wird, ob nicht durch die immanente Vernunft, 
die ſich immer durchzuſetzen weiß, aller Initiative einzelner Parteien 
oder ſtarker Individualitäten der Wert genommen wird, weil ſie bei 
Hegel zu bloßen „Funktionären des Weltgeiſtes“ werden. Wenn man 
aber bedenkt, wieviel Spielraum Hegel dem „Beſonderen“ im Menſchen 
und im Staate, das iſt den Leidenſchaften, Sonderintereſſen, Tugenden 
und Laſtern einräumt — was hier nicht weiter ausgeführt werden 
kann“ —, wie gerade der Widerſpruch des Beſonderen, das iſt des 
ſubjektiven Willens, die „Idee“ aus ſich ſelbſt heraustreibt und ſo 
unbewußt zum Förderer der Zwecke des Weltgeiſtes wird, muß man 
die Frage verneinen. „Darin liegt kein Fatalismus, nur ein Über⸗ 
antwortetſein, nur ein Eingeſtelltſein in den Weltgang; und die Vor⸗ 
beſtimmung wird, wie ſie in den Menſchen in Wille ſich umſetzt, in 
der Geſchichte zu Entſchloſſenheit, Tatkraft, Bewußtſein der Völker s.“ 

1 Rechtsphiloſophie (R. Ph.) § 358. N 

2 Vgl. Rümel in, „Kanzlerreden“, S. 35. 

3 Meinecke, a. a. O. S. 275. 

Vgl. unten S. 89 ff. 


s Moeller van den Bruck, „Das Schickſal iſt ſtärker als 8 
Deutſche Nundſchau, Nov. 1916. 
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So wird die Geſchichte bei Hegel „zu einer kosmiſchen Logik 
und Dialektik, die Philoſophie zieht ſie ganz und gar an ſich 
und verwandelt ſie in einen einzigen, mit ſicherer Notwendigkeit fort⸗ 
ſchreitenden, die ganze Tiefe der Wirklichkeit erſchöpfenden Vernunft⸗ 
prozeß“ !. 


Das Geſetz und die „volonte generale“ 


Wie Montesquieu, fo unterſcheidet auch Hegel „Geſetze der Natur“ 
als das ewig Seiende und „Geſetze des Rechts“ als ein von Menſchen 
Herkommendes, Geſetztes. Die Geſetze der Natur haben abſolute 
Geltung, ihr Maßſtab liegt außerhalb des Menſchen; er kann ſie 
darum nur erkennen, aber niemals ändern: Sie gelten, weil ſie find. 
Dagegen beweiſt ſchon die große Mannigfaltigkeit der Rechtsgeſetze 
bei den einzelnen Völkern, daß ſie nicht abſolut ſind; denn je nach 
dem Volkscharakter und der Zeitperiode, in der ſie Geltung haben, 
nehmen ſie eine beſtimmte Form an. Als abhängige Momente der 
national⸗kulturellen Einheit ſind ſie wandelbar, und die beſondere 
Form der Geſetze, in welcher ſie ſich „in dieſem Klima und in dieſer 
Periode einer beſonderen Kultur organiſieren“, machen ihre endliche 
Seite aus. 

Gerade aus dieſem ſcheinbaren Gegenſatze zwiſchen dem abſolut 
geltenden Naturrecht und dem wandelbaren hiſtoriſchen Recht erwächſt 
„das Bedürfnis, gründlich ‚das Rechte‘ erkennen zu lernen“ ®. 

Das iſt die Aufgabe der Rechtsphiloſophie — wie der Philoſophie 
überhaupt —, daß ſie „das Vernünftige ergründe im Gegenwärtigen 
und Wirklichen und nicht in einem Jenſeitigen, das Gott weiß wo 
fein ſollte“ “. Um alſo ,das Rechte“ in den poſitiven Geſetzen zu 
finden, muß man das Abſolute in ihnen erfaſſen, d. h. man muß 
in dem von kulturellen Beſonderheiten beſtimmten Rechtsleben eines 
Volkes die zugrunde liegenden ewig geltenden fittlichen Prinzipien 
erkennen. Nur in dieſer Identität von Allgemeinem und Beſonderem 
iſt das Geſetz gerecht, iſt es ſittlich. 

So ſuchen alſo Hegel und Montesquieu das Grundproblem der 
Rechtsphiloſophie nach der gleichen Methode zu löſen, denn 


1 Eucken, „Philoſophie der Geſchichte“, in Kultur der Gegenwart, Abt. 
„Syſtematiſche Philoſophie“, S. 256. 

2 N. Ph., Zuſatz zur Vorrede, S. 283. 

2 Ebenda Zuſatz 1. 

4 Ebenda, Vorrede S. 13. 
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auch für Montesquieu waren die poſitiven Geſetze nur die Anwendung 
der allgemeinen Vernunftprinzipien auf die beſonderen Fälle im 
hiſtoriſch bedingten Völkerleben!. Aber während bei Montesquieu 
dieſe Vernunft das ewige Regulativ iſt, an dem die poſitiven Be⸗ 
ſtimmungen gemeſſen werden, die abſolute Norm, die jedem Geſetz⸗ 
geber als das zu erſtrebende Ideal vorſchweben ſoll, ſo wird bei 
Hegel, ſeiner ganzen Weltanſchauung gemäß, dieſe Vernunft zum 
inneren Prinzip alles Daſeienden. Das Vernünftige kann zwar je 
nach der Höhe der Kulturſtufe eines Volkes in unklarer, entwickelterer 
oder vollkommener Weiſe in den poſitiven Beſtimmungen zum Aus⸗ 
druck kommen; immer aber iſt das Abſolute die Subſtanz des Poſi⸗ 
tiven; in jedem Volke, unter jedem Ganzen von Sitten und Geſetzen 
realiſiert ſich der Geiſt. Das Geſetz iſt alſo feinem Weſen 
nach das in⸗die⸗Erſcheinung⸗Treten des Vernünftig⸗ 
Allgemeinen in der Form des Beſonderen, und Natur- 
recht und poſitives Recht verſchmelzen ſomit zu einer Einheit“. Es 
iſt der Ausdruck der „volonté générale“ als des überindividuellen, 
vernünftigen, ſittlichen Willens des abſoluten Geiſtes, der ſich in 
der Form des pofitiven Geſetzes einen konkreten Inhalt gibt. 

Dieſer ſubſtantielle Wille der Rechtsordnung, die volonté 
generale Hegels, iſt damit nach ihrem Begriff feſtgelegt. Der 
Begriff kann aber erſt Wirklichkeit werden, wenn ein zweites 
Moment hinzutritt: „Das iſt die Betätigung, die Verwirklichung, 
und deren Prinzip iſt der Wille, die Tätigkeit des Menſchen über- 
haupt. Damit aber das Individuum Träger der volonté générale 
werden könne, iſt es notwendig, daß der ſubjektive Wille des Menſchen 
und der ſchlechthin allgemeine Wille des abſoluten Geiſtes in Ein⸗ 
klang gebracht werden. 

Wille und Tätigkeit des Einzelnen wurzeln ſcheinbar nicht im All⸗ 
gemeinen, ſondern im Subjektiven oder, wie Hegel ſagt, in der ur⸗ 
ſprünglichen Natur, „und die erſte Natur des Menſchen iſt ſein un⸗ 
mittelbares, tieriſches Sein“ . Dieſes äußert ſich in feinen Leiden⸗ 
ſchaften, ſpeziellen Zwecken und ſelbſtſüchtigen Abſichten. „Dieſer 


1 Esprit des lois I, 8. 

R. Ph. 3: „Daß das Naturrecht oder das philoſophiſche Recht vom 
pofitiven verſchieden iſt, dies darein zu verkehren, daß ſie einander entgegen⸗ 
geſetzt und widerſtreitend ſind, wäre ein großes Mißverſtändnis; jenes iſt zu 
dieſem vielmehr im Verhältnis von Inſtitutionen zu Pandekten.“ a 

2 G. Ph. S. 57. 

Ebenda S. 78. 
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partikuläre Inhalt ift ſo eins mit dem Willen des Menſchen, daß 
er die ganze Beſtimmtheit des ſelben ausmacht und untrennbar von 
ihm iſt; er iſt dadurch, was er iſt; denn das Individuum iſt ein 
ſolches, das da iſt, nicht Menſch überhaupt, denn der exiſtiert nicht, 
ſondern ein beſtimmter !.“ 

Wie kann aber dieſe Mannigfaltigkeit von ſub⸗ 
jektiven Willen, Intereſſen und Tätigkeiten in dem 
Allgemeinen aufgehen und Träger der Idee des Weltgeiſtes 
werden? | 

Für Hegel ift alles Eriftierende nur die Auseinanderlegung der 
Begriffsmomente der ewigen Vernunft im Raume, wie ihm alles 
Weltgeſchehen die Auseinanderlegung ihrer Begriffsmomente in der 
Zeit iſt. Alles Wirkliche, alſo auch der Menſch, iſt ihm nach der 
objektiven Seite ſeines Weſens vernünftig. Darum unterſcheidet 
Hegel gewiſſermaßen einen doppelten Verlauf des menſchlichen Wollens 
und Handelns: den engbegrenzten des ſubjektiven Lebens, den das 
Individuum ſelbſt beſtimmt, und den weitgeſpannten des objektiven 
Geſchehens, in dem der Menſch nicht die letzte Entſcheidung hat. 

„Es iſt das Recht des Subjekts, daß es ſich ſelbſt in ſeiner 
Tätigkeit und Arbeit befriedigt findet?,“ und weil es dieſe Selbſt⸗ 
befriedigung hat, verfolgt es ſeine ſubjektiven Zwecke mit ſoviel 
Leidenſchaft und Energie. In dieſen beſonderen Zwecken aber, weil 
der Menſch als vernunftbegabtes Weſen handelt, „iſt zugleich das 
Allgemeine und vollbringt ſich durch diefelben”®. „Das beſondere 
Intereſſe der Leidenſchaft iſt alſo unzertrennlich von der Betätigung 
des Allgemeinen; denn es iſt aus dem Beſonderen und Beſtimmten. 
daß das Allgemeine reſultiert. Es iſt das Beſondere, das ſich an⸗ 
einander abkämpft und wovon ein Teil zugrunde gerichtet wird. 
Nicht die allgemeine Idee iſt es, welche ſich in Gefahr begibt; ſie 
hält ſich unangegriffen und unbeſchädigt im Hintergrunde. Das iſt 
die Liſt der Vernunft zu nennen, daß ſie die Leidenſchaften für ſich 
wirken läßt “.“ Ja, dieſe Möglichkeit des Irrens der Vernunft, wie 
Montesquieu das unvernünftige Handeln des Subjekts nennt, erzeugt 
nach Hegel die Einſeitigkeiten, die Negationen, welche immer Re⸗ 
aktionen auslöſen müſſen, ein Spiel und Gegenſpiel, wodurch die 
Vernunft ſtets eine vollkommenere Stufe ihrer Erſcheinung erreicht. 


1 G. Ph. S. 59. 

2 Ebenda S. 58. 
3 Ebenda S. 61. 
4 Ebenda S. 70. 
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So ſcheint das Individuum in ſeinem Wollen und Handeln nur 
das blinde Werkzeug des Weltgeiſtes zu ſein, ſo daß es trotz ſeiner 
eigenen Vernunft und ſeinem freien Willen immer unter dem Zwange 
der abſoluten Vernunft handelt. „Jene Frage nimmt darum auch 
die Form an nach der Vereinigung von Freiheit und Notwendigkeit, 
indem wir den immer an und für ſich ſeienden Gang des Geiſtes 
als das Notwendige betrachten, dagegen das, was im bewußten 
Willen des Menſchen als ſein Intereſſe erſcheint, der Freiheit zu⸗ 
ſchreiben !.“ Dieſe Freiheit iſt aber zunächſt nur eine relative, denn 
der ſubjektive Wille des Menſchen entſpringt dunklen Trieben oder 
Intereſſen an der Umwelt, er iſt alſo äußerlich gebunden und darum 
nicht frei. Wahrhaft frei iſt nur der Wille, „der keine Natur⸗ 
beſtimmtheit an ſich hat“ 2, der der vernünftigen Seite des menſch⸗ 
lichen Weſens entſpringt, der ſich ſelbſt zum Gegenſtande hat, d. h. 
der aller Subjekivität und Zufälligkeit enthoben, ſich nur auf das 
Allgemeine, das Vernünftige richtet. Dieſer freie, auf die Vernunft 
geſtellte Wille iſt identiſch mit der volonté générale, die ihren Aus⸗ 
druck im Geſetz findet. In ſeinem ſubjektiven Wollen unterliegt der 
Menſch dem Zwange des Geſetzes und iſt damit unfrei; dieſe Un⸗ 
freiheit aber bezieht ſich nur auf ſeine zufällige, unweſentliche Natur. 
Nach ſeiner vernünftigen Natur hingegen iſt dem 
Menſchen das Geſetz Selbſtbeſtimmung, indem er das 
Vernünftige „als Geſetz anerkennt und ihm als der Subſtanz ſeines 
eigenen Weſens folgt““. So hat die volonté générale Hegels „die 
Freiheit zum Inhalt, die ſich als vernünftig weiß, die Vernunft, die 
ſich als notwendige will““. In dieſem Sinne ift der Menſch fein 
eigner Geſetzgeber. Er iſt frei im Geſetz und ſteht dadurch in der 
höheren Sphäre der Sittlichkeit — das iſt der Einheit von Freiheit 
und Notwendigkeit — und damit in der Sphäre der Weltbeſtimmung 
über haupt, „denn in der Sittlichkeit iſt das Individuum auf eine 
ewige Weiſe; ſein empiriſches Sein und Tun iſt ein ſchlechthin all⸗ 
gemeines; denn es iſt nicht das Individuelle, welches handelt, ſondern 
der allgemeine, abſolute Geiſt in ihm“ ö. 

Um zu dieſer ſittlichen Freiheit emporzuwachſen, muß alſo der 
Einzelne ſeinen partikularen Willen überwinden und ſich zum über⸗ 


1 G. Ph. S. 62. 

2 Prop. 5 18. 

G. Ph. S. 78. 

RNoſenkranz, „Apologie Hegels gegen Haym“, S. 40. 
s „Syſtem der Sittlichkeit“, S. 465. 
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individuellen allgemeinen Wollen des abſoluten Geiſtes erheben !. 
Dieſe Fähigkeit iſt aber nicht angeboren, ſondern muß erworben 
werden „durch eine unendliche Vermittlung der Zucht 
des Wiſſens und des Wollens“ . „Das Selbſtbewußtſein, 
das ſeinen Gegenſtand, Inhalt und Zweck bis zu dieſer Allgemeinheit 
reinigt und erhebt, tut dies als das im Willen ſich durchſetzende 
Denken.“ Die Erziehung zu vernünftigem Denken und ſittlichem 
Wollen kann dem Individuum nur im Staate zuteil werden, der 
durch den Zwang des Geſetzes die Leidenſchaft und Willkür beſchränkt, 
„eine Beſchränkung, welche ſchlechthin die Bedingung iſt, aus welcher 
die Befreiung hervorgeht“. „Indem der Staat, das Vaterland 
eine Gemeinſamkeit des Denkens ausmacht, indem ſich der ſubjektive 
Wille des Menſchen den Geſetzen unterwirft, verſchwindet der Gegen⸗ 
ſatz von Freiheit und Notwendigkeit. Notwendig iſt das Ver⸗ 
nünftige als das Subſtantielle, und frei ſind wir, in⸗ 
| dem wir es als Geſetz anerkennen und ihm als der Sub- 
ſtanz unſeres eigenen Weſens folgen. Der objektive und 
der ſubjektive Wille find dann ausgeſöhnt und ein und dasſelbe un⸗ 
getrübte Ganze.“ Die Verwirklichung feiner ſittlichen Beſtimmung, 
der vernünftigen Freiheit, iſt dem Menſchen alſo nur möglich im 


1 R. Ph. § 258 wendet fi Hegel ausdrücklich gegen Rouſſeaus Auffaſſung 
der volonté generale: „Indem Nouſſeau den Willen nur in beſtimmter Form 
des einzelnen Willens und den allgemeinen Willen nicht alg das an und für 
ſich Vernünftige des Willens, ſondern nur als das Gemeinſchaftliche, das aus 
dieſem einzelnen Willen als bewußtem hervorgehe, faßte: ſo wird die Ver⸗ 
einigung der Einzelnen im Staate zu einem Vertrag, der ſomit ihre Willkür, 
Meinung und beliebige, ausdrückliche Einwilligung zur Grundlage hat 

Gegen das Prinzip des einzelnen Willens iſt an den Grundbegriff zu erinnern, 
daß der objektive Wille das an ſich in ſeinem Begriff Vernünftige iſt, ob es 
von einzelnen erkannt und von ihrem Belieben gewollt werde oder nicht.“ Pal. 
dazu: „Geſchichte der Philoſophie“, Werke Bd. 15, S. 528: „Der allgemeine 
Wille iſt nicht anzuſehen als zuſammengeſetzt von den ausdrücklich einzelnen 
Willen, ſo daß dieſe abſolut bleiben. Wo die Minorität der Majorität ge⸗ 

horchen muß, da iſt keine Freiheit. Aber der allgemeine Wille muß der ver⸗ 
nünftige fein, wenn man ſich auch feiner nicht bewußt iſt.“ 

2 G. Ph. S. 79. 

8 Bol. „Geſchichte der Philoſophie“, Bd. 15, S. 528: „Der Wille iſt nur 
als denkender frei. Wer das Denken verwirft und von Freiheit ſpricht, weiß 
nicht, was er redet. Die Einheit des Denkens mit ſich iſt die Freiheit, der 
freie Wille.“ 

G. Ph. S. 80. 

s Ebenda S. 78. 
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Staate, und deshalb iſt es feine „höchſte Pflicht, Mitglied des Staates 
zu ſein“ !. 8 


Montesgquieu und Hegel verſuchen beide, die Freiheit des Einzelnen 
zu verſöhnen mit der Notwendigkeit, wie ſie in dem allgemeinen, 
dem Einfluß des Subjekts nicht erreichbaren Verlaufe des Welt⸗ 
geſchehens liegt. Beide lehnen zunächſt den Gedanken einer ‚volonte 
de tous‘ d. h. eines Geſamtwillens auf Grund der Summe aller 
Einzelwillen als praktiſch undurchführbar ab. 

Die volonté générale iſt ihnen vielmehr ein überindividueller 
Wille, zu dem ſich der Einzelwille zu erheben hat, wenn er zur 
ſittlichen Freiheit gelangen will. 

Beide kommen jedoch durch verſchiedene Methoden zum Begriff 
der volonté générale. Montesquieu gewinnt ihn auf empiriſchem 
Wege: der Einzelne als vernunftbegabtes Weſen erkennt das Not⸗ 
wendige und macht es zum Inhalte ſeines Willens. Die volonte 
générale iſt ſomit einmal das Wollen von allgemeinen Vernunft⸗ 
geſetzen, und hier berührt ſich Montesquieu mit der rationaliſtiſchen 
Auffaſſung Rouſſeaus; ſie iſt aber zugleich, entſprechend der hiſtoriſchen 
Anſchauung Montesquieus, das Wollen, das aus der Einſicht in die 
natürlichen und geſchichtlichen Bedingungen jedes beſonderen Wollens 
herauswächſt. 

So gründet Montesquieu, darin verwandt mit Rouſſeau, den 
allgemeinen Willen auf die Erfahrung, weil ihm ein philoſophiſches 
Prinzip für den Begriff der volonté generale fehlt. 

Hegel dagegen geht, gemäß ſeiner ganzen Weltanſchauung, aus 
von der Immanenz des Subſtantiellen in der Erfahrungswelt, und 
mit Ddieſem metaphyſiſchen Prinzip ſucht er die Antinomie von indi⸗ 
vidueller Freiheit und objektiver Notwendigkeit zu löſen. Die volonté 
generale ift ihm der Wille des abſoluten Geiſtes, der ſich in jedem 
hiſtoriſchen Volke auf ſeine beſondere Weiſe realiſiert. Das 
Individuum muß in dieſes in Volk und Staat ſich auswirkende 
Subſtantielle hineinwachſen, um teilzuhaben an den abſoluten 
Werten. 

So vertieft Hegel Montesquieus empiriſchen Begriff der volonté 
gônérale und ſteigert ihn im Intereſſe feiner moniſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung ins Metaphyſiſche. 


1 R. Ph. 9 258. 
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Die Staatslehre 

Wie Montesquieu, fo geht auch Hegel bei der Betrachtung des 
Staates nicht vom Individuum aus. Er ſieht im Staate nicht eine 
aus Einzelnen beſtehende Geſellſchaft, die ihren ausſchließlichen Zweck 
im Schutz der perſönlichen Freiheit und des Eigentums hat. Dann 
wäre das Intereſſe des Einzelnen die letzte Beſtimmung des Staates, 
und es würde etwas Beliebiges fein, Mitglied eines Staates zu werden !. 

Vielmehr bilden nach den Anſchauungen Montesquieus und 
Hegels Staat und Individuum eine Einheit, und zwar iſt das zentra⸗ 
liſtiſche Moment der Hegelſchen Staatsauffaſſung von vornherein 
gegeben durch die Entwicklung des Staates aus ſeinem Begriff. 

Der Staat iſt für Hegel die „Wirklichkeit der ſittlichen 
Idee“, d. h. die Wirklichkeit der „ſich durchdringenden Einheit der 
Allgemeinheit und Beſonderheit“?, die Vereinigung des allgemeinen 
Willens, wie er im Geſetz zum Ausdruck kommt, mit dem ſubjetiven 
Wollen. An dieſer Einheit hat der Staat ſeine unmittelbare, 
„an dem Selbſtbewußtſein der Individuen ſeine vermittelte 
Exiſtenz““. Es iſt darum höchſte Pflicht und zugleich höchſtes Recht 
des Einzelnen, Mitglied des Staats zu ſein. Der Staat iſt das 
Allgemeine, nicht im Gegenſatz zu dem Einzelnen, ſondern weil er 
dem in der Vernunft gegebenen Allgemeinen entſpricht; und „er iſt 
darum um ſo vollkommener, je mehr die Individuen mit dem Geiſte 
des Ganzen eins ſind“ ®. 

Zur Harmoniſierung von Staat und Einzelindividuum ſtützen 
ſich beide Staatstheoretiker auf den Volksgeiſt. Der Staat, rein 
begrifflich als Idee genommen, als das ſchlechthin Allgemeine hat 
nach Hegel keinen beſtimmten Inhalt. Dieſen erhält er erſt 
durch den Volksgeiſt, von dem er beſeelt iſt in allen „ſeinen An⸗ 
gelegenheiten und Inſtitutionen“. Der Geiſt des Volkes wird die 
lebendige, innere Kraft des Staates, wie ja auch Montesquieu ſeinen 
Staat auf den esprit general jeder Nation gründet. Der Staat 
iſt bei Hegel aber nicht wie im „Geiſt der Geſetze“ der Bau, den 
man auf Grund rechter Erkenntnis des Volksgeiſtes und der Eigen⸗ 
art ſeiner Lebensäußerungen kunſtvoll konſtruieren muß, wenn er 
Kraft und Dauer haben ſoll, ſondern er wird bei ihm zur notwendigen 
Auswirkung der im Volksgeiſte eingeſchloſſenen Momente, die nicht 
bloß naturgegeben und hiſtoriſch bedingt, alſo empiriſch ſind wie 


1 R. Ph. § 258. 2 Ebenda $ 257. 2 Ebenda § 258. 
1 Ebenda § 257. 5 Prop. III, § 196. 
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bei Montesquieu, ſondern zugleich auch metaphyſiſch. Die Geſtaltung 
des Hegelſchen Staates hängt darum ab von den natürlichen Lebens⸗ 
bedingungen, Charakter, Sitte, Religion und Bildung eines Volkes 
und außerdem von der jeweiligen Entwicklungsſtufe des Weltgeiſtes. 
Der Staat bildet zuſammen mit allen Lebensäußerungen einer Nation 
„eine individuelle Totalität, aus der nicht eine beſtimmte 
Seite herausgenommen werden kann“, und dieſe „individuelle To⸗ 
talität“ iſt wiederum nur ein Moment der „abſoluten To⸗ 
talität“, nur eine Stufe des Weltverlaufs überhaupt. Deshalb 
gilt auch bei Hegel die im „Geiſt der Geſetze“ angeführte ſchöne 
Antwort Solons auf die Frage nach dem beſten Staat und der 
vollkommenſten Verfaſſung, daß jedes Volk die beſte Verfaſſung habe, 
die es ertragen könne. „Trennt man aber die Vorſtellung einer 
Verfaſſung von der des Geiſtes, ſo als ob dieſer wohl exiſtiere oder 
exiſtiert habe, ohne eine Verfaſſung, die ihm gemäß iſt, zu beſitzen, 
ſo beweiſt ſolche Meinung nur die Oberflächlichkeit des Gedankens 
über den Zuſammenhang des Geiſtes, ſeines Bewußtſeins über ſich 
mit ſeiner Wirklichkeit. Was man eine Konſtitution machen nennt, 
iſt, um dieſer Unzertrennlichkeit willen in der Geſchichte niemals vor⸗ 
gekommen, ebenſowenig als das Machen eines Geſetzbuches. Eine 
Verfaſſung hat ſich aus dem Geiſte nur identiſch mit deſſen eigener 
Entwicklung gebildet und zugleich mit ihm die durch den Begriff 
notwendigen Bildungsſtufen und Veränderungen durchlaufen. Es iſt 
der innewohnende Geiſt und die Geſchichte — und zwar iſt die Ge⸗ 
ſchichte nur ſeine Geſchichte —, von welchen die Verfaſſungen ge⸗ 
macht werden“.“ 

Wie man eine Verfaſſung nicht „machen“ kann, weil ſie nur 
Moment einer Totalität iſt, ſo iſt es aus demſelben Grunde un⸗ 
möglich, ſie länger feſtzuhalten, als ihr Inhalt der Bildung und 
Kultur eines Volkes entſpricht. Iſt der Volksgeiſt in der Entwicklung 
ſortgeſchritten, während er noch in den veralteten Formen der Ver⸗ 
faſſung feſtgehalten wird, ſo entſteht eine innere Spannung, die 
die alten Formen ſchließlich mit Gewalt zerreißt, um ſich neue, dem 
Geiſte angemeſſene zu ſchaffen. So iſt im Volksgeiſte und dem durch 
ihn wirkenden Weltgeiſte ein innerer Auftrieb für die Fortentwicklung 
der Staatsformen zu immer größerer Vollkommenheit. 


1 G. Ph. S. 85. 
2 Esprit des lois XIX, 21; vgl. R. Ph. § 274. 
2 Encyklopädie III, § 540. 
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Hegels Staat iſt ſouveräner Staat, und fein vornehmſter Zweck 
iſt wie bei Montesquieu die Selbſtbehauptung. Er muß ſich des⸗ 
halb von dem Wollen der Bürger unabhängig machen, weil er ſich 
auf deren Geſinnung nicht verlaſſen kann. „Er ſchreibt daher den 
Einzelnen genau ihre Schuldigkeit vor, nämlich den Anteil, den ſie 
für das Ganze leiſten müſſen !.“ Er zwingt fie, dieſen Verpflichtungen 
nachzukommen, dabei kalt über die Sonderintereſſen der Individuen 
hinweggehend, weil die Erhaltung des Ganzen der Erhaltung des 
Einzelnen vorgeht“. Ein ſolcher Staat iſt aber „eine Maſchine, ein 
Syſtem äußerer Abhängigkeiten“, iſt ein von einem Machtwillen be⸗ 
herrſchtes Organ, aber kein von eigenem Leben beſeelter Organismus. 
Deshalb iſt „der Staat nur wohlbeſtellt und kraftvoll in ſich ſelbſt, 
wenn mit ſeinen allgemeinen Zwecken ſich das Privatintereſſe ver⸗ 
einigt, eins in dem anderen ſeine Befriedigung und Verwirklichung 
findet““, d. h. wenn Staat und Verfaſſung getragen werden von 
der Geſinnung der Bürger. | 

Dieſe Staatsgeſinnung nennt Montesquieu „das Prinzip der 
Regierung“ und ſieht in ihm die wahre Triebfeder und die innere 
Kraftquelle des Staatslebens. Hegel rühmt wegen dieſer Erkenntnis 
Montesquieus „tiefen Blick“, denn auch ihm iſt das Staatsintereſſe 
der Bürger, das er bald „Zutrauen“, bald „Wiſſen, Glauben und 
Wollen des Allgemeinen“ nennt, und das dem Einzelnen zum Grund⸗ 
motiv ſeines Handelns wird, die feſteſte Stütze des Staates. 

Der Bürger muß darum zur politiſchen Geſinnung, zum „Patrio⸗ 
tismus“ erzogen werden; das iſt nicht „die Aufgelegtheit zu außer⸗ 
ordentlichen Aufopferungen und Handlungen“, ſondern die Geſinnung, 
„welche in dem gewöhnlichen Zuſtande und Lebensverhältniſſen das 
Gemeinweſen für die ſubſtantielle Grundlage und 
Zweck zu wiſſen gewohnt iſt“ “. Das iſt das „Prinzip“ der 
Ehre und Tugend Montesquieus in das Philoſophiſche projiziert. 
Es iſt die Erkenntnis, daß „mein ſubjektives und beſonderes Inter⸗ 
eſſe im Intereſſe und Zweck des Staates bewahrt und enthalten ift“®, 
und ich darum zur Aufopferung meiner Kraft, meines Eigentums 
und — wenn es ſein muß — meines Lebens bereit bin. Dieſe 
Staatsgeſinnung findet ihre höchſte Bewährung im Kriege, in dem 
ein Staat ſeine Exiſtenz gegen einen anderen durchzuſetzen hat; denn 


1 Prop. II, § 53. 2 Ebenda 8 55. 3 Ebenda $ 53. 
G. Ph. S. 60. f s R. Ph. § 268. s G. Ph. S. 76. 
7 R. Ph. § 268. 8 Ebenda 8 267. 
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hier iſt „das Recht und das Intereſſe des Einzelnen als ein ver⸗ 
ſcwindendes Moment geſetzt“ gegenüber „der Unabhängigkeit und 
Souveränität des Staates“ !. 

Um den Staatsbürger an den Staat zu ketten, benutzt Montes⸗ 
quieu unter anderem die Religion zur moraliſchen Bindung der Indi⸗ 
viduen. Auch Hegel nennt die Religion „eine der Geſtalten der be⸗ 
wußten Vereinigung des ſubjektiven und des allgemeinen Geiſtes“ !. 
Er macht ſie alſo zur Schule des patriotiſchen Gemeinſinns. „Unter 
den Geſtalten der bewußten Vereinigung ſteht die Religion an der 
Spitze. In ihr wird der exiſtierende, der weltliche Geiſt ſich des 
abſoluten Geiſtes bewußt, und in dieſem Bewußtſein des an und 
für ſich ſeienden Weſens entſagt der Wille des Menſchen ſeinen be⸗ 
ſonderen Intereſſen s.“ So wird ihm die Religion zur Grundlage 
des Sittlichen im Staate; die Kirche aber iſt ihm nicht die Baſis 
des Staates. So hoch er die chriſtliche Kirche auch einſchätzt, er 
verlangt Trennung von Kirche und Staat, denn nur „über den be- 
ſonderen Kirchen hat der Staat die Allgemeinheit des Gedankens, 
das Prinzip ſeiner Form gewonnen und bringt ſie zur Exiſtenz“ “. 


Montesquieu und Hegel ſtimmen ſomit in dem allgemeinen Be⸗ 
ſtreben überein, den Bürger im Intereſſe der lebendigen Kraft des 
Ganzen mit dem Staate zu verketten oder, wie Hegel ſagt, „Ge⸗ 
ſinnung und Tätigkeit des Einzelnen in das Leben 
der allgemeinen Subſtanz zurückzuführen und ihn in 
ſubſtantieller Immanenz zu erhalten“. Doch führen beide 
die zentraliſtiſche Idee in verſchiedener Weiſe durch. Montesquieu 
opfert ſeinem Staate Individuum, Volksgeiſt, Religion und Moral 
und drückt ſie zu Mitteln herab, deren ſich der Staat zu ſeiner 
Stärkung und Erhaltung bedient, über die er aber auch ſkrupellos 
hinwegſchreitet, wenn es fein Intereſſe erfordert“. Durch dieſe ein⸗ 
ſeitige Betonung des Allgemeinen auf Koften des Beſonderen und 
Individuellen wird aber der Staat nach Hegelſchen Begriffen ent⸗ 
ſittlicht. Für Hegel dagegen iſt gerade die Sittlichkeit, d. h. die 
Einheit von Beſonderem und Allgemeinem, die Subſtanz des Staates. 
Wohl dienen auch ihm Geſinnung der Bürger, Volksgeiſt und Religion 
dazu, um den Staat innerlich zu einen und zu kräftigen, aber ſie 
ſtärken ihn eben nur, ſofern ſie ſittliche Kräfte ſind und ihre indi⸗ 


1 K. Ph. 8 324. 2 G. Ph. S. 89. 2 Ebenda. 
K. Ph. § 270. s Vgl. dieſes Jahrbuch 42, S. 289. 
Schnellert Jahr buch XIII 34. 7 
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viduelle Einzelheit verſchmolzen ift mit der Individualität des Ganzen. 
Auch er erkennt die Möglichkeit an, daß der Einzelne zum Wohle 
des Allgemeinen geopfert werden muß; aber dieſes Opfer gilt nicht 
dem Staate als ſolchem, ſondern der ſittlichen Idee, die ſich 
im Staate realiſiert. Die endliche, zufällige Seite des 
Individuums kann vernichtet werden; die ſubſtantielle 
Seite ſeines Weſens aber wird gerade durch dieſes 
reſtloſe Aufgehen des Beſonderen im Allgemeinen auf 
„eine ewige Weiſe“. 

Während Montesquieus Geſetzgeber alle Fäden des ſtaatlichen 
Lebens in ſeiner Hand zuſammenfaßt und ſelbſt in die untergeordneten 
Sphären, wie Sitten und Gebräuche, Mode uſw. regulierend ein⸗ 
greift, um ſie den Staatszwecken nutzbar zu machen!, verlangt Hegel 
nur in den für den Staat weſentlichen Dingen eine einheitliche 
Regelung durch die Staatsgewalt. In allen übrigen Fragen, vor 
allem in Rechtspflege und Verwaltung, tritt er A die Freiheit und 
Selbſtbeſtimmung der Bürger ein. 

Montesquieus zentraliſtiſcher Staat trägt durch die überragende 
Stellung des vernünftigen „Geſetzgebers“ einen rationaliſtiſch⸗ 
ariſtokratiſchen Zug, während er wiederum durch die Betonung 
des Volksgeiſtes und der Staatsgeſinnung der Bürger ein hiſtoriſch⸗ 
demokratiſches Moment einſchließt. Dieſen Dualismus 
überwindet Hegel durch die klare Ausbildung des National⸗ 
ſtaatsgedankens, der die Erhaltung des Staates zur Angelegenheit 
des ganzen Volkes macht, den Einzelnen aber überzeugt von der Not⸗ 
wendigkeit, der Einheit und Souveränität ſeines Staates. 


Auf verſchiedene Weiſe harmoniſieren Montesquieu und Hegel 
die Intereſſen des Einzelnen mit der Einheit des Staates. Um das 
Individuum vor einem Mißbrauch der Staatsmacht von ſeiten ihres 
Trägers zu ſchützen und die Freiheit des Einzelnen innerhalb der 
geſetzlichen Grenzen zu garantieren, teilt Montesquieu die Staats⸗ 
gewalt und vergibt die drei Sondergewalten an drei ſelbſtändige 
Träger, die ſich gegenſeitig in Schranken halten. 

Hegel entwickelt ſeinen Staat aus dem Begriff heraus; biefer 
ift ihm die Sittlichkeit, die die Freiheit zur Beſtimmung hat. Weil 
aber der Begriff ſich nicht ſelbſt aufheben kann, ſind in ſeinem Staate 
beſondere Maßnahmen zum Schutze des Individuums in Montes- 


1 Vgl. dieſes Jahrbuch 42, S. 288. 


929] Montesquieus Einfluß auf die philoſophiſchen Grundlagen uſw. 99 


quieus Sinne unnötig. Wohl kommt auch Hegel zu einer Teilung 
der Gewalten, doch hat ſie bei ihm einen ganz anderen Sinn. Er 
ſetzt ſich darum zunächſt kritiſch mit Montesquieus Lehre von der 
Dreiteilung der Gewalten auseinander !. 

Der Gedanke der Teilung der Gewalten enthält an ſich das 
„vernünftige Prinzip des Unterſchiedes“; aber man darf dieſe Unter⸗ 
ſcheidung nicht im abſtrakten Sinne auffaſſen, nämlich als „abſolute 
Selbſtändigkeit der Gewalten gegeneinander“ und als gegenſeitige 
Hemmung. „Mit der Selbſtändigkeit der Gewalten, zum Beiſpiel 
der, wie fie genannt worden find, exekutiven und geſetzgebenden Ge⸗ 
walt, iſt, wie man dies auch im großen geſehen hat?, die Zer⸗ 
trümmerung des Staates unmittelbar geſetzt, oder, inſofern der Staat 
ſich weſentlich erhält, der Kampf, daß die eine Gewalt die andere 
unter ſich bringt, dadurch zunächſt die Einheit, wie ſie ſonſt be⸗ 
ſchaffen ſei, bewirkt und ſo allein das Weſentliche, das Beſtehen des 
Staates, rettet“;“ denn zwei Selbſtändigkeiten können keine Einheit 
ausmachen, ſondern müſſen Kampf hervorbringen, „und es bleibt 
abgeſchmackt, hier etwa die moraliſche Forderung der Harmonie zu 
machen““. Überhaupt iſt es gegen „die Grundidee deſſen, was ein 
Staat iſt“, ſich ihn „als den Mechanismus eines Gleichgewichts in 
ihrem Innern einander äußerlicher Mächte vorzuſtellen“ 5. 

Die Entwicklung des Staates aus ſeinem Begriff und die Auf⸗ 
faſſung desſelben als eines lebendigen Organismus, deſſen Teile wie 
die Glieder am menſchlichen Körper nur im engen Zuſammenhange 
mit dem Ganzen Lebensfähigkeit haben, laſſen Hegel zu einem 
weſentlich anderen Reſultat kommen. 

Wie in der Logik der Begriff ſich ſeiner Natur nach unter⸗ 
ſcheidet in die Momente der „Allgemeinheit“, „Beſonderheit“ und 
„Einzelheit“, ſo erklärt ſich der Urſprung der Teilung der Gewalten 
nur aus der „Selbſtbeſtimmung des Begriffs an ſich“ und nicht 
aus irgendwelchen Nützlichkeitsreflexionen. Nachdem der Weltgeiſt 
auf dem Wege feiner Entwicklung die Verfaſſungsformen der Demo⸗ 
kratie, Ariſtokratie und Monarchie, „die noch die ungetrennte, ſub⸗ 


1 Hegel nennt dabei Montesquieus Namen nicht, wahrſcheinlich weil die 
Lehre von der Teilung der Gewalten in der Faſſung, die ihr Montesquieu ge⸗ 
geben hatte, zu ſehr Allgemeingut des politiſchen Denkens ſeiner Zeit ge⸗ 
worden waren. 

2 Hegel ſpielt auf die franzöſiſche Revolution an; vgl. R. Ph. § 272, Zuſatz. 

2 Ebenda. Ebenda. s Encykl. 5 544. 
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ftantielle Einheit zu ihrer Grundlage haben“ !, durchlaufen hat, hat 
er feine relativ höchſte Stufe in der konſtitutionellen Monarchie 
erreicht, wo ſich dieſe Einheit in ihre, drei ſubſtantiellen 
Unterſchiede derimiert: 

a) die Gewalt, das Allgemeine zu beſtimmen und 
feſtzuſetzen — die geſetzgebende Gewalt; 

b) die Subſumtion der beſonderen Sphären und 
einzelnen Fälle unter das Allgemeine — die 
Regierungsgewalt; ö 

c) die Subjektivität als die letzte Willensentſchei dung 
— die fürſtliche Gewalt“. 

Somit iſt die Teilung der Gewalten bei Hegel eine durch die 
Dialektik des Geiſtes geforderte Erſcheinung; bei Montes⸗ 
quieu ein abſichtliche Konſtruktion zu einem beſtimmten Zwecke. 

Dieſe drei Gewalten wurzeln im Staate „als ihrem einfachen 
Selbſt“ und haben darum weder für ſich, noch in dem Willen von 
Privatperſonen Selbſtändigkeit. Der Staat bleibt, trotz dieſer Teilung, 
Souverän. 


Die fürſtliche Gewalt: Die Souveränität des Staates iſt zu⸗ 
nächſt rein ideell, ſie muß in einem Willen, der die abſolute Einheit 
des Staates repräſentiert, in die Wirklichkeit treten. Das ent⸗ 
ſcheidende Moment der Staatseinheit iſt „nicht die Individualität 
überhaupt, ſondern ein Individuum, der Monarch” ®, denn nur in 
ſeiner Perfon iſt der Staat Realität. Das Recht des Monarchen 
iſt nicht ein abgeleitetes oder auf göttliche Einſetzung ſich gründendes, 
ſondern es liegt im Begriff des Staates als einer Einheit, daß der 
Monarch ſei. Er darf deshalb nicht erſt dazu gemacht, d. h. gewählt 
werden, ſondern muß auf „unmittelbare, natürliche Weiſe, durch 
die natürliche Geburt zur Würde des Monarchen beſtimmt““ fein; 
denn nur durch die Erblichkeit der Monarchie kann der Staat der 
„Willkür, Belieben und Meinung der vielen“, den Schwankungen 
des Parteilebens entriſſen und damit dem Staate ein kontinuierliches 
Beſtehen geſichert werden. In der Perſon des Monarchen werden 
alle Beſonderheiten aufgehoben, alles Abwägen und Verhandeln für 


1 N. Ph. § 272; d. h. der Staat ſwird entweder verkörpert von der 
Allgemeinheit⸗Demokratie oder von der Beſonderheit⸗Ariſtokratie, oder von der 
Einzelheit⸗Monarchie. 2 R. Ph. § 273. 

8 R. Ph. § 279; ſ. ä. Encykl. $ 542. 4 R. Ph. § 280. 
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und wider abgebrochen und durch fein „Ich will“ alle Handlung, N 
alle Wirklichkeit begonnen!. Das ſoll aber nicht heißen, daß es von 
der Zufälligkeit des monarchiſchen Willens abhinge, was im Staate 
geſchieht, denn ſein Wille iſt inhaltlich gebunden an das Geſetz, er 
hat nur formal freie Entſcheidung. „Man fordert daher mit 
Unrecht objektive Eigenſchaften von dem Monarchen; er hat nur Ja 
zu ſagen und den Punkt auf das J zu ſetzen. Denn die Spitze 
ſoll ſo ſein, daß die Beſonderheit des Charakters nicht das Bedeutende 
iſt“.“ Das Geſetz verkörpert den objektiven Willen im Staate, dem 
das ſubjektive „Ich will“ nur den letzten Anſtoß gibt. 

In dem monarchiſchen Willen, der alle ſtaatlichen Inſtitutionen 
durchdringt, vereinigen ſich die drei Momente der Totalität 
wieder zu einer Einheit. Es ſteht dem Monarchen frei, die Be⸗ 
ſchlüſſe der geſetzgebenden Gewalt anzunehmen und zum Geſetz zu 
erheben oder ſie durch ſein Veto ungültig zu machen; er wählt die 
Organe der Regierungsgewalt, und bei ihm liegt die letzte Ent⸗ 
ſcheidung im Staate als der Selbſtbeſtimmung, „in welche alles 
übrige zurückgeht“. So wird die fürſtliche Gewalt ſelbſt zur Totalität. 


Die Regierungsgewalt: „Die Ausführung und Anwendung der 
fürſtlichen Entſcheidungen“ fällt der Regierungsgewalt zu. Unter 
ihren Wirkungsbereich fallen auch die richterliche und die polizeiliche 
Gewalt, „welche unmittelbarer auf das Beſondere der bürgerlichen 
Geſellſchaft Beziehung haben und das allgemeine Intereſſe in dieſen 
Zwecken geltend machen“. Um die Intereſſen der Geſellſchaft, die 
ihre Vertretung in Ständen, Korporationen uſw. finden, in das Staats⸗ 
intereſſe zurückzuführen und die allgemeinen Staatszwecke dem Be⸗ 
ſonderen gegenüber zu behaupten, ſind Staatsbeamte nötig, die nicht 
„nach Geburt und natürlicher Perſönlichkeit“, wie der Monarch, 
ſondern durch den Nachweis der Befähigung für dieſe Zwecke be⸗ 
ſtimmt werden. Die Ernennung der Beamten ſteht dem Monarchen 
zu. Die Träger ſolcher Staatsämter ſind nicht Staatsbediente, noch 
beruht ihre Tätigkeit auf willkürlichen Leiſtungen, ſondern die Pflicht⸗ 
erfüllung iſt das Subſtantielle ihres Berufs. Die Beamten müſſen 
in ihrer Exiſtenz wie gegen ſubjektive Willkür des Fürſten geſichert 
ſein und ſind deshalb unabhängig. Sofern aber die Regierungs⸗ 
handlungen an das Geſetz gebunden ſind, die Geſetzgebung ihrerſeits 
den Rat und die Kenntniſſe der Staatsbeamten nicht entbehren kann 


1 N. Ph. 8 279. 2 Ebenda $ 280, Zuſatz. 2 Ebenda $ 287. 
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Wand diese endlich vor Für und Volt verantwortlich) finb, iR auch 
die Regierungsgewalt ein abhängiges Moment einer To⸗ 
talität und bildet doch in ſich ſelbſt zugleich eine Einheit. 


Die geſetzgebende Gewalt: Die geſetzgebende Gewalt iſt 
eng verwachſen mit der Verfaſſung, von der Hegel ſagt, daß „fie iſt, 
aber ebenſo weſentlich wird“, d. h. daß ſie immer mit dem Geiſte 
des Volkes fortſchreitet. In der geſetzgebenden Gewalt hat die Ver⸗ 
faſſung das Organ, ſich fortzuentwickeln. n 

Auch in dieſer Gewalt ſind wieder alle drei Momente der 
Totalität wirkſam: das fürſtliche Moment, „als dem die letzte Ent⸗ 
ſcheidung zukommt“ — die Regierungsgewalt, „die durch ihre konkrete 
Überfiht und Kenntnis des Ganzen wie der Staatsbedürfniſſe als 
beratendes Moment unentbehrlich iſt“ — und „das ſtändiſche Element“ !. 

In dem „ſtändiſchen Element“ ſoll das Moment „der ſubjektiven 
Freiheit“, „das öffentliche Bewußtſein als empiriſche Allgemeinheit 
der Anſichten und Gedanken der vielen zur Exiſtenz kommen“. 

In dieſer Forderung liegt eine teilweiſe Annäherung an Montes⸗ 
quieu, der auch dem Volke einen weſentlichen Anteil an der Geſetz⸗ 
gebung, der „volonté générale de l'état“, ſichern wollte und zwar 
in der doppelten Form einer Ständeverſammlung (Adel) als Erſter 
Kammer und einer auf demokratiſchem Wahlprinzip beruhenden Volks⸗ 
repräſentation als Zweiter Kammer. Hegel verlangt aber, gemäß 
ſeiner Auffaſſung des Staates als eines Organismus, in dem jedes 
Glied nur in ſeiner beſtimmten Funktion von Bedeutung für das 
Ganze iſt, die ſtändiſche Vertretung für beide Kammern. 

Bezüglich der Stände, die an der geſetzgebenden Gewalt Anteil 
haben, unterſcheidet Hegel den „ſubſtantiellen Stand“ der Grund⸗ 
beſitzer, der ſich auf das Naturprinzip der Familie gründet, inſofern 
als nicht freie Wahl, ſondern die Geburt die Zugehörigkeit zu dieſem 
Stande bedingt, — und den „reflektierten“, zufälligen? Stand, der 
von den mannigfachen Bedürfniſſen der bürgerlichen Geſellſchaft ab: 
hängt (Gewerbeſtand) und die weitaus größte Zahl der Staats⸗ 
bürger umfaßt. 

Der „ſubſtantielle Stand“ erfreut ſich infolge ſeines unbeweglichen 
Beſitzes der Unabhängigkeit gegenüber der Regierungsgewalt; durch 
die Unveräußerlichkeit ſeiner Güter (Erbgut, Majorat) iſt er gegen 
die eigene Willkür ſichergeſtellt; er teilt aber auch die Bedürfniſſe 
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und Rechte des Volkes. So iſt er neben dem Monarchen das ſtabile 
Element im Staate, „die Stütze des Thrones und der Geſellſchaft“, 
und es fällt ihm „die natürliche Funktion der Vermittlung“ zwiſchen 
beiden zu!. Wegen ſeiner beſonderen politiſchen Bedeutung und 
ſozialen Stellung wird für dieſen Stand „eine A ondere Exiſtenz“ 
nötig. Er bildet die Erſte Kammer. 

Der übrige Teil der bürgerlichen Geſellſchaft vermag ſich der großen 
Zahl ihrer Glieder wegen nicht in ſeiner Geſamtheit an der Geſetz⸗ 
gebung beteiligen, ſondern nur durch Vertreter. Überhaupt kann 
das Volk als ſolches keinen Anteil an den Beratungen haben, denn 
„Volk“ im Sinne einer Summe von gleichen Privatperſonen iſt „eine 
unförmliche, wüſte, blinde Gewalt“, iſt „vulgus“ und nicht 
„populus“. „Ein ſolcher Zuſtand eines Volkes iſt ein Zuſtand der 
Unſittlichkeit, der Unvernunft, und in dieſer Beziehung iſt der alleinige 
Zweck des Staates, daß ein Volk als ſolches Aggregat nicht zur Ge⸗ 
walt und Handlung komme !.“ 

Die Abgeordneten dürfen deshalb nicht von einer atomiſtiſchen 
Menge gewählt werden, ſondern müſſen aus der organiſchen 
Gliederung des Volkes hervorgehen. Das Volk gliedert 
ſich je nach der Arbeit, den „Bedürfniſſen, Zwecken, Intereſſen, ſowie 
der geiſligen Bildung und Gewohnheit“ in unterſchiedene Gruppen, 
Korporationen, Stände uſw. „Die Individuen teilen ſich denſelben 
mit nach natürlichem Talent, Willkür und Zufall. Solcher beſtimmten, 
feſten Sphäre angehörig, haben ſie ihre wirkliche Exiſtenz und in 
derſelben ihre Sittlichkeit und Rechtſchaffenheit, ihr Anerkanntſein 
und ihre Ehre.“ 

Die aus dieſen ſtändiſchen Gruppen der Geſellſchaft durch Wahl 
hervorgegangenen Abgeordneten bilden die Zweite Kammer. Daß die 
Vertreter die für ihr Amt nötigen Eigenſchaften, vor allem Kenntnis 
der Staatsgeſchäfte und Staatsgeſinnung haben, iſt dadurch garantiert, 
daß ſie dieſe „Geſinnung, Geſchicklichkeit und Kenntniſſe der Ein⸗ 
richtungen und Intereſſen des Staats und der bürgerlichen Geſellſchaft“ 
„durch wirkliche Geſchäftsführung in obrigkeitlichen und Staats⸗ 
ämtern” erworben und bereits durch die Tat bewährt haben“. Ander⸗ 
ſeits haben die Wähler zu ihrem Abgeordneten das Zutrauen, daß 


1 N. Ph. § 307. 2 Encykl. § 544. s Ebenda 8 527. 

RN. Ph. § 310; die von Hegel verlangte Selbſtverwaltung in allen für 
den Staat unweſentlichen Gebieten hat alſo noch die beſondere Bedeutung einer 
praktiſchen Borſchule für die Staatsämter. 
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er auf Grund feines Charakters und feiner Einſicht ihre beſonderen 
Intereſſen geltend macht „in einer Verſammlung, wo über das All⸗ 
gemeine gehandelt wird“ l. 

Durch dieſe Trennung des ſtändiſchen Elements in zwei Kammern 
wird das Ergebnis ihrer Beratungen über die Zufälligkeit einer augen⸗ 
blicklichen Stimmung oder einer Majoritätsentſcheidung hinausgehoben 
und ihm eine größere Reife geſichert. Parteiiſche Anſichten und 
Wünſche einer Kammer werden abgeſchwächt durch das Gegengewicht der 
anderen, während berechtigte Forderungen, die das Intereſſe der Geſamt⸗ 
heit betreffen, durch die doppelte Vertretung größeren Nachdruck er⸗ 
langen. 

Zugleich aber wird auf dieſem Wege die Regierung aufs beſte 
über die Bedürfniſſe des Volkes und die Einzelheiten der Verwaltung 
beraten, und „das Moment der formellen Freiheit erlangt fein Recht“ “. 

Durch die Offentlichkeit der Verhandlungen gelangen die all⸗ 
gemeinen Angelegenheiten zur Kenntnis des Volkes. Die öffentliche 
Meinung erhält damit „die wahrhaften Gedanken und die Einſicht 
von dem Begriff des Staates und deſſen Angelegenheiten“. Das 
bringt den einzelnen Staatsbürger „erſt zu der Fähigkeit, darüber 
vernünftig zu urteilen“, was wiederum die rechte Würdigung des 
Staates und der Staatsgeſchäfte, wie „der Talente, Tugenden und 
Geſchicklichkeit der Staatsbehörden und Beamten zur Folge bat“ ®. 

Der Einzelne wächſt damit von ſelbſt in die Subſtanz des 
Staates hinein, und die Teilung der Gewalten ſowie ihre innere 
Verſchmelzung wird ein Mittel zur Erweckung des ſtärkſten Staats⸗ 
intereſſes. Die Freiheit der öffentlichen Meinung — Redefreiheit — und 
der Preſſe bedürfen dann um ſo weniger der polizeilichen Beſchränkung, 
je kräftiger und lebendiger das Staatsbewußtſein des Einzelnen iſt. 


Blicken wir vergleichend zurück: 

Während Montesquieus Staatsgewalt ſowohl nach den Inſti⸗ 
tutionen als auch in bezug auf ihre Träger zerlegt iſt in drei 
ſelbſtändige Sondergewalten, die nur in der gegen⸗ 
ſeitigen Hemmung Anteil aneinander haben, wurzeln 
die Teilgewalten bei Hegel nicht bloß in der Totalität des 
Staates, ſondern es iſt jede einzelne, weil die übrigen innerlich 
mit ihr verſchmolzen ſind, ſelbſt die Totalität mit einer be⸗ 
ſonderen ſtaatlichen Funktion. 


1 R. Ph. § 309. 2 Ebenda $ 314. 3 Ebenda 88 314, 315, 316. 
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Weiter iſt dieſe Teilung nicht zu einem beſonderen 
Zwecke konſtruiert wie bei Montesquieu — zum Zwecke der 
Sicherſtellung der Individuen gegen Übergriffe des Machtſtaates —, 
ſondern fie iſt die lebendigſte Durchdringung aller ge- 
ſellſchaftlichen Sphären durch den Staat zu dem all⸗ 
gemeinen Zwecke, alle vitalen Kräfte des Volkskörpers 
für das Staatsganze zu gewinnen. Bricht alſo Montes⸗ 
quieu durch die Teilung der Gewalten die innere Einheit feines 
Staates, ſo führt bei Hegel dieſe Trennung zu einer Steigerung 
der ſtaatlichen Kraft. Es trägt auch Hegels fein organiſierter 
Staat die regulative Idee in ſich, doch iſt ihm dieſelbe nicht ein 
Syſtem gegenſeitiger Hemmungen, ſondern wedjel- 
ſeitiger Belebung und Anregung; ſie iſt nicht eine be⸗ 
ſchränkende Macht, ſondern eine Kraft des Auftriebs zur Verbeſſerung 
und Vervollkommnung der Verfaſſung — empor zur „wahren Ber: 
faſſung“, in der der Weltgeiſt fein Weſen reſtlos offenbart. 


Ergebnis; 


Verſuchen wir auf Grund des behandelten Stoffes zuſammen⸗ 
faſſend feſtzuſtellen, welcher Art der Einfluß Montesquieus auf die 
ſtaatsphiloſophiſchen Anſchauungen Hegels geweſen iſt. 

Dieſer Einfluß kann nicht ſo verſtanden werden, als ob Hegel 
die Auffaſſung Montesquieus von Recht und Staat einfach über⸗ 
nommen habe. Dieſe Vermutung wird ſchon dadurch hinfällig, daß 
ſich in den 50 Jahren, die zwiſchen dem Erſcheinen des „Geiſtes 
der Geſetze“ und Hegels rechtsphiloſophiſchen Arbeiten liegen, der⸗ 
artig große Umwälzungen im philoſophiſchen Denken vollzogen hatten, 
daß Montesquieus Geſamtauffaſſung von Recht und Staat zu Hegels 
Zeit weit überholt war. Es knüpfen aber die politiſchen Denk⸗ 
richtungen, die ſich innerhalb dieſer 50 Jahre entwickeln, bewußt 
an den „Geiſt der Geſetze“ an. Die rechtsphiloſophiſchen Schriften 
zur Zeit Hegels find mit Elementen der Montesquieuſchen Lehre 
durchſetzt. Mit der ganzen Rechtsphiloſophie ſeiner 
Zeit nahm Hegel darum ungewollt die Staatstheorie 
Montesquieus in ſich auf. 

Neben dieſer indirekten Beeinfluſſung Hegels, die in der 
geiſtesgeſchichtlichen Entwicklung gegeben iſt, wurden von uns durch 
den Nachweis der mehrfachen Berufung Hegels auf Montesquieu 
die äußeren Beweismomente einer direkten Beeinfluſſung erbracht. 


— 
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Die Behauptung einer ſolchen direkten Beeinfluſſung wurde ge: 
ftügt durch den Nachweis einer inneren Ubereinſtimmung: 
1. in der ganzen Problemſtellung; 
2. in der Methode zur Löſung des Problems; 
3. in den weſentlichen Punkten ihrer Geſchichts⸗ 
und Rechtsphiloſophie. 


Die Problemſtellung: Das rationaliſtiſche, auf die Ge⸗ 
winnung höchſter normativer Wahrheiten gerichtete Denken, das 
alles Einmalige und Zufällige verachtete, wurde von Montesquieu 
und Hegel als Einſeitigkeit und Abſtraktion erkannt, ebenſo wie das 
extrem hiſtoriſche Denken, das in ſeinem Streben nach Erfaſſung 
des realen Lebens das Individuelle und Bedingte zu ſtark auf Koſten 
des Allgemeingültigen, Normativen betonte. Die dieſen Welt⸗ 
anſchauungen zugrunde liegenden Gegenſätze von Abſolutheit 
und Poſitivität wurden für Montesquieu und Hegel 
zum Problem. Beide ſuchen die Löſung in einer Syntheſe 
von Abſolutem und Poſitivem. Der philoſophiſche Hinter⸗ 
grund ihres Denkens iſt in letzter Linie die Shaftesbury⸗Leibnizſche 
Lehre von der Harmonie des Univerſums und der in ihm enthaltenen 
Relationen. 


Die Methode: Das hiſtoriſch gewordene und vom Volks⸗ 
geiſt getragene Gewohnheitsrecht mißt Montesquieu an den ewigen 
Vernunftwerten und formt es in deren Sinne um. Dem Geſetz⸗ 
geber insbeſondere gibt er die Rolle der über allem Hiſtoriſchen 
thronenden Vernunft, die durch „politiſches Machen“ den blind 
ſchaffenden Volksgeiſt dem vernünftigen Ideal gemäß zu regulieren 
hat. Montesquieus Methode erweiſt ſich ſomit als eine 
auf empiriſchem Wege vollzogene äußere Harmo⸗ 


niſierung des hiſtoriſch Gewordenen mit dem zeitlos 
Seienden, in der der Dualismus von Abſolutem und Poſi⸗ 


tivem nur formell überwunden iſt. 

Die gleiche rationaliſtiſche Methode wendet Hegel in 
feinen Jugendſchriften für die Löſung der Antinomie von abſolut 
und poſitiv in der Religionsphiloſophie an: die Forderung einer 
natürlichen Vernunftreligion verbindet er mit Elementen des hiſto⸗ 
riſch gewordenen Kirchenglaubens zur Volksreligion. 

Unbefriedigt von dieſer nur ſcheinbaren Überwindung des Dua⸗ 
lismus, kommt Hegel dann, noch immer an der Hand religions⸗ 
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philoſophiſcher Erörterungen, zum Pantheismus, zur Er⸗ 
kenntnis der metaphyſiſchen Einheit alles Lebens, in 
der Subjekt und Objekt zu höherer Syntheſe verſchmelzen. Das 
Unendliche wird damit dem Endlichen immanent; Volk, Staat und 
Recht werden zu Trägern des Abſoluten in hiſtoriſcher Bedingtheit 
und individueller Artung. Dieſes Ruhen des Beſonderen im All⸗ 
gemeinen kann nicht mit dem Verſtande begriffen, ſondern nur im 
Glauben erfaßt werden. Es iſt keine beweisbare Tatſache der Er⸗ 
kenntnis, ſondern ein Poſtulat des ſittlichen Willens. 

In den rechtsphiloſophiſchen Abhandlungen aus dem Jahre 1802 
überwindet Hegel ſchließlich auch den myſtiſchen Begriff der Lebens⸗ 
einheit. Die pantheiſtiſche Anſchauung weicht einer 
panlogiſtiſchen: die „Alleinheit“ wird ihm zur abfo- 
luten Totalität, in der ſich der Weltgeiſt realiſiert und 
individualiſiert. Das Abſolute wird zur Subſtanz alles End⸗ 
lichen; die beſonderen Erſcheinungsformen find nur Akzidenzien, die 
der Geiſt überwindet, um allmählich wieder zu ſich ſelbſt zurück⸗ 
zukehren. Die Geſchichte wird damit ein endloſer, in 
ſukzeſſiver Folge immer höhere Werte erzeugender 
Entwicklungsprozeß, deſſen Verlauf der Weltgeiſt kauſal und 
teleologiſch beſtimmt, und in dem alles Wirkliche nur Moment der 
Totalität ift, 


Die Übereinſtimmung in den weſentlichen Punkten 
der Geſchichts- und Rechtsphiloſophie: Der Volks⸗ 
geiſt iſt ein Begriff, mit dem auch die politiſche Romantik und 
rechtshiſtoriſche Schule, die zeitlich zwiſchen Montesquieu und Hegel 
ſtehen, beſtändig arbeiten. Er iſt auf empiriſchem Wege gewonnen 
und macht jedes hiſtoriſche Volk zu einer Individualität mit be⸗ 
ſtimmten Weſenszügen, die natürlich und geiftig bedingt find. Alle 
Seiten der Volkskultur ſtehen in dem Verhältnis der Reziprozität 
und verſchmelzen zu einer individuellen Totalität. Soweit deckt ſich 
der Begriff des Volksgeiſtes der hiſtoriſchen Rechtsſchule mehr oder 
weniger mit der Auffaſſung von Montesquieu und Hegel. Iſt er 
aber dort eine myſtiſche Weſenheit, eine unbewußt wirkende 
Kraft, die „in dunkler Werkſtatt“ das Gewohnheitsrecht, wie über⸗ 
haupt die ganze völkiſche Kultur zeugt und fortbildet“, ſo trägt 


1 Bol. Loening, „Die philoſophiſchen Grundlagen der rechtshiſtoriſchen 
Schule“ und oben Anm. 2 auf S. 78. 
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[der Volksgeiſt bei Montesquieu und Hegel einen 
rationalen Zug, indem ſie ihn mit der ewigen Vernunft ver⸗ 
knüpfen, die ſich bewußt in der Welt auswirkt und zum 
ordnenden und formenden Prinzip im Volksleben wird. Bei Montes⸗ 
quieu ſchafft dieſe Vernunft in der Form ewiger Kauſalgeſetze 
und Relationen die Kultur und den Geiſt eines jeden Volkes; 
bei Hegel iſt fie die leitende Idee des geſamten Welt- 
geſchehens, die ſich in jedem hiſtoriſchen Volke eine neue, höhere 
Form ihres Daſeins ſchafft. 


Die Geſchichtsphiloſophie: Montesquieus Volks⸗ 
individualitäten ſind in ihrer Totalität zwar ein geſetzmäßig 
Gewordenes, aber ſie ſind Endreſultate, Entitäten, die in 
keiner inneren Beziehung zueinander ſtehen. Die Geſchichte wird 
nur gedeutet innerhalb des engen Rahmens eines jeden Volkes, und 
die Einheit des Univerſums iſt allein in einem äußeren Zuſammen⸗ 
halt durch Kauſalbeziehungen gegeben. So bleibt Montesquieus 
Geſchichtsphiloſophie zu ſehr in naturgeſetzlicher Enge ſtecken; es 
fehlt ihr die Syntheſe auf Grund einer inneren Notwendigkeit. 

Hegel hat die große „Zuſammenſchau“ und ſpannt die Völker⸗ 
individuen in eine fortlaufende Kette logiſcher Notwendigkeiten. 
Die einzelnen Völker werden zu Momenten eines Ent- 
wicklungsprozeſſes, den der Weltgeiſt in dialektiſcher Geſetz⸗ 
mäßigkeit — Theſis, Antitheſis und Syntheſis, die ſtets wieder eine 
neue Antitheſis aus ſich entwickelt — auf ſeinem Wege vom rein 
gedanklichen Sein zur Realiſierung in der Endlichkeit bis zum 
„Wieder zu ſich ſelbſt kommen“ durchläuft. So wird die Geſchichts⸗ 
auffaſſung Hegels eine univerſale. Er umfaßt das geſamte 
Geſchehen unter dem Begriffe der Entwicklung des Geiſtes zu ſeiner 
Freiheit und macht es damit zu einer alles umſchließenden Einheit, 
„zur Auswirkung der göttlichen Zweckidee“ !. 


Die „volonté générale“: Für Montesquieu und 
Hegel ift die volonté generale der im Einzelnen 
lebendige, aber überindividuelle, auf das Allgemeine 
gerichtete Wille im Gegenſatz zu den partikularen Intereſſen. 
Ihren Ausdruck findet die volonté generale im Ge⸗ 
ſetz, zu dem ſich der Einzelne erheben muß, um frei zu ſein. Nur 


1 Troeltſch. 
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in der Übereinſtimmung mit dieſem allgemeinen, zum Geſetz er⸗ 
hobenen Willen findet das Individuum die wahre Sittlichkeit, 
die in der Verſöhnung von äußerem Zwang und freier 
Entſcheidung liegt. 

Bei beiden Denkern hat der auf das Allgemeine gerichtete 
fittliche Wille nicht nur einen vernünftigen, ſondern zugleich 
einen der Volksindividualität entſprechenden hiſtoriſch bedingten 
Inhalt. Der Einzelne hat ſomit auch unbewußt Anteil an der 
volonté generale, inſofern er Glied des Volkes iſt, deſſen Geiſt den 
Willen beſeelt. 

Nur durch dieſe Ineinsſetzung des abſolut Vernünftigen mit 
dem wandelbar Hiſtoriſchen iſt ein wahrhaft verbindliches Geſetz im 
Staate möglich. 

Die volonté générale wird bei Montesquieu Wirklichkeit, wenn 
die Individuen kraft ihrer Vernunft ihre gemeinſame Beſtimmung 
als Glieder eines Volkes und ihre allgemein vernünftige Beſtimmung 
als ſittliche Menſchen erkennen; fie bleibt ſomit bei Montesquieu 
ein empiriſcher Begriff, deſſen Realiſierung vom Be⸗ 
wußtſein des Individuums abhängig iſt. Für Hegel 
aber gilt dieſer allgemeine Wille als das ſchlechthin 
Vernünftige, das als Wille des abſoluten Geiſtes 
exiſtiert, gleichviel ob er von den Einzelnen erkannt wird oder 
nicht. Er biegt alſo, ſeiner Methode gemäß, die volonté générale 
in das Metaphyſiſche um. 


Die Prinzipien des Staates: Der vom Volksgeiſt be⸗ 
lebte Staat und im Zuſammenhange damit die volonté générale 
eines jeden Volkes haben eine beſtimmte ethiſche Grundſtimmung, 
die Montesquieu ſowohl wie auch Hegel als das „Prinzip“ eines 
Staates bezeichnen. Montesquieu ſchematiſiert die Prin⸗ 
zipien und legt fie auf wenige, den hiſtoriſchen Staats- 
formen entſprechende Begriffe feſt: Furcht, Tugend, Ehre. 
Dahinter ſteht der philoſophiſche Gedanke, daß jedes Staatsweſen 
von einem beſtimmten ſittlichen Geiſte getragen wird, der mit Bil⸗ 
dung und Kultur eines jeden Volkes im engſten Zuſammenhange 
ſteht. Er iſt die Kraft, die allein das Staatsweſen innerlich eint, 
die lebendig zu erhalten darum erſte Aufgabe des Geſetzgebers 
ſein muß. f 

Hegel ſieht dieſe Prinzipien nicht als zufällig neben⸗ 
einander exiſtiererde Formen der Staatsgeſinnung an, ſondern als 


0 
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zeitlich nacheinander auftretende Momente einer Ent⸗ 
wicklungsreihe, die er durch viele Zwiſchenglieder ausbaut und 
umdeutet. Jeder hiſtoriſche Staat und damit der beſtimmte Volks⸗ 
geiſt, der ihn belebt, bildet aus ſich heraus ein neues Prinzip, das 
immer eine beſondere, nur ihm eigene Note hat, auf der ſeine Be⸗ 
deutung für das Weltgeſchehen überhaupt beruht. 


Der Staat: Montes quieu und Hegel find beherrſcht 
von der antiken Staatsidee, nach der ſich das Indi⸗ 
viduum dem Staate als dem Primären einzugliedern 
hat und nur als Teil des Ganzen feine ſittliche Be- 
ſtimmung erlangt. Der Zweck des Staates iſt ihnen vor allem 
Selbſtbehauptung und Machtentfaltung; beide verteidigen darum 
den Krieg und die Notwendigkeit der Aufopferung von Leben und 
Eigentum des Staatsbürgers im Intereſſe der Allgemeinheit. Dieſe 
ſtarke Betonung des zentraliſtiſchen Staatsgedankens erfordert aber 
eine Auseinanderſetzung mit der naturrechtlichen Idee der Freiheit 
des Individuums. 

In verſchiedener Weiſe vereinigen beide Denker die Intereſſen 
des Einzelnen mit der Omnipotenz des Staates. 

Montesquieu bleibt völlig im Dualismus ſtecken, 
denn zur Sicherung der natürlichen Rechte des Individuums kon⸗ 
ſtruiert er einen Verfaſſungs mechanismus, der zum 
extremen Rechtsſtaate führt und die Einheit des Staates 
aufhebt. 

Hegel überwindet den Dualismus mit Hilfe einer 
metaphyſiſchen Vertiefung des Staatsgedankens. Er 
faßt den Staat auf als die Wirklichkeit der ſittlichen Idee. Seine 
Inſtitutionen ſind aus dem Volksgeiſte heraus geſchaffen, der ſowohl 
die natürlichen und kulturellen Momente einſchließt, wie er zugleich 
der Ausdruck der ewigen Vernunft iſt. Das Individuum, das 
in den unweſentlichen Sphären ſeiner Selbſtbeſtimmung folgt und 
in den für den Staat weſentlichen unbewußt Mittel des Weltgeiſtes 
wird, erhebt ſich zu deſſen ſubſtanziellen Willen, wird 
dadurch frei und ſittlich, hat Anteil an dem Staatsleben und damit 
an der Weltbeſtimmung überhaupt. Indem Hegel ſo das Individuum 
in dem Staatsganzen verwurzelt, wird es zum Träger des Staates 


und hat Anteil an der Regierungsgewalt, die eine untrenn⸗ 


bare Totalität iſt, wenn ſie ſich auch in verſchiedene 


„Funktionen auseinanderlegt. Dieſe Funktionen, ausgeübt 
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von verſchiedenen Trägern der Staatsgewalt, haben Sinn und Wert 
nicht in ihrer Einzelheit, ſondern nur als Momente am ſtaatlichen 
Geſamtorganismus, indem ſie durch ihr Spiel und Widerſpiel das 
Leben des Ganzen bereichern und vervollkommnen. 


Die gleiche Problemſtellung, die innerlich verwandten Methoden 
ihrer Löſung und die auffallende Übereinſtimmung in den weſent⸗ 
lichen Punkten ihrer Auffaſſung von Staat, Recht und Geſchichte 
laſſen die Behauptung gerechtfertigt erſcheinen, daß 
Hegel in den philoſophiſchen Grundlagen ſeiner 
Staatslehre von Montesquieu beeinflußt worden iſt. 
Dieſe Beeinfluſſung behält aber immer den Charakter geiſtiger 
Anregung und wird nicht zu direkter Abhängigkeit. 
Hegel erkennt bei Montesquieu hinter allen Unebenheiten und Wider⸗ 
ſprüchen den tiefen philoſophiſchen Grundgedanken, den der gewaltige 
Logiker mit ſtärkeren Kräften und kühnerem Geiſte ſyſtematiſch aus⸗ 
baut. Montesquieu iſt der Beginner, Hegel der große 
Vollender. 


Die von uns behandelte Frage, im Lichte der all: 
gemeinen Problemſtellung geſehen, charakteriſiert 
aber nicht nur das geiſtige Verhältnis zweier großer 
Denker zueinander, ſondern hat darüber hinaus noch 
eine allgemeinere Bedeutung, indem ſie zugleich ein 
Stück geiſtesgeſchichtlicher Entwicklung ſpiegelt. 

Der unbedingten Herrſchaft des rationaliſtiſch konſtruierten Ver⸗ 
nunftſtaates mit der einſeitigen Betonung der Rechte des Indi⸗ 
viduums tritt in Montesquieu zum erſten Male der hiſtoriſche 
Staatsgedanke entgegen, der den Staat als ein überindividuelles, 
geſchichtlich und geographiſch bedingtes Kulturganze betrachtet, das 
ſich Selbſtzweck iſt. 

Dieſer neue Gedanke hätte bei konſequenter Durchführung das 
Naturrecht überwinden müſſen. Indem er aber Montesquieu felbſt 
nicht als antirationaliſtiſch zum Bewußtſein kam, glaubte er ſeine 
naturrechtlich⸗individualiſtiſche Auffaſſung mit der hiſto⸗ 
riſchen vereinigen zu können. Dieſe Vermiſchung zweier ganz ver⸗ 
ſchiedener Staatsanſchauungen hatte zur Folge, daß je nach dem 
Standpunkte der an Montesquieu anknüpfenden Staatstheoretiker 
entweder die rationaliſtiſchen oder die hiſtoriſchen Elemente ſeines 
Denkens einſeitig bewertet und als Waffe zur Bekämpſung der 
Gegner benutzt wurden. 
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Insbeſondere waren es die Forderungen der Freiheit des Indi⸗ 
viduums, die man im Staate durch die Trennung der Gewalten 
ſichern zu können glaubte, und der politiſchen Gleichheit, die ihren 
Ausdruck findet in der aus allgemeiner gleicher Wahl hervorgegangenen 
Volksvertretung bei der Geſetzgebung, mit denen man den geſchloſſenen 
Machtſtaat bekämpfte. Dieſe Forderungen, verſtärkt durch die demo⸗ 
kratiſchen Anſchauungen Rouſſeaus und getragen von der Ethik der 
Kantſchen Philoſophie, haben ſich zur Weltanſchauung des 
politiſchen Liberalismus verdichtet. 

Zugleich aber wurde die geſchichtliche Auffaſſung vom Staate 
weiter ausgebaut und der Staat immer mehr als ein ſittlicher, in 
ſeiner Eigenart geographiſch und hiſtoriſch bedingter Organismus 
angeſehen, deſſen Schickſal man nicht in die Hände einer atomiſtiſch 
zuſammengefügten Menge legen dürfe, ſondern gründen müſſe auf 
die natürlichen Unterſchiede der Staatsglieder; darum forderte man 
eine ſtändiſche Abſtufung der Bürger und eine danach verſchiedene 
Verteilung der Staatsrechte und Staatspflichten. Das aber iſt die 
Weltanſchauung der Konſervativen. 

Dieſe beiden politiſchen Glaubensbekenntniſſe beherrſchen am 
Anfang des 19. Jahrhunderts das ſtaatliche Denken. Sie bedeuten 
Theſis und Antitheſis, die Hegel bewußt in einer höheren Syn⸗ 
theſe zu vereinigen ſucht; denn beide politiſche Denkrichtungen er⸗ 
kennt er als Einſeitigkeiten, und weder der Rechtsſtaat der Liberalen 
noch der zentraliſtiſche Staat der Konſervativen iſt an und für ſich 
eine Totalität. Beide bezeichnen nur Momente des Staatsbegriffs, 
und erſt die Geltendmachung beider Ideen im Staatsleben, der 
liberalen und der konſervativen, erzeugt die geiſtige Spannung und 
Wechſelwirkung, die eine geſunde Fortentwicklung des Staates verbürgt. 

Somit bedeuten Montesquieu und Hegel Mark⸗ 
ſteine in der Geſchichte der Weltanſchauung der Par⸗— 
teien. Montesquieu iſt in gewiſſem Sinne der geiſtige Vater 
beider politiſchen Denkrichtungen. Hegel bildet in ihrer geſchicht⸗ 
lichen Entwicklung einen erſten vorläufigen Abſchluß, indem 
er beiden Parteien politiſche Berechtigung zuerkennt, ihnen aber zu⸗ 
gleich den Staat als einen durch die Idee des Rechts verſittlichten 
Machtwillen überordnet. 


Montesquieus und Hegels Philoſophie aber ſpie⸗ 
gelt zugleich den Kampf und die Verſöhnung der 
Weltanſchauung zweier Zeitalter. 
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In Montesquieus Auffaſſung von Staat, Recht und Geſchichte 
kreuzen ſich zwei Elemente, das hiſtoriſche Bewußtſein, das überall 
das Bedingte und Relative ſieht, und der Rationalismus, der ewig 
geltende Maßſtäbe an das Geſchehen legt. Montesgquieu iſt ſich 
dieſer Zwieſpältigkeit oft gar nicht bewußt; wo er ſie aber erkennt, 
ſucht er die Gegenſätze durch eine äußere Harmoniſierung zu über⸗ 
brücken. 

Auch Hegels Weltanſchauung birgt hiſtoriſche und rationaliſtiſche 
Elemente in ſich, aber er überwindet den Dualismus Montesquieus 
und verwandelt ihn in einen Monismus der Idee. 

Montesquieu ſieht in der hiſtoriſchen Wirklichkeit ein Mannig⸗ 
faltiges und Wechſelndes. Hinter und über dieſem ewigen Werden 
ſucht er eine feſte Norm. Als ſolche ſetzt er die über allen Dingen 
thronende Vernunft, die ſich in der Form ewiger Geſetze in der Welt 
auswirkt und ſo alles Weltgeſchehen regelt. Durch dieſen Welt⸗ 
mechanismus glaubt er Rationalismus und Hiſtoris⸗ 
mus verſöhnt zu haben, glaubt er das große Problem 
von Sein und Werden löſen zu können. 

Auch Hegel ſieht das ewig Fließende der hiſtoriſchen Wirklich⸗ 
keit, das er nur a posteriori deuten und verſtehen will, und ſetzt 
dieſem in dem abſoluten Weltgeiſte ein ewiges Sein, die Idee, 
gegenüber; aber das abſolute Sein ſteht nicht außerhalb der Ge⸗ 
ſchichte, ſondern iſt eingeſchloſſen in den Weltverlauf. Alles Ge⸗ 
ſchehen wird zur Offenbarung des Weltgeiſtes, und alles, was iſt, 
iſt darum vernünftig und in ſeiner Exiſtenz gerechtfertigt. 
Das Abſolute iſt ſomit ſelbſt ein ewiges, zeitloſes Geſchehen. Das 
iſt Hegels gewaltige Syntheſe von Sein und Werden. 

Mit dieſer Löſung glaubte Hegel, das große Lebensrätſel für 
alle Zeiten gelöſt zu haben. Aber das von ihm aufgeſtellte Geſetz 
der dialektiſchen Entwicklung hat ſich in der Folgezeit unerbittlich 
auch gegen ſein eigenes Werk gewendet. So gilt uns heute Hegels 
Löſung als relativ; ſie iſt nur eine der zahlreichen Antworten, die 
die Menſchheit auf dieſe Grundfrage des Lebens gefunden hat. Das 
uralte eleatiſche Problem ſelbſt aber ſteht auch in unſeren Tagen 
wieder im Mittelpunkte des philoſophiſchen Denkens. Dem Suchen 
nach dem Abſoluten gilt vor allem die Lebensarbeit von Ernſt 
Troeltſch 1. In kritiſcher Auseinanderſetzung mit Hegel geht er nicht 
von metaphyſiſchen Vorausſetzungen aus, ſondern ſucht das Abſolute 


I Bol. u. a.: „Die Abſolutheit des Chriſtentums“. Tübingen 1912. 
Schmollers Jahrbuch XLII 3/4. 8 
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in dem unendlichen Werdeprozeſſe des Lebens ſelbſt. Aus großen 
hiſtoriſchen Wirkungszuſammenhängen leitet er kulturphiloſophiſche 
Ideale ab als Repräſentanten des aller Erkenntnis unzugänglichen 
Abſoluten, „das darum niemand a priori konſtruieren, aber auch 
niemand a posteriori rationaliſieren kann, ſondern das aus dem 
Gefühl zwingender Notwendigkeit hervorbricht“ “. Das Abſolute 
läßt ſich nur „glaubend erfaſſen“?, und feine Anerkennung bleibt 
darum immer „ein Entſchluß des Willens“, ein perſönliches 
„Wagnis“. | 

Diefer Standpunkt des Subjektivismus aber kann nicht die 
letzte Antwort auf die Frage ſein, und ſo harrt das Lebensproblem 
Hegels noch heute ſeiner Löſung. 


— 


1 „Über Maßſtäbe zur Beurteilung hiſtoriſcher Dinge“, Hiſtor. Zeitſchrift 
1916, S. 29. 2 Ebenda S. 32. 2 Ebenda S. 35. 
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Juhalts verzeichnis: Das Abſtoßen der Getreideüberſchüſſe in Oſterreich und 
Bayern und die Handelspolitik der Stapelplätze am Inn S. 115—118. — 
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m 16. Jahrhundert ſuchte das wiedererſtarkende Landes fürſten⸗ 

tum gleichzeitig mit der Zurückdrängung der Selbſtverwaltung 
der Städte eine gleichmäßigere wirtſchaftliche Geſetzgebung in den 
deutſchen Territorien durchzuführen. Rein äußerlich tun dies ſchon 
die ſchriftlichen Ordnungen, die von nun an zahlreicher erlaſſen 
wurden, dar. In Oſterreich gehören in dieſer Zeit zu den wichtigſten 
die Getreideordnung für Tirol vom Jahre 1528 und die für die 
fünf niederöſterreichiſchen Länder (Ober⸗, Niederöſterreich, Steier⸗ 
mark, Kärnten, Krain und Görz) in den Jahren 1542 und 1552 
erlaſſenen Polizeiordnungen. In ihnen tritt das Beſtreben König 
Ferdinands I., die territoriale Wirtſchaftspolitik ſchärfer zu betonen, 
im Gegenſatz zu der bisher beſtehenden Buntheit und Vielgeſtaltigkeit 
des deutſchen Städteweſens und Wirtſchaftslebens gleichmäßiger zu 
geſtalten und bis in Einzelheiten umfaſſender zu regeln, ſtark her⸗ 
vor. Die Polizeiordnungen geben zugleich den Grundſtein für den 
feſteren Einbau des Wirtſchaftslebens in den Territorialſtaat ab, 
eine Politik, die in der Folgezeit — beſonders im 18. Jahrhundert — 
voll ausreifte. Nichtsdeſtoweniger iſt und bleibt das 16. Jahr⸗ 
hundert der Höhepunkt der Stadtwirtſchaftspolitik. 

Der Regelung des Lebensmittelverkehrs wird in den Polizei⸗ 
ordnungen beſondere Aufmerkſamkeit zugewendet. Das Hauptgewicht 
lag auf der Eigenverſorgung, die größtenteils durch den Marktzwang 
ſür die Bauern und durch die Marktordnungen, die der eigenen 


1 Dieſen Studien liegt meine Arbeit „Tirols Getreidepolitik im 16. Jahr⸗ 
hundert“, die nach dem Krieg im Druck erſcheinen wird, zugrunde; doch deckt 
ſich der vorliegende Aufſatz nicht voll mit meiner Arbeit, da ich an dieſer Stelle 


wichtigere Fragen nach beſtimmten Geſichtspunkten herausgearbeitet habe. 
8 * 
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Bürgerſchaft den Vorkauf zugeſtanden, erreicht und ſichergeſtellt wurde. 
Auf den Märkten ſpielte ſich der Verkehr öffentlich, und zwar 
unmittelbar zwiſchen Bauern und Städtern ab; der Lebens⸗ 
mittelverfehr entbehrte alſo in jenen Zeiten weder der ſtrafferen 
Regelung noch der behördlichen Überwachung. Andere Beſtimmungen 
betrafen die Abſtoßung der in fruchtbaren Jahren gewöhnlich vor⸗ 
handenen Überſchüſſe beim Großgrundbeſitz und auf den Märkten 
nach Ablauf der Marktzeit. 

Ober⸗ und Niederöſterreichs Überſchuß an Getreide floß teils 
zu den Heeren in Ungarn, teils in die Bergwerksbezirke Inner⸗ 
öſterreichs, ferner nach Tirol und nach Friaul ab. Eine große Bedeutung 
bei der Ausfuhr wie auch beim Abſatz im Inland kam der Waſſer⸗ 
ſtraße der Donau zu. Um das Abſtoßen überſchüſſiger Vorräte zu 
regeln und zu überwachen, waren an der Donau einzelne Städte — 
Ladſtädte genannt — eigens zum Getreidehandel befreiheitet; ſolche 
waren in Niederöſterreich Stein, Stockerau und Korneuburg. Ihre 
Aufgabe beſtand darin, den Überſchuß des Hinterlandes in ihren 
Mauern anzuſammeln und auf dieſe Weiſe eine geordnete Ausfuhr 
im großen zu ermöglichen. Ausländiſche Großeinkäufer und Groß⸗ 
händler, die Getreide aus Oſterreich beziehen wollten, kamen dadurch 
in die Lage, ihre Nachfrage in einer dieſer Ladſtädte zu befriedigen. 
Im Fall, als ſie ein entſprechendes Angebot nicht vorfanden, ſahen 
ſie ſich allerdings gezwungen, das Getreide auf den Sitzen des 
Großgrundbeſitzes und auf den Märkten zuſammenzukaufen, zum 
Zweck der Verfrachtung auf dem Waſſer in die Ladſtädte verführen 
und daſelbſt in Kellern und Speichern aufſchütten zu laſſen. Be⸗ 
ſonders die tiroliſchen Schmelzer und Gewerken handelten nach dieſer 
Richtſchnur. Es ſcheint faſt, als ob die öſterreichiſchen Ladſtädte 
nicht immer in der Lage geweſen wären, ſelbſttätig ein Angebot im 
großen zu ſchaffen . Soviel iſt ſicher, daß nicht öſterreichiſche 
Händler die Getreideausfuhr donauaufwärts beſorgten, daß viel- 
mehr Tiroler und Bayern hierher zum Einkauf kamen. 

Eine bedeutend ſchärfere Erfaſſung und Ausnützung ihrer Privi⸗ 
legierung iſt bei den Getreidehandelsplätzen am Inn, unter denen 
namentlich Paſſau, Waſſerburg und Roſenheim hervorragten, feſt⸗ 


1 Ein abſchließendes Urteil kann ich nicht fällen, da mir zu wenig Tat- 
ſachen zu Gebote ſtehen. Akten, die dieſen Gegenſtand unmittelbar behandeln. 
vermochte ich in Wiener Archiven nicht aufzufinden, ſolche aber, durch die man 
auf die herrſchenden Verhältniſſe zurückſchließen könnte, wären wohl nur durch 
einen Glücksfall zu entdecken. 
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zuſtellen. Ihre Lage war allerdings auch bei weitem günſtiger, da 
ſie dem tiroliſchen Abſatzgebiet näher lagen und Jahr für Jahr 
Handel treiben konnten. Der ſtändige Abſatz ſetzte ſie leicht in die 
Lage, den Getreideüberſchuß in ihrem Hinterland aus eigenem An⸗ 
trieb zuſammenzukaufen und ein Angebot im großen zu ſchaffen, 
welches dann die fremden Händler vorfanden. In der Regel mag 
es den Tirolern nur angenehm geweſen ſein, wenn ſie gleich im 
großen einkaufen konnten. Wie ſich aber die Gepflogenheit, das 
Angebot eines Stapelplatzes anzunehmen, einmal eingelebt hatte, da 
empfand man das Vordringen eines Nichtbürgers in das Hinter⸗ 
land der betreffenden Handelsſtadt meiſt unangenehm, als eine Um⸗ 
gehung des Angebots des Stapelplatzes, die man ſelbſtverſtändlich 
möglichſt einzuſchränken und zu verhindern trachtete. So verbot 
Waſſerburg Nichtbürgern den Einkauf in der Bannmeile. Die 
Bayriſche Landesordnung von 1553 unterſagte nicht nur den Einkauf 
auf dem platten Lande bei den Bauern, ſondern erſchwerte oder 
verbot überdies den Tirolern den Beſuch der bayriſchen Märkte 
— beſonders jener am Inn —, eine Maßregel, die den Handel der 
Stapelplätze außerordentlich ſtärkte und deren Angebot vor einer 
Umgehung ſicherſtellen ſollte. Den Getreideeinkauf auf den Sitzen 
des Adels und Klerus ſicherten ſich die bayriſchen Stapelplätze durch 
Vorleihen; fie kamen auch hier wie teilweiſe beim Einkauf in Oſter⸗ 
reich den Tirolern zuvor und feſtigten ſo ihre monopolartige Stellung. 
Die Handelsſtadt Paſſau verwehrte einige Male im 16. Jahrhundert, 
als ihr die Gelegenheit günſtig ſchien, den Tirolern die Getreide⸗ und 
Lebensmitteldurchfuhr und forderte, daß man von Tirol aus nicht 
über Paſſau hinausgehe, ſondern den benötigten Bedarf daſelbſt ein⸗ 
kaufe. Wohl nahm man in Tirol alle dieſe Beſtrebungen nicht ohne 
weiteres ruhig hin, wohl kam es hier und da zu ſchärferen Aus⸗ 
einanderſetzungen, allein die Stapelplätze am Inn erzwangen ſich 
durch ihr Vorgehen doch ſehr beachtenswerte Erfolge und drängten 
Tirol dahin, ihr Angebot anzuerkennen und anzunehmen. 

Die wirtſchaftliche Kraft der Handelsplätze am Inn äußerte ſich 
auch darin, daß ſie für ihr Angebot nicht erſt die Nachfrage von 
Tirol aus abwarteten, ſondern ſelbſt das Abſatzgebiet aufſuchten. 
Dadurch beherrſchten ſie nicht nur die Zufuhr auf dem Inn, ſondern 
dehnten auch ihr wirtſchaftliches Einflußgebiet auf tiroliſches Gebiet 
aus und drohten auf diefe Weiſe den wirtſchaftlichen Machtbereich 
der tiroliſchen Handelsſtadt Hall zu ſchmälern. Dieſe Verhältniſſe 
löſten ſelbſtverſtändlich zwiſchen Hall und den bayriſchen Stapel⸗ 
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plätzen Streitigkeiten aus. 1527 traten Waſſerburg, Roſenheim und 
Kraiburg gegen die Haller Ländordnung, auf die ſich Halls Stellung 
als Handelsplatz gründete, auf — allerdings erfolglos —, und in den 
Jahren 1555—1557 wagten Waſſerburger und Roſenheimer aber⸗ 
mals den Verſuch, die Gültigkeit der Hauptbeſtimmungen der Haller 
Ländordnung zu beſtreiten und ſo Halls Stellung als Stapelplatz 
zu erſchüttern . Wieder war ihnen aber ein Mißerfolg beſchieden, 
und damit kamen ſie davon ab, ihren Machtbereich in Tirol auf 
Koſten Halls zu erweitern. 


Der Getreideanbau ſcheint in dem gebirgigen Land Tirol zu 
Beginn der Neuzeit im Vergleich zu den anderen fruchtbaren deutſchen 
Territorien verhältnismäßig hoch entwickelt geweſen zu ſein. Nament⸗ 
lich im Vinſchgau wurden faſt regelmäßig bedeutende Überſchüſſe er⸗ 
zielt, die hauptſächlich im Tauſchverkehr in die angrenzenden Gebiete 
der Schweiz (Graubünden) und in die Gegenden um Meran und 
Bozen abgeſetzt wurden. Auch das Puſtertal brachte häufiger Über- 
ſchüſſe an Getreide und Futter hervor. Lebhaft war ferner der 
Getreideanbau auf dem Nonsberg und auf den „traidtpergen“ in der 
Umgebung von Bozen. Der Eigenbau in Nordtirol, beſonders im 
Inntal, vermochte zwar die hier dicht ſiedelnde Bevölkerung gerade 
nur ein Vierteljahr zu ernähren, er fiel jedoch trotzdem recht ge⸗ 
wichtig in die Wagſchale. 

Daß in Tirol der Eigenbau an Edelgetreide, der jährlich un⸗ 
gefähr 16000 Haller Mut (beiläufig 170 000 hl) betragen haben 
mag, die Ernährung der Bevölkerung nicht gewährleiſten konnte, 
dies verurſachten einmal der gebirgige Charakter des Landes, dann 
die zahlreichen Bergwerke, bei welchen eine große Menge Volkes 
Beſchäftigung und Verdienſt fand — ſo war der Bergwerksort 
Schwaz der volkreichſte Ort in Tirol, deſſen Einwohnerzahl auf 
mehr als 20 000 Seelen zu ſchätzen iſt —, und ſchließlich der Anbau 
von Wein in Mittel⸗ und Südtirol. Es gab ſomit weite Bedarfs⸗ 
gebiete, die mit Getreide und Lebensmitteln aus dem Ausland ver⸗ 
ſorgt werden mußten; die wichtigſten waren: Nordtirol mit den 
Bergwerksorten und Handelsſtädten im Inntal, die Gegenden um 
Meran und Bozen und die Gebiete weiter Etſch abwärts, beſonders 


1 Siehe meinen Aufſatz „Zwei Stritte um die Gültigkeit der Ländordnung 
Halls in Tirol aus dem 16. Jahrhundert“ in B. j. ſ. für Sozial- u. Wirtſchafts⸗ 
geſchichte XIV, 445 ff. 
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die an die oberitalieniſche Tiefebene anſtoßenden Bezirke. Im Jahre 
1570 ſchätzte Erzherzog Ferdinand II. die jährlich nötige Einfuhr 
an Edelgetreide aus Süddeutſchland und Oſterreich auf wenigſtens 
12 000 Wiener Mut und erklärte dabei ausdrücklich, daß hiervon 
6000 Mut allein für die Bergwerksbezirke Schwaz, Rattenberg und 
Kitzbühel erforderlich wären — ſonach die Hälfte der Geſamteinfuhr 
von Norden. Die anderen 6000 Mut verteilten ſich auf Nord⸗ und 
Mitteltirol und nahmen ihren Weg mit Ausnahme jenes Getreides, 
das auf der Ober⸗ und Unterſtraße aus Bayern und Schwaben ins 
Land gelangte, größtenteils über Hall. Südtirol bezog ſeinen Be⸗ 
darf gewöhnlich aus Oberitalien, bei venetianiſchen Ausfuhrverboten 
jedoch ebenfalls meiſt von Hall oder über Hall aus den bayriſchen 
Stapel plätzen. 

Den gewaltigen Abgang an Getreide in Nordtirol verſchuldete 
alſo in erſter Linie der Bergbau. Schätzt man die Bevölkerungszahl 
der drei Bergwerksbezirke Schwaz, Rattenberg und Kitzbühel auf 
ungefähr 40 000 Seelen und nimmt man den Jahresverbrauch an 
Edelgetreide auf den Kopf mit 300 ! an, fo entſpräche dies bei⸗ 
läufig einem Bedarf von 8600 Wiener Mut im Jahr. Rechnet man 
zu der für dieſe Bergwerksbezirke jährlich benötigten Einfuhr von 
6000 Mut den Eigenbau daſelbſt hinzu, ſo dürfte dieſe Schätzung 
der Bevölkerungszahl wohl annähernd richtig ſein. Außer Getreide 
war die Zufuhr anderer Nahrungsmittel, wie Fleiſch, Schmalz, 
Unſchlitt, Fiſche uſw. nötig. Den Bedarf der Bergwerke zu decken, 
genügte Oberbayern allein nicht; es mußten auch die Überſchüſſe aus 
Niederbayern, der Pfalz, Oſterreich und Böhmen (von hier beſonders 
Schmalz und Fiſche), die man auf dem Inn leicht einzuführen ver⸗ 
mochte, herangezogen werden. Ja, bei Teuerungen ſchritt man auch 
zu Einkäufen in Mähren und Ungarn. Daraus ergibt ſich, wie 
gewaltig der Bergwerksbetrieb in Nordtirol den Handel auf dem 
Inn und auf der Donau belebte. Die ſüddeutſchen landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſe fanden ein gutes Abſatzgebiet, und Handel und 
Verkehr auf dem Inn eröffneten der Bürgerſchaft in den Handels⸗ 
ſtädten nicht nur einen lohnenden Erwerb, ſondern wurden für ſie 
geradezu eine Ouelle der Wohlhabenheit. Gleich Tirol waren des⸗ 
halb auch Bayern und Ofterreih — und zwar nicht bloß die Landes⸗ 
fürſten, ſondern auch weite Schichten der Bevölkerung — an dem 
Gedeihen der tiroliſchen Bergwerke lebhaft intereſſiert. Daraus er⸗ 
klärt es ſich, weshalb in Notzeiten neben den öſterreichiſchen Landes⸗ 
fürſten beſonders die bayriſchen Herzöge alles taten, um die Lebens⸗ 
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mittelzufuhr zu den Bergwerken in Nordtirol oft trotz der Not im 
eigenen Lande, ſoweit es anging, ſicherzuſtellen, damit der tiroliſche 
Bergwerksbetrieb nicht völlig in Verfall geriete. 

Den anderen Anziehungspunkt für das Getreide aus Süd⸗ 
deutſchland bildete das Land an der Etſch infolge ſeines Weinbaues. 
Die tiroliſchen Weine fanden ihr Abſatzgebiet vornehmlich in Bayern 
und Schwaben, und aus dieſem Grunde gelangte an die Etſch Jahr 
für Jahr bayriſches und ſchwäbiſches Getreide in größeren Mengen. 
Eigentlich hätte der Vinſchgau mit ſeinem Überſchuß für den Bedarf 
der tiroliſchen Weingegend annähernd aufkommen können; allein das 
hier vorrätige Getreide gelangte zum großen Teil nach Graubünden, 
wo ſich ihm ein dankbareres Abſatzgebiet erſchloß als im Land an 
der Etſch. Dieſe Ausfuhr, die nur in Teuerungsjahren eingeſchränkt 
und in großen Notzeiten ganz verboten wurde, vergrößerte ſelbſt⸗ 
verſtändlich die jährliche Einfuhr nach Tirol bedeutend, und zwar 
hauptſächlich jene aus Süddeutſchland. Daraus iſt zu entnehmen, 
daß die tiroliſchen Weingegenden in lebhafterem Verkehr mit Bayern 
und Schwaben ſtanden als mit Oberitalien, aus welch letzterem des⸗ 
halb die Getreidezufuhr verhältnismäßig gering und gewöhnlich nur 
für die unmittelbar angrenzenden ſüdtiroliſchen Bezirke von größerer 
Bedeutung war. Aus dieſem Grunde fiel es auch Südtirol meiſt nicht 
allzu ſchwer, bei Ausfuhrverboten aus der oberitalieniſchen Tiefebene 
ſeinen Bedarf an Weizen aus den ſüddeutſchen Territorien zu decken. 


Der Ausfuhrpolitik Oſterreichs und Bayerns, das iſt der Samm⸗ 
lung des Überſchuſſes in den Stapelplätzen einerſeits zur Erzielung 
eines Angebots im großen ſowie anderſeits zum Zweck der Über⸗ 
wachung und Regelung der Ausfuhr, entſprach die Zufuhrpolitik der 
Innsbrucker Regierung. Sie ſuchte die Überſchüſſe nach Tirol teils 
zu den Bergwerken, teils nach Hall zu ziehen und hier durch die 
Verkaufsbeſtimmungen als Angebot im großen feſtzuhalten, diefem 
Angebot im großen aber eine Nachfrage im großen gegenüber⸗ 
zuſtellen, indem ſie die Nachfrage im Lande zuſammenballte und ihr 
den Einkaufsort beſtimmte. Auf dieſe Weiſe erzielte ſie einen Groß⸗ 
verkehr, der ſich unmittelbar unter ihren Augen abſpielte und den 
ſie jederzeit nach den gegebenen Umſtänden zu regeln in der Lage 
war. Ihre Politik betreffs der Zufuhr und der Regelung der Nach⸗ 
frage bei den Bergwerken unterſchied ſich, was ihre Durchführung 
betrifft, weſentlich von jener, welche die Verſorgung des Etſchlandes 
mit Getreide zum Gegenſtande hatte. 
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Da der Bergwerksbetrieb in ganz außerordentlicher Weiſe die 
Ernährungsverhältniſſe des Landes beeinflußte und erſchwerte, ſo 
war es eine natürliche Aufgabe der tiroliſchen Getreidepolitik, ſich 
dieſer Nachfrage, ſoweit es möglich war, zu entledigen. Zu dieſem 
Zwecke mußte man fie ſammeln, faſſen und beherrſchen. Dies gelang 
dadurch, daß die Schmelzer und Gewerken verhalten wurden, ihre 
Arbeiter mit den nötigen Nahrungsmitteln ſelbſt zu verſorgen. Auf 
dieſe Weiſe ſchuf man eine Nachfrage im großen, die nunmehr durch 
das Verbot für die Gewerken, Lebensmittel im Inland einzukaufen, 
leicht ins Ausland, nach Oſterreich und Bayern, abgeſtoßen werden 
konnte. Mit dieſer Politik erzielte man in Tirol einen vollen Er⸗ 
folg. Denn die Gewerken waren als kapitalkräftige Unternehmer 
wohl imſtande, die Mittel zu dieſen Einkäufen aufzubringen, ander⸗ 
ſeits wieder war man ja in Oſterreich und Bayern vom beſten Willen 
beſeelt, die tiroliſchen Bergwerke kräftigſt zu fördern, ſo daß es in 
Ausnützung dieſer günſtigen Umſtände keine beſonderen Schwierig⸗ 
keiten bot, das Land von der Nachfrage durch die Bergwerke, und 
zwar namentlich jener im Inntal!, zum großen Teil zu entlaſten 
und die Lebensmitteleinkäufe der Gewerken tatſächlich in den ſüd⸗ 
deutſchen Territorien unterzubringen. Weitere Vorteile des Selbſt⸗ 
einkaufs der Gewerken waren, daß die Lebensmittelzufuhr zu den 
Bergwerken auch in Teuerungsjahren geſichert war, weil die Ein⸗ 
läufe immer rechtzeitig vorgenommen werden konnten, ſowie der 
Umſtand, daß die ſtändigen Einkäufe der Gewerken auch deren Stellung 
gegen die Stapelplätze am Inn ungemein ſtärkten, ſo daß man ihnen 
die Durchfuhr und zum Teil auch das platte Land nicht ohne wei⸗ 
teres ſperren konnte. So glückte es den Schmelzern und Gewerken, 
dem übermächtigen Angebot in Bayern, von dem wie die Haller ſo 
auch die ſonſtigen Tiroler abhängig waren, zu entgehen, falls ihnen 
dies gelegen war. Durch den Lebensmittelhandel der Gewerken war 
aber der Bedarf der Bergwerksbezirke nicht völlig gedeckt. Daher 
mußte dem Handel Gelegenheit geboten werden, für den Abgang, 
das iſt hauptſächlich für die Verſorgung jener Bevölkerungsſchichten, 
die nicht Bergarbeiter waren, aufzukommen. So waren Kufſtein und 
Rattenberg Handelsplätze, die ausländiſches Getreide zum Weiter⸗ 
verkauf einführen durften; ferner waren ſie ebenſo wie der Bergwerks⸗ 


1 Betreffs der Bergwerke ſüdlich des Brenners duldete die Regierung auch 
Einkäufe in Hall und auf dem Lande; die Gewerken im Inntal und Nordtirol 
jedoch ſollten ſtändig außer Landes einkaufen. 
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ort Schwaz mit der Freiheit der Lände begabt, d. h. ausländiſche 
Händler mußten bei der Einfuhr auf dem Inn mit ihren mit Ge⸗ 
treide beladenen Frachtkähnen an der Lände zum Zwecke des Ver⸗ 
kaufs an die Bürgerſchaft und Ortsinſaſſen anlegen und eine be⸗ 
ſtimmte Zeit liegen bleiben. Jene Nachfrage, die durch die Gewerken 
nicht befriedigt wurde, trat alſo an der Lände hervor. 

Im Getreideverkehr zwiſchen Bayern und dem Etſchland nahm 
die Stadt Hall eine monopolartige Stellung ein; ihre Aufgabe war 
es vornehmlich, die Überſchüſſe, die auf dem Inn aus Süddeutſchland 
hierher zugeführt wurden, zur Bildung des Angebots im großen in 
ihren Mauern feſtzuhalten. Weder eine Zurückfahrt auf dem Inn 
noch eine Weiterverführung ins Innere des Landes war fremden 
Händlern erlaubt; und da ſie zudem kein Anſchüttungsrecht beſaßen, 
ſo waren die Bayern, die ja die Zufuhr auf dem Inn in Händen 
hatten, gezwungen, an der Haller Lände unmittelbar von den Schiffen 
zu verkaufen. Dieſe Bindung des Getreideverkaufs machte alſo die 
Haller Lände zum Mittelpunkt des Getreideverkehrs zwiſchen Bayern 
und dem Etſchland. Als Stapelplatz genoß die Stadt Hall die 
Freiheit, daß ihre Bürger in Tirol mit Getreide, das ſie aus dem 
Ausland zuführten, Handel treiben, dasſelbe entweder an der Lände 
gleichwie die Bayern verkaufen oder in der Stadt anſchütten oder 
weiter ins Land hinein verführen durften. Auf dieſem Privilegium 
beruhte ihr lebhafter Handel mit dem Etſchland. Alle dieſe Rechte 
bewirkten, daß ſich in Hall das Angebot für das Etſchland räumlich 
vereinheitlichen ließ. 

Mit dieſer Regelung mußte eine Organiſierung der Nachfrage 
Hand in Hand gehen. Die Nachfrage mußte ja, ſoweit ſie nicht 
durch Haller Bürger gedeckt wurde, nach Hall gelenkt werden, um 
hier im großen dem Angebot gegenübertreten zu können. Dies 
wurde dadurch erreicht, daß Städte, Herrſchaften, Gerichtsbezirke 
Täler uſw. verhalten wurden, die Bedarfsdeckung unter Leitung der 
Behörden im eigenen Wirkungskreis vorzunehmen und die Einkäufe 
womöglich aus eigenen Mitteln zu beſtreiten. Eine ſo zuſammen⸗ 
geballte Nachfrage ließ ſich ſelbſtverſtändlich durch die Zentralbehörde 
leicht beherrſchen. Und trat auch in gewöhnlichen Zeiten dieſe 
Organiſation nicht ſo ausgeprägt hervor, ſo gab es doch ſtändig 
durch die Stadtwirtſchaftspolitik bedingte Verbände wie die Zünfte 
oder Bergwerksbetriebe und andere, die in Hall als Großeinkäufer 
auftraten und die die Bedarfsgebiete mit Lebensmitteln zu ver⸗ 
ſorgen imſtande waren. In Teuerungsjahren allerdings erlangten 
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die Behörden eine größere Gewalt über die Verkehrsregelung, und 
gerade in ſolchen Zeiten hatte ſich die Organiſation, wie ſie gewöhn⸗ 
lich in Geltung ſtand, zu bewähren, da auf ihrer Grundlage die 
Teuerungsmaßnahmen aufgebaut wurden. Und wie die niederen 
Behörden in ihrem Wirkungskreis durch Regelung der Nachfrage die 
Teuerung zu bekämpfen hatten, ſo konnte die Regierung wieder 
großzügig einer ſeits die Verteilung der Vorräte in Hall überwachen, 
anderſeits die Nachfrage regeln, indem ſie den tiroliſchen Bedarfs⸗ 
gebieten den Einkaufsplatz, ſei es in Hall, in Bayern, Schwaben 
oder im Vinſchgau, beſtimmte und die Größe der Getreidemenge, die 
man einkaufen wollte, feſtſetzte. Und mit dieſer ihrer Tätigkeit er⸗ 
zielte ſie nicht nur eine Beteilung der bedürftigen Gebiete mit den 
vorhandenen Vorräten, ſondern ſie konnte auf dieſe Weiſe auch eine 
Preisbeeinfluſſung, ſoweit ſie nach der allgemeinen Lage möglich war, 
wirkſam durchführen. 

Das hervorſtechendſte Kennzeichen dieſer Ordnung des Getreide⸗ 
verkehrs iſt die Ausſchaltung des unnötigen Zwiſchenhandels. In 
Hall traten Großhändler, die Getreide eingeführt hatten, und Bevoll⸗ 
mächtigte von Konſumentenverbänden (von Zünften, Gemeinden, 
Herrſchaften, Gerichten uſw.) einander unmittelbar gegenüber. Der 
Einkauf von Getreide und Lebensmitteln war innerhalb Tirols nur 
zum Verbrauch, keineswegs aber zum Weiterverkauf geſtattet. Daher 
durften Bürger aus tiroliſchen Handelsplätzen im Lande weder von 
Getreidebauenden noch von ausländiſchen Händlern Getreide zum 
Zweck des Handels einkaufen; ſolches hatten ſie vielmehr ſelbſt aus 
dem Ausland zu beziehen. Dieſes Verbot galt auch für die Haller 
betreffs des Einkaufs an der Lände. 

Meiner Anſicht nach iſt die bei Teuerungen ſo ſtraff hervor⸗ 
tretende Organiſierung der Nachfrage in Tirol, der eine gewiſſe 
Schwerfälligkeit inſofern anhaftete, als es immer eine geraume Zeit 
erfordert, bis Gemeinweſen ſich zu Einkäufen aufraffen können, auf 
den für ein ſo ausgedehntes Gebiet nicht genügenden Getreidehandel der 
hierzu befreiheiteten Stadt Hall zurückzuführen. Wie öſterreichiſche 
und bayriſche Stapelplätze ihre Aufgabe in der Sammlung des 
Getreideüberſchuſſes auf dem platten Lande ſahen, fo hätte Hall 
ſeinen Privilegien gemäß den Bedarfsgebieten das benötigte Getreide 
liefern können, falls es die Haller eben ſelbſt aus dem Ausland be⸗ 
zogen hätten. Da aber die Zufuhr auf dem Inn die Bayern, die 
mit dem Getreideverkauf an die Lände gebunden waren, beherrſchten, 
waren die Tiroler ihrerſeits gezwungen, die Nachfrage zu organiſieren, 
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um in Hall mit Erfolg als Käufer aufzutreten. In der zweiten 
Hälfte des 16. Jahrhunderts wies die Regierung dieſe Konſumenten⸗ 
verbände, da infolge des verlorenen Streites mit Hall die Luſt der 
Bayern zum Handel nach Tirol merklich geſunken war, teilweiſe 
unmittelbar zum Einkauf in die bayriſchen Stapelplätze, um durch 
das Abſtoßen eines Teiles der Nachfrage von Hall die Folgen des 
verringerten Angebotes unwirkſam zu machen. 


Betreffs der Vereinheitlichung des Angebots an Wein Bayern 
gegenüber beſaß die Handelsſtadt Hall im Inntal ungefähr die 
gleiche Stellung wie die bayriſchen Stapelplätze betreffs des Angebots 
an Getreide Tirol gegenüber. Die Haller ſammelten die Weine im 
Etſchland und ſchufen ein Angebot im großen, das die Bayern 
ebenſo anzunehmen gezwungen waren wie die Tiroler das bayriſche 
Angebot an Getreide. So duldete die Stadt Hall nicht, daß ein 
bayriſcher Großhändler, der Getreide zuführte, in ihr Hinterland 
eindringe, um dort die Weine im großen aufzukaufen. Der fremde 
Großhändler war unbedingt an den Getreideverkauf und Weineinkauf 
an der Haller Lände gebunden. 

Der Klein: und Tauſchverkehr unterlag nicht dieſen Beſtimmungen. 
Ein Bayer, der in Bozen Getreide im kleinen verkaufen wollte, war 
vom Verkaufszwang in Hall frei und ebenſo jene fremden Händler, 
die im Etſchland bekannte Weinleute hatten, denen ſie gewöhnlich 
gegen Wein Getreide lieferten. Betreffs dieſes in gewöhnlichen 
Zeiten immer freien Tauſchverkehrs forderte jedoch der Haller Rat, 
daß ſolches Getreide bereits in Bayern in die Fäſſer gefüllt und ſo 
zugeführt werde; dabei wachte er auch darüber, daß unter dem 
Scheine des Tauſchverkehrs Weine in großen Mengen nicht zuſammen⸗ 
gekauft und ausgeführt würden. 

Die eiferſüchtige Bedachtnahme auf den Schutz ihrer Handels⸗ 
intereſſen ſicherte allerdings den Haller Bürgern zum großen Teil 
den Handel in ihrem wirtſchaftlichen Machtbereich, dem Etſchland. 
Allein mit dem Angebot an Wein in das Abſatzgebiet, alſo nach 
Bayern, vorzudringen und damit günſtigere Abſatzmöglichkeiten zu 
erreichen und auszunützen, ähnlich wie es die Bayern beim Vertrieb 
des Getreides taten, gelang ihnen nicht. Bei einem lebhaften Wein⸗ 
handel nach Bayern hätten die Haller allmählich von felbſt die Zu⸗ 
fuhr von Getreide auf dem Inn in ihre Hände gebracht, und daraus 
hätte ſich für Tirol die wohltätige Folge ergeben, daß auch in Not⸗ 
zeiten auf eine bis zu einem gewiſſen Grade geſicherte Zufuhr zu 
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rechnen geweſen wäre. Denn durch das Anknüpfen feſter Handels⸗ 
verbindungen im Ausland ſelbſt hätten ſich die Haller die Lieferung 
größerer Getreidemengen ſichern können und wären dadurch öfter 
dem Abfluß der Vorräte in andere Abſatzgebiete, was zu Zeiten ge⸗ 
ſchah, zuvorgekommen. f 

Die überragende wirtſchaftliche Macht Waſſerburgs und Roſen⸗ 
heims verhinderte in erſter Linie eine ſtärkere Beteiligung Halls am 
Handel auf dem Inn. Indeſſen regte ſich aber in Hall beſonders 
ſeit den vierziger Jahren des 16. Jahrhunderts eine größere Handels⸗ 
luſt, die teilweiſe durch den lebhafteren Verkehr nach Trient wegen 
des Konzils hervorgerufen worden ſein mag, teilweiſe aber wohl 
auch durch das ſtändige Vordringen der Bayern ins Etſchland be⸗ 
dingt wurde. Aus dieſem Grunde fühlte ſich der Haller Rat de⸗ 
wogen, eine Ordnung zur Regelung des Getreideabfluſſes von Hall 
abzufaſſen, die die Regierung genehmigte und die dem Rat die 
Machtmittel an die Hand gab, in den erlaubten Grenzen gegen den 
ſieigenden bayriſchen Wettbewerb aufzutreten. Damit begnügte ſich 
aber der Rat nicht. Da zufolge der Privilegierung Hall den Aus: 
tauſch zwiſchen bayriſchem Getreide und den Etſchweinen vermitteln 
ſollte, trat er allmählich mit dem Streben hervor, den Einkauf an 
der Lände den Haller Bürgern vorzubehalten, von denen erſt in der 
Folge die Tiroler das bayriſche Getreide abnehmen ſollten. Eine 
ſolche Auslegung der Freiheiten Halls widerſprach aber der Getreide⸗ 
politik der Innsbrucker Regierung, die keinen Zwiſchenhandel im 
großen im Lande anerkannte, geſchweige denn einen derart gefahr⸗ 
loſen und gewinnbringenden Zwiſchenhandel an der Haller Haupt⸗ 
lände dulden mochte. Am Widerſtand der Regierung ſcheiterte dann 
auch diefe Politik des Rates. 

Im Beginn der fünfziger Jahre erfolgte durch die Erneuerung 
ſowohl der Bayriſchen Landesordnung wie der Haller Ländordnung 
eine Verſchärfung der wirtſchaftlichen Reibungsflächen zwiſchen den 
bayriſchen Stapelplätzen und Hall und dies bedingte nicht zuletzt 
den Ausbruch des großen Streites um die Mitte der fünfziger 
Jahre, der ſich, was genug bezeichnend iſt, um die Gültigkeit der 
Haller Ländordnung drehte, eben weil die Bayern die wirtſchaftlich 
Stärkeren waren. Im großen und ganzen blieb zwar die Stadt 
Hall Sieger, allein die wirtſchaftlichen Schädigungen, die ſie durch 
ihre teils gegen die Tiroler, teils gegen die Bayern gerichtete Politik 
erlitt, waren bleibende. Gegen die Beſtrebungen, ſich als Zwiſchen⸗ 
glied im Großverkehr an der Lände einzuſchieben, ſtellten ſich wie 


126 Joſef Fiſcher [956 


die Regierung in gleicher Weiſe auch die Bedarfsgebiete, und da 
Hall durch Beharrlichkeit ſein Ziel zu erreichen ſuchte und den Ein⸗ 
kauf an der Lände erſchwerte, ſtrebten zuerſt die Südtiroler die Los⸗ 
löſung von Hall an uud fanden wirklich unter tatkräftiger Förderung 
der Innsbrucker Regierung ſchon in den vierziger Jahren den Weg 
in die bayriſchen Stapelplätze. Bei dieſen wieder war die Luſt, 
Hall aufzuſuchen, durch die Schwierigkeiten, die der Haller Rat ihrem 
Handel in den Weg legte, merklich herabgeſtimmt, und ſo zeigten ſie 
ſich durchaus geneigt, die Nachfrage der tiroliſchen Abgeſandten 
bereitwilligſt an Ort und Stelle zu befriedigen. Dieſer Verkehr war 
jedoch eine bedenkliche Umgehung Halls als Stapelplatz!, und die 
Folgen traten beſonders deutlich im Teuerungsjahr 1559 hervor, in 
welchem die Tiroler allerdings große Einkäufe in Bayern vornahmen, 
dagegen aber an die Haller Lände ſo wenig Getreide zum freien Ver⸗ 
kauf zugeſührt wurde, daß die Stadt Hall ſelbſt von Not bedroht 
war. Um dem Getreidemangel in Hall und in jenen Gegenden, die 
ſich auf den Einkauf an der Lände verlaſſen hatten, vorzubeugen, 
mußte die Regierung damals verordnen, daß das von tiroliſchen 
Selbſteinkäufern zur Eigenverſorgung im Ausland eingekaufte Ge⸗ 
treide zu einem großen Teil in Hall ausgemeſſen werden müſſe. Es 
war dies eine bedenkliche Maßregel, die im Lande ſelbſtverſtändlich 
große Unzufriedenheit hervorrief. Halls Wirtſchaftspolitik ſchädigte 
alſo nicht nur die eigene Bürgerſchaft, ſondern zog auch das ganze 
Land in Mitleidenſchaft. Die Zufuhr auf dem Inn vermochten die 
Haller nicht an ſich zu reißen, ſie lag nach wie vor in günſtigen 
Zeiten in den Händen der Bayern; in Notzeiten dagegen kümmerten 
ſich die tiroliſchen Bedarfsgebiete nunmehr meiſt ſelbſt um die Deckung 
ihres Bedarfs im Ausland. 


Die Bindung des Großverkehrs mit Getreide an Hall, die Ver⸗ 
einheitlichung der Zufuhr in einer Stadt, erwies ſich namentlich in 
Teuerungs⸗ und Notzeiten als außerordentlich vorteilhaft. In 
Jahren, in denen die Überſchüſſe in Oſterreich und Bayern gering 
waren, ſo daß Tirol von Getreideknappheit oder gar von Not bedroht 
war, ſperrte die Innsbrucker Regierung den freien Getreideverkehr 
in Hall und ließ Einkäufe durch die Verbraucher nur auf eine von 


1 Der Haller Rat wollte allerdings die Durchfuhr nicht geſtatten, die 
Regierung jedoch befahl, daß er jenes Getreide, das Tiroler auf die von ihr 
ausgeſtellten Päſſe in Bayern eingekauft hätten, von Hall weiter verführen 
laſſen müſſe. 
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ihr vorher eingeholte Bewilligung hin zu. Damit lag die Ver⸗ 
wendung und Verteilung der vorhandenen Vorräte oder der an⸗ 
kommenden Schiffsladungen, die ſie natürlich in möglichſt gerechter 
Weiſe den Bedarfsgebieten zuzuweiſen ſich beſtrebte, ganz in ihrer 
Hand. i 

Der Vermehrung der Zufuhr wandte ſie ſelbſtverſtändlich ihr 
größtes Augenmerk zu. Wie die Handelsſtädte, ſo forderte ſie in 
Teuerungszeiten auch die Selbſtverſorger ſtändig zur Zufuhr und 
zur Eigenverſorgung auf, erteilte den Händlern, Gewerken und den 
bevollmächtigten Einkäufern Päſſe an fremde Landesfürſten und Be⸗ 
hörden und ſuchte ihnen bei der Verführung jeden möglichen Schutz 
zu erwirken. Auch durch Erhöhung der Verkaufspreiſe, durch Ge⸗ 
währung des Anſchüttungsrechtes und anderer Begünſtigungen an 
fremde Händler in Tirol ſuchte ſie eine Hebung der Zufuhr zu er⸗ 
zielen. Dazu ließ ſie ſelbſt aus Landesmitteln Getreideeinkäufe in 
Oſterreich, Bayern, Böhmen oder fonftigen ſüddeutſchen Staaten 
vornehmen, um die Vorräte im Lande zu vermehren und dadurch 
eine Milderung der Notlage herbeizuführen. Ja, bei der großen 
Hungersnot von 1569—1572 wurde faſt die geſamte Einfuhr von 
der Regierung beſorgt und aus Landesmitteln beſtritten. In der 
zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts, als ſich immer mehr die Ge⸗ 
pflogenheit einlebte, daß ſich in Teuerungsjahren Städte, Herr⸗ 
ſchaften und Bergwerke in den Bedarfsgebieten unmittelbar nach 
Bayern zum Einkauf wandten, da ergab ſich aus dieſer Entwicklung 
für die Getreidepolitik der Regierung der beachtenswerte Vorteil, 
daß ein großer Teil der Zufuhr geſichert war, ſo daß dadurch die 
Geſamtzufuhr im allgemeinen wohl auch größer war, als ſie der 
Handel allein hätte verbürgen können. 

Zur Erhaltung des Eigenbaues im Lande und zur Verhütung 
der Ausfuhr wurden in Teuerungsjahren Ausfuhrverbote aus Tirol 
erlaſſen. Der Verkehr mit dem inländiſchen Getreide ſtand unter 
Überwachung und wurde je nach der Größe der Notlage ſtraffer ge⸗ 
regelt. Im großen und ganzen galt als Grundfatz, daß jedes 
Gericht vor allem für ſich ſelbſt ſorgen und erſt in der Folge, als 
Überſchüſſe vorhanden wären, ſolche Nachbarbezirken überlaſſen ſollte. 
Die Durchführung dieſer richtigen Maßnahme bewirkte, daß ſich die 
Überſchußgebiete von den Bedarfsgebieten abſonderten, fo daß die 
Regierung in die Lage kam, in gleicher Weiſe großzügig über den 
Überſchuß im Inland zu verfügen, wie ſie die Bedarfsgebiete nach 
ihrer Größe des Verbrauchs von Hall beteilen konnte; ſo wies ſie, 
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wie es nach den gegebenen Verhältniſſen am vorteilhafteſten zu ſein 
ſchien, bei Ausfuhrverboten aus Oberitalien Südtirol entweder zum 
Einkauf in den Vinſchgau oder nach Hall oder nach Bayern und 
Schwaben; umgekehrt legte ſie bei Mißernten in Süddeutſchland 
größeres Gewicht auf die Einfuhr aus Oberitalien und nahm daher 
den Überſchuß im Vinſchgau für die Gebiete um Meran und Bozen, 
ja einige Male auch für das Inntal in Anſpruch. 

Die Politik, in Teuerungsjahren zur Vermehrung der Zufuhr 
in Oſterreich und Bayern aus Landesmitteln Getreideeinkäufe vor⸗ 
nehmen zu laſſen, trat beſonders um die Mitte des 16. Jahrhunderts 
ſchärfer in den Vordergrund. Den unmittelbaren Anſtoß hierzu gab 
die Einnahme der Feſte Ehrenberg durch die Schmalkaldner im 
Sommer 1546. Dieſer feindliche Einfall auf tiroliſches Gebiet 
brachte der Regierung und den Ständen die Wichtigkeit einer Vor⸗ 
ratsbildung eindringlich zum Bewußtſein. Die Folge war, daß 
man nun nicht mehr bloß in Teuerungsjahren zu Einkäufen 
ſchritt, ſondern daß von nun an in den folgenden fünfziger und 
ſechziger Jahren Kaiſer Ferdinand und nach ihm Erzherzog Ferdi⸗ 
nand II. faſt ſtändig Jahr für Jahr größere Getreidemengen 
— wahrſcheinlich 300 —500 Mut — zur Aufſpeicherung ins Inntal 
bringen ließen. Dieſe Vorräte verwendete die Innsbrucker Regierung 
bei Teuerungen zur Linderung der Not; in gewöhnlichen Zeiten aber 
vermochte ſie damit eine Regelung von Angebot und Nachfrage zu 
erzielen. 

Die auf den Speichern im Inntal lagernden Vorräte brein⸗ 
flußten die Getreidepolitik der Innsbrucker Regierung ungemein 
fruchtbar. In Hall trafen zufolge der Verkehrsregelung das bayriſche 
Angebot und die tiroliſche Nachfrage zuſammen, die Käufe vollzogen 
ſich im großen und bildeten gleichzeitig die weſentliche Grundlage für 
die Preisbildung im Lande. Es lag nun nahe, auch mit geringen 
Vorräten in fruchtbaren Zeiten auf dieſen Großverkehr ausgleichend 
einzuwirken, um einerſeits in Hall möglichſt ſtetige Preiſe zu er⸗ 
zielen, anderſeits um Einfluß auf die Preisbildung in ganz Tirol 
zu gewinnen. Denn die Schiffahrtsverhältniſſe auf dem Inn be— 
dangen es wohl nicht ſelten, daß ſich das Verhältnis zwiſchen An⸗ 
gebot und Nachfrage oft ziemlich leicht verſchob, weil die Zufuhr 
infolge ungünſtiger Umſtände oder auch abſichtlich hier und da plötz⸗ 
lich nachließ, wodurch das Angebot ſtärker zurückging und die Preiſe 
ſtiegen, obwohl eine ſteigende Preisbewegung infolge der vorhandenen 
Getreidevorräte in Süddeutſchland nicht gerechtfertigt erſchien. Bei 
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derartigen Gelegenheiten griff die Regierung erfolgreich ein, indem 
ſie einen Teil der Nachfrage von den Speichern befriedigte. Auf 
dieſe Weiſe ſtellte ſie durch künſtliche Vergrößerung des Angebots, 
indem ſie Vorräte von den Speichern zum Verkauf brachte, das 
Gleichgewicht zwiſchen Angebot und Nachfrage wieder her und ver⸗ 
hinderte unberechtigt große Zufallsgewinſte einiger Getreidehändler. 

Ein weiterer wichtiger Punkt der Getreidepolitik der Innsbrucker 
Regierung betraf die Regelung der tiroliſchen Nachfrage in Bayern 
und Oſterreich. Zu dieſem Zwecke war vor allem in Teuerungs⸗ 
zeiten die Ausreiſe tiroliſcher Einkäufer nach Süddeutſchland ohne 
vorhergehende Einholung ihrer Erlaubnis unzuläſſig. Die Päſſe 
ſtellte ſie aber in der Art aus, daß die Preisbildung in Bayern 
durch die Einkäufe der Tiroler am wenigſten ungünſtig beeinflußt 
würde, d. h. ſie ließ die Einkäufer und Händler nur allmählich und 
nacheinander zum Einkauf abreiſen, wobei ſie die wichtigſten Be⸗ 
darfsgebiete begünſtigte und namentlich den Bergwerken den Vorrang 
einräumte. Dieſe Politik war vollkommen entſprechend, ſolange die 
bayriſchen Händler nach Hall drängten und an der Ausbreitung ihres 
Handels im Abſatzgebiet ein reges Intereſſe bekundeten. Als jedoch 
ſeit der Mitte des 16. Jahrhunderts, wie wir wiſſen, dieſes Streben 
abflaute und die tiroliſchen Konſumentenverbände in Teuerungsjahren 
nunmehr ſelbſt durch ihre Bevollmächtigten die Einkäufe in den 
bayriſchen Stapelplätzen vornehmen ließen, da ließ ſich die auf ein⸗ 
mal auftretende große Nachfrage ſchwer auf einen größeren Zeitraum 
verteilen, und es ließ ſich nicht umgehen, daß große Einkäufe ſtatt⸗ 
ſanden und daß die Preiſe infolgedeſſen beträchtlich in die Höhe 
gingen. Der größte Übelſtand war wohl, daß das bloße Erſcheinen 
von Einkäufern aus Südtirol in Bayern die Getreidepreiſe empor⸗ 
trieb, da deren Ankunft den bayriſchen Händlern den Getreidemangel 
in Südtirol und die Ausfuhrverbote und die Not in Oberitalien 
kund werden ließ. Dieſe ungünſtigen Wirkungen ſuchte die Regierung 
dadurch abzuwehren, daß ſie die Südtiroler womöglich erſt immer im 
Frühjahr zum Einkauf in Bayern zulaſſen wollte und ſie unterdeſſen 
in den Vinſchgau wies oder ihnen mit Getreide von den Speichern 
aushalf. Mit ſolchen notdürftigen Maßnahmen gab man ſich aber 
in Südtirol nicht zufrieden, und ebenſo mißglückte der Vorſchlag der 
Regierung, den landesfürſtlichen Getreideeinkäufer! mit den Einkäufen 


ı Für den Hof, das Regierungsweſen und die landesfürſtlichen Berg⸗ 
werksteile nahmen landesfürſtliche Getreideeinkäufer die Einkäufe von Lebens⸗ 
mitteln vor. 

SSnollers Jahrbuch XLII 34. 9 
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zu betrauen, weil die Bayern dann im Glauben befangen geweſen 
wären, als ob das Getreide für die Bergwerke beſtimmt ſei. Die 
Regierung gelangte ſchließlich zur Erkenntnis, daß hier nur ein 
Mittel helfen könnte, und dieſes war, die Getreideſpeicher immer 
rechtzeitig mit ſo großen Vorräten zu verſehen, daß bei Ausfuhr⸗ 
verboten aus Oberitalien die Nachfrage von Südtirol von hier aus 
glatt befriedigt werden könnte. Daher erfuhr auch in den ſechziger 
Jahren dieſe Magazinspolitik einen umfangreichen Ausbau. 

Es iſt zweifellos, daß die Getreidepolitik der Innsbrucker Re 
gierung, was ihre Durchbildung betrifft, hiermit auf einen Höhe⸗ 
punkt gelangt war. Zur Grundlage hatte ſie eine organiſierte Ver⸗ 
kehrsregelung, die auf der breiten Grundlage der Städte, Herrſchaften 
und Gerichte beruhte, nach oben aber im Großverkehr in Hall ihre 
Vereinheitlichung fand, einem Großverkehr, der ſich in gewöhnlichen 
Zeiten in weitgezogenen Schranken frei vollzog, in Teuerungszeiten 
jedoch unter ſtrenge öffentliche Überwachung geſtellt wurde. Die ganze 
Organiſation war überaus elaſtiſch ausgebaut; ſie vermochte ſich 
ebenſo leicht außerordentlichen Zeiten anzupaſſen, wie ſie anderſeits 
die Rückkehr zu gewöhnlichen Verhältniſſen ohne beſondere Schwierig⸗ 
keiten ermöglichte. Auf eine ſolche Organiſation geſtützt, konnte die 
Regierung in großzügiger Weiſe die Getreidepolitik handhaben. Allen 
Verhältniſſen Rechnung tragend und ſich der gegebenen Entwicklung 
leicht anpaſſend, gelangte ſie zu Ergebniſſen, die ihre Verwaltungskunſt 
ins hellſte Licht rücken. Sie ſelbſt ſcheint von den erreichten Erfolgen 
und von ihrer Magazinspolitik vollauf befriedigt geweſen zu ſein. Und 
faſt wäre die Annahme zuläſſig, ſie habe in der Tat eine Verſtaat⸗ 
lichung der Getreideeinfuhr von Norden angeſtrebt, wenn wir ſehen, 
daß fie zur Zeit der Hungersnot von 1569 — 1572 faſt die geſamten 
Getreideeinkäufe in Süddeutſchland durch die landesfürſtlichen Ge⸗ 
treideeinkäufer vornehmen und durch fie die Zufuhr beſorgen ließ. 
Die ganze Entwicklung drängte aber zu einer Kriſis. Eine ſolche 
umfaſſende Politik erfordert ſelbſtverſtändlich bedeutende Barmittel, der 
Stand der Landesfinanzen Tirols jedoch war zur Zeit Erzherzog 
Ferdinands II. nichts weniger als glänzend. Zum Teil durch die 
großen Lebensmitteleinkäufe während der Hungersnot, die ungeheuere 
Summen verſchlangen und die finanziellen Kräfte des Landes über⸗ 
ſtiegen, und zum Teil durch die dreijährige Hungersnot ſelbſt ge⸗ 
rieten die Landesfinanzen in völlige Zerrüttung. Für die Getreide⸗ 
politik der Regierung hatte dies zur Folge, daß man die mit Erfolg 
in den fünfziger und ſechziger Jahren ausgebaute Magazinspolitik 
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fallen laſſen mußte. Allerdings bewahrte die Innsbrucker Regierung 
wohl den Schatz an Erfahrungen, den ſie geſammelt hatte, und ſie 
ſchritt ſofort wieder zu Getreideeinkäufen und zur Preisbeeinfluſſung, 
ſobald es nur gelang, die erforderlichen Geldmittel aufzutreiben. 


Die Preispolitik der Innsbrucker Regierung gipfelte in einer 
ſtändigen Überwachung der Preisbewegung im Inntal, vornehmlich 
jener in Hall und in Schwaz. Schwaz war ja der bevölkertſte Berg⸗ 
werksort Tirols; die Bergarbeiter forderten ſtändig billige Lebens⸗ 
mittelpreiſe, weshalb die Regierung den dortigen Verhältniſſen ihre 
beſondere Aufmerkſamkeit zuwenden mußte, um Ausſchreitungen und 
Unruhen vorzubeugen. Über Hall, den wichtigen Verkehrsknoten⸗ 
punkt im Inntal, wieder fand Jahr für Jahr eine große Menge 
Getreides den Weg ins Innere des Landes, und ſomit beeinflußten 
die Haller Preiſe immer mehr oder weniger die Getreidepreiſe in 
Tirol. Die Haller Ländpreiſe galten daher in den Augen der Re⸗ 
gierung als Richtpreiſe für das ganze Land. Häufige Befehle 
ordneten an, daß Inn abwärts die Getreidepreiſe entſprechend 
niedriger als in Hall ſein ſollten, da Speſen, Fuhrlohn und Handels⸗ 
wagnis geringer wären. In den Orten im Innern des Landes waren 
je nach der Entfernung von Hall höhere, den aufgelaufenen Speſen 
entſprechende Preiſe zuläſſig. Auf dieſe Weiſe erſtreckte ſich die 
Einflußnahme der Innsbrucker Regierung infolge der Überwachung 
der Preisbewegung in Hall mehr oder weniger auf die Preisgeſtaltung 
im ganzen Lande, ſoweit eben in einzelnen Jahren über Hall Getreide 
nach Mittel⸗ und Südtirol gelangte. Daneben ſorgte ſie auch un⸗ 
mittelbar durch Befehle und Rügen dafür, daß die untergeordneten 
Behörden gerechte und geziemende Preiſe feſtſetzten, bzw. ungebührliche 
abſtellten. 

Die Preisbewegung in Tirol war — bei gleichzeitig ſtändiger 
Überwachung — nur inſolange frei, als die Getreidepreiſe ſanken 
oder niedrig waren; bei ſteigenden und Teuerungspreiſen wurden 
ſtändig Höchſtpreiſe erlaſſen. Die Berechtigung zur Ausübung der 
Höchſtpreispolitik, die zudem auch durch die Landesordnungen vor⸗ 
geſchrieben war, floß aus dem kirchlichen Verbot des Wuchers und 
wucheriſcher Gewinſte. Ein ehrlicher Händler ſollte billig ein⸗ 
gekauftes Getreide wieder billig verkaufen; die Notlage der Mit⸗ 
menſchen auszunützen und höhere als die zuläſſigen Gewinſte ein⸗ 
zuheimſen, galt als Wucher. Man traute jedoch keinem Händler zu, 
daß er ſich darbietende günſtige Gelegenheiten zu ſeinem Vorteil nicht 
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ausbeuten werde, und daher verlangte die öffentliche Meinung in 
Tirol die Beaufſichtigung der Preisbildung und in Teuerungszeiten 
die Aufſtellung von Höchſtpreiſen, um den Händlern den gebührenden 
Gewinn feſtlegen zu können. 

Im 16. Jahrhundert war man in Tirol allgemein der Anſchauung, 
die Getreidehändler hätten es in ihrer Macht, die Preiſe beliebig zu 
ſteigern und Wuchergewinſte einzuheimſen. Vornehmlich aus dieſem 
Grunde hielt man die freie Preisgeſtaltung, auf die die öffentliche 
Gewalt keinerlei Einfluß nahm, für das größte Übel. Schlimme 
Erfahrungen hatten wohl auf die Bildung derartiger Anſichten den 
hauptſächlichſten Einfluß ausgeübt, und bis zu einem gewiſſen Grad 
waren ſie — wenigſtens in Notzeiten — ſicherlich nicht ganz un⸗ 
berechtigt. Unter den Stapelplätzen am Inn herrſchte zwar gegen⸗ 
ſeitig Eiferſucht und Handelswettbewerb, doch läßt ſich nicht ver⸗ 
kennen, daß Beſtrebungen zur Überbrückung ſolcher Gegenſätze ſich 
bemerkbar machten. Inſofern war alſo die Gefahr vorhanden, daß 
die Tiroler zu Zeiten hätten Wucherpreiſe bezahlen müſſen; ja, es iſt 
ziemlich wahrſcheinlich, daß die Preiſe des auf dem Inn eingeführten 
Getreides im Vergleich zu jenem, das auf den Landſtraßen ins Land 
gebracht wurde, im allgemeinen etwas zu hoch waren. Allein ein 
beliebiges Emportreiben der Preiſe durch die bayriſchen Stapelplätze 
am Inn und damit eine gefährliche Auswucherung Tirols war doch 
ausgeſchloſſen, einesteils weil die einigenden Beſtrebungen unter den 
bayriſchen Handelsplätzen nicht die Oberhand gewannen und andern⸗ 
teils weil die Zufuhr aus Schwaben und Bayern auf den Land⸗ 
ſtraßen auch die Preiſe des auf dem Inn eingeführten Getreides 
niedrig hielt. Die Billigkeit des Getreides in Tirol gewährleiſtete 
alſo in erſter Linie der Wettbewerb und keineswegs die Höchſtpreis⸗ 
politik der Regierung, deren Einfluß auf die Preisbildung im all⸗ 
gemeinen ſtark überſchätzt wurde. Dies wird ſchon dadurch klar, daß 
nach jeder Teuerung die Preiſe von ſelbſt herabgingen, ja bei großer 
Fruchtbarkeit tiefer ſanken als ſie vor der Teuerung waren. Auch 
die Innsbrucker Regierung machte um die Mitte des 16. Jahr⸗ 
hunderts dieſe Erfahrung, und die Folge dieſer Erkenntnis war, daß 
ſie von nun an die Höchſtpreispolitik in vorſichtigerer und zielſicherer 
Weiſe handhabte, als ſie es bisher in Übung hatte. Bei der Feſt⸗ 
ſetzung der Höchſtpreiſe in Teuerungszeiten ließ ſie ſich nunmehr in 
der Regel von dem Grundſatz leiten, die Händler möglichſt zufrieden 
zu ſtellen und ihnen einen annehmbaren Gewinn zukommen zu laſſen, 
um ihre Handelsluſt rege zu erhalten; im übrigen legte ſie aber in 
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den fünfziger und ſechziger Jahren das Hauptgewicht auf die För⸗ 
derung der Zufuhr und auf die Beeinfluſſung von Angebot und 
Nachfrage einesteils durch die Vorratsbildung und andernteils durch 
die Ablenkung der Nachfrage in beſtimmte Einkaufsgebiete. Ja, nun⸗ 
mehr bediente ſie ſich ſogar in Teuerungs⸗ und Notjahren wiederholt 
des früher ſo ſehr gefürchteten „freien Kaufs“, um die Zufuhr durch 
den Handel zu beleben und anzuregen, da ſie die Erfahrung gemacht 
hatte, daß die freie Preisbildung gewöhnlich eine ſo außerordentlich 
große Zufuhr angelockt hatte, daß durch das gewaltige Angebot die 
Preiſe ſchließlich von ſelbſt herabgedrückt wurden, ohne daß erſt eine 
Getreideabſchätzung oder Höchſtpreiſe nötig waren. 

Es läßt ſich nicht verkennen, daß die Höchſtpreispolitik der Inns⸗ 
brucker Regierung, wenn ſie ſich in weiſen Grenzen hielt, teilweiſe 
von erheblich wohltätigen Folgen für Tirol begleitet war. Durch 
fie gelang es, die Auswüchſe des Handels wirkſam zu bekämpfen 
und die Bevölkerung vor Auswucherung zu ſchützen; ein weiterer 
großer Vorteil war, daß es mit ihrer Hilfe gewöhnlich glückte, auf 
Bayern und Oſterreich in der Hinſicht einen fühlbaren Druck aus⸗ 
zuüben, daß man dort die Lebensmittelpreiſe niedrig halten mußte. 
Tirol ſtellte für die Gebietsſtreifen längs des Inns und auch noch 
längs der Donau in Bayern und Oſterreich das wichtigſte Abſatz⸗ 
gebiet für die überſchüſſigen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe dar, ja 
zu Zeiten war es faſt das einzige. Die Händler, die nach Tirol 
fuhren, waren ſich wohl bewußt, daß ſie beim Verkauf nur auf 
Preiſe, denen die gewöhnlichen Verkaufspreiſe in Bayern zugrunde 
lagen, und daher nur auf einen mäßigen Gewinn Anſpruch erheben 
durften; ſie waren deshalb gezwungen, bei den Bauern zu den bil⸗ 
ligſten Preiſen einzukaufen. Ferner verlohnte es ſich in der Regel 
nicht, das Handelsgut von Hand zu Hand gehen zu laſſen. So er⸗ 
reichte die Innsbrucker Regierung durch ihre Höchſtpreispolitik häufig 
tatſächlich, daß das bayriſche Getreide nur durch die Hand eines 
Händlers ging und wirklich auf dem kürzeſten und billigſten Weg in 
die tiroliſchen Bedarfsgebiete gelangte. 

Daß dieſe Politik jedoch manchmal auch höchſt nachteilige Folgen 
auslöſen konnte, liegt auf der Hand. Erſchloſſen ſich nämlich für 
die Überſchüſſe in Südoſtdeutſchland zufällig andere Abſatzgebiete, 
wohin der Verkauf lohnender war (bayrifches und öſterreichiſches 
Getreide gelangte in Zeiten der Hungersnot oft nach Oberitalien 
oder bei den häufigen Türkenkriegen in Ungarn auch zu den chriſt⸗ 
lichen Heeren), dann flaute die Zufuhr nach Tirol gewöhnlich ſo 
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außerordentlich ſtark ab, daß die Innsbrucker Regierung in ſolchen 
Zeiten trotz der herrſchenden Teuerung die Preiſe noch weiter hinauf⸗ 
ſetzen oder die Höchſtpreispolitik ganz fallen laſſen und zur Gewährung 
der freien Preisbildung ſchreiten mußte, um das Land vor der Ge⸗ 
fahr einer Getreidenot zu bewahren. 

Die Höchſtpreiſe waren im Inntal weder für größere Gebiete 
einheitlich noch kam ihnen eine beſonders lange Dauer zu. Der 
Eigenbau deckte ja hier nur ein Viertel des jährlichen Verbrauchs; 
man war in der Hauptſache von der Einfuhr aus Bayern und Oſter⸗ 
reich abhängig. In dieſen Territorien jedoch war die Preisbewegung 
in der Regel frei. Dieſen Verhältniſſen mußte man bei der Höchſt⸗ 
preispolitik in Tirol Rechnung tragen und zur Getreideabſchätzung ſeine 
Zuflucht nehmen, um den ſchwankenden Preiſen in Südoſtdeutſchland 
gerecht zu werden und die Handelsluſt nicht im Keime zu erſticken. 
Die Höchſtpreispolitik äußerte ſich alſo in Nordtirol gewöhnlich in 
der Richtung, daß die Behörden in den Ländorten jedesmal die zu⸗ 
geführten Getreidemengen unter Zugrundelegung des Einkaufspreiſes 
und der aufgelaufenen Speſen abzuſchätzen und danach die Verkaufs⸗ 
preiſe feſtzuſetzen hatten. In Hall und Schwaz vornehmlich ſollten 
dieſe Preiſe auch die Genehmigung der Regierung erhalten, die 
namentlich in Notzeiten mitunter die Aufſtellung der Höchſtpreiſe 
unter Beiziehung von Vertrauensmännern aus den betreffenden Orten 
ſelbſtändig vornahm. All dies ergibt, daß im Inntal die gleichen 
Höchſtpreiſe ſelten längere Zeit andauerten, und daß die behördlich 
feſtgelegten Preiſe nicht nur in den einzelnen Ländorten in der Regel 
verſchieden waren, ſondern daß auch hier und da an einer und der⸗ 
ſelben Lände abweichende Verkaufspreiſe geſtattet wurden. 
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n die Erkenntnis der Gründe und Urſachen, die die National- 
bank zur Anſammlung eines ſtarken Deviſenvorrats bewogen 
haben, ſchließt ſich unmittelbar die Frage an, welcher Art und Be⸗ 
ſchaffenheit dieſe Auslandswechſel ſind, und wie ihre Organiſation 
zum Zwecke einer wirkſamen Durchführung der Deviſenpolitik von 
der Bank vorgenommen wird. Die Deviſen, welche die Bank für 
ihre Wechſelkurspolitik zur Verfügung hat, ſetzen ſich zuſammen aus: 
1. ihren Eigenmitteln und 
2. den Deviſen des Staates und der ſtaatlichen Sparkaſſe, deren 
Verwendung für ihre Zwecke an die Genehmigung der be⸗ 
treffenden Behörden gebunden iſt. 
Der geſamte eigene Wechſelbeſtand der Nationalbank ſcheidet 
ſich in zwei Hauptgruppen: 
1. in das Wechſelportefeuille (Portefeuille Effets) und 
2. in die ausländiſchen Goldwechſel und ⸗guthaben (Traites et 
Disponibilites Or sur l’&tranger), die in den Bilanzen und 
öffentlichen Ausweiſen der Bank als Teil ihres Barbeſtandes 
(Encaisse) erſcheinen. 
1 Das Wechſelportefeuille der belgiſchen Zentralnotenbank ent⸗ 
hält wiederum zwei verſchiedene Beſtandteile: 


1 Die nachfolgenden Ausführungen ſtützen ſich, ſoweit ſie nicht durch 
Quellenangaben bezeichnet ſind, in der Hauptſache auf Auskünfte, die dem Ver⸗ 
faſſer von der Banque Nationale de Belgique gemacht worden ſind. 
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1. die inländiſchen Wechſel (le Portefeuille belge) und 
2. die von Belgien auf das Ausland gezogenen Deviſen (le 
Portefeuille belge sur l’&tranger). 

Die erſte Kategorie dieſes Wechſelportefeuilles ſcheidet für den 
Zweck der vorliegenden Unterſuchung aus. Dagegen kommt dem 
„Portefeuille belge sur l'étranger“ als dem normalen Beſtandteil 
des Deviſenvorrats der Bank in dieſem Zuſammenhang eine be⸗ 
ſondere Bedeutung zu. Dieſe Wechſel ſtrömen der Nationalbank aus 
ihrem Kundenkreiſe zu; die Abgeber ſind vor allem die belgiſchen 
Banken. In aller Regel ſtellen ſie belgiſche Forderungen auf das 
Ausland dar, die im Handelsverkehr und Güteraustauſch des belgiſchen 
Wirtſchaftslebens mit dem Auslande entſtanden find. Dieſe Deviſen 
werden von der Nationalbank — wie früher ausgeführt! — in 
weſentlich verſtärktem Maße ſeit dem Beginn einer ſyſtematiſchen 
Wechſelkursregulierung herangezogen und bilden das eigentliche 
Material zu ihren täglichen deviſenpolitiſchen Maßnahmen. Aus 
dieſer Beſtimmung des „Portefeuille belge sur l'étranger“ erklärt 
es ſich, daß die Nationalbank die Veröffentlichung ſeines Beſtandes 
im Intereſſe einer wirkſamen Durchführung ihrer Deviſenpolitik ver⸗ 
meidet. Das geſchieht dadurch, daß ſie dieſe Wechſel in ihren halb⸗ 
jährlichen Bilanzen und Wochenausweiſen in dem Poſten „Porte- 
feuille Effets“ zuſammen mit den belgiſchen Wechſeln aufführt. 
Aus der Art der Verwendung dieſer Deviſen läßt ſich fernerhin 
ſchließen, daß ihr Beſtand, der nach einer beſonderen Mitteilung der 
Bank häufig zwiſchen 50 und 100 Mill. Fr. ſchwankt, faſt täglichen, 
großen Veränderungen unterliegt. 

Dieſem normalen Deviſenbeſtand der Nationalbank ſtehen die 
ausländiſchen Goldwechſel (Traites et Disponibilites Or sur 
l’etranger oder auch das „Portefeuille Or“ genannt) gegenüber, 
die ſich von jenen weſentlich unterſcheiden. Bei den Golddeviſen 
fehlt — im Gegenſatz zu den erſteren — der organiſche Zuſammen⸗ 
hang mit dem belgiſchen Wirtſchaftsleben und ſeinen Handels⸗ 
beziehungen zum Ausland; ſie ſtellen regelmäßig Wechſel dar, die im 
Auslande entſtanden und dort zahlbar ſind. Die Nationalbank kauft 
dieſe Deviſen von ihren ausländiſchen Korreſpondenten, mit denen 
ſie in allen Goldwährungsländern, vor allem in England, Deutſch⸗ 
land, Frankreich, Oſterreich⸗Ungarn und Holland in Verbindung ſteht. 


1 Bgl. Witten, Die Deviſenpolitik der Nationalbank von Belgien I, im 
vorigen Heft dieſes Jahrbuchs, S. 211. 
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Der Vorgang vollzieht ſich gewöhnlich in der Weiſe, daß fie zum 
Beiſpiel bei dem Ankauf von deutſchen Wechſeln von der Deutſchen 
Bank in Berlin gegen vorherige Überweiſung des Kaufgeldes von 
einer Million Mark den gleichen Betrag in erſtklaſſigen deutſchen 
Privatdiskontwechſeln, die ihren Bedingungen entſprechen, übernimmt. 
Dieſe behält ſie zumeiſt bis zum Fälligkeitstermine in ihrem Porte⸗ 
feuille, um ſie kurz vorher an ihren Korreſpondenten zurückzuſchicken 
und für den ganzen oder teilweiſen Gegenwert — je nach den Maß⸗ 
nahmen ihrer Politik — wieder die gleiche Operation ausführen zu 
laſſen. 

Aus dieſer Behandlung der Golddeviſen geht hervor, daß ſie 
nicht wie der übrige Deviſenbeſtand zu den täglichen Maßnahmen 
der Wechſelkursregulierung dienen, ſondern daß ſie gewiſſermaßen 
eine Reſerve darſtellen, die in der Regel erſt dann herangezogen 
wird, wenn eine kräftigere Unterſtützung der Deviſenpolitik erforderlich 
wird, oder wenn es ſich darum handelt, den Barbeſtand der Bank 
durch Heranziehung von Gold und Silber aus dem Auslande zu 
verſtärken. 

In engſter Wechſelwirkung mit den Golddeviſen ſtehen die Gold⸗ 
guthaben der Nationalbank bei ihren Korreſpondenten im Auslande 
(Disponibilites Or à l’&tranger), die aus Goldverſchickungen oder 
aus dem Gegenwert fällig gewordener Wechſelbeträge herrühren. Sie 
dienen je nach den Umſtänden zu direkten Verfügungen oder — wie 
erwähnt — zu erneuten Deviſenankäufen. 

Die belgiſche Nationalbank pflegt einen beträchtlichen Teil ihrer 
Betriebsmittel in Golddeviſen und Goldguthaben im Auslande an⸗ 
zulegen. Im Jahresdurchſchnitt von 1908—1912 erreichte dieſer 
Betrag eine Höhe von 166,5 Mill. Fr. Er belief ſich: 


im Jahresdurchſchnitt am Jahresſchluß 
1908 auf 188,9 Mill. Fr. 185,5 Mill. Fr. 
1909 189,0 149, 
1910 155, = = 173,4 
1911 - 151, 9 149,35 
1912 146,9 153,3 


Wenn dieſe großen Summen ihrer Bedeutung entſprechend 
wirkſam ſein ſollen, dann iſt die Vorausſetzung eine zweckmäßige 
Behandlung und Organiſation. Die Art der Verwendung der 
Golddeviſen und Auslandsguthaben weiſt nun inſofern eine Be⸗ 
ſonderheit bei der Nationalbank auf, als ſie ſie in den Barfonds ein⸗ 
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rechnet ?, der nach ihren Statuten dazu beſtimmt ift, die vorgeſchriebene 
Dritteldeckung der umlaufenden Noten und fremden Gelder zu bilden. 
Eine ſolche Behandlung der ausländiſchen Goldwechſel und ⸗guthaben 
findet ſich — wie früher ausgeführt — auch bei anderen Zentral⸗ 
notenbanken, zum Beiſpiel bei der Oſterreichiſch⸗Ungariſchen Bank, der 
Bank von Italien und den Notenbanken Schwedens, Norwegens, 
Dänemarks und Finnlands. Aber während bei dieſen Banken die 
Einrechnung der Goldforderungen auf das Ausland in die Bardeckung 
der täglich fälligen Verbindlichkeiten an beſtimmte Grenzen gebunden 
iſt, iſt die Nationalbank berechtigt, ihren ganzen jeweiligen Beſtand 
an Auslandswechſeln und ⸗guthaben in den Barfonds einzu⸗ 
rechnen. 

Damit geht die Auffaſſung der Nationalbank bezüglich der Be⸗ 
wertung der Deviſen weit über das bei jenen Notenbanken feſtgeſetzte 
Maß hinaus. Es erhebt ſich daher die Frage, welche Gründe hierfür 
beſtimmend ſind, und ob darin nicht eine Zurückſetzung der erſtklaſſigen 
Inlandswechſel liegt. In welchem Umfange Deviſen in die Bar⸗ 
deckung der Noten eingerechnet werden ſollen, iſt im weſentlichen eine 
Frage der Zweckmäßigkeit, die nach den beſonderen Verhältniſſen 
entſchieden werden muß. Zu berückſichtigen bleibt, daß ein tat⸗ 
ſächlicher Goldbeſtand letzten Endes immer die ſicherere Unterlage 
bildet. Bei der Wahl zwiſchen Auslands- und Inlandswechſel iſt 
die Güte und jederzeitige Umwandelbarkeit in Gold keineswegs das 
Entſcheidende für dieſe Übung der Bank, ſondern es kommt allein 
darauf an, ob durch die Rediskontierung der Wechſel ein Zuwachs 
an Gold zu dem Barbeſtand der Zentralnotenbank erfolgt oder nicht. 
Das iſt aber ausgeſchloſſen, wenn inländiſche Wechſel zur Bardeckung 
der Noten dienen würden. Denn die Rediskontierung dieſer Wechſel 
hat, ſoweit dadurch nicht ein Rückſtrömen der Noten zur ausgebenden 
Bank veranlaßt wird, zur Folge, daß das hierfür erforderliche Gold 
dem letzten Goldreſervoir des Landes, den Kaſſen der Zentralnoten⸗ 
bank, entnommen wird. Anders iſt es mit den Deviſen. Sie ſtellen 
kurzfriſtige Goldforderungen auf das Ausland dar, durch deren Ver⸗ 
kauf die Notenbank jederzeit Gold heranziehen kann, ohne den in⸗ 
ländiſchen Geldmarkt zu belaſten. Hierdurch wird eine tatſächliche 
Verſtärkung ihrer Barreſerven herbeigeführt, da der Goldzufluß von 
außerhalb des heimiſchen Wirtſchaftskörpers kommt. 

Nach welchen Grundſätzen vollzieht ſich nun bei der National⸗ 


1 Vgl. Witten, a. a. O. S. 203. 
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bank von Belgien die Deviſenpolitik und die Organiſation des 
Deviſenportefeuilles? Die Deviſenpolitik bildet einen Teil der Bank⸗ 
politik. Die allgemeinen Geſichtspunkte, die für jede bankpolitiſche 
Tätigkeit in Frage kommen, die Sicherheit, Liquidität und Renta⸗ 
bilität, ſind daher auch maßgebend für die Ausführung der Deviſen⸗ 
politik. 

Der Grundſatz der Sicherheit wird bei der Organiſation des 
Deviſenportefeuilles in der Weiſe durchgeführt, daß die Nationalbank 
einmal eine ſorgfältige Ausleſe unter den Auslands wechſeln trifft, 
die ſie für ihre Zwecke ankauft. Dabei kommen in Betracht die 
Zahl und Qualität der Unterſchriften wie die Laufzeit der Wechſel. 
Die Nationalbank diskontiert nur erſtklaſſige Bankakzepte, die mit 
drei Wechſelbindungen verſehen ſind, oder ſolche im ausländiſchen 
Handelsverkehr entſtandenen Wechſel, die außer mindeſtens zwei Ver⸗ 
pflichtungen die Unterſchrift einer Großbank tragen, welche zu dem 
Kreiſe ihrer Korreſpondenten im Auslande gehört. Dieſe Korre⸗ 
ſpondenten, mit denen ſie an den Hauptplätzen, wie London, Paris, 
Berlin, Hamburg, Frankfurt a. M., Cöln, Wien und Amſterdam, in 
Verbindung ſteht, wählt ſie unter den erſten Aktienbanken und den 
angeſehenſten Privatbankiers. Als letztere kommen in Betracht die 
Bankhäuſer Mendelſohn, Bleichröder, Rothſchild, Hambro & Son, 
J. H. Schroeder uſw. Bei einer ſolchen Auswahl ihrer Wechſel⸗ 
ſchuldner findet die Nationalbank eine weitgehende Gewähr für die 
Sicherheit ihrer Golddeviſen, an denen ſie bisher nie einen Verluſt 
erlitten hat. Neben dieſen Geſchäfts verbindungen, in denen die 
hauptſächlichſten Abgeber von Golddeviſen an die Nationalbank ver⸗ 
treten ſind, unterhält ſie noch bei anderen Bankverbindungen im 
Auslande ausſchließlich Goldguthaben, ohne mit dieſen einen Deviſen⸗ 
verkehr zu pflegen. Für dieſe Kategorie kommen namentlich ſolche 
Plätze in Betracht, die für die Deviſenpolitik der Bank von mehr 
nebenſächlicher Bedeutung find, wie New⸗ York, St. Petersburg, 
Madrid, Liſſabon, Mailand, Rom, Kopenhagen, Stockholm, Chriſtiania 
und Bern. Die Unterhaltung von Guthaben an dieſen Plätzen 
erfolgt lediglich im Hinblick darauf, daß die Nationalbank ſich dem 
weitverzweigten Netz des belgiſchen Außenhandels und belgiſcher 
Unternehmungstätigkeit anzupaſſen und ihren Zahlungsverkehr mit 
dieſen Ländern zu erleichtern ſucht. 

Neben der Zahl und Qualität der Unterſchriften iſt für die 
Sicherheit der Wechſel noch die Dauer ihrer Laufzeit beſtimmend. 
Denn je länger dieſe iſt, um ſo unſicherer iſt im allgemeinen der 
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Wechſel, um jo eher kann die Möglichkeit eintreten, daß ein Wandel 
in der Kreditfähigkeit des Wechſelſchuldners ſtattfindet. Vorſicht iſt 
daher bei der Diskontierung von Auslandswechſeln beſonders ge⸗ 
boten, da bei dieſen die Kreditwürdigkeit der Wechſelverbundenen 
weit ſchwieriger zu überwachen iſt als die der inländiſchen Wechſel⸗ 
ſchuldner. Daher kauft die belgiſche Nationalbank regelmäßig nur 
Auslandswechſel mit einer Maximallaufzeit von 100 Tagen, und 
nur in beſonderen Ausnahmefällen, falls dies ihren Abſichten ent⸗ 
ſpricht, nimmt ſie auch über 6 Monate laufende engliſche Schatz⸗ 
wechſel in ihr Golddeviſenportefeuille auf. 


Außer einer ſorgfältigen Auswahl der Deviſen kann der Geſichts⸗ 
punkt der Sicherheit noch weiter durchgeführt werden durch die 
Schaffung eines Riſikoausgleichs. Das iſt von der Nationalbank in 
doppelter Weiſe geſchehen: Zunächſt durch eine Riſikoverteilung inter⸗ 
nationaler Art, indem die Deviſenankäufe unter Berückſichtigung 
der verſchiedenen Länder vorgenommen werden. Die Verteilung der 
Deviſen auf die verſchiedenen Goldwährungsländer vollzieht ſich nach 
Erfahrungsgrundſätzen der Bank. Nach dem Ausweis vom 12. Sep⸗ 
tember 1912 betrug ihr Beſtand an Golddeviſen und Goldguthaben 
im Ausland etwa 175 Mill. Fr., die ſich wie folgt verteilten. Es 
entfielen auf: 


e Se ws 70 Mill. Fr. 

Deutſch lande 55 

Oſterreicg eee 25 

ö Frankreich - Be er ae er Be SE 15 2 
übrige Länder, zum Beiſpiel Rußland, 

Schweiz uw. 10 


Es iſt nun eine typiſche Erſcheinung in der Zuſammenſetzung 
des Deviſenportefeuilles, daß der Hauptbeſtandteil regelmäßig aus 
Wechſeln auf England beſteht. Danach folgt in der Höhe des 
Betrages in den meiſten Fällen die Anlage in deutſchen Wechſeln, 
während es nach den Ausführungen über das enge Verhältnis 
Belgiens zum franzöſiſchen Geldmarkt auffällig erſcheinen muß, daß 
der Beſtand an franzöſiſchen Wechſeln einen verhältnismäßig geringen 
Betrag aufweiſt. Eine Reihe von Gründen iſt für dieſe Politik der 
Nationalbank maßgebend. Belgien profitiert, dank ſeiner geogra⸗ 
phiſchen Lage, in erſter Linie von der Flüſſigkeit des Londoner Gold⸗ 
marktes. Von hier aus kann die belgiſche Zentralbank jederzeit am 
ſchnellſten und billigſten ihren Goldbedarf decken. Die Bank von 
Frankreich gibt kein Gold zu Ausfuhrzwecken ab, von ihr kann ſie 
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nur filberne Fünffrankenſtücke erhalten, die in größeren Beträgen er- 
hebliche Transportkoſten verurſachen. Die höhere Verzinſung der 
engliſchen Deviſen, die im Durchſchnitt etwa 3% bringen, gegenüber 
den franzöſiſchen, die nur einen durchſchnittlichen Nutzen von etwa 
1½ bis 2%)ä abmerfen, gibt der Bank weiterhin Veranlaſſung zu 
der verſchieden ſtarken Ausſtattung der beiden Portefeuilles. Ein 
weiterer Vorteil eines großen Beſitzes an engliſchen Goldwechſeln 
liegt darin, daß die Nationalbank jederzeit in der Lage iſt, engliſche 
Deviſen mittels Arbitrage in Paris zu verkaufen, wo der engliſche 
Wechſel einen großen und guten Markt hat, ſo daß auch ein er⸗ 
heblicheres Angebot der Bank in dieſem Papier ohne großen Kurs⸗ 
druck Aufnahme ſindet. Auf dieſe Weiſe ſchafft ſie ſich auf indirektem 
Wege franzöſiſche Guthaben, über die ſie bei ihrer Politik gegenüber 
dem franzöſiſchen Wechſelkurs disponieren kann. Das ſtarke Porte⸗ 
feuille in deutſchen Goldwechſeln erklärt ſich überwiegend aus der 
günſtigen Verzinſung, die im Durchſchnitt etwa 4% beträgt. Zu 
Arbitragezwecken auf Paris ſind dieſe Wechſel weniger geeignet, da 
der Markt des deutſchen Papiers in Paris verhältnismäßig klein 
iſt und ein größeres Verkaufsangebot einen empfindlichen Kursdruck 
zur Folge haben würde. 

Innerhalb der Verteilung der Deviſen auf die verſchiedenen 
Länder kann noch eine weitere Riſikominderung ſtattfinden. Das 
geſchieht bei der belgiſchen Nationalbank in der Weiſe, daß ſie 
darauf bedacht iſt, ſich einen ſolchen Deviſenvorrat zu bilden, der 
mit den Indoſſamenten der verſchiedenſten Korreſpondenten verſehen 
iſt. Seit etwa 7—8 Jahren verfolgt ſie daher das Prinzip, den 
Kreis ihrer Korreſpondenten im Auslande ſtändig zu erweitern; er 
hat ſich in dieſem Zeitraum von 32 auf 66, alſo mehr als die 
doppelte Zahl, und bis zum September 1913 auf 72 ausgedehnt. 
In dieſer Beziehung kann natürlich keine ſprunghafte Vermehrung 
ſtattfinden, da die Bank in erſter Linie auf unbedingte Solidität 
ihrer ausländiſchen Geſchäftsverbindungen ſehen muß. Mit dem 
Geſichtspunkt der Sicherheit verbindet ſich die weitere Forderung 
nach jederzeitiger Liquidität des Deviſenbeſtandes, die für die erfolg⸗ 
reiche Durchführung der Wechſelkurspolitik von der größten Wichtig⸗ 
keit iſt. Für die Liquidität iſt im weſentlichen beſtimmend, ob eine 
baldige Fälligkeit vorliegt, und ob eine ſtete Verkäuflichkeit der De⸗ 
viſen gegeben iſt. 

Es iſt bereits dargelegt worden, daß, abgeſehen von einem 
Ausnahmefall, die Nationalbank bei ihren Deviſenankäufen nicht 
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über eine Maximallaufzeit von 100 Tagen hinausgeht !. Dieſe 
Ankäufe vollzieht ſie in der Weiſe, daß ſie fortlaufend mit fällig 
werdenden Deviſen rechnen kann. In ihren Jahresberichten macht 
ſie keine beſonderen Angaben über die durchſchnittliche Laufzeit der 
Deviſen; ſie gibt eine ſolche Berechnung nur für ihre geſamten 
diskontierten Wechſel. Für dieſe betrug die durchſchnittliche Laufzeit 
in den Jahren 1908-1912: 


1909. 44 Tage II 46 Tage 
19 99 46 1912 45 
19100 47 


Wichtiger als die baldige Fälligkeit iſt für die Deviſenpolitik die 
jederzeitige Verkäuflichkeit der Wechſel. Eine ſolche Möglichkeit er⸗ 
gibt ſich aber ſchon unmittelbar aus der Qualität der Golddeviſen. 
Sie ſtellen nur erſtklaſſige Privatdiskontwechſel dar, die jederzeit am 
offenen Markt Abſatz finden. 

Aber die Nationalbank iſt in der Fürſorge für die Liquidität 
ihres Golddeviſenportefeuilles noch weiter gegangen, um unter allen 
Umſtänden, auch in Kriſenzeiten, auf eine ſchnelle Realiſierung des 
darin angelegten Kapitals rechnen zu können. Das hat ſie getan, 
weil ſie dieſe Deviſen als einen Beſtandteil ihres Barvorrats behandelt 
und wie dieſen zur Notendeckung verwendet. Dieſen hohen Grad von 
Liquidität erhält das Golddeviſenportefeuille durch den ſogenannten 
Rediskontierungsvertrag?, den die Nationalbank mit jedem ihrer 
Korreſpondenten im Auslande abgeſchloſſen hat. Durch dieſen Ver⸗ 
trag verpflichtet die Bank ihre ausländiſchen Korreſpondenten zur 
jederzeitigen Rediskontierung der mit ihrem Indoſſament verſehenen 
Wechſel vor dem eigentlichen Fälligkeitstermin, ſobald eine ſolche 
Aufforderung von ihr an dieſe ergeht. Die Rücknahme dieſer De⸗ 
viſen erfolgt zu einem Zinsſatz, der den offiziellen Diskontſatz der 
Zentralnotenbank im Lande des Korreſpondenten nicht überſteigen 

1 Vgl. S. 140. 

2 Diefer Vertrag lautet: „X (la firme étrangère) s' engage à r&escompter 
en tout temps les valeurs revètues de son endossement, & un taux qui ne 
peut &tre sup6erieur au taux officiel de la Banque (la Banque centrale 
d’emission du pays du correspondant), et A couvrir la Banque Nationale, 
selon ses instructions, soit en valeurs de change au cours du marché, soit 
en matières d'or ou espèces d'or ayant cours légal, sauf le cas de force 
majeure. Toutefois, la Banque Nationale s'engage à ne pas user de sa 
faculité de r&escompte et à ne pas demander de couvertures pour une somme 
depassant 6 à 8 millions de francs par semaine.“ Documents Parlementaires, 
1900, p. 147. 
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ſoll. Das hat dann beſondere Bedeutung, wenn der Privatſatz 
höher notiert als der offizielle Diskont, wie dies in England häufig 
der Fall ſein kann, wo die Diskontrate der Bank von England nur 
einen Minimalſatz darſtellt, zu dem die Bank diskontieren kann, aber 
den innezuhalten ſie nicht gezwungen iſt. Daher lautet die Verein⸗ 
barung der Nationalbank mit einigen ihrer engliſchen Geſchäfts⸗ 
verbindungen dahin, daß dieſe die an die Bank diskontierten Wechſel 
zum Privatdiskont zurücknehmen, falls dieſer den offiziellen Satz der 
Bank von England überſteigen ſollte. Nach den Beſtimmungen des 
Vertrages kann die Nationalbank den Gegenwert der rediskontierten 
Wechſel in Goldbarren oder Goldmünzen verlangen. Dieſe Klauſel 
kommt zu Zeiten normaler Wirtſchaftsverhältniſſe gegenüber den 
engliſchen, deutſchen, öſterreichiſchen und holländiſchen Deviſen⸗ 
abgebern nicht in Betracht, da dieſe die Forderungen der National⸗ 
bank nur mit dem internationalen Zahlungsmittel, dem Golde, aus⸗ 
gleichen können. Sie iſt dagegen von großer Bedeutung gegenüber 
den franzöſiſchen Korreſpondenten. Von dieſen kann die National⸗ 
bank die Umwandlung ihrer Wechſelforderungen auf Frankreich in 
Gold nur auf Grund dieſer beſonderen Vereinbarung erhalten, da 
die Bank von Frankreich — wie bereits erwähnt — kein Gold zu 
Exportzwecken abgibt. Die Rediskontierung dieſer Wechſel würde 
ohne dieſe Beſtimmung des Vertrages in unterwertigen, ſilbernen 
Fünffrankenſtücken erfolgen, die bekanntlich in beiden Ländern 
Währungsgeld darſtellen. Dieſe Klauſel bietet der belgiſchen Zentral⸗ 
notenbank aber vor allem in Kriſenzeiten eine Gewähr für die Liqui⸗ 
dität ihres Deviſenportefeuilles, beſonders im Falle eines Krieges. 
Sollte zum Beiſpiel bei Gelegenheit kriegeriſcher Verwicklungen 
zwiſchen Deutſchland und Frankreich in beiden Ländern der Zwangs⸗ 
kurs eingeführt werden, ſo ſind die franzöſiſchen und deutſchen 
Korreſpondenten bei der Anwendung der Beſtimmungen des Ver⸗ 
trages verpflichtet, die Nationalbank in Goldmünzen eines anderen 
Landes, zum Beiſpiel in engliſchem, öſterreichiſchem oder ruſſiſchem 
Golde oder in Barren zu decken. Dieſe Deckungsklauſel verliert 
dann ihre Wirkſamkeit, wenn durch höhere Gewalt verurſachte Er⸗ 
eigniſſe es dem Korreſpondenten unmöglich machen, dieſem Verlangen 
nachzukommen. Dieſer Fall wird dann angenommen, wenn durch 
eine Zerſtörung der Verkehrswege eine Verſendung von Gold aus⸗ 
geſchloſſen ſein würde. Der Ausbruch kriegeriſcher Verwicklungen 
wird — wie eben gezeigt — nicht als ein Fall von höherer Gewalt 
angeſehen. Durch dieſe Beſtimmung erhält das Golddeviſenportefeuille 
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der Bank neben einer weitgehenden Sicherheit eine außerordentliche 
Liquidität. Die einzige Beſchränkung, die die Deckungsklauſel ent⸗ 
hält, wonach die Bank von jeder einzelnen ihrer ausländischen Bank⸗ 
verbindungen nicht mehr als für 6—8 Mill. Fr. Rediskontierungen 
wöchentlich verlangen kann, verliert dann an Bedeutung, wenn 
ſie ihre Deviſenankäufe auf möglichſt viele ihrer Korreſpondenten 
verteilt. 

Von dieſer Rediskontierungsklauſel hat die belgiſche National“ 
bank bisher nur zweimal in größerem Umfange Gebrauch gemacht, 
um eine ſchnelle Heranziehung von Gold und Silber aus dem Aus⸗ 
land zu bewirken, nämlich in den Kriſenjahren 1870! und 1906/07. 
Häufiger hat fie eine Teilrealiſierung ihrer Golddeviſen — bis zu 
einem Höchſtbetrage von 30 Mill. Fr. täglich — vorgenommen, die 
ſie ſtets ohne Schwierigkeit ausführen konnte, ſelbſt dann, wenn ſie 
die Einlöſung ihrer Deviſen ausſchließlich in Goldmünzen oder Gold⸗ 
barren verlangte. 

Mit den Grundſätzen der Sicherheit und Liquidität bei der 
Anlage von Bankmitteln ſteht der Geſichtspunkt der Rentabilität 
in Konflikt. Denn der Zinsſatz iſt regelmäßig um ſo höher, je 
größer das Riſiko, je geringer alſo die Sicherheit und Liquidität 
ſind; und umgekehrt verringert ſich der Zinsſatz mit zunehmender 
Sicherheit und Greifbarkeit der Geſchäfte. Bei der Deviſenpolitik 
zeigt ſich nun eine gewiſſe Eigenart der Rentabilitätsgeſtaltung, die 
weſentlich anders verläuft als bei der Anlage von Bankmitteln in 
Inlandswechſeln. Es liegt nämlich im Weſen der Devijenpolitil 
eine Vereinigung von Zins⸗ und Kursgewinn. Denn der Ankauf 
von Deviſen findet in aller Regel dann ſtatt, wenn ein Überangebot 
vorliegt. Dieſes hat nun einen Preisdruck, ein Sinken des Wechſel⸗ 
kurſes zur Folge. In dieſem Falle tritt die Nationalbank, ſchon 
im Intereſſe der Wechſelkursgeſtaltung, als Käuferin auf den Markt, 
um dieſes Überangebot zu den gedrückten Kurſen aufzunehmen. 
Dagegen wird die Bank regelmäßig zu Deviſenverkäufen ſchreiten, 
wenn eine Übernachfrage eintritt. Dieſe zieht ein Steigen der 
Wechſelkurſe nach ſich; und nunmehr iſt die Bank in der Lage, die 
Nachfrage zu erhöhten Kurſen durch Abgabe von Deviſen zu be 
friedigen, die ſie zu niedrigen Kurſen hereingenommen hatte. So 
ſind unter normalen Verhältniſſen bei der Deviſenpolitik Kursverluſte 
ausgeſchloſſen. Sie treten nur dann ein, wenn eine ungeſchickte 


— 


1 Bol. Witten, a. a. O. S. 202. 
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Handhabung dieſer Politik ſich vollzieht oder wenn die Nationalbank 
unter dem Druck beſonders ungünſtiger Verhältniſſe, wie durch den 
Eintritt einer Kriſe, genötigt iſt, plötzliche und umfangreiche Ab⸗ 
gaben vorzunehmen, um eine Verſtärkung ihrer Barmittel zu er⸗ 
reichen. In aller Regel muß jedoch, wie geſagt, zu den Zins⸗ 
gewinnen aus Deviſen noch Kursgewinn hinzukommen; die Tendenz 
dazu iſt zweifellos vorhanden. Einen Überblick über die Gewinn⸗ 
ergebniſſe aus den Golddeviſen gibt die nachfolgende Tabelle für die 
letzten 10 Jahre. Es betrug der Reingewinn! aus: 


| 9 Verhältnis bes 5 

: er geſamten winns aus Deviſen 

Golddeviſen Wechſelanlage zu dem aus den ge⸗ 
ſamten Wechſeln 


in Millionen Franken in Prozent 

1903 4,2 14,4 29,2 
1904 4,3 14,4 30,0 
1905 8,7 14,5 25,5 
1906 8,0 15,3 19,6 
1907 2,8 15,8 17, 

1908 8,6 15,4 23.4 
1909 3,8 15,3 24,8 
1910 1,7 15,2 11,3 
1911 1,5 14,9 10,0 
1912 1,6 14,2 11,3 


Außer ihren eigenen Auslandwechſeln ſtehen der belgischen 
Nationalbank noch die Deviſenportefeuilles des Staates und der 
ſtaatlichen Sparkaſſe als Mittel für ihre Deviſenpolitik zur Ver⸗ 
fügung“. Nach einer Mitteilung des belgiſchen Finanzminiſteriums 
betrug der Beſtand des ſtaatlichen Deviſenportefeuilles im Jahres- 
durchſchnitt: 


1910 ..... 26,1 Mill. Fr. 
19111. 18,5 
1912 49 = 


Das Deviſenportefeuille der Sparkaſſe“ belief fih im Jahres⸗ 
durchſchnitt: 


1910 auf . . 112,4 Mill. Fr. 
1911 . 108,9 
1912 120 „ 


1 Die Zahlen ſind entnommen den Jahresberichten der Bank. 

2 Siehe Näheres im vorigen Heft S. 203 ff. 

2 Bgl. Caisse Générale d'Epargne et de Retraite, Compte Rendu pour 
Pannse, 1912. 


Schnellers Jahrbuch XLII 344. 10 
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Dieſe beiden Portefeuilles, die der Verwahrung und Verwaltung 
der Bank unterſtehen, ſetzen ſich ausſchließlich aus Goldwechſeln auf 
das Ausland zuſammen. Sie ſind im weſentlichen im Wege der 
Rediskontierung aus den Beſtänden der Bank hervorgegangen. Hin⸗ 
ſichtlich ihrer jederzeitigen Umwandlungsmoͤglichkeit in Gold gelten 
gegenüber den ausländiſchen Korreſpondenten, von denen ſie ſtammen, 
die gleichen Vertragsbedingungen wie gegenüber dem „Portefeuille 
Or“ der Nationalbank. Die Möglichkeit der Disponierung über die 
Deviſen des Staatsſchatzes und der Sparkaſſe, die an die Zuſtim⸗ 
mung des Finanzminiſters bzw. der Direktion der Caisse Générale 
gebunden iſt, kann zeitweilig für die Politik der Nationalbank von 
großer Bedeutung ſein. Da es ſich hierbei nur um Golddeviſen 
handelt, ſo beſitzt ſie darin eine zweite Goldreſerve, die ſie jederzeit 
im Intereſſe des belgiſchen Wirtſchaftslebens nutzbar machen kann. 
Sie kann über dieſe Deviſen verfügen entweder durch Rückkauf oder 
dadurch, daß ſie die disponierten Beträge durch erſtklaſſige belgiſche 
Wechſel erſetzt. In Fällen, wo ihre eigenen Mittel zu ihren deviſen⸗ 
politiſchen Maßnahmen gegenüber der Geſtaltung eines beſtimmten 
Wechſelkurſes nicht ausreichen, iſt ſie in der Lage, die ihr zu dieſem 
Zweck geeignet erſcheinenden Wechſel der Beſtände des Staates und 
der Sparkaſſe zurückzukaufen oder ſie auszutauſchen gegen eigene 
andere Deviſen in gleichem Betrage, für die ſie im Augenblick weniger 
Intereſſe hat. Dieſe Vorgänge des Rückkaufs und Austauſchs haben 
während der letzten fünf Jahre zur Unterſtützung der Deviſenpolitik 
der Nationalbank mehrfach ſtattgefunden. 


4 


Durch die Anſammlung ſo beträchtlicher Beſtände an Auslands⸗ 
forderungen vereinigt die belgiſche Nationalbank zweifellos eine be⸗ 
trächtliche wirtſchaftliche Macht in ihrer Hand. Dieſe Tatſache 
läßt für die weitere Unterſuchung zwei Hauptfragen zur Beant⸗ 
wortung offen: 

In welcher Weiſe kann die Bank dieſen wirtſchaftlichen Macht⸗ 
faktor zur Geltung bringen, d. h. welche wirtſchaftliche Be⸗ 
deutung haben die Deviſen und die Deviſenpolitik? 

Welche Erfolge hat ſie mit ihrer Deviſenpolitik auf Grund des 
großen Deviſenbeſtandes bisher erzielt? Die Beantwortung der 
zweiten Frage ſoll Gegenſtand des letzten Kapitels ſein. 

Die privatwirtſchaftlichen Vorteile, die mit einem umfangreichen 
Beſitz an kurzfriſtigen Forderungen auf das Ausland verknüpft ſind, 
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kommen im weſentlichen in ihrer Eigenſchaft als „zinstragende 
Kalle” zum Ausdruck, für welche eine jederzeitige Umwandlungs⸗ 
möglichkeit in Bargeld gegeben iſt. Die volkswirtſchaftliche Be⸗ 
deutung beſteht darin, daß es der Bank auf dieſer Grundlage möglich 
iſt, durch eine planmäßige Handhabung von Aufnahme und Abgabe 
der Deviſen einen Einfluß auf die Geſtaltung der ausländiſchen 
Wechſelkurſe zu gewinnen. Von welcher Wichtigkeit eine ſolche 
Möglichkeit für das belgiſche Wirtſchaftsleben iſt, haben frühere 
Darlegungen über die für Belgien dauernd ungünſtigen Wechſelkurſe 
hinreichend ergeben !. 

In welcher Weiſe iſt nun eine Einwirkung auf den Stand der 
Deviſenkurſe möglich? „Da auch der Wechſelkurs ein durch Angebot 
und Nachfrage beſtimmter Preis iſt, ſo ergibt ſich als das Nächſt⸗ 
liegende eine Beeinfluſſung des Wechſelkurſes durch Anderung des 
ihn beſtimmenden Verhältniſſes von Angebot und Nachfrage.“ Das 
Verhältnis zwiſchen dieſen den Wechſelkurs beſtimmenden Faktoren 
ergibt ſich aus dem jeweiligen Stand der wechſelſeitigen Forderungen 
und Verpflichtungen, die aus den wirtſchaftlichen Beziehungen zweier 
Länder hervorgehen. Solange ſich dieſe aufheben, kann ein voll⸗ 
ſtändiger Ausgleich zwiſchen ihnen ſtattfinden vermittels der auf 
beiden Seiten entſtehenden gleichen Menge von Wechſelforderungen. 
Die Ausgleichung muß ſich unter dieſen Umſtänden vollziehen zu 
einem Preis (Wechſelkurs), der der Parität, d. h. dem Gleichungs⸗ 
punkt zwiſchen den Währungen der beiden Länder entſpricht, der 
ſich aus der Wertgleichheit ihrer Geldeinheiten ergibt. Regelmäßig 
beſteht aber ein Mißverhältnis in der Höhe der wechſelſeitig zu 
leiſtenden Zahlungen. Dann wäre die einfache Folgerung die Aus⸗ 
gleichung des Saldos durch Verſchickung von Bargeld in das 
Gläubigerland. Wenn zu einem gegebenen Zeitpunkt die belgiſche 
Ausfuhr nach Deutſchland ſo bedeutenden Umfang annimmt, daß die 
Zahlungsverpflichtungen Deutſchlands gegenüber Belgien überwiegen, 
fo werden von belgiſchen Kaufleuten und Induſtriellen mehr Wechſel 
auf Deutſchland gezogen und auf den Markt gebracht werden, als 
zum Zwecke des Ausgleichs der deutſchen Forderungen an Belgien 
auf dem belgiſchen Markte verlangt werden. In dieſem Falle hat 
das belgiſche Geſchäftsleben Schwierigkeiten bei der Unterbringung 
ſeiner Wechſel auf Deutſchland. Denn das die Nachfrage nach 


1 Siehe im vorigen Heft S. 222 ff. 
2 Bgl. Schumacher, a. a. O. S. 162. 
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dieſen Deviſen überſteigende Angebot hat zur Folge, daß der deutſche 
Wechſelkurs an der Brüſſeler Börſe in ungünſtiger Weiſe von der 
Parität abweicht, d. h. daß der Kurs ſinkt. Die Inhaber dieſer 
Wechſel würden alſo bei einem Verkauf derſelben einen Verluſt er⸗ 
leiden. Für diejenigen, die aus Mangel an Abſatzfähigkeit ihrer 
deutſchen Wechſel auf dem belgiſchen Markte dieſe nach Deutſchland 
zur Einlöſung ſchicken und ſich von dort den Gegenwert in Bargeld 
kommen laſſen, ergibt ſich ebenfalls ein Verluſt durch Kürzung des 
Wechſelbetrages um Verſendungs⸗ und Verſicherungsſpeſen. Wenn 
umgekehrt in einem gegebenen Augenblicke die Forderungen Deutſch⸗ 
lands ſeine Verpflichtungen gegenüber Belgien übertreffen, dann wird 
auf dem belgiſchen Geldmarkte eine Mehrnachfrage nach deutſchen 
Zahlungsanweiſungen entſtehen. Das hat natürlich die umgekehrte 
Wirkung wie im erſten Falle, es erfolgt ein Abweichen des deutſchen 
Wechſelkurſes von der Parität nach oben, d. h. der Kurs ſteigt. 
Unter dieſen Umſtänden erleiden diejenigen belgiſchen Kaufleuten 
einen Verluſt, die eine Barregulierung vornehmen, oder die ſich bereit⸗ 
finden müſſen, um die Koſten der Bargeldſendung zu vermeiden, 
einen höheren Kurs zu zahlen. In beiden Fällen iſt nun die 
Nationalbank in der Lage, vermöge ihres Deviſenvorrats zugunſten 
des belgiſchen Wirtſchaftslebens vermittelnd einzugreifen. Indem 
ſie im erſten Falle, wo der Wechſelkurs auf Deutſchland unter 
Parität notierte, einen Teil ihrer Barmittel dazu verwendet, deutſche 
Deviſen am offenen Markt zu kaufen, erreicht ſie durch die Anderung 
auf ſeiten der Nachfrage ein Anziehen des Kurſes. Im zweiten Falle, 
wo der Kurs der deutſchen Deviſen über Parität ſtieg, vermag die 
Nationalbank als Verkäuferin deutſcher Valuten aus ihrem Porte⸗ 
feuille auf dem Markte zu erſcheinen und durch die Vermehrung des 
Angebots ein Sinken des Wechſelkurſes zugunſten ihres Landes zu 
bewirken. Gleichzeitig verhindert ſie durch dieſe Maßnahmen den 
Abfluß des Goldes aus Belgien zu Zeiten, wo der deutſche Einfuhr⸗ 
überſchuß über die belgiſche Ausfuhr nach Deutſchland den Stand 
der deutſchen Wechſelkurſe in einem ſolchen Sinne beeinfluſſen würde. 

Ein Auszug aus dem Bericht des Gouverneurs der National⸗ 
bank in der Sitzung vom 29. April 1899 gibt ein Beiſpiel für den 
letzten Fall und zeigt die Richtlinien, in welchen ſich die Maßnahmen 
der Bank bewegten . Anfangs April 1899 zog der Wechſelkurs auf 

I Extrait du Rapport présenté par M. le Gouverneur au Conseil général 


de la Banque Nationale dans sa Seance du 29 avril 1899. Documents Par- 
lementaires 1900, p. 210 ff. 
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Paris zufolge geſteigerter Nachfrage nach dieſem Papier beſtändig an. 
Das Agio erhöhte ſich in kurzer Zeit auf 2½ und ſchließlich auf 
3 pro Mille, d. h. es waren zum Kauf eines Schecks auf Paris 
100,25 bzw. 100,30 Fr. belgiſcher Währung erforderlich. Infolge⸗ 
deſſen beobachtete die Verwaltung der Nationalbank einen ſteigenden 
Metallabfluß aus Belgien nach Frankreich. Allein in Antwerpen 
waren dem Barvorrat ihrer dortigen Niederlaſſung innerhalb 4 Wochen 
mehr als 15 Mill. Fr. entzogen worden; an einigen Tagen belief 
ſich die Entnahme auf mehr als 2 Mill. Fr. Um einen weiteren 
Metallabfluß zu verhindern, gab die Nationalbank ihren haupt⸗ 
ſächlichſten engliſchen und deutſchen Korreſpondenten die Anweiſung, 
ihr den Gegenwert aus ihren fällig werdenden Deviſen nicht mehr 
in engliſchen oder deutſchen Zahlungsanweiſungen, ſondern in Rimeſſen 
auf Paris zu überweiſen. Dieſe Operationen vollzogen ſich mit großer 
Pünktlichkeit. Um ihren eigenen Barbeſtand zu verſtärken und der 
erneuten Nachfrage nach Bargeld entſprechen zu können, ließ ſich die 
Bank auf Grund ihrer Zahlungsanweiſungen auf Paris von dort 
Fünffrankenſtücke ſchicken, mit denen ihre Noten einzulöſen ſie bekanntlich 
geſetzlich berechtigt iſt. Mehrere Wochen hindurch haben die Pariſer 
Korreſpondenten der Bank, gegen die ſie Transaktionen von London, 
Berlin und Hamburg hatte ausführen laſſen, ihr täglich Bargeld⸗ 
ſendungen zugeführt. In welchem Umfang ſich dieſe Maßnahmen 
vollzogen, geht hervor aus der beträchtlichen Verminderung des 
Deviſenportefeuilles der Bank, deſſen Beſtand innerhalb eines Monats 
von 123 Mill. auf 97 Mill. Fr. ſank. Auf dieſe Weiſe war es der 
Nationalbank möglich, durch eine teilweiſe Realiſierung ihrer Aus⸗ 
landwechſel ohne Anwendung der Beſtimmungen des Rediskontierungs⸗ 
vertrags gegenüber ihren Korreſpondenten, das Agio herabzudrücken 
und zu bewirken, daß der franzöſiſche Wechſelkurs mehrere Wochen 
hindurch auf Pari ſtand !. 

In ähnlicher Weiſe gehen gegenwärtig faſt täglich umfangreiche 
deviſenpolitiſche Operationen von der belgiſchen Nationalbank zum 
Zwecke einer bewußten Wechſelkursregulierung aus. Ihre Dispoſi⸗ 
tionen, die auf dieſen Zweck gerichtet ſind, erreichen häufig an einem 
Tage eine Höhe von 30 Mill. Fr. und darüber. Dieſer große Um⸗ 
ſatz iſt darauf zurückzuführen, daß die Aufgaben der Deviſenpolitik 
in den letzten Jahren in Anbetracht des ſich mehr und mehr ver⸗ 
ſteifenden Agios auf die Wechſelkurſe bedeutend erſchwert worden 


1 Der niedrigſte Kurs des Wechſels auf Paris war in dieſem Jahre 99, 90. 
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find. Weshalb die Nationalbank trotz ihrer großen Deviſenbeſtände 
dieſer Erſcheinung gegenüber verhältnismäßig machtlos iſt, ſoll uns 
noch beſchäftigen. 

Der Hauptzweck der Deviſenpolitik, eine Beeinfluſſung der 
fremden Wechſelkurſe zu ermöglichen, hängt aufs engſte zuſammen 
mit ihrer wirtſchaftlichen Bedeutung für die Diskontpolitik. Dieſe 
zeigt ſich in doppelter Richtung. Die Deviſenpolitik bildet das 
wirkſamſte Hilfsmittel zur Unterſtützung der diskontpolitiſchen Maß⸗ 
nahmen einer Zentralnotenbank, ſoweit dieſe darauf gerichtet ſind, 
die internationalen Goldſtrömungen zu beeinfluſſen. Denn die Hand⸗ 
habung der Diskontſchraube und die Bewegung der Derviſenkurſe 
ſtehen in Wechſelwirkung miteinander. Wenn der Diskontſatz im 
Inlande weſentlich niedriger ſteht als die Bankſätze im Auslande, ſo 
liegt bei normalen Wirtſchaftsverhältniſſen die Gefahr des Abſtrömens 
inländiſcher Kapitalien ins Ausland zum Zwecke der Nutzung der 
günſtigeren Verzinſung vor. In einem ſolchen Falle hat die dann 
entſtehende Mehrnachfrage nach Wechſeln auf das Ausland ein An⸗ 
ziehen des Wechſelkurſes zur Folge. Erhöht die inländiſche Zentral⸗ 
notenbank dagegen ihren Diskontſatz, und folgen die Marktdiskont⸗ 
ſätze, die den Stand der fremden Wechſelkurſe maßgebend beeinfluſſen, 
der geſteigerten Bankrate, dann pflegen in aller Regel unter gleichen 
Verhältniſſen große Beträge aus allen Ländern, in denen die Diskont⸗ 
ſätze niedriger ſind, Anlage in Wechſeln auf das Inland zu ſuchen. 
Eine höhere Bewertung der inländiſchen Valuta im Ausland ift. die 
Folge, während die Wirkung für das Inland ſich in umgekehrter 
Richtung äußert, die Deviſenkurſe ſinken, und die Gefahr des Gold⸗ 
exportes wird beſeitigt oder zum wenigſten ſtark gemindert. „Alle 
Diskonterhöhungen, die durch die Beziehungen des Binnengeldmarktes 
zum Ausland bedingt ſind, bezwecken in der Hauptſache immer die 
Beeinfluſſung der fremden Wechſelkurſe und damit die internationalen 
Goldbewegungen zum Schutze oder zur Stärkung der heimiſchen 
Goldreſerven !.“ 

Aber die Maßnahmen der Diskontpolitik ſind ſtets, auch wenn 
ſie als Schutzmittel gegen die Anſprüche des Auslandes angewandt 
werden, für das innere Wirtſchaftsleben eines Landes von weit⸗ 
tragender Bedeutung. Sie wirken, je nachdem eine Erhöhung oder 
Ermäßigung des Diskontſatzes ſtattfindet, ſtörend oder fördernd in 
erſter Linie auf die kreditbedürftigen Kreiſe und berühren vielfach 


1 Vgl. von Lumm, a. a. O. Nr. 9, S. 133. 
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auch Teile der Volkswirtſchaft, die mit der Diskontveränderung un⸗ 
mittelbar nichts zu tun haben. Je mehr daher die Geldmarkt⸗ 
verhältniſſe eines Landes von der Geſtaltung der Auslandsmärkte 
abhängen, um ſo ſtärker entſteht das Bedürfnis nach Hilfsmitteln, 
welche geeignet ſind, die Maßnahmen der Diskontpolitik wenigſtens 
zeitweiſe erfolgreich zu erſetzen, ohne nachteilige Rückwirkungen auf 
die Bewegungen des heimiſchen Wirtſchaftslebens auszuüben. Das 
Bedürfnis nach einem ſolchen Hilfsmittel tritt beſonders ſtark, ſtärker 
als anderswo, hervor bei der belgiſchen Zentralnotenbank. Das 
hängt — wie früher eingehend dargelegt! — zuſammen mit der 
großen Abhängigkeit Belgiens vom Auslande, beſonders von ſeinen 
großen Nachbarländern. Während in Deutſchland, England und 
Frankreich der gewaltige Umfang der inländiſchen Kreditbedürfniſſe 
überwiegend entſcheidend für eine Veränderung des offiziellen Bank⸗ 
ſatzes iſt, hat dieſer Faktor für die Diskontpolitik der belgiſchen 
Nationalbank nur eine nebenſächliche Bedeutung. Ihre Diskont⸗ 
regelung erfolgt überwiegend im Hinblick auf die vom Auslande an 
den belgiſchen Geldmarkt herantretenden Anſprüches. Von den 
33 Diskonterhöhungen, die die deutſche Reichsbank in der Zeit von 
1891 bis 1910 vorgenommen hat, ſind nur 3 im weſentlichen wegen 
Goldabfluſſes ins Ausland oder zu deſſen Verhinderung erforderlich 
geweſen, und zwar 1 im Jahre 1898 und 2 im Oktober und November 
des Kriſenjahres 1907. In 9 Fällen erfolgte die Heraufſetzung des 
Diskontſatzes wegen gleichzeitigen Anwachſens der inländiſchen wie 
der ausländiſchen Anſprüche. Dagegen war in allen übrigen Fällen 
der geſteigerte inländiſche Geldbedarf maßgebend für die Erhöhung 
des Bankſatzes. Die Diskonterhöhungen der belgiſchen Nationalbank 
während der letzten 15 Jahre ſind vornehmlich auf die von Frank⸗ 
reich jeweilig ausgehenden Geldentziehungen und daneben auf eng⸗ 
liſche Goldanſprüche zurückzuführen. 

Zwiſchen den beginnenden Goldabfluß und die Anwendung des 
wirkſamſten Gegenmittels, der Diskonterhöhung, ſchiebt ſich nun ge⸗ 
wiſſermaßen vermittelnd die Deviſenpolitik ein. Denn ſobald größere 
Bargeldentnahmen bei der Nationalbank bemerkbar werden, vermag 
ſie auf Grund ihres Beſtandes an Auslandswechſeln die entſprechen⸗ 
den Gegenmaßnahmen auszuführen, indem ſie das darin angelegte 


1 Vgl. Witten, a. a. O. S. 220 ff. 
2 Bol. „Die Reichsbank von 1876— 1910“, Organiſation und Geſchäfts⸗ 
verkehr ſtatiſtiſch dargeſtellt, S. 222. 
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Kapital in Geſtalt von Gold und Silber aus dem Ausland heran⸗ 
zieht. Auf dieſe Weiſe iſt es ihr häufig möglich geweſen, eine 
Diskonterhöhung im Intereſſe des belgiſchen Wirtſchaftslebens auf⸗ 
zuſchieben oder gar hintanzuhalten, wenn eine Veranlaſſung dazu 
gegeben war durch die Rückwirkung der Geldmarktverhältniſſe des 
Auslandes anf die Geſtaltung des heimiſchen Marktes. So iſt die 
Diskontpolitik der belgiſchen Nationalbank durch ihre umfangreiche 
Derviſenpolitik weſentlich erleichtert und bis zu einem gewiſſen Grade 
unabhängig geworden von den diskontpolitiſchen Entſchließungen 
der übrigen Notenbanken. Darin liegt das Spezifiſche der Deviſen⸗ 
politik als Hilfsmittel zur Unterſtützung der Diskontpolitik. 

Die Wirkſamkeit der Deviſenpolitik als diskontpolitiſches Hilfs⸗ 
mittel hat ſich beſonders erwieſen während der heftigen Geldkriſis 
des Jahres 1907. Während die deutſche Reichsbank mit einem 
7 prozentigen Diskontſatz (ſeit dem 18. Dezember 1906) in das Jahr 
1907 eintrat, den ſie bis zum 22. Januar aufrechterhielt, und die 
Bank von England vom 19. Oktober 1906 bis zum 17. Januar 1907 
einen offiziellen Satz von 6 /p erklären mußte, konnte die belgiſche 
Nationalbank in der Zeit vom 12. Dezember 1906 bis zum 
18. März 1907 mit einem Bankſatz von 4% gegenüber 5% der 
Niederländiſchen Bank (vom 11. Oktober 1906 bis 11. März 1907) 
und 3% der Bank von Frankreich (vom 31. Dezember 1906 bis 
20. März 1907) auskommen. Die deutſche Reichsbank ſchloß das 
Jahr 1907 mit einem Diskont von 7½ % (ſeit dem 8. November 
d. J.), die Bank von England mit 7% (ſeit dem 7. November d. J.), 
wohingegen die belgiſche Zentralnotenbank 6% (ſeit dem 8. November 
d. J.) behaupten konnte gegenüber 5 %o in Holland (ſeit dem 
30. April. d. J.) und 4% in Frankreich (ſeit dem 7. November d. J.) 1. 
Der durchſchnittliche Diskont während dieſes Kriſenjahres betrug in: 


Beige Ei 4,94 % 
Deuiſchlannnnd d. 6,03 % 
Englanddʒdd 2er nn 4,93 % 
Soland 2. s 5,10 % 
Sranlriih. 2: 2 2200. 3,46 % 


1 Ein Vergleich der belgiſchen Diskontſätze mit den franzöſiſchen iſt 
ſchlechterdings unmöglich. Die Bank von Frankreich profitiert in hohem Grade 
von der außerordentlichen Flüſſigkeit des franzöſiſchen Geldmarktes und von 
ihrem ſtarken Goldvorrat. Daher ſteht ſie in ihrer Diskontpolitik ohnehin weit 
günſtiger als irgendeine andere Zentralnotenbank. 
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Die nachfolgende Tabelle! gibt einen vergleichenden Überblick über 
die Entwicklung der Diskontſätze in Belgien, Deutſchland, England, 
Frankreich und Holland während der letzten 10 Jahre: 


Nationalbank Deutſche Bank von Bank von Niederländi⸗ 


von Belgien [Reichsbank England Frankreich ſche Bank 
var 25 Eg S sg rg f f b &2i8, 
35 20 36 is |80 & 80 & 20 30 S 30 30 

K 2 * |: 5 1 
1903 3174400 3,00 8,84 4,00 3,50 3,754, 00 3.00 3,40 3.5000 
1904 3,003.00 3,00 4, 225,004, 003,304,008, 00 3,24 3,50 8,00 
19053, 174,00 8,00 3,82 6,00, 3.00 8,0 14,00 2,50 2, 6803,00 2,50 
1906 | 3.84 4,50 3,50 5,15 7,00 4,50] 4,27 6.00 3,50 4115,00 3,00 
1907 4,94 6,00 4,00 6,08 7,50 5,50 4,93|7,00 4,00 5,10 6,00 5,00 
1908 3,57 6,00 3.00 4, 767,504, 00 3,01 7,002,50 3,38 5,0008,00 
1909 8, 11.3,50 f,0 8.93 5,00 3,50 8,10 5.00 2.50 2.88 3,00 2,50 
1910 4.115,00 3,50 4,35 5,004.00 3.725,00 3,00 4, 235,00 3,00 
19111 4,165.50 3,50 4,40 5,00 4,008,474, 50 3,00 3,454,008, 00 
1912 4,49 5,004, 00 4,806,004, 503,755, 003,00 4,00 700 400 


Zur Ergänzung der vorſtehenden Tabelle gibt die nächſte Zuſammen⸗ 
ſtellung einen Überblick über die Dauer der einzelnen Diskontſätze 
bei den zum Vergleich herangezogenen Zentralnotenbanken während 
des Jahrzehnts 1903— 1912. Es beſtand ein Diskontſatz' von: 


8% 


wiſchen 
und darunter 3% und 4% über 4% 


1 II III 
in Belgien. . 1553 Tage 1278 Tage 769 Tage 
„Deutſchland . 196 - 1608 1798 
„England. 1608 1399 585 
„Holland.. 1525 1299 778 
„Frankreich 2989 611 =» — 


Von dem zugrunde gelegten zehnjährigen Zeitraum entfallen auf die 
verſchiedenen Diskontſätze: 


1 II III 
in Belgien 43,1% 35,5% 21,4 9/0 
„Deutſchland 5,4% 44,6 % 50,0 % 
„England. 44,6 % 88,9% 16,5 % 
„Holland 42,4% 36,0% 21,6 % 
„Frankreich. 88,0% 17,0% — 


— —— 


1 Entnommen dem Statiſtiſchen Jahrbuch für das Deutſche Reich, 1912. 

2 Dieſe Tabellen ſind berechnet nach den Angaben über die Dauer der 
Diskontſätze bei den verſchiedenen Notenbanken in den Rapports annuels de 
Banque Nationale de Belgique (1903 1912) 
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Dieſe Ziffern zeigen eine faſt übereinſtimmende Dauer der 
gleichen Diskontſätze bei den beiden kleineren Noteninſtituten Belgiens 
und Hollands. Die Diskontſätze der Nationalbank ſind weſentlich 
günſtiger als die der deutſchen Reichsbank und nur unwdeſentlich 
ungünſtiger als die der Bank von England. Dieſes Ergebnis hat 
die belgiſche Zentralnotenbank erzielt auf Grund ihrer umfangreichen 
Deviſenpolitik, die die Maßnahmen ihrer Diskontregelung ſtets in 
wirkſamer Weiſe ergänzt hat. 

Indem die Deviſenpolitik dahin wirkt, Diskonterhöhungen 
hinauszuſchieben oder unter Umſtänden gar zu vermeiden, trägt ſie 
dazu bei, der Diskontregelung einer Notenbank ein gewiſſes Maß 
von Stetigkeit zu verleihen. Ein ſtarker Vorrat an Auslands⸗ 
wechſeln wirkt gewiſſermaßen wie ein Puffer zwiſchen der aus⸗ 
ländiſchen Goldnachfrage und dem Barbeſtand der Zentralnotenbank. 
Da das Golddeviſenportefeuille der belgiſchen Nationalbank ſich nur 
aus erſtklaſſigen Werten zuſammenſetzt, deren Sicherheit und jeder⸗ 
zeitige Realiſierbarkeit unbedingt garantiert ſind, ſo iſt ſie in weit⸗ 
gehendem Maße in der Lage, einem plötzlich auftretenden Goldabfluß 
entgegenzuwirken durch Abgabe ihrer Goldwechſel und Einziehung 
ihrer ausländiſchen Goldguthaben, ohne ihren Barſchatz von vorn⸗ 
herein durch die Erhöhung ihrer Diskontrate verteidigen zu müſſen. 
Während der letzten 10 Jahre hat fie insgeſamt 28 Disfont- 
veränderungen vorgenommen, während die deutſche Reichsbank inner⸗ 
halb dieſes Zeitraumes zu 37, die Bank von England ſogar zu 
50 Veränderungen ihrer Bankrate genötigt waren . Die Zahl der 
Diskonterhöhungen betrug in dieſer Zeit in Belgien 13, in Deutſch⸗ 
land 15 und in England 212. Zur Beurteilung der Stetigkeit der 
Diskontſätze find in der nachfolgenden Tabelle? die Spannungen 
zwiſchen dem durchſchnittlichen Maximaldiskontſatz für die erwähnte 
10 jährige Periode (1903—1912) berechnet e Im Durchſchnitt 
dieſes Jahrzehnts betrugen für: 


Maximal⸗ Minimal⸗ Spannung 


diskontſatz diskontſatz zwiſchen beiden 
e ah ‚65 % 3,35 % 1,380 % 
De chland 5,70% 3,95 % 1,75 % 
England 5,25 0% 3,10 % 2,15 % 
an . .. . . 335% 3,05 % 0,30 % 
olland 4, 20⁰ / 3,20% 1,00 % 


1 Die Zahl der Diskontveränderungen betrug in dieſer Zeit bei der Bank 
von Frankreich 8, bei der Niederländiſchen Bank 21. 

2 In Frankreich 5, in Holland 10 Diskonterhöhungen. 

2 Dieſe Tabelle iſt berechnet nach den entſprechenden Angaben im Sta- 
tiſtiſchen Jahrbuch für das Deutſche Reich. Vgl. Tabelle S. 153. 
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Die größte Spannung zwiſchen dem höchſten und niedrigſten Bank⸗ 
ſatz innerhalb eines Jahres beſtand in dieſer Periode in 


Belgien mit 3% im Jahre 1908. (Max. 6% — Min. 30%) 
Deutſchland⸗ 3½ % —l 19008 ( 7½%%f — . 4%) 
England „ 4½ % 1908 0 6% — 21/2 /) 


Frankreich 10% i. d. J. 1907, 1908, 19120 4% — - 3%) 
Holland 20% 1906, 1908, 1910 0 5% — 8%) 
Aus dieſen Zuſammenſtellungen geht hervor, daß die belgiſche 
Nationalbank bezüglich der Zahl ihrer Diskontveränderungen wie der 
Größe der Schwankungen innerhalb ihrer Diskontſätze eine größere 
Stabilität erreicht hat, als dieſe in der Diskontpolitik der deutſchen 
und engliſchen Notenbank zutage tritt. Sie wird in dieſer Hinſicht 
übertroffen von der Bank von Frankreich und der Niederländiſchen 
Bank, deren diskontpolitiſche Entſchließungen durch die große Flüſſig⸗ 
keit ihrer Geldmärkte begünſtigt werden. Dabei iſt natürlich die 
Höhe des offiziellen Bankſatzes zu berückſichtigen, der — wie aus 
einer früheren Tabelle! erſichtlich — durchſchnittlich in Belgien 
weſentlich niedriger als in Deutſchland und ungefähr auf gleicher 
Höhe wie in England und Holland notiert. 

Die Erfolge, die die belgiſche Nationalbank in der Regelung 
ihres Diskontſatzes, ſowohl was ſeine Höhe wie auch das Maß 
ſeiner Stetigkeit anlangt, erzielt hat, verdankt ſie im weſentlichen 
der Unterſtützung durch ihre deviſenpolitiſchen Operationen. „Auf 
die Dauer kann freilich ſelbſt die mächtigſte Notenbank mit dieſen 
Maßnahmen weder den Diskont niedriger halten, noch die inter⸗ 
nationalen Goldbewegungen beeinfluſſen, denn dieſe bilden den letzten 
Ausgleich der Zahlungsbilanz und ſind daher nicht ganz zu ent⸗ 
behren .“ Aber die Erreichung dieſes Zieles kann auch nicht den 
Endzweck der Deviſenpolitik bilden, „die Notenbank braucht nicht 
allen Schwankungen des internationalen Geldmarktes durch Diskont⸗ 
veränderungen Rechnung zu tragen. Es wird vielmehr in der Haupt⸗ 
ſache darauf ankommen, daß ſie ihren Diskont im allgemeinen auf 
einer Höhe zu halten ſucht, die den Kapitalverhältniſſen des Landes 
im Vergleich zu anderen Ländern entſpricht““. Dazu bieten die 
Maßnahmen der Deviſenpolitik der belgiſchen Nationalbank zweifel⸗ 
los ein wertvolles Hilfsmittel. Wenn aber ihr Vorrat an Auslands⸗ 
wechſeln erſchöpft iſt, und der Stand der Wechſelkurſe auf jenem 


1 Bel. S. 153. 
1 Bol. von Lumm, a. a. O. S. 166. 
® Ebenda S. 166. 
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Punkte beharrt, der den Abfluß des inländiſchen Goldes begünftigt, 
dann bleibt ihr als ultima ratio nur noch die Diskonterhöhung 
übrig. „Greifen ihre Maßnahmen auch oft, zumal wenn hohe 
Diskontſätze lang andauern, ſtörend und hemmend ein in das ganze 
Wirtſchaftsleben eines Volkes, auch in die Teile, die unmittelbar 
mit der Urſache der Diskontſteigerung nichts zu tun haben, fo iſt 
ſie doch als letztes und wirkſamſtes Mittel der Erhaltung und Ver⸗ 
teidigung der Währung eines Landes unentbehrlich !.“ 


5 


In welchem Maße iſt es der Nationalbank von 
Belgien nun gelungen, mit Hilfe ihrer Deviſenpolitik 
die Geſtaltung der ausländiſchen Wechſelkurſe zu be- 
einfluſſen? Bevor dieſe Frage beantwortet werden kann, muß 
man ſich darüber klar werden, inwieweit es möglich iſt, devi ſen⸗ 
politiſche Maßnahmen im Wechſelkurs zum Ausdruck zu bringen. 
Der ganze internationale Zahlungsausgleich vollzieht ſich, abgeſehen 
von Schecks und Cable transfers, in der Hauptſache durch erſt⸗ 
klaſſige, börſengängige Wechſel, deren Bonität im internationalen 
Verkehr als unbedingt unzweifelhaft gilt. Dieſe Wechſel werden 
gehandelt auf dem Privatdiskontmarkt. Der bei ihrer Diskontierung 
zur Anrechnung gelangende Satz iſt der Privatdiskontſatz oder Markt⸗ 
diskontſatz, der in Anbetracht der beſonderen Qualität des Wechſel⸗ 
materials gewöhnlich niedriger iſt als der offizielle Bankſatz. Die 
Privatdiskontſätze ſind alſo maßgebend für die Geſtaltung der fremden 
Wechſelkurſe. Jede Veränderung des Privatdiskontſatzes iſt aber 
keineswegs von Einfluß auf die Wechſelkurſe, es kommt vielmehr 
auf das Verhältnis der Privatdiskontſätze der verſchiedenen Länder 
zueinander an. Nur von dieſem Verhältnis wird der Wechſelkurs 
gebildet. Wenn dieſes Verhältnis gleichmäßig verändert wird, ſo 
daß alſo das relative Verhältnis der Privatdiskontſätze der ver⸗ 
ſchiedenen Länder gleich bleibt, ſo liegt kein Anlaß für ein Steigen 
oder Sinken der Wechſelkurſe vor. Eine Veränderung der Wechſel⸗ 
kurſe wird in aller Regel erſt eintreten mit der Verſchiebung des 
Verhältniſſes der verſchiedenen Privatdiskontſätze. 

Auf die Geſtaltung der Privatdiskontſätze hat die belgiſche 
Nationalbank nun aber keinen Einfluß; ſie können ſich durchaus un⸗ 
abhängig von ihrer offiziellen Bankrate bilden. Ihre jeweilige Höhe 


1 Vgl. Schumacher, a. a. O. S. 169. 
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iſt abhängig von den das Verhältnis von Angebot und Nachfrage 
von kurzfriſtigem Leihgeld beſtimmenden Faktoren. Eine Diskont⸗ 
er höhung der Nationalbank wird nur dann eine gleiche Wirkung auf 
die Marktdiskontſätze ausüben, wenn dieſe der geſteigerten offiziellen 
Bankrate folgen. Einen unmittelbaren Einfluß auf die Marktdiskont⸗ 
ſätze und damit auf die Wechſelkursbildung kann ſie nur dann ge⸗ 
winnen, wenn ſie den Deviſenmarkt beherrſcht. Die Faktoren, von 
denen die Macht über den Markt der ausländiſchen Wechſel abhängt, 
ſind in den einzelnen Ländern verſchieden und ergeben ſich aus den 
beſonderen Verhältniſſen. Bei der Beurteilung des Erfolges, den 
die belgiſche Nationalbank mit ihrer Deviſenpolitik erreicht hat, 
treten drei Momente leitend in den Vordergrund: die Größe des 
Deviſenvorrats, die Konkurrenz im Deviſengeſchäft und die Währungs⸗ 
verhältniſſe des Landes. 

Im Laufe dieſer Unterſuchung iſt mehrfach dargelegt worden, 
daß die belgiſche Nationalbank, durch die mannigfachſten Gründe ver⸗ 
anlaßt, einen ungewöhnlich großen Beſtand an Auslandswechſeln 
unterhält. Der durchſchnittliche Vorrat ihrer Golddeviſen beläuft 
ſich auf etwa 150 Mill. Fr.; dazu kommt der Betrag des „Porte- 
feuille belge sur l’ötranger“, der mit einer durchſchnittlichen Summe 
von 80 Mill. Fr. nicht zu hoch angeſetzt iſt. Dieſe bereits recht 
umfangreichen Eigenmittel der Bank werden noch vermehrt durch die 
ihrer Verwaltung anvertrauten Deviſen des Staatsſchatzes und der 
Sparkaſſe, über die ſie nach Bedürfnis verfügen kann. Der laufende 
Geſamtbeſtand dieſer beiden Portefeuilles war vor dem Kriege auf 
etwa 150—170 Mill. Fr. zu veranſchlagen. Demnach ſtehen der 
Nationalbank zur Ausführung ihrer Deviſenoperationen insgeſamt 
durchſchnittlich etwa 350 — 400 Mill. Fr. zu Gebote. Dieſem 
Betrag iſt in anderen Ländern kaum etwas Ahnliches an die Seite 
zu ſtellen. Der Beſtand der Oſterreichiſch⸗Ungariſchen Bank an Deviſen 
und Goldguthaben im Auslande ſchwankt im Durchſchnitt zwiſchen 
250 und 300 Mill. K 1. Die Deviſenbeſtände der Schweizeriſchen 
Nationalbank, wie der Bank von Italien und der Niederländiſchen 
Bank ſind weſentlich geringer. Bei der erſteren? betrug der Deviſen⸗ 
beſtand im Jahres durchſchnitt: 


1910 2 2 222 .. 38,6 Mill. Fr 
19111. 49,4 » 
1912 29, 


1 Bol. von Miſes, a. a. O. S. 139. 
2 Vgl. den Jahresbericht der Schweizer Nationalbank für 1912. 
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Der durchſchnittliche Deviſenbeſtand der Bank von Italien! beträgt 
etwa 100 Mill. Lire. Er belief ſich: 

Ende 1910 auf 112,0 Mill. Lire 

„ 1911 97,83% 

Der Betrag der diskontierten Deviſen belief ſich bei der Nieder⸗ 
ländiſchen Bank? in den Geſchäftsjahren: 

1909/10 auf 88,8 Mill. Gulden 

1910/11 44,8 : 

1911/12 866 ; 
Die belgiſche Zentralnotenbank dürfte in der Höhe ihres Deviſen⸗ 
beſtandes wohl nur übertroffen werden von der ruſſiſchen Staats⸗ 
banks. Dieſe unterhielt an ausländiſchen Wechſeln und Guthaben 


am Jahresſchluß 


1912 227,5 

Gewiß iſt es der belgiſchen Nationalbank mit Hilfe ihres großen 
Deviſenbeſitzes zeitweilig gelungen, die Bewegungen der ausländiſchen 
Wechſelkurſe entſcheidend zu beeinfluſſen und ſie bei plötzlichem über⸗ 
mäßigen Steigen auf ein normales Niveau herabzudrücken. Als 
Beiſpiel hierfür ſei die Kursentwicklung der franzöſiſchen, holländiſchen, 
deutſchen und engliſchen Sichtpapiere an der Brüſſeler Börſe während 
des Jahres 1911 angeführt, das wegen der Sprunghaftigkeit der 
Kursbewegungen von beſonderem Intereſſe ſein dürfte. Nachdem ſich 
die Prämie auf die franzöſiſche Deviſe von Januar bis Mai ziemlich 
gleichmäßig zwiſchen 1.2 pro Mille und 2,75 pro Mille bewegt 
hatte, erfolgte bis Anfang Juli eine Aufwärtsbewegung auf 
4,9 pro Mille. Dank dem Eingreifen der Nationalbank ſenkte ſich 
die Prämie in wenigen Tagen auf 2,9 pro Mille, um nach vorüber⸗ 
gehendem Anziehen auf 4,1 pro Mille wieder auf 2,25 pro Mille zu 
ſinken. Nach dem höchſten Stand der Prämie auf 7,5 pro Mille 
gegen Ende September erfolgte in kurzer Zeit ein Abbau auf 
4,75 pro Mille und nach einigen Schwankungen ein Fallen auf 
3,75 pro Mille gegen Ende November. Ende Dezember 1911 war 
der franzöſiſche Kurs wieder auf 104,75 geſtiegen. Ahnlichen 
Schwankungen war in dieſem Jahre der Kurs der holländiſchen 


1 Vgl. Näheres bei Scheffler, Die Bank von Italien, in dieſem Jahr⸗ 
buch 1912, Bd. 36, Heft 1, und die „Frankfurter Zeitung“ vom 12. März 1912. 

2 Val. die entſprechenden Jahresberichte der Niederländiſchen Bank. 

2 Vgl. Banque Imperiale de Russie, Compte Rendu pour 1912. 
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Deviſe unterworfen, die Kraft der deviſenpolitiſchen Maßnahmen der 
Nationalbank von ihrem im Juli erreichten höchſten Stand von 
210,60 noch im gleichen Monat auf 209,80 und bis Ende September 
auf 208,75 ſank. Der Jahresſchluß zeigt allerdings wieder ein An⸗ 
ſteigen des Kurſes auf 210,50; die Kursentwicklung während des 
ganzen Jahres hielt ſich über Parität (208,32). Die deutſche Deviſe 
erreichte nach mehrfachen Schwankungen über Parität (123,45) Ende 
Juni mit 124,42 den höchſten Stand, ſank jedoch bis Anfang Juli 
auf 124,07, Anfang Auguſt auf 123,67 und Mitte Oktober auf 
123,35. Das Jahr 1911 ſchloß mit einem Kurs des deutſchen 
Papiers von 123,73. Ahnlich war die Entwicklung der engliſchen 
Deviſe, die Ende Juni auf den höchſten Punkt von 25,43 anzog, um 
durch die Einwirkung der Nationalbank auf den Deviſenmarkt bis 
Mitte Juli auf 25,34 ½ und nach mehrmaligen Schwankungen bis 
Mitte November den tiefſten Stand des Jahres mit 25,29 zu er⸗ 
reichen. Am 31. Dezember 1911 notierte der Kurs 25,32 und blieb 
damit mit 0,10 über Parität (25,22). 

Aus dieſen Darlegungen, die für den Verlauf der Kurs⸗ 
entwicklung der angeführten Deviſen auch während der zurückliegenden 
Jahre im allgemeinen typiſch ſind, gewinnt man wohl den Eindruck, 
daß die Nationalbank mehrfach erfolgreich war, die ausländiſchen 
Wechſelkurſe in dem von ihr gewollten Sinne zu beeinfluſſen; man 
kommt aber gleichzeitig auch zu dem Ergebnis, daß es ihr bisher 
nicht gelungen iſt, einen dauernden Erfolg in der Wechſelkurspolitik 
zu erzielen 1. Das erſieht man am deutlichſten an der Kursentwicklung 
der franzöſiſchen Deviſe. Der durchſchnittliche Sichtkurs auf Paris 
an der Brüſſeler Börſe hat ſeit dem Jahre 1875 nicht mehr auf 
Pari geſtanden. Das durchſchnittliche Kursagio ſchwankte in der 
Zeit von 1875— 1912 zwiſchen 0,03 % (1895) und 0,42 %% (1912) 
und innerhalb der letzten 10 Jahre zwiſchen 0,13 % (1904) und 
0,42 % (1912). Verfolgt man die Entwicklung der niedrigſten Kurſe 
für franzöſiſches Sichtpapier in Brüſſel während der letzten 10 Jahre, 
ſo erſcheint der letzte Stand unter Parität mit 99,93 im Jahre 1904, 
die letzte Parinotierung im folgenden Jahre. Seit dieſer Zeit hat 
ſelbſt der niedrigſte Kurs des Sichtpapiers auf Paris ſtets über 
Pari geſtanden. Die höchſten franzöſiſchen Sichtkurſe an der Brüſſeler 


— — 


1 Bezüglich dieſer Ausführungen vgl. auch Witten, a. a. O. S. 222 ff. 
Die angeführten Zahlen ſind entlehnt und berechnet nach dem „Rapport du 
Commissaire des Monnaies“, 1912, S. 56/57. 
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Börſe bewegten ſich im Jahrzehnt 1903—1912 zwiſchen 100,20 (1903) 
und 100,75 (1911 und 1912). Der durchſchnittliche Kurs der 
holländiſchen Deviſe an der Brüſſeler Börſe hat von 1903—1912 
nur zweimal! unter Parität notiert, im übrigen zum Teil erheblich 
darüber, ſo zum Beiſpiel in den Jahren: 


191r⸗¹⸗¹vvr0à»mnmn 1,01 % 
III. 1,48 9% 
1912 1,51% 


Die Abweichung von der Parität nach unten war bei dieſem Wechſel⸗ 
kurs in dem erwähnten Zeitraum mit 1,15 %, die Abweichung nach 
oben mit 2,28 % am größten. Weniger ungünſtig als die Bewegung 
dieſer beiden Deviſen iſt die Tendenz der deutſchen und engliſchen 
Wechſelkurſe. Der durchſchnittliche Kurs des Sichtwechſels auf Berlin 
ſtand von 1903— 1909 leicht unter Pari, ſeit 1910 bewegt er ſich 
beſtändig über Parität. Bei den höchſten Wechſelkurſen auf Berlin 
ſchwankte das Agio zwiſchen 0,02 %0 und 0,97%, bei den niedrigſten 
war das Disagio mit 0,65% am größten in dieſem Zeitraum. Der 
durchſchnittliche engliſche Wechſelkurs bewegte ſich in der zugrunde 
gelegten Periode meiſt wenig über der Münzparität, und auch in den 
höchſten Kurſen iſt das Agio geringer als bei der franzöſiſchen und 
holländiſchen Deviſe. 

Wenn es der belgiſchen Nationalbank trotz ihrer beträchtlichen 
Beſtände an Auslandswechſeln bisher nicht gelungen iſt, einen 
dauernden Einfluß auf die Bewegung der fremden Wechſelkurſe zu 
gewinnen, ſo iſt mit Notwendigkeit daraus zu ſchließen, daß die 
Größe des Deviſenbeſtandes nicht unter allen Umſtänden einen durch⸗ 
ſchlaggebenden Faktor bildet, um den angeſtrebten Zweck zu er⸗ 
reichen. Es iſt vielmehr anzunehmen, daß in Belgien andere Momente 
ſtärker auf die Bewegung der Wechſelkurſe einwirken, als die Bank 
dieſe mit ihren Gegenmaßnahmen zu beeinfluſſen vermag. 

Die Stellung einer Notenbank auf dem Deviſenmarkt iſt weiter⸗ 
hin abhängig von der Konkurrenz, der ſie im Arbitragegeſchäft be⸗ 
gegnet. In Belgien iſt, trotz des hochentwickelten Bankweſens, dem 
durch die Eigenart der wirtſchaftlichen Entwicklung des Landes viele 
Auslandswechſel zufließen, die Deviſenarbitrage im allgemeinen ver⸗ 
hältnismäßig wenig ausgebildet. Das erklärt ſich aus einer Reihe 
von Gründen. Der hiſtoriſche Grund iſt wohl der wichtigſte. Die 
belgiſche Nationalbank war von jeher das mächtigſte und abgeſehen 


1 Das war der Fall 1903 mit 0,03% und 1906 mit 0,13%. 
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von der Société Générale und der Banque de Belgique lange Zeit 
hindurch das einzige große Bankinſtitut auf belgiſchem Boden, das 
überdies ſeit ſeiner Gründung das Deviſengeſchäft auf breiter Grund⸗ 
lage gepflegt hat. Es iſt dies für ſie gewiſſermaßen ein hiſtoriſches 
Vorrecht. Überhaupt ſteht bei ihr das Diskontgeſchäft — im Gegen⸗ 
ſatz zur Bank von Frankreich, die bekanntlich in erheblichem Umfang 
das Lombardgeſchäft betreibt — weitaus im Vordergrund ihrer 
Banktätigkeit. Die belgiſchen Banken und Großbanken pflegen daher 
zumeiſt nicht allein ihre belgiſchen Wechſel, ſondern auch ihre Deviſen 
bei der Zentralbank zu diskontieren oder zu rediskontieren. 

Während das belgiſche Diskontgeſchäft zum erheblichen Teil bei 
der Nationalbank konzentriert iſt, liegt die Betätigung der meiſten 
übrigen Banken auf einem anderen Gebiete. Ihre Intereſſen ſind in 
hohem Grade in der Induſtrie des Landes gebunden. Die Haupt- 
tätigkeit der älteſten und bedeutendſten belgiſchen Kreditbank, der 
Société Générale !, beſteht in der Kommanditierung und Finanzierung 
der belgiſchen Induſtrie im Inlande wie im Auslande. Auf dem 
gleichen Gebiete betätigen ſich in Belgien — in ſcharfem Gegenſatz 
zu England und Frankreich und noch ſtärker ausgeprägt als in 
Deutſchland — in der Hauptſache auch die übrigen Depoſiten⸗ und 
Kreditbanken. Eine eigenartige Ausnahme bildet von den Großbanken 
die Caisse Générale des Reports et de Dépots , „deren einziges, 
aber großes Aktivgeſchäft in dem Gewähren von Reportgeldern und 
deren Paſſivgeſchäft in 14 tägigen Konten beſteht“ . Sie hat eben- 
falls einen großen Teil ihrer Mittel in ausländiſchen Gold⸗ 
wechſeln angelegt, die in der Höhe ihres Betrages häufig an den 
Golddeviſenbeſtand der Nationalbank heranreichen ſollen. Aber dieſe 
Bank benutzt ihr Deviſenportefeuille nicht zu Arbitragezwecken, ſondern 
als ein Mittel der ſicheren, jederzeitig realiſierbaren Kapitalanlage. 
Sie iſt der größte Kunde der Nationalbank, an die ſie einerſeits ihre 
Auslandswechſel zumeiſt rediskontiert oder zur Einlöſung übergibt, 
von der ſie anderſeits auch Goldwechſel zwecks Anlage ihrer Gelder 
kauft. : 

In dem Sinne einer Konkurrenzminderung auf dem Deviſen⸗ 
markt wirkt ſchließlich auch der Umſtand, daß die Gewinnchancen 


1 Die Société Générale war neben der 1870 eingegangenen Banque de 
Belgique die Vorläuferin der Nationalbank. Ihr eingezahltes Aktienkapital 
beträgt 32 804 000 Fr. 

2 Das eingezahlte Aktienkapital dieſer Bank beträgt 20 Mill. Fr. 

8 gl. Meynen, a. a. O. S. 46. 

Schneller Jahrbuch XIII 34. 11 


162 | Paul Witten [992 


bei den Arbitrageoperationen in Belgien — wie in Deutſchland — 
ſehr gering ſind und daher wenig verlockend wirken. So kommt es, 
daß die belgiſchen Großbanken ſich auch aus dieſem Grunde wenig 
auf dieſem Gebiete betätigen. Soweit die Deviſenarbitrage in Belgien 
von den kleinen Banken und Bankiers betrieben wird, hat ſie nur 
geringe Bedeutung als Konkurrenzfaktor für die Stellung der 
Nationalbank auf dem Deviſenmarkt. Denn dieſen Banken ſtehen in 
aller Regel nicht die großen Kapitalien zur Verfügung, die unbedingt 
notwendig ſind, um in Anbetracht der hohen Speſen dieſe Operationen 
rentabel zu machen. Überdies vollziehen ſich auch außerhalb der 
Börſe große Umſätze im Deviſengeſchäft, die auf Grund privater 
Kurszettel der Deviſenhändler im direkten Verkehr der Banken unter⸗ 
einander zuſtande kommen. 

So hat die Entwicklung in Belgien zwar dazu geführt, daß ein 
ungewöhnlich großer Teil des Deviſenumlaufs ſich bei der Zentral⸗ 
notenbank konzentriert, aber gleichzeitig hat ſie dahin gewirkt, daß 
— abgeſehen von der Caisse Générale des Reports et de Dépots — 
„die Privatbanken im Vertrauen auf die Deviſenreſerve der Noten⸗ 
bank ihrerſeits ihre Beſtände an Auslandswechſeln und Auslands- 
guthaben mehr oder weniger verkleinern“ !“. Das hat zur Folge ge⸗ 
habt, daß die belgiſchen Banken ſich ganz auf die „kursregelnde 
Tätigkeit“ der Nationalbank verlaſſen und ſich ſelbſt im weſentlichen 
enthalten, an der Regulierung der fremden Wechſelkurſe mitzuwirken. 
„Dadurch wird dieſer aber eine Verantwortung aufgebürdet, die 
unter Umſtänden nicht nur für fie ſelbſt außerordentlich unbequem 
werden, ſondern auch Folgen nach ſich ziehen kann, die die geſamte 
Volkswirtſchaft benachteiligen?.“ Denn die Nationalbank ſteht nicht, 
wie die Kreditbanken, infolge ſtarker Eigenintereſſen mit der belgiſchen 
Induſtrie im Inlande wie im Auslande in jo enger Fuͤhlung, um 
in der Lage zu ſein, die gewaltigen Bewegungen des Außenhandels 
ſo ſchnell und ſicher wie ſie zu überſchauen und ihre Wirkungen auf 
die Zahlungsbilanz des Landes vorauszuſehen. Sie vermag nicht ſo 
leicht wie jene Banken den Umfang und die Veränderungen der in 
Belgien inveſtierten fremden Kapitalien, vor allem die großen Summen 
der vorübergehend dort angelegten franzöſiſchen Gelder, zu ermeſſen 
und ihre Verſchiebungen vorabzuſehen, um die Maßnahmen ihrer 
Deviſenpolitik rechtzeitig danach einſtellen zu können. 

1 Vgl. den Artikel „Deviſenpolitik“ in der „Bank“, Juni 1912, Heft 6, 
S. 598. 

2 Vgl. von Lumm, a. a. O. S. 165. 
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Die gewaltigen Einflüſſe des belgiſchen Außenhandels, deſſen 
Ausdehnung für das kleine Land ganz improportional iſt, vermögen 
häufig auf die Bewegung der fremden Wechſelkurſe ſo ſtark ein⸗ 
zuwirken, daß der Erfolg der deviſenpolitiſchen Maßnahmen der 
Nationalbank vielfach nicht in dem angeſtrebten Maße erzielt wird 
oder ſogar ausbleibt. Ohne eine gleichgerichtete Mitwirkung der 
übrigen Banken bei der Regelung der auswärtigen Wechſelkurſe 
reicht die Wirkſamkeit der Deviſenpolitik der belgiſchen Notenbank 
durch das Vorhandenſein der beſonderen Schwierigkeiten zur Er⸗ 
zielung des gewünſchten Erfolges nicht aus. 

Wenn es der Nationalbank von Belgien trotz ihrer umfang⸗ 
reichen Mittel bisher nicht gelungen iſt, den Deviſenmarkt zu be⸗ 
herrſchen, ſo liegen die tieferen Urſachen für dieſen Mißerfolg in den 
ungeſunden Währungsverhältniſſen des Landes. Dieſer Zuſtand iſt 
auf die Dauer ſchon allein geeignet, eine ungünſtige Bewertung der 
belgiſchen Valuta im Auslande nach ſich zu ziehen, die auch die 
wirkſamſten Erfolge der Deviſenpolitik ſchließlich abſchwächen müſſen. 
Während Belgien ein außerordentlich kapitalreiches Land iſt, iſt ſein 
Goldreichtum ſehr gering. Nach der Statiſtik des amerikaniſchen 
Münzdirektors !, die ſich für belgiſche Verhältniſſe an Genauigkeit 
wohl noch übertreffen ließe, betrug er am 1. Januar 1906 insgeſamt 
128,1 Mill. Mk., wovon ſich 82,3 Mill. Mk. in den Kaſſen der 
Zentralnotenbank und der übrigen Bankinſtitute befanden, während 
auf die Zirkulation 45,8 Mill. Mk. entfielen. Der abſolute Gold⸗ 
reichtum war, wie die nachfolgende Tabelle zeigt, nach der gleichen 
Schätzung nächſt dem Goldbeſtand der Schweiz, am geringſten in 


Belgien. 
Goldbeſtand in Millionen Mark! 


in Banken und 
öffentlichen Kaſſen 


im Umlauf insgeſamt 


ch | 
fterreih-lingarn . . . . 1 034,9 255,8 1 290,7 
Italien 795,9 — 795,9 
England ; 1 558,2 348, 
Deutfhland . ....» 716,1 3 137,0 3 858,1 
Niederlande 133,6 38,6 172,2 
Belgien 82,3 128,1 
Schweiz 86,1 31,9 118,0 


1 Vgl. Volkswirtſchaftl. Chronik zu Conrads Jahrbüchern 1907, S. 282 ff. 
2 Die Zahlen ſind zwar heute ziemlich veraltet, doch immerhin noch ge⸗ 
eignet, ein ungefähres Bild für die Beurteilung des Verhältniſſes des belgiſchen 


Goldbeſtandes zu dem der übrigen angeführten Länder zu geben. 
11 * 
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Berechnet man den Goldbeſtand pro Kopf der Bevölkerung, ſo ſteht 
Belgien unter dieſen Staaten an letzter Stelle, wie die nächſte Über: 


ſicht zeigt: 


in Mark 

Frankre iche 110,92 
»Deuiſch land 63,59 
England 53,72 
Schweiz 35,78 
Niederlande 31,29 
Oſterreich⸗ Ungarn 26,29 
lle 2 rk 23,69 
Belgien 18,06 


Das belgiſche Gold war aus dem Münzverkehr des Landes ſo gut 
wie ganz verſchwunden, und die Nationalbank hielt ſorgſam ihren 
Goldbeſtand in ihren Gewölben zurück. Sie konnte dies, da ſie nach 
dem Geſetz nicht verpflichtet iſt, ihre Noten in Gold einzulöſen, 
ſondern die Auszahlung in ſilbernen Fünffrankenſtücken vornehmen 
kann, die neben dem Gold geſetzliche Zahlkraft haben. Das land⸗ 
läufige Geld war in Belgien neben den Silbermünzen, die Noten der 
Nationalbank geworden, deren Umlauf ſeit Anfang der neunziger Jahre 
eine geradezu beängſtigende Zunahme aufweiſt. Der durchſchnittliche 
Notenumlauf! betrug in den Jahren: 


1890. 382 309 680 Br. 
1895. 450 418 100 
190. 576 488 510 
1900. 676 841 990 
1910 2 n 826 272 220 
1) 1 882 189 800 
1912 946 149 980 


Im Jahre 1912 überſchritt der Geſamtbetrag der im Umlauf be⸗ 
findlichen Noten zum erſtenmal 1 Milliarde Fr., er ſtellte ſich am 
Ende dieſes Jahres auf 1034616120 Fr.“. Die prozentual ſtärkſte 
Zunahme weiſt die Ausgabe der Zwanzigfrankennoten auf, die wegen 
ihres geringen Betrages beſonders geeignet ſind, im Verkehr der 
breiten Maſſe des Volkes haften zu bleiben und das dem Umlauf 
fehlende Gold zu erſetzen. Ihr durchſchnittlicher Umlauf betrug: 


180. 37 791 180 Fr. 
18995. 52 079 100 
1900 79 580 500 


1 Die Zahlen ſind den Jahresberichten der Nationalbank entlehnt. 
Ausgegeben waren bis Ende 1912 insgeſamt. 1 142 870 000 Fr., davon 
befanden ſich in den Kaſſen der Bank 107 753 880 Fr. 
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1905. 117 426 840 Fr. 
1910 2. 22 2.. 171 595 120 

„ AO 2 186 370 00 
191122 205 887 980 


Während der durchſchnittliche Notenumlauf im Jahre 1912 auf 
das Zweieinhalbfache des Standes von 1890 angewachſen war, hat 
ſich der Durchſchnittsbetrag der zirkulierenden Zwanzigfrankennoten in 
dieſem Zeitraum von 22 Jahren nahezu verſechsfacht. Nach der er⸗ 
wähnten Berechnung des amerikaniſchen Münzdirektors weiſt Belgien 
pro Kopf der Bevölkerung den weitaus größten ungedeckten Noten⸗ 
umlauf auf, wie aus der nachfolgenden Überſicht hervorgeht: 


Belgien 66,19 Mk. 
Niederlande 41,338 
Schweigg. 29,40 
Jane 19,61 > 
Deutfdland . . .... . 14,83 » 
Frankreichc h.. 12,68 
England 1121 » 
Öfterreih-Ungarn . . . 8,36 


Das Verhältnis der ungedeckten Noten zur geſamten zirkulierenden 
Notenmenge betrug in Belgien im Durchſchnitt der Jahrzehnte: 


1890 18h99 76,6 %— ) 
1900-109 99. 82,2 % 
191rvuoC0crCrQ᷑»rnnn 77,5 % 
OL. Ken 74,6 % 
1) 82,3 % 


Die Deckung der Noten und fremden Gelder war am Jahresſchluaß 
bei der: 


Bank von 
Frankreich 


Deutſchen 
Reichsbank 


Nationalbank 


Niederländ. Bank von 
von Belgien 


Bank England! 


Jahr 


in Prozent 


1907 15,9 30,9 61,6 52,0 35,6 
1908 178 39,8 72,5 53,2 31,6 
1909 17,6 35,6 70,8 52.2 36.4 
1910 21.3 35,5 67,5 50.2 37,9 
1911 24.3 354 63,6 46,5 35,5 
1912 26,5 32,6 60,0 51,1 38,0 


1 Die Zahlen für die Bank von England beziehen ſich nur auf das Ver⸗ 
hältnis der Reſerve zu den Depoſiten. Für den Notenumlauf in England be⸗ 
ſteht bekanntlich volle Bardeckung, ſoweit dieſer die feſte Kontingentsgrenze von 
etwa 18,5 Mill. E überſchreitet. Die Zahlen find entnommen dem Statiſtiſchen 
Jahrbuch für das Deutſche Reich 1912 und 1918. 
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Nach dieſer Tabelle weiſt die belgiſche Nationalbank im Vergleich 
zu den übrigen Notenbanken die geringſte Metalldeckung für die 
täglich fälligen Verbindlichkeiten auf. Das Deckungsverhältnis 
beſſert ſich durch die Einrechnung der Golddeviſen, die, von der Bank 
dem Golde gleichgeſtellt, zu dieſem Zwecke verwendet werben !. 

Welches find nun die Urſachen dieſer ungünfligen belgiſchen 
Geldverfaſſung? Woraus erklärt ſich der Goldmangel in der Zirkulation, 
und welche Bedeutung hat er für die Bewertung der belgiſchen Valuta 
im internationalen Zahlungsverkehr? Seit dem Beſtehen des König⸗ 
reichs find in Belgien von 1832 — 1882 für 583 996 720 Fr. Gold⸗ 
münzen geprägt und in Umlauf geſetzt worden. Aber ſeit dem Jahre 
1882 hat, abgeſehen von einigen unbedeutenden Ausmünzungen für 
Rechnung von Privaten und der Nationalbank, jede Goldprägung in 
Belgien aufgehört. Dieſe tatſächliche Einſtellung der Goldprägung 
bildete einen der Gründe des Goldmangels in der belgiſchen Zirku⸗ 
lation. In der gleichen Richtung haben die in den ſiebziger Jahren 
begangenen Fehler der Münzgeſetzgebung gewirkt. Die freie Silber⸗ 
prägung wurde endgültig erſt im Jahre 1878 aufgehoben, nachdem 
bereits große Mengen belgiſchen Goldes dem Lande gegen ein⸗ 
ſtrömendes unterwertiges Silber entzogen worden waren. Überdies 
war der Goldhandel der Nationalbank außerordentlich unbedeutend, 
denn die Anziehungskraft des kleinen belgiſchen Marktes gegenüber 
den internationalen Goldſtrömungen iſt ſehr gering wegen der 
Konkurrenz ſeiner großen Nachbarländer, die eine ſtark entwickelte 
Goldwährung und damit ein großes Aufſaugungsvermögen für Gold 
beſitzen. Dieſe Momente haben dahin zuſammengewirkt, den ur⸗ 
ſprünglichen, ohnehin nicht bedeutenden Goldbeſtand Belgiens im 
Laufe der Zeit noch beträchtlich zu verringern. 
| Der ſtärkſte Einfluß auf das Abſtrömen des belgiſchen Goldes 
ging von Frankreich aus. In erſter Linie verurſachte die ſeit langer 
Zeit paſſive belgiſche Zahlungsbilanz gegenüber Frankreich den Ab: 
fluß des belgiſchen Goldes, ſoweit dieſes noch im Umlauf vorhanden 
war oder von der Nationalbank abgegeben wurde, oder von Fünf: 
frankenſtücken, womit der Überſchuß zugunſten Frankreichs bezahlt 
werden mußte. Dieſer Gold⸗ und Silberexport erfolgte um ſo leichter, 
da er in Münzen der gleichen Währungsgemeinſchaft, und ein großer 
Teil ſogar in franzöſiſchen Münzen, ſtattfinden konnte, die im belgiſchen 
Königreich kurſierten. 


1 Am Jahresſchluß 1911 würde ſich hiernach das Deckungsverhältnis um 
17,5 %, für 1912 um 16,2 % beſſern. 
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Der ſeit dem Jahre 1876 für Belgien ſtets ungünſtige Stand 
des franzöſiſchen Wechſelkurſes gab weiterhin Veranlaſſung zu um⸗ 
fangreichen Kurs ſpekulationen, zu der ſogenannten „Drainage“. Die 
Taktik der Perſonen, die ſich damit befaſſen, beſteht darin, daß ſie 
aus dem Verkehr Goldmünzen — ſoweit dieſe noch darin vorhanden 
ſind —, vor allem aber Fünffrankenſtücke ſammeln oder dieſe bei der 
Nationalbank und ihren nahe der franzöſiſchen Grenze gelegenen 
Agenturen durch die Einreichung von Noten an ſich bringen, um 
ſie bei einer Bank eines franzöſiſchen Grenzortes, zum Beiſpiel in 
Lille, einzuzahlen. Über dieſe ſomit gewonnenen Guthaben verfügen 
ſie durch Scheck oder Wechſel auf Paris, die ſie in Belgien mit einer 
Prämie verkaufen. Je höher das Agio auf den franzöſiſchen Wechſel⸗ 
kurs war, um ſo größer ſtellte ſich der Gewinn, und um ſo ſtärker 
wirkte der Anreiz zur Drainage. Dieſe Kursſpekulation hatte in 
Belgien einen ganz beängſtigenden Umfang angenommen. Sie wurde 
nicht allein an den Grenzorten betrieben, ſondern auch in Brüſſel in 
weiten Kreiſen gehandhabt. Sogar Frauen waren daran in ſtarkem 
Maße beteiligt, deren Tätigkeitsfeld vorzugsweiſe die großen Waren⸗ 
häuſer bildeten, wo ſie Fünffrankenſtücke gegen Hergabe von Noten 
ſammelten. Denn trotz der nicht unerheblichen Transportkoſten, die 
für die Verſendung von 10 000 Fr. zum Beiſpiel von Brüſſel nach 
Lille 6,70 Fr., von Brüſſel nach Paris 10,20 Fr. betrugen, war die 
Gewinnchance doch ſo verlockend, daß ſeit 1906 bei der Dainage auch 
die Verwendung von Zweifrankenſtücken beobachtet wurde!. Diele 
Wechſelkursſpekulationen, die auf breiter Grundlage betrieben wurden, 
hatten eine beträchtliche Schwächung des belgiſchen Bargeldumlaufs 
zur Folge gehabt. Dieſe Erſcheinung machte ſich zeitweiſe im 
Zahlungsweſen des Landes ſo fühlbar, daß die Nationalbank ſich zu 
beträchtlichen und koſtſpieligen Rückkäufen in Fünffrankenſtücken bei 
der Bank von Frankreich gezwungen ſah. In welchem Umfange dieſe 
ſtattgefunden haben, zeigt die nachfolgende Tabelle ?: 


190 81, Mill. Fr. 
19) 98,5 . 
19008. 79,0 
1909. 90,0 

191•-uI¹1C; )) 184,5 
19111. 129,0 . 

1) 262,5 


1 ®gl. Rapport du Commissaire des Monnaies, 1906, S. 21. 
2 Bgl. die Jahresberichte der Banque Nationale 1906— 1912. 
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So litt die belgiſche Volkswirtſchaft an einer empfindlichen 
Knappheit an Metallgeld und einer ſtarken Entwertung der Landes⸗ 
währung. Daneben befand ſich Belgien bezüglich der großen Menge 
ſeiner umlaufenden, bedeutend unterwertigen Fünffrankenſtücken, die 
geſetzliche Zahlkraft haben, ſeit dem Jahre 1885 in einer außer⸗ 
ordentlich prekären Situation. Denn nach der im Artikel 4 bei der 
Erneuerung der lateiniſchen Münzunion in jenem Jahre aufgenommenen 
Liquidationsklauſel iſt es verpflichtet, im Falle einer Auflöſung des 
Münzvertrages die ſich im Beſitz der beteiligten Staaten befindlichen 
belgiſchen Fünffrankenſtücke zum Nominalwert gegen Gold einzulöfen, 
ſoweit es nicht in der Lage iſt, dieſe Stücke gegen die gleichen, in 
ſeiner Zirkulation ſich befindlichen Münzen der anderen Länder ein⸗ 
zutauſchen. Die Einführung dieſer Klauſel geſchah auf Veranlaſſung 
Frankreichs zum Zwecke ſeiner Sicherung gegen Kursverluſte, die ihm 
aus den beträchtlichen Mengen belgiſcher und italieniſcher Fünf⸗ 
frankenſtücke erwachſen könnten, welche in ſeinem Münzumlauf wie 
in den Kaſſen ſeiner Banken vorhanden ſind. Welche Bedeutung der 
Eintritt dieſes Falles für Belgien haben würde, beleuchten die folgen⸗ 
den Zahlen. Nach der Schätzung des belgiſchen Münzdirektors in 
ſeinem Bericht vom Jahre 1907 betrug die damals noch vorhandene 
Summe an belgiſchen Fünffrankenſtücken etwa 375 Mill. Fr.. Das 
von befanden ſich nach Berechnung des franzöſiſchen Münzdirektors 
153 Mill. Fr. in den Kaſſen der Bank von Frankreich, und der im 
franzöſiſchen Geldumlauf zirkulierende Betrag an ſolchen Münzen 
belgiſcher Herkunft wurde auf 100 Mill. Fr. geihäpt?. Dieſe 
Summen im Wege des Handels und Verkehrs wiederzugewinnen, 
dafür beſteht für das belgiſche Wirtſchaftsleben keine Ausſicht, ſo⸗ 
lange ſeine Zahlungsbilanz gegenüber Frankreich paſſiv iſt und die 
Prämie auf den franzöſiſchen Wechſelkurs die Ausführung der Drainage 
begünftigt. Henry Parker Willis“ kennzeichnet dieſes Abhängigkeits⸗ 


1 In ſeinem Bericht vom Jahre 1911 ſchätzte er den vorhandenen Betrag 
an umlaufenden Fünffrankenſtücken auf 340 Mill. Fr. Rapport du Commissaire 
des Monnaies, 1911, S. 16. ; 

Die urſprüngliche Geſamtſumme der in Belgien in der Zeit von 1832 
bis 1878, dem Jahr der Aufhebung der freien Silberprägung, geſchlagenen 
Fünffrankenſtücke betrug 495 678 120 Fr. Hiervon ſind im Laufe der Zeit nicht 
unbedeutende Beträge eingezogen und teilweiſe zu Umprägungen in ſilberne 
Scheidemünzen verwandt worden. 

2 Vgl. Albert E. Janſſen, Les conventions monétaires, S. 368. 

2 H. P. Willis, History of the latin monetary union, S. 267. 
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verhältnis der kleineren Staaten der lateiniſchen Münzunion von 
Frankreich ſehr treffend mit den Worten: „All the smaller countries 
are debtors of France and there is therefore not the faintest 
possibility of returning one half of these enormous sums by 
any ordinary commercial method.“ Solange der gegenwärtige 
Zuſtand der Münzunion mit Frankreich beſtehen bleibt, iſt der Wert 
der belgiſchen Fünffrankenſtücke gewiſſermaßen mitgarantiert durch 
den großen Goldvorrat der Bank von Frankreich wie in der franzö⸗ 
ſiſchen Münzzirkulation. „Sobald aber die Münzgemeinſchaft zwiſchen 
Belgien und Frankreich aufgehört hat zu exiſtieren, wird das belgiſche 
Silbergeld, für das alsdann nicht mehr die Möglichkeit des Ein⸗ 
tauſches in Gold im ſüdlichen Nachbarland beſteht, ganz gewaltig im 
Werte ſinken !.“ Die ſchädlichen Folgen und Störungen, die daraus 
für das belgiſche Wirtſchaftsleben entflehen würden, wären in ihren 
Wirkungen unüberſehbar. 


In dieſer ungeſunden Verfaſſung der belgiſchen Währungs⸗ 
verhältniſſe iſt im weſentlichen der Umſtand begründet, daß die 
belgiſche Nationalbank, trotz ihres ungewöhnlich großen Vorrats an 
Auslandswechſeln, keine dauernden Erfolge in ihrer Wechſelkurs⸗ 
regulierung erzielen konnte. Denn die Sicherheit und die ſolide 
Organiſation des Goldweſens eines Landes bilden nicht nur die 
wichtigſte Grundlage für eine gedeihliche Entfaltung des inneren 
Wirtſchaftslebens, fie find auch die Vorausſetzung für das Maß 
ſeines Kredits, die Bewertung ſeiner Valuta im Auslande. Die 
Frage der Währungsreform dürfte wohl als die dringendſte An⸗ 
gelegenheit im belgiſchen Wirtſchaftsleben bezeichnet werden. Die 
belgiſche Regierung hatte die Notwendigkeit dieſer Reform eingeſehen 
und im Februar 19123 eine ſtändige Kommiſſion zum Studium 
der Geldverhältniſſe des Landes eingeſetzt, deren Ergebniſſe bisher 
noch nicht veröffentlicht worden ſind. Die Beſtrebungen der National⸗ 
bank gingen bereits ſeit 6—7 Jahren dahin, ihren Metallbeſtand 
und ſeit 1910 in verſtärktem Maße auch ihren Goldbeſtand beſtändig 
zu vermehren. In welcher Weiſe eine ſolche Vermehrung ihrer 
Barmittel ſtattgefunden hat, zeigt die nachſtehende Zuſammenſtellung. 


1 M. Anſiaux, Les problèmes actuels de la circulation metallique 
et fiduciaire en Belgique, Revue économique internationale, Novembre 1907, 
S. 10. 

2 Arrèté royal du 20 février 1912. 
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Es betrugen am Jahresſchluß in Millionen Franken: 


Der Metall⸗ Der Gold⸗ | Der Metall⸗ Der Bold: 
beſtand vorrat beſtand vorrat 
1905 117,6 100,7 ' 1909 158,9 115,3 
1906 124,2 103,9 1910 203,4 125,7 
1907 133,3 106,7 | 1911 246,7 189,1 
1908 158,2 112,4 1912 283,5 2144 


Dieſes Anwachſen des Goldvorrates bei der belgiſchen Zentralnoten⸗ 
bank iſt im weſentlichen erfolgt durch die Realiſierung von Gold⸗ 
deviſen, gegen welche die Bank ſich Gold aus dem Auslande, vor⸗ 
nehmlich vom Londoner Goldmarkt, daneben aus Paris und New⸗ 
Vork hat ſchicken laſſen. Zur Aufbeſſerung des Goldbeſtandes hat 
ferner die wachſende Goldproduktion Belgiſch⸗Kongos beigetragen, 
deren Wert ſich im Durchſchnitt der letzten Jahre auf etwa 10 Mill. Fr. 
ſtellte. Entſprechend dieſer Steigerung der Metallreſerve hat auch 
das Deckungsverhältnis der Noten und fremden Gelder eine ſtändige 
Beſſerung erfahren, die trotz des vermehrten Notenumlaufs im Laufe 
von 5 Jahren nahezu 9 % beträgt !. 

Seit dem im Jahre 1908 erfolgten Anſchluß der Kongokolonie 
an die lateiniſche Münzunion hatte ſich für die Regierung eine neue 
Möglichkeit erſchloſſen, eine Beſſerung der Geldverhältniſſe des Landes 
dadurch herbeizuführen, daß ein Teil des unterwertigen Silbers in 
das belgiſche Kolonialland abgeſchoben wurde. So ſind in den 
Jahren 1909—1911 im ganzen 15,9 Mill. Fr. belgiſche Silber⸗ 
münzen, worunter ſich 4 607 750 Fr. an Fünffrankenſtücke befanden, 
in die belgiſche Kolonie abgefloſſen. Wie weit in Zukunft eine 
Hebung des belgiſchen Münzumlaufs durch Abfluß ſeines Silbers 
nach ſeiner Kolonie erfolgen wird, hängt ab von dem Maß der 
wirtſchaftlichen Entwicklung von Belgiſch⸗Kongo. Bisher hatten 
alle dieſe Beſtrebungen nur vorübergehende Erfolge. Die Möglich⸗ 
keit einer dauernden Beherrſchung des Deviſenmarktes wäre für die 
belgiſche Nationalbank erſt dann gegeben geweſen, wenn die Währungs⸗ 
verhältniſſe des Landes durchgreifend reformiert und das Geldweſen 
auf eine geſunde Goldbaſis geſtellt geweſen wäre. Wäre dieſe 
Reform für die belgiſche Volkswirtſchaft auch unvermeidlich mit 
ſchweren Opfern verbunden, ſo würden ſie auf die Dauer aufgewogen 
worden ſein durch den Fortfall jener beſtändigen Belaſtungen, die das 
Geſchäftsleben in ſeinem Zahlungsverkehr mit dem Auslande infolge der 
Stabilität der ungünſtigen Tendenz der Deviſenkurſe zu tragen hatte. 


1 Bol. die Tabelle S. 165. 
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J. Die Betriebsverhältniſſe vor dem Kriege 


Di. Entwicklung der däniſchen Landwirtſchaft im letzten Menſchen⸗ 
alter charakteriſiert ſich durch die Umlegung und Induſtria⸗ 
liſierung der Produktion, die mit den achtziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts begann und vorläufig ihren Höhepunkt beim Ausbruch 
des Krieges erreichte. Dieſe Entwicklung vollzog ſich durch eine 
fortſchreitende Ausdehnung und Intenſivierung der Viehhaltung, der 
allmählich nicht nur die eigene Ackererzeugung, ſondern außerdem 
ein ſtändig ſteigender Import an Kraftfutterſtoffen dienflbar gemacht 
wurde, während gleichzeitig die Weiterverarbeitung und der Verkauf 
der tieriſchen Erzeugniſſe vom landwirtſchaftlichen Betriebe losgelöſt 
und in induſtriellen und kaufmänniſchen Großbetrieben auf genoſſen⸗ 
ſchaftlicher Grundlage konzentriert wurde. Noch im Jahre 1880 
war Dänemark Getreideexportland; im Jahre 1913 dagegen führte 
es zu den 23 Mill. dz eigener Erzeugung 16 Mill. dz Getreide und 
Kraftfutterſtoffe ein. 
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Dafür war der Wert der tierifhen Ausfuhr von 72 Mill. Kr. 
im Jahre 1880 auf 450 Mill. Kr. im Jahre 1914, alſo über 500 %, 
und der Wert der landwirtſchaftlichen Geſamtausfuhr — die 1880 
noch eine erhebliche Getreideausfuhr einbegriff — von 108 Mill. Kr. 
auf 450 Mill. Kr. geſtiegen. 

Die Zahl der Rinder ſtieg von 1¼½ Mill. auf 2½ Mill. und 
die Zahl der Schweine von ½ Mill. auf 2½ Mill. Stück. Aber 
dieſe Zahlen ergeben nur ein unvollkommenes Bild der Produktions⸗ 
ſteigerung, da gleichzeitig eine Hebung der Leiſtungen des einzelnen 
Tieres ſtattgefunden hat, die die zahlenmäßige Steigerung weit 
übertrifft. Während beiſpielsweiſe die Zahl der Milchkühe in dem 
genannten Zeitraum um 45 % geſtiegen iſt, ſtieg die geſamte Milch⸗ 
menge um ca. 150 % , und während früher ein ſpätreiſes Schwein 
gemäſtet wurde, werden jetzt die Tiere in ſechs Monaten ſchlachtreif 
gemacht. Es gab beim Ausbruch des Krieges kein Land in Europa, 
das ſich mit Dänemark an zahlenmäßiger Stärke und Intenſität der 
Viehhaltung meſſen konnte; beiſpielsweiſe war die Rindviehhaltung, 
an der produktiven Fläche gemeſſen, rein zahlenmäßig faſt doppelt 
ſo ſtark und die Schweinehaltung um mehr als ein Drittel ſtärker 
als diejenige Deutſchlands. 

Die ſtarke Ausdehnung der Viehhaltung hat naturgemäß auch 
den anderen Zweig des landwirtſchaftlichen Betriebes, die Pflanzen⸗ 
produktion, erheblich beeinflußt, einmal dadurch, daß die Pflanzen⸗ 
produktion der Viehhaltung angepaßt wurde, und anderſeits durch 
die vermehrte Düngererzeugung, die eine Steigerung der Ackererträge 
zur Folge hatte. Die Anpaſſung der Pflanzenproduktion an die 
Viehhaltung charakteriſiert ſich in erſter Linie durch die Ausdehnung 
des Hackfruchtbaues (Futterrüben), der ſeit 1880 von 2,5% auf 
15 % der Ackerfläche geſtiegen war. Gleichzeitig waren die Gras⸗ 
ſchläge des Ackerbauſyſtems (Koppelwirtſchaft) von 37% auf 28 % 
und die Brache von 8%p auf 31/2 % vermindert. Die Getreide⸗ 
anbaufläche hielt ſich faſt unverändert, nämlich auf 45% der Acker⸗ 
fläche; aber es iſt eine weſentliche Verſchiebung zwiſchen Winter⸗ 
getreide und Sommergetreide vor ſich gegangen, indem das Winter⸗ 
getreide, das 1880 ca. 30 % der Geſamtgetreidefläche einnahm, auf 
25 % im Jahre 1914 herabgegangen war; gleichzeitig iſt die Gerſten⸗ 
anbaufläche zugunſten von Menggetreide eingeſchränkt worden — 
alles Maßnahmen, die eine Vermehrung der Futtererzeugung be⸗ 
zwecken. | 

Die reine Koppelwirtſchaft der ſechziger und fiebziger Jahre mit 
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drei bis vier Getreideſchlägen nach Vollbrache und dreijährigem 
Grasland wurde abgelöſt von einer Koppelwirtſchaft nach den Regeln 
der Fruchtfolge, die namentlich in den kleineren Betrieben und den 
am meiſten Rüben bauenden Gegenden bereits in eine mehr oder 
minder reine Fruchtwechſelwirtſchaft übergegangen iſt. 

Di.ieſe Intenſivierung des Ackerbauſyſtems in Verbindung mit 
der vermehrten Düngererzeugung bewirkte eine erhebliche Steigerung 
der Ernteerträge. Vergleicht man die Durchſchnittserträge der letzten 
fünf Jahre der ſiebziger mit den Durchſchnittserträgen der letzten 
fünf Jahre vor dem Kriege, ſo ergibt ſich eine Steigerung der Geſamt⸗ 
getreideernte von ca. 19 auf ca. 27 Mill. däniſche Tonnen (1 däniſche 
Tonne = 0,718 hl), alſo eine Steigerung von 42% . Die Steige⸗ 
rung der Geſamternte an Körnern, Stroh, Hackfrüchten und Klee 
und Gras wird auf 3000 Mill. Kilogr. Futtereinheiten berechnet, 
was über 100 é ausmacht. Trotzdem reichte die eigene Erzeugung 
nicht aus für die Viehhaltung, vielmehr mußte dieſe große Pro⸗ 
duktion an Rauh⸗ und Saftfutter, auch ſchon aus Rückſicht auf die 
notwendige Konzentration der Futterration, durch eine ſtets ſteigende 
Einfuhr von Kraftfutter ergänzt werden. Der Verbrauch Dänemarks 
an Korn und anderem Kraftfutter betrug im Jahre 1913 rund 
39 Mill. dz, von denen 23 Mill. dz eigener Erzeugung und 16 Mill. dz 
Mehreinfuhr waren. Dieſe Menge verteilte ſich wie folgt: 


Mehl und Grütze ausſchl. Kleie. 4 Mill. dz 


Bier und Branntwein l » a 
Nusjaat 2.0.0 2 . 
Pferde ‚ſ· q —72ꝛ— EEE 8,5 5 s 
Rindviehb . -. - - 222000. 9 > . 
Schwei᷑nrre 11,5 = . 
Geflügel ‚——U— 2 I. 2 


Zuſammen 39 Mill. dz 


Die Nutzviehhaltung deckte alſo ihren Kraftfutterbedarf über⸗ 
wiegend aus Einfuhr, und ihre Produktion hatte gleichzeitig durch 
den genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluß der Produzenten mehr und 
mehr den Charakter einer Induſtrie angenommen, die einen weſent⸗ 
lichen Teil ihrer Rohſtoffe aus dem Auslande bezog und induſtrie⸗ 
mäßig verarbeitete Produkte ins Ausland ſchickte, alles durch ge⸗ 
noſſenſchaftliche Organiſationen des Einkaufs, der Verarbeitung, des 
Verkaufs, des Geldausgleichs, die nach dem Geſetze des Großbetriebes 
wirkten. 

Für den landwirtſchaftlichen Betrieb aber bedeutete dieſe ganze 
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Entwicklung eine ſtark gefteigerte Anwendung von Arbeit und Kapital, 
die nicht nur in der vermehrten und intenſivierten Viehhaltung, 
ſondern ebenfo in der Intenſivierung des Ackerbauſyſtems, der ver⸗ 
beſſerten Bodenbearbeitung und vor allem in einer verſtärkten 
Düngung zum Ausdruck kam. 

Die Betriebsumlegung der däniſchen Landwirtſchaft war eine 
Folge des Preisdrucks des Getreides durch die internationale Kon⸗ 
kurrenz oder vielmehr die Folge der Verſchiebung des Preisverhält⸗ 
niſſes zwiſchen Getreide und tieriſchen Produkten. Da die däniſche 
Landwirtſchaft auf Export angewieſen und ihr infolgedeſſen auch nicht 
durch Schutzzölle zu helfen war, konnte ſie gar nicht anders reagieren. 
Aber die Geſchwindigkeit und Einheitlichkeit, mit der dieſe Betriebs: 
umwälzung und der Ausbau der genoſſenſchaftlichen Organiſation voll⸗ 
zogen wurde, deutet allerdings auf einen Grad von Anpaſſungsfähig⸗ 
keit und geiſtiger Beweglichkeit bei den faſt ausſchließlich bäuer⸗ 
lichen und kleinbäuerlichen Produzenten, wie man ihn ſelten findet. 


ll. Die Betriebsverhältniſſe in der erſten Periode des 
Krieges 


Für die däniſche Landwirtſchaft bildet der Eintritt Amerikas 
in den Krieg einen entſcheidenden Wendepunkt. Bis zu dieſem Zeit⸗ 
punkte, alſo von Auguſt 1914 bis April 1917, fährt ſie in ihrem 
gewohnten Geleiſe, aber mit beſchleunigtem Tempo unter dem 
fruchtbar anſchwellenden Goldregender Kriegskonjunktur, der auch 
durch vereinzelte ſtaatliche Maßnahmen und Preisregulierungen noch 
nicht weſentlich beeinträchtigt wird; nachdem aber Amerika in den 
Krieg eingetreten iſt und die Zufuhr an Getreide, Kraftfutter und 
Kunſtdünger, praktiſch geſprochen, aufgehört hat, nimmt die Fahrt 
eine andere Richtung, die durch den Mangel an Rohſtoffen und bis 
zu einem gewiſſen Grade auch durch die ſtaatlichen Maßnahmen zur 
Sicherung der Volksernährung beſtimmt wird. — 

Kurz nach Ausbruch des Krieges begann in Dänemark ebenſo 
wie in anderen Ländern ein gefahrdrohendes Steigen der Brot⸗ 
getreidepreiſe, das weniger auf Mangel als vielmehr auf Panik und 
Spekulation zurückzuführen war. 

Dänemark hatte 1914 eine ſehr geringe Brotgetreideernte, ſo 
niedrig, wie keine in den letzten zehn Jahren vorgekommen war. 
Aber man war ſich nicht gleich nach der Ernte über die Lage klar; 
vielmehr gingen die Angaben der landwirtſchaftlichen Körperſchaften 
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noch am 22. September 1914 darauf hinaus, daß das wahrſchein⸗ 
liche Endergebnis 157000 t Weizen und 410000 t Roggen, alſo 
zuſammen 567 000 t betragen würde, während das Ergebnis in 
Wirklichkeit, wie nachſtehende Überſicht zeigt, nur 442 000 t betrug. 
Die Überſicht zeigt außerdem den normalen berechneten Verbrauch 
an Weizen und Roggen für die menſchliche Ernährung und für die 
Fütterung. 

Ernteertrag Verbrauch (normal) 

1913 1914 für die Ernährung für Fütterung 

Tonnen (& 1000 kg) 


Weizen 182 000 157 000 206 600 75 000 
Noggen 434 000 285 000 225 000 400 000 
Zuſammen 616 000 442 000 481 000 475 000 


Selbſt eine ſo geringe Ernte wie die von 1914 würde alſo im 
Notfall den Brotgetreidebedarf des Landes gedeckt haben, und da man 
zunächſt mit einem ſolchen Notfall rechnete, wurde am 25. Dezember 
1914 ein Verbot der Verfütterung von Weizen und Roggen erlaſſen. 
Da aber normalerweiſe faſt die geſamte Roggenerzeugung und ein 
erheblicher Teil des Weizens zur Fütterung verwandt wurde, iſt es 
fraglich, ob das Verfütterungsverbot gewirkt hätte, wenn es nicht 
der Regierung gelungen wäre, für das abgelieferte Brotgetreide 
Mais und andere Futterſtoffe zu beſchaffen. Die Frage der Brot⸗ 
getreideverſorgung war alſo eng verknüpft mit der Frage der Futter⸗ 
ſtoffberſorgung, die ohnedies eine Notwendigkeit für die Aufrecht⸗ 
erhaltung der Viehhaltung war. 

Die nachſtehende Überſicht über die Einfuhr von Korn und 
Futterſtoffen zeigt, daß es der Regierung im erſten Kriegsjahre ge⸗ 
lang, den normalen Bedarf annähernd herbeizuſchaffen. 

(Siehe die Überſicht auf S. 176). 


Die Einfuhr von Brotgetreide war weit unter der Norm, trotz 
der geringen einheimiſchen Ernte; dafür war ein entſprechendes 
Quantum Mais mehr eingeführt, ſo daß die Geſamteinfuhr an 
Getreide und Getreideprodukten ein wenig geſtiegen war; an Olkuchen 
wurde ungefähr das normale Quantum eingeführt, allerdings mit 
anderer Verteilung auf die verſchiedenen Sorten. 

Obwohl hiernach ſowohl der Bedarf der menſchlichen Ernährung 
wie auch der normale Bedarf der Fütterung gedeckt war, erreichte 
die Preisſteigerung des Brotgetreides doch ſehr bald eine Höhe, die 
für die Ernährung der breiten Maſſen des Volkes gefährlich zu 
werden drohte, weshalb die Regierung zu Preisregulierungen für 
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Einfuhr in Tonnen 


Auguſt 1913 Auguſt 1914 
bis Juli 1914 bis Juli 1915 
Weizen˖nn 115 974 60 978 
Weizenmehl 61 633 47 678 
Roggen. 315 674 76 331 
Noggenmehl. 18 463 818 
Hafer 80 117 6574 
Gerſte 65 404 99 676 
Mais 335 670 556 479 
Weizenkleie 44 501 19 559 
Zuſammen 841 336 868 088 
Baumwollſaatkuchen 187 355 457 932 
Sonnenblumenkuchen 171 668 31427 
Soyaku chens 12 770 10 104 
Hanfſaatkuchen 96 454 17 267 
Andere Olkuchen 104 644 41824 
Olkuchen zuſammen 573 191 558 524 


die inländiſche Erzeugung an Brotgetreide ſchritt. Es wurden in 
der hier zunächſt ins Auge gefaßten erſten Periode des Krieges 
folgende Höchſtpreiſe pro Doppelzentner feſtgeſetzt: 


Roggen: e Weizen: eu 
19,50 Kr.! 31. Dez. 1914 21,50 Kr. 28. Jan. 1915 
19,50 7. Aug. 1915 21,50 7. Aug. 1915 
18,50 10. Okt. 1915 19,00 19. Okt. 1915 
18,50 3. Aug. 1916 21,00 21. Aug. 1916 

Gerite: ng 
24,75 Kr. 11. Nov. 1916 24,50 Kr. 23. Nov. 1916 

Roggenkleie: Weizenkleie: 
17,00 Kr. 8. März 1915 17,00 Kr. 8. März 1915 
16,00 » 10. Sept. 1915 16,00 = 19. Okt. 1915 
17,00 17. Aug. 1916 19,00 s 21. Aug. 1916 


Das Verfütterungsverbot und die Preisregulierung des Brot- 
getreides waren, landwirtſchaftlich betrachtet, zu jenem Zeitpunkt die 
bei weitem eingreifendſten Maßnahmen, die auch nicht ohne Einfluß 
auf die landwirtſchaftliche Betriebsweiſe blieben. Von geringerer 
Bedeutung für die Landwirtſchaft waren die Maßnahmen und Preis⸗ 


11 Kr. = 1,12 Mk. (Friedenskurs). 
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regulierungen für Schweinefleiſch und Schlachtereiprodukte, die den 
Zweck verfolgten, dem inländiſchen Verbrauch die nötigen Mengen 
zu erträglichen Preiſen zu ſichern. Obwohl die feſtgeſetzten Höchſt⸗ 
preiſe eine erhebliche Herabſetzung der damals geltenden freien Preiſe 
bedeuteten, konnten ſie doch keinen weſentlichen Einfluß auf die land⸗ 
wirtſchaftliche Produktion haben, da der inländiſche Verbrauch dieſer 
Waren nur einen verhältnismäßig geringen Teil der Geſamterzeugung 
beanſprucht und die Produktion ſich auf dem Exportmarkt ſchadlos 
halten konnte; namentlich konnte die Landwirtſchaft auf dieſe Weiſe 
die glänzenden Konjunkturen für den Export von Rindvieh und 
Rindfleiſch in vollem Umfange ausnützen, indem der inländiſche 
Fleiſchbedarf vorwiegend durch Schweinefleiſch gedeckt wurde. 

Im übrigen blieb die Landwirtſchaft in dieſer erſten Periode 
vor Eingriffen bewahrt und ſtand ſomit — abgeſehen von dem Ver⸗ 
fütterungsverbot und der Preisregulierung für das Brotgetreide — 
unter dem Einfluß der Kriegskonjunktur, die auf der ganzen Linie 
ein fröhliches Anſteigen der Preiſe mit ſich brachte. (Vgl. die um⸗ 
ſtehende Tabelle 1 [S. 178] über die Preiſe.) 

Vergleicht man das erſte Kriegsjahr mit dem letzten Friedens⸗ 
jahr, ſo ergibt ſich erheblicher Unterſchied in der Preisſteigerung 
für Getreide und tieriſche Produkte. Allerdings wurde die Preis⸗ 
ſteigerung für Roggen und Weizen ſchon im Dezember bzw. im 
Januar durch Feſtſetzung von Höchſtpreiſen zum Stillſtand gebracht; 
aber die Preisſteigerung für Sommergetreide ſetzte ſich fort und er⸗ 
reichte ca. 80 % für Gerſte, während Butter nur 15—16 % und 
Schweinefleiſch ca. 20% ftiegen. 

Man hätte im Hinblick auf dieſe Preisverſchiebungen eine Aus⸗ 
dehnung des Getreidebaues erwarten ſollen, und es war eine ge⸗ 
wiſſe Bewegung in dieſer Richtung vorhanden; aber die Regierungs⸗ 
maßnahmen hinſichtlich des Brotgetreides waren ihr nicht förderlich, 
und die weitere Entwicklung der Preisverhältniſſe verhinderte vollends, 
daß ſie zum Durchbruch kam. Denn während die Getreidepreiſe ſich 
auf derſelben Höhe hielten, ſtiegen von Auguſt 1915 bis Auguſt 1916 
die Butter mit 20%, das Schweinefleiſch mit 30% und das Rind⸗ 
fleiſch ſogar mit 80—90 %, Tiefe Verſchiebungen des Preisverhält⸗ 
niſſes zugunſten der tieriſchen Erzeugniſſe ſetzten ſich bis zum Ende 
der Periode fort. Im Januar 1917 betrug die Preisſteigerung 
gegenüber dem letzten Friedensjahre für Butter 68 , für Schweine⸗ 
fleiſch und Speck über das Doppelte, für Eier faſt das Dreifache 


und für Rindfleiſch ebenfalls mehr als das Doppelte. 
Schnellers Jahrbuch XLII 3/4. 12 


Tabelle 1 
Preisnotierungen über die wichtigſten landwirtſchaftl. Erzeugniſſe 
roc . . wo > 


N En | 0 ke je) Sn > 
11 |. 5 2 82 3 4 fe 2 _ 
SS 2 235535 38 3 T2 22882 3288 
ZAS SA en SA YO SDG SEG 
1913 Auguſt — — 1080 | 13,80 100 110 50 
Septbr. — — 10,70 14,00 106 120 50 
Oktober 12,30 — 10,80 13,90 112 135 49 
November | 12,00 — 10,30 13,90 111 175 49 
Dezember | 12.00 | — 10,50 13,90 112 | 185 47 
1914 Januar 12,20 — 10,80 13,70 118 160 47 102 
Februar 12,30 — 10,50 13,50 105 150 44 102 
März 12,80 — 10,60 12,80 106 112 46 98 
April 11,80 = 10,70 | 12,70 | 104 100 47 102 
Mai — — — 12,80 95 96 46 100 
Juni — = — 12,80 97 100 48 96 
Juli — — — 13,10 102 107 46 94 
im Mittel | — — 


1914 Auguſt — PEN — — — ee Ta 

Septbr. 15,50 | — — — 101 116 46 98 

— — 16,00 118 145 45 106 

November] 19,50 — — 16,85 115 | 195 | 46 104 
Dezember | 21,00 | — — 50 

1915 Januar 26,00 — 133 200 55 116 

Februar 27,75 — 24,00 ; 126 | 180 52 122 

ärz 25,50 | — | 23,90 | 23,00 | 121 | 140 52 128 

April 22,50 — | 19,80 | 19,00 | 121 | 122 64 136 

Mai 22,590 — | 18,50 126 68 140 

Juni 25,00 iı — | 19,20 | 20,25 | 120 140 74 150 

Juli 24,75 — 18,20 21,50 127 150 74 150 

im Mittel [22,52 — — 19,81 | 121 | 152 57 124 


im Mittel 


1915 Auguft 22,00 | -- 17,90 | 21,75 | 143 | 160 75 154 
Septbr. 20,50 — | 16,45 | 21,25 | 140 | 165 84 158 
Oktober 18,25 — 17,20 | 20,85 170 235 93 160 
November | 19,590 — 17,60 23,75 166 205 90 158 
Dezember [22,75 — 20,10 | 25,00 | 168 270 87 156 

1916 Januar 22,25 — 21,40 25,25 | 136 | 220 89 154 
Februar 22,00 — 22,00 25,00 140 175 95 156 
März 22,50 — — 25,00 149 165 107 154 
April 23,75 — 22,75 | 25,50 | 142 | 200 | 112 158 
Mai 24,50 — | 22,40 | 26,50 | 136 — 119 164 
Juni 23,50 — 21,00 26,25 135 — 118 166 
Juli 24,25 — 20,15 26,50 140 — 107 170 


— 
— 
© 
= 
* 
— 
2 
— 
or 
DD 
2 
D 
’ — 
S* 
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1916 Septbr. — 24,40 22,75 | 27,75 | 166 | 240 108,50 188 
November | 25,50 24,80 23,00 | 29,75 | 178 250 109,00 184 
1917 Januar = — 23,65 | 32,25 | 180 | 280 102,00 188 
Februar = == — 32,50 | 168 280 102,00 192 
März . ee | A 
April ... TE 5 HOLD 
Mai — — - — 150 — | 9700| 16 
Suni — — — — 152 — 97,00 136 
Juli de FE — | 166 — 95,00 188 
Auguſt — — — = 173 — 79,00 148 
Septbr > m =: 1.788: |. | BLUM 
Oktober —— — — 1 — 214 — 81,00 174 
November | — — — — 224 — 85,00] 174 


1 Für Weizen und Roggen ſiehe die Höchſtpreiſe S. 176. 
Digitized by Google 
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Die Wirkung dieſer Preisentwicklung zeigt folgende Zuſammen⸗ 
ſtellung über die Verſchiebungen in der Pflanzenproduktion. 


Tabelle 2. 


Die Verſchiebungen in der Pflanzenproduktion unter dem Einfluß 
des Krieges 


1912 1915 1916 1917 K 
B 1912/15|1915/1611916/17 1915/17 


Weisen .... . +23,1| — 7,7| —13,5| — 20,2 
Roggen ＋ 14,2 — 7,6 — 9,4 — 16, 
Gerste a Bl ac + 7,9 — 1,6 — 6,5 — 8, 
Hafer 428,4 — 3,3 F 1,8 — 5,8 — 4 
Mengkorn — O, 1 2,7 T 5,6 ＋ 84 
Getreide insgeſ. 1150,00 1132,4 1119,0(1061,7 — 1,5 — 1,2 — 5,1 — 6,2 
Kartoffeln 64,2 57,9 / 8,9 — 3,6 — 9,8 — 13,1 
utterrüben . . . + 9,4 — 2,6 — 0,11 — 2,8 
uderrüben . . . — 1,0 — 1,8 — 2,2 — 4,0 
ichorien . | —14,9 | +64,6 —21,4 + 29,4 
Hackfrucht insgeſ. + 8,3 — 2,6 — 2,1 — 45 
Hül ſenfrüchte —25,2 745,5 + 8,3 + 60,0 
Buchweigen +36,3 | +14,6 — 9,5 — 30,3 
Grasſamen — 3,6 ＋ 5,0 F 4,8 +101 
Kleeſamen +79,2 PT — 25,0 
Rü benſamen —24.1 759,1 + 8,8 + 68,2 
Andere Feldfrüchte 
ins ger. 22,2 21,5 25,1] 24,8] — — — — 


lee und Gras. .| 708,6 750,4 | 727,1 — — — — 
Grünfutter... 8676| 35,0 86.0 — | — | - | - | - 
| 


Gras u. Grünfutter 

insge mn. 
Schwarzbrache 
Hal bbrachne 
Brache insgeſ. 156,5 


168,7 | 147,5 = — 2 — 


Der Rückgang iſt beſonders in die Augen ſpringend bei Roggen, 
deſſen Anbaufläche von 1912—1917 mit ea. 70 000 ha oder 28 %% 
abgenommen hat. Es iſt anzunehmen, daß die Feltfegung des Höchſt⸗ 
preifes den weſentlichen Anſtoß hierfür gegeben hat. Der Roggen 
wurde früher als die anderen Getreidearten mit Höchſtpreis belegt, 
und da der Roggenpreis nicht allein niedriger gehalten wurde als 
der Weizenpreis, ſondern bedeutend niedriger als der erſte im No⸗ 


vember 1916 feſtgeſetzte Höchſtpreis für Sommergetreide, ſo hat ſich 
12” 
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dieſer Mißgriff durch einen enormen Rückgang der Roggenanbau⸗ 
fläche gerächt. 

Übrigens zeigt die geſamte Getreideanbaufläche einen Rückgang 
von ca. 10% , und dieſer Rückgang fällt zuſammen mit einer be 
deutenden Abnahme der Anbaufläche für Kartoffeln und einer ge⸗ 
ringeren Abnahme der Zuckerrübenfläche. Es iſt alſo namentlich der 
Anbau derjenigen Früchte zurückgegangen, die entweder direkt der 
menſchlichen Ernährung dienen oder als Kraftfutter für eine produk⸗ 
tive Viehhaltung unentbehrlich ſind, was gegenwärtig um ſo mehr 
ins Gewicht fällt, als die Einfuhr von Kraftfutterſtoffen aufgehört 
hat. Die Verſchiebung in den Anbauflächen hat den Geſamtertrag 
der Pflanzenproduktion wohl kaum beeinflußt; aber die Verteilung 
der Produktion auf die einzelnen Früchte war nicht günſtig mit 
Rückſicht auf den beſonderen Bedarf des Landes. Der Rückgang 
des Geſamtertrages der Pflanzenproduktion dürfte aber in erſter Linie 
auf andere Faktoren: auf Witterungsverhältniſſe und Mangel an 
künſtlichen Düngemitteln zurückzuführen ſein. Die däniſche Statiſtik 
führt die Ernte der einzelnen Früchte auf Ernteeinheiten zurück, deren 
Berechnung auf der in Dänemark üblichen Rechnung mit Futter⸗ 
einheiten beruht, auf Grund von zahlreichen Fütterungsverſuchen 
ermittelten Erſatzzahlen, die übrigens ungefähr den Kellnerſchen 
Stärkewerten entſprechen. Danach ift eine Ernteeinheit = 1000 kg 
Korn = 100 kg Rübentrockenfubſtanz —= 100 kg Kartoffeltrocken⸗ 
fubſtanz = 2500 kg Heu = 5000 kg Stroh = 1000 Futter⸗ 
einheiten an Gras und Grünfutter. Wie die nachſtehende Überſicht 
zeigt, war die Geſamternte in allen drei Jahren unter Mittel. 


Die gefamte Pflanzenproduktion in Millionen Ernteeinheiten 


1909/13 1914 


1915 | 1916 | ame 


Getreide: 
Korn, 2,29 1,95 2,30 2,08 2,11 
Stroh 0,70 0,55 0,57 0,70 0,61 
Hackfrüchte 1,68 1,64 2,01 1,65 1,76 
J 0,72 0,65 0,46 0,85 0,65 
Gras u. Grünfutter 1,49 1,54 1.49 1,55 1.53 
Sa. 6,88 | 6,33 6,83 | 6,83 | 6,66 


Trotz dieſes Rückganges der Pflanzenproduktion gelang es, den 
großen Viehbeſtand, den Dänemark vor dem Kriege hatte, in den 
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erſten drei Kriegsjahren, mit Ausnahme des Schweinebeſtandes, voll⸗ 
zählig aufrechtzuerhalten, und zwar ſo, daß auch die Produktion 
in der Hauptſache auf der alten Höhe erhalten wurde. Bei der 
Viehhaltung ſpielte neben der eigenen Pflanzenproduktion die Ein⸗ 
fuhr von Kraſtfutterſtoffen eine weſentliche Rolle. Für das erſte 
Jahr des Krieges wurde der normale Einfuhrbedarf in der Haupt⸗ 
ſache gedeckt (vgl. die Überſicht S. 175). Für die folgenden Jahre 
iſt eine Statiſtik nicht veröffentlicht worden; aber man muß an⸗ 
nehmen, daß die Einfuhr bedeutend war; denn ſonſt wäre die Aufrecht⸗ 
erhaltung der Produktion unerklärlich. 

Es iſt von Intereſſe, die einzelnen Veränderungen im Vieh⸗ 
beſtand zu analyſieren (vgl. die Tabelle 3 auf S. 182). Die erſte 
Viehzählung nach dem Ausbruch des Krieges zeigt einen nicht un⸗ 
erheblichen Rückgang für alle Gruppen. 

Am ſtärkſten iſt der Rückgang der Schweine, der ſchon bei der 
erſten Zählung ca. / Mill. Stück beträgt, wodurch der Beſtand 
auf knapp 2 Mill. Stück reduziert wird. Dieſer Beſtand hält ſich 
ziemlich unverändert bis zum Frühjahr 1917, wo er abermals um 
ca. / Mill. Stück zurückgeht. Am ſtärkſten iſt die Abnahme bei 
Zuchttieren, deren Zahl in den drei Jahren auf ungefähr die Hälfte 
des Beſtandes von 1914 reduziert wurde. Am geringſten iſt der 
Rückgang bei Maſtſchweinen und Ferkeln unter vier Monaten, die 
noch im Juli 1917 ungefähr 1 Mill. zählten; aber dann begann 
auch hier „das große Morden“. — 

Beim Rindvieh beginnt der Rückgang eigentlich erſt im zweiten 
Kriegsjahr; aber dieſer Rückgang iſt nur zeitweilig; ſchon bei der 
Zählung im Februur 1917 iſt der Beſtand faſt wieder auf die frühere 
Stärke gebracht, und dieſe Steigerung ſetzt ſich fort bis Juni 1917. 
Jedoch gilt dies nicht für die Milchkühe, deren Beſtand bereits im 
Februar 1916 mit ca. 170 000 Stück zurückgegangen war. Dieſer 
Rückgang hält ſich ziemlich unverändert bei den beiden folgenden 
Zählungen, doch mit leichter Tendenz zu einer abermaligen Steigerung 
im Sommer 1917. Aber die Steigerung iſt weit ſtärker für Stiere, 
Ochſen und Jungvieh, deren geſamter Beſtand ſogar bedeutend höher 

iſt als im Jahre 1914. 
| Dieſe Verſchiebung nach Alter und Geſchlecht bedeutet eine 
Anderung der Produktion in der Richtung ſtärkerer Fleiſchproduktion 
auf Koſten der Milchproduktion und iſt eine Folge teils des Kraft⸗ 
futtermangels, teils der Konjunkturen; denn während die Butter⸗ 
preiſe — auf dem engliſchen Markt — langſam und mäßig ſtiegen, 
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ſchoſſen die Preiſe für Schlachtvieh hemmungslos in die Höhe und 
waren gegen Ende 1916 auf weit über das Doppelte geſtiegen. — 

In der Richtung dieſer Produktionsänderung wirkt ebenfalls 
die Verkürzung des Durchſchnittsalters der Milchkühe, die von Jahr 
zu Jahr zunimmt und ein Ausdruck des beſchleunigten Umſatzes und 
damit einer ſtärkeren Fleiſchproduktion iſt. 


Tabelle 4 
Die Verſchiebungen in den Altersklaſſen der Milchkühe während 
des Krieges 
Anzahl der Kühe 
zuſammen 


unter über 
3 Jahre 3-6 Jahrel6-10 Jahre 10 Jahre 


15. Juli 1914. . 220020 | 579302 | 429434 81 512 | 1310268 
15. Mai 1915. . . I 226369 572 885 408 777 73 101 | 1281 182 
20. Febr. 1917. . . 189516 | 552774 | 341721 56 638 | 1140649 
17. Zuli 1917. 212603 | 543476 | 334486 1147183 


Abnahme in Prozent 


Der Beſtand von Pferden ging ſtark zurück bis zu der zweiten 
Zählung im Februar 1916, erholte ſich dann aber ſehr raſch und 
ſchloß bei der letzten Zählung im Juli 1917 ſogar mit einer Zu⸗ 
nahme ab. 

Zuſammenfaſſend kann man ſagen, daß die durch Panikbedarf 
und kopfloſe Konkurrenz ins Fabelhafte emporgetriebenen Preiſe keine 
Eingriffe in den produktiven Viehbeſtand veranlaßt haben, die wirt⸗ 
ſchaftlich zerftörend gewirkt hätten. Es iſt trotz der hohen Preiſe 
kein Pferd und kein Stück Rindvieh aus dem Lande herausgeſchickt 
worden, das nicht betriebsmäßig beſtimmt war, hinausgeſchickt zu 
werden. 

Die Reduktion des Schweinebeſtandes vollzog ſich planmäßig 
infolge des Mangels und der Verteuerung des Kraftfutters; nur 
im erſten Kriegswinter drohte der Umfang der Schlachtungen infolge 
des unorganiſierten Exports und korrumpierender Preiſe einen 
Charakter anzunehmen, der wirtſchaftlich bedrohlich erſchien. Die 
Regulierung des Exports durch die Regierung und die Feſtſetzung 
von Höchſtpreiſen für Schlachtereiſchweine machten dieſen Zuſtänden 
ein Ende. 


Privatwirtſchaftlich betrachtet war das Ergebnis des land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebes in der hier behandelten erſten Periode des 
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Krieges im allgemeinen gut, zum Teil glänzend. Namentlich war 
der Teil der Tierproduktion, der auf Umſatz des ſelbſterzeugten 
Futters durch Aufzucht und Maſt beruht, beſonders lohnend. Aber 
auch Butter, Speck und Eier hatten glänzende Preiſe, wie nie zuvor. 
Ferner hat die Pferdezucht guten Gewinn gebracht, und dasſelbe 
gilt mehr oder weniger auch für die marktgängigen Produkte der 
Pflanzenerzeugung — jedoch mit Ausnahme der Zuckerrüben, deren 
kontraktmäßig feſtgelegte Preiſe den erheblich geſteigerten Produktions- 
koſten nicht folgen konnten. Daß die Steigerung der Produktions- 
koſten bedeutend war, zeigen auch folgende Zahlenangaben über die 
Betriebsaufwendungen vor und während des Krieges, die auf Grund 
des Zahlenmaterials aus einer Reihe von Buchführungsvereinen 
(Buchführungs⸗Kontrollvereinen) zuſammengeſtellt ſind. 


Tabelle 5 
Betriebsaufwand vor und während des Krieges 


Arbeits- 
lohn 


Pferde⸗ 
haltung 


Kunſt⸗ 
dünger 


Totes 
Inventar 


Landwirtſch. Vereinigung für das 
Amt Kopenhagen 


Steigerung in Prozent 


Landwirtſch. Vereinigung f. Odenſe 
und Umgegend 

III/ te 

1915/1¹llnXns”sss 117 


Steigerung in Brogent | 218 | 372 | 70,8 | 18,6 


Beſonders ſtark ſind die Ausgaben für die Pferdearbeit geſtiegen; 
aber auch die Steigerung des Arbeitslohnes und des Kunſtdünger⸗ 
aufwandes ſind erheblich. Die Steigerung des Arbeitslohnes iſt 
zum Teil auf ſteigenden Geldlohn, zum Teil auf die Verteuerung 
der Beköſtigung zurückzuführen. 

Indeſſen wird die Steigerung der Betriebsaufwendung doch von 
der Preisſteigerung der Produkte übertroffen, und das Ergebnis ift 
eine erhebliche Steigerung des Reinertrags und der Verzinſung der 
im Betriebe wirkſamen Kapitalien. 
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Tabelle 6 
Die Rentabilität des landwirtſchaftlichen Betriebes 
* 48 2 „2 2 „ 2 8 E 
33 83 3332 E 25 
SE SSS 252.2 52.2 ZE I S8 22282 
Ss so S „ „ „ „ SB 
5 g e e | & 
E 
Landw. Vereinigung für 
das Amt Kopenhagen 
ers, 21 50,4 — — Ber 105 5,22 | 1998 
1516 ....:.. 43 56,0 | 684 | 402 282 | 210 10,10 | 2136 
D 42 60,3 — — — 1192 8.552232 
Landw. Vereinigung für | 
Odenſe u. Umgegend 
D — — a — 142 7 7 
151/18 — - — | - 1412 22 | — 
1919/1114. — — — — 190 7 ? — 
77 23 | 40,7 581 349 23% 59 | 7,67 | 2083 
r 34 | 49,7 790 444 346 272 11,00 | 2464 
. 38 | 60,3 733 469 | 264 202 8,10 | 2501 
Durchſchnitt 1914—17 | er ee Te 9,00 | — 


Das Buchführungsmaterial iſt freilich nur ſpärlich, namentlich 
fehlt bei dem ſonſt ſehr brauchbaren Material der Buchführungs⸗ 
vereinigung für Odenſe die Berechnung der Reinerträge und der Ver⸗ 
zinſung für die Zeit vor dem Kriege. Indeſſen gibt auch der Be⸗ 
triebsüberſchuß einen brauchbaren Vergleichsmaßſtab, da die in ihm 
enthaltene Quote für Steuern und Betriebsleitergehalt faſt unver⸗ 
ändert bleibt. Dieſe Quote läßt ſich für die drei Kriegsjahre durch 
Subtraktion des Reinertrags vom Betriebsüberſchuß ermitteln und 
beträgt im Mittel 70 Kr. Unter Abzug dieſer Quote berechnen ſich 
alſo vom ſchulden⸗ und laſtenfrei gedachten Betriebe und nach Abzug 
ein Betriebsleitergehalts (hier im Durchſchnitt der verſchiedenen 
Betriebsgrößenklaſſen — 50 Kr. pro Hektar) folgende Reinerträge 


pro Hektar: 
1911—12 = 72 Kr. 1914—15 = 159 Kr. 
1912-18 = 104 1915—16 = 272 
1913—14 — 120 1916—17 = 202 


Vergleicht man den Durchſchnitt der drei Jahre vor dem Kriege 
mit den drei Kriegsjahren, ſo ergibt ſich eine Steigerung des Rein⸗ 
ertrags von 98 Kr. auf 211 Kr. pro Hektar, alſo auf über das 
Doppelte, ein Reſultat, das auch mit den Daten der Buchführungs⸗ 
vereinigung für das Amt Kopenhagen ſehr gut übereinſtimmt. 
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Ill. Die Betriebsverhältniſſe nach Abſchneidung der Zufuhr 


Die Situation, die durch Amerikas Eintritt in den Krieg ge⸗ 
ſchaffen wurde, und die wahrſcheinlich bis zu deſſen Abſchluß anhalten 
wird, charakteriſiert ſich für die däniſche Landwirtſchaft dadurch, daß 
einmal die Zufuhr von Getreide und Kraftfutterſtoffen aufgehört 
hat und anderſeits manche andere für die Landwirtſchft außer⸗ 
ordentlich wichtige Zufuhren, namentlich die Zufuhr von Stickſtoff⸗ 
dünger, unſicher und praktiſch nahezu unmöglich geworden find, teils 
infolge der Blockadebeſtimmungen, teils infolge des U⸗Bootkrieges 
und der ſtändig verminderten Tonnage. 

Die Landwirtſchaft ſah ſich infolgedeſſen vor die Aufgabe ge⸗ 
ſtellt, ihre Produktion umzulegen von einer Exportproduktion zu 
einer Produktion, die auf die Ernährung des eigenen Volkes be⸗ 
rechnet iſt oder, mit anderen Worten, zur Betriebsweiſe der ſieb⸗ 
ziger Jahre zurückzukehren. 

Der erſte Schritt war eine weſentliche Verminderung der Vieh⸗ 
haltung, und die Folgen ergaben ſich dann von ſelbſt oder werden 
ſich ergeben. Da nämlich infolge der Einſchränkung der Viehhaltung 
und des vollſtändigen Mangels an Olkuchen mit einer erheblichen 
Verminderung und Verringerung der Stallmiſtproduktion zu rechnen 
iſt, ſo iſt nicht nur die tieriſche Produktion, ſondern auch die Grund⸗ 
lage der Landwirtſchaft ſelbſt, die Pflanzenproduktion, von einem 
Rückgang bedroht, wenn dieſer Zuſtand noch lange dauert und es 
nicht gelingt, künſtlichen Stickſtoffdünger herbeizuſchaffen. Indeſſen 
dürften die peſſimiſtiſchen Berechnungen, die hierüber gegenwärtig 
in Dänemark aufgeſtellt werden, ebenſowenig zutreffen wie die Be⸗ 
rechnungen, die beim Anfang des Krieges in Deutſchland von einigen 
Düngergelehrten aufgeſtellt wurden und die uns einen Ernteausfall 
von 8 Millionen Tonnen Getreide infolge des fehlenden Stickſtoffs 
prophezeiten — wonach wir alſo von Rechts wegen längſt verhungert 
ſein müßten —. Wie es ſich auch in Deutſchland in den Gebieten 
mit ſtarker Viehhaltung gezeigt hat, tritt die Erſchöpfung bei Böden 
in alter Stallmiſtkultur nur ſehr langſam in Erſcheinung, und da 
Dänemark die ſtärkſte und intenſivſte Viehhaltung in Europa hatte, 
ſo haben auch ſeine Böden einigen Vorrat, von dem ſie zehren 
können. Inzwiſchen iſt es der däniſchen Regierung bereits gelungen, 
der Landwirtſchaft eine größere Partie Norgeſalpeter im Austauſch 
gegen Getreide zu ſichern. 
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Die Organiſation der Viehhaltung 


Bei der Viehzählung am 12. Juli 1917 fanden ſich: 
572 000 Pferde, davon 419 000 über drei Jahre, 
2 458 000 Stück Rindvieh, davon 1 147 000 Milchkühe, 
1651 000 Schweine, davon 148 000 Zuchttiere, 
480 000 Schafe, davon ca. die Hälfte ausgewachſene Tiere. 

Bei den damaligen Ernteausſichten und den geringen Ausſichten 
auf Zufuhr von Futterſtoffen von auswärts ſtand es allen klar, daß 
eine erhebliche Reduktion des Viehbeſtandes unvermeidlich war. Der 
am 4. April 1917 berufene „Ausſchuß der Landwirtſchaft“ rechnete 
mit der Beibehaltung des Beſtandes an Schafen, ſchlug aber für 
Pferde, Rindvieh und Schweine eine ſtarke Reduktion vor, und zwar: 

für Pferde auf ½ Mill. Stück, 
0 Nindvieh — 2 2 0 
2 Schweine . 1 s 

Dieſe Berechnung war indeſſen vorgenommen auf Grund der 
Viehzählung vom 17. Februar 1917 ſowie unter Vorausſetzung 
einer Mittelernte und einiger Zufuhr an Olkuchen. Später, als ſich 
die Ernte weit unter Mittel erwies und die Ausſicht auf Olkuchen 
vollſtändig fehlſchlug, riet der Ausſchuß zu einer weit ſtärkeren Re⸗ 
duktion, namentlich des Schweinebeſtandes ſowie zum Verkauf von 
mindeſtens 50 000 Pferden im Herbſt und fortgeſetzten Export im 
Laufe des Winters und endlich zu einer Reduktion des Rindvieh⸗ 
beſtandes auf 1 800 000 Stück, nämlich ca. 900 000 Stück Milch⸗ 
kühe und ca. 900 000 Stück Stiere, Ochſen, Jungvieh und Kälber. 

Für Schweine hat bereits am 5. Dezember 1917 eine Zählung 
ſtattgefunden. Das Ergebnis zeigt folgende Tabelle zugleich mit 
den Ergebniſſen der übrigen Zählungen ſeit Juli 1914: 


Tabelle 7 
Der Schweinebeſtand am 5. Dezember 1917 


Zählung Eber Sauen üb. 4 Mon. ſchweine Schweine 
am über 5 bis | unter und 
4 Mon. 2 Mon. Ferkel 


4 an 


5. Dez. 1917 
12. Juli 1917 138 819 989822 1650 623 
20. Febr. 1917 11 219 187 199 609680 | 1172629 [1980 727 
20. » 1916| 11384 214 365 689483 | 1068023 [1983 255 


1 005 748 1 918 627 
1 494 343 2 496 706 


11 659 214 735 
282 750 


15. Mai 1915 
15. Juli 1914 


686 485 
706 950 
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Seit Juli 1917 iſt alſo der Schweinebeſtand von ca. 1 650 000 

auf 789 000, d. h. auf weniger als die Hälfte reduziert worden, und 
der Beſtand beträgt jetzt weniger als ein Drittel des Friedens⸗ 
beſtandes. Dazu kommt, daß eine weitere Verminderung zu erwarten 
iſt, wie ſich aus einer Analyſe der Verteilung ergibt. 

Es waren bei der Zählung im ganzen 18 520 trächtige Sauen 
vorhanden. Rechnet man in Anbetracht eines normalen Abgangs 
mit fechs lebenskräftigen Ferkeln pro Sau, ſo iſt in der Trächtigkeits⸗ 
periode nach der Zählung, alſo in den folgenden vier Monaten, nur 
ein Zugang von ca. 100 000 zu erwarten. In dieſen vier Monaten 
müſſen die 276 599 Schlachtſchweine von vier Monaten abgehen 
(Schlachtreife ſechs Monate); ferner müſſen von den 321221 Fer⸗ 
keln, die am Zählungstage zwei bis vier Monate alt waren, ca. 200 000 
ſchlachtreif geworden ſein, ſo daß man zu Anfang April 1918 mit 
einem geſamten Schweinebeſtand von 410 000 Stück rechnen kann. 
Das wäre alſo eine Reduktion auf ein Sechſtel des Friedens beſtandes, 
die ſich im Laufe von zwei Jahren vollzogen hat, und zwar ohne 
jeden geſetzlichen Zwang und ohne gewaltſame Störung des Pro⸗ 
duktionsprozeſſes. In derſelben Zeit wird auch die Zahl wieder auf 
die Höhe des Friedensſtandes gebracht werden können, wenn der 
gegenwärtige Beſtand an Zuchtmaterial bewahrt bleibt und die 
alten Produktions bedingungen ſich wieder einſtellen. 

Für die übrigen Viehgattungen liegen Zählungen noch nicht 
vor; indeſſen läßt ſich der Abgang auf Grund der Markt⸗ und 
Schlachtſtatiſtik annähernd ſchätzen. 

Für den Rindviehbeſtand iſt die vom landwirtſchaſtlichen Aus⸗ 
ſchuß vom 4. April 1917 vorgeſchlagene Reduktion auf ca. 180 000 
Stück bis jetzt noch nicht vollſtändig durchgeführt; der Beſtand wird 
im Frühjahr 1918 auf 2 Mill. Stück geſchätzt, die ſich ungefähr 
zu gleichen Teilen auf Milchkühe und anderes Rindvieh verteilen. 
Im Laufe des Sommers wird der Beſtand vermutlich wieder etwas 
zunehmen, und es wird dann vom Ausfall der Ernte und den Aus⸗ 
ſichten der Einfuhrmöglichkeiten abhängen, inwieweit er überwintert 
werden kann oder nicht. 

Die Einſchränkung des Beſtandes an Milchkühen gibt allerdings 
noch kein vollſtändiges Bild von dem zu erwartenden Rückgang der 
Milchproduktion, vielmehr wird dieſe, bei Ausbleiben der Olkuchen, 
vorausſichtlich auf die Hälfte der Friedensproduktion zurückgehen. 
Dagegen iſt ein Steigen der Fleiſchproduktion zu erwarten, eine 
Entwicklung, die ſchon vor dem Kriege begonnen hatte und im Ein⸗ 
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klang mit der Entwicklung der Preiſe ſteht. Während nämlich die 
Butterpreiſe von 1895—1913 um knapp 20% ſtiegen, fliegen die 
Preiſe für Rindfleiſch um 40%, und im Kriege hat ſich dieſe Ver⸗ 
ſchiebung des Preisverhältniſſes zugunſten der Fleiſchproduktion fort: 
geſetzt. 

Dieſe Umlegung der Rindviehhaltung iſt auch volkswirtſchaftlich 
durchaus angezeigt, da Dänemark mit der Möglichkeit rechnen muß, 
den Exportmarkt für ſeine Butter — die Qualitätsware iſt und 
Qualitätspreiſe verlangt —, nach dem Kriege zu verlieren oder doch 
bedeutend eingeſchränkt zu finden. 

Englands Einfuhr an Butter und Margarine vor und während 
des Krieges ſtellte ſich folgendermaßen (Mill. Kilogramm): 


1911 1912 1913 1914 1915 1916 
Butter 2184 203,3 20, 202.2 195,7 118,0 
Margarine — 8 77,1 77,6 1042 139,0 


Es iſt allerdings nicht ganz klar, ob dieſe Entwicklung mehr 
eine Folge des Geldmangels oder eine Folge des Buttermangels 
war, allein die Erſcheinung iſt einmal da, und es iſt ziemlich ſicher 
vorauszuſehen, daß das billigere Surrogat nach dem Kriege den 
Markt beherrſchen wird, auf dieſem wie auf anderen Gebieten. 

Die Aufzucht und Fleiſchproduktion hat gegenüber der Milch⸗ 
produktion den Vorteil, daß ſie von der Zufuhr von Kraftfutter 
unabhängiger iſt. Dasſelbe gilt in noch höherem Grade von der 
Schafhaltung. Das Schaf iſt bei Mangel an Kraftfutter der wirt⸗ 
ſchaftlichſte Fleiſch⸗ und Fettproduzent — eine Tatſache, die leider 
bei uns im Kriege nicht genügend gewürdigt worden ift — Man 
denkt deshalb in Dänemark daran, die Schafhaltung gerade jetzt 
mit allen Kräften zu fördern. 

Der Pferdebeſtand iſt unter den gegenwärtigen Verhältniſſen 
zweifelsohne zu groß; aber ſeine Verminderung hängt von den 
Exportmöglichkeiten ab. Man rechnet damit, daß im Laufe des 
Winters eine große Zahl älterer Pferde infolge Futtermangels 
niedergeſchlagen iſt. Natürlich mußte man beſtrebt ſein, die jungen 
Tiere möglichſt durch den Winter hindurchzubringen, einerſeits weil 
überhaupt keine Abſatzmöglichkeit für ſie vorhanden war und ander⸗ 
ſeits, weil man davon ausgeht, daß ſie ſich im Laufe des Sommers 
ganz von ſelbſt ins Geld wachſen. 
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Die Organiſation der Pflanzenproduktion 


Für die Organiſation der Pflanzenproduktion wurden zwei 
leitende Geſichtspunkte aufgeſtellt, erſtens Anwendung aller möglichen 
Mittel, die geeignet find, die Produktion zu heben, und zweitens die 
Anpaſſung der Produktion an die gegenwärtige Lage. N 

Die Frage der Produktionsförderung liegt in Dänemark dadurch 
weſentlich einfacher als in Deutſchland, daß die Sorge um die 
Beſchaffung der tieriſchen und menſchlichen Arbeitskraft, der Maſchinen 
und Geräte, des Saatguts und dergleichen zunächſt keine weſentliche 
Rolle ſpielt. Die einzige Sorge iſt die Herbeiſchaffung des Düngers, 
und auf ſie konzentrieren ſich die Anſtrengungen zur „Förderung der 
Produktion“: Okonomiſierung und rationelle Behandlung des Stall⸗ 
düngers und Herbeiſchaffung von Kunſtdünger, namentlich Stickſtoff. 

Dänemarks Einfuhr an künſtlichen Düngemitteln betrug vor dem 
Kriege 45 Mill. kg Stickſtoffdüngemittel, 190 Mill. kg Phosphor ⸗ 
ſäuredüngemittel und 25 Mill. kg Kalidünger. 

Der Fehlbetrag an Stickſtoff in der geſamten Stalldünger⸗ 
erzeugung infolge Fehlens der Kraftfutterſtoffe wird von ſach⸗ 
verſtändiger Seite auf eine Menge berechnet, die ca. 90 Mill. kg 
Chiliſalpeter entſpricht, alſo genau das Doppelte der einſtweilen 
fehlenden Einfuhr ausmacht. 

Selbſt wenn Dänemark zufolge Preſſemitteilungen 20 bis 
40 Mill. kg Norgeſalpeter erhalten ſollte, ſo ſteht doch die däniſche 
Landwirtſchaft mit einem Fehlbetrag von ca. 100 Mill. kg Chili⸗ 
ſalpeter, deſſen Beſchaffung ziemlich ausſichtslos iſt. 

Auch die Beſchaffung der Phosphorſäuredüngemittel iſt aus: 
ſichtslos. 

Kalidüngemittel dagegen dürfte Dänemark nach wie vor von 
Deutſchland im Austauſch gegen landwirtſchaftliche Produkte erhalten 
können. 

Man macht in Dänemark gegenwärtig ſtark Propaganda für 
das Kalken und Mergeln des Bodens, ſoweit dieſer kalkarm iſt. Es 
iſt eine alte Erfahrung, daß das Kalken und Mergeln in ſolchen 
Fällen oft erſtaunliche Wirkungen hat, die allerdings nicht lange vor⸗ 
halten. Der Kalk hat bekanntlich einen großen Einfluß auf die 
Reaktion des Bodens und dadurch auf den Umſatz der ſtickſtoff⸗ 
haltigen organiſchen Stoffe im Boden. — Im übrigen dürfte in der 
Förderung der Produktion Weſentliches nicht erreicht werden; wich⸗ 
tiger erſcheint die Anpaſſung der Produktion an die gegenwärtige 
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Lage durch möglichſte Ausdehnung des Anbaues der unmittelbar für 
die menſchliche Ernährung in Betracht kommenden Feldfrüchte, 
namentlich des Brotgetreides. 

Wie früher erwähnt, hatte während des Krieges eine ganz be⸗ 
deutende Abnahme der Anbaufläche für Brotgetreide ſtattgefunden, 
die in erſter Linie auf das Verfütterungsverbot und die Feſtſetzung 
von verhältnismäßig zu niedrigen Höchſtpreiſen zurückgeführt wird. 
Die Abnahme betrug von 1915 — 1917 für Weizen 20% und 
für Roggen 16% ; geht man auf das Jahr 1912 zurück, fo hatte 
die Roggenanbaufläche ſogar 28% abgenommen (vgl. Tabelle 2). 

Durch die Getreideordnung vom 3. Auguſt 1917 wurden die 
Getreidepreiſe weſentlich erhöht, nämlich für Roggen und Weizen 
auf 26 Kr. pro Doppelzentner und für Gerſte, Hafer und Meng⸗ 
getreide auf 23 Kr. pro Doppelzentner. 

Auf dieſe Preiserhöhung iſt es wohl in erſter Linie zurück⸗ 
zuführen, daß die Anbaufläche des Brotgetreides für das Jahr 
1917/18 wieder erheblich ſtieg, und zwar für Roggen auf 217000 ha 
und für Weizen auf 57000 ha, ſo daß die Anbaufläche beider zu⸗ 
ſammen ſogar diejenige von 1915 noch etwas überſteigt und gegen⸗ 
über derjenigen von 1912 nur um 22 000 ha oder ca. 7% zurück⸗ 
bleibt. 

Die durchſchnittliche Einfuhr von Roggen und Weizen betrug 
in den drei letzten Jahren vor dem Kriege 200 Mill. kg bzw. 
150 Mill. kg. Der jährliche Verbrauch Dänemarks für die menſch⸗ 
liche Ernährung wird auf 243 Mill. kg bzw. 216 Mill. kg berechnet. 

Rechnet man hinzu den Bedarf an Saatgut und einen Zuſchlag 
für unvermeidlichen Schwund, jo ſtellt ſich der Bedarf auf 310 Mill. kg 
Roggen und 250 Mill. kg Weizen oder zuſammen 560 Mill. kg. 

Die Anbaufläche des Roggens beträgt 217000 ha und des 
Weizens 57000 ha. Rechnet man mit den Durchſchnittserträgen 
der Jahre 1909— 1913, nämlich 17,9 dz Roggen und 29,9 dz Weizen 
pro Hektar, ſo wäre in dieſem Jahre eine Ernte von ca. 388 Mill. kg 
Roggen und ca. 170 Mill. kg Weizen zu erwarten, alſo ein Über⸗ 
ſchuß an Roggen von ca. 80 Mill. kg und ein entſprechender Fehl⸗ 
betrag an Weizen, aber zuſammen doch ca. 558 Mill. kg, annähernd 
die Menge des berechneten Bedarfs. Da jedoch aus den bereits er⸗ 
wähnten Gründen mit einem Rückgang der Hektarerträge gerechnet 
werden muß, ſo wird man vorausſichtlich das Brotgetreide ſtrecken 
müſſen, wie das bereits im Vorjahre geſchehen iſt. 

Die Anbaufläche für Kartoffeln hatte von 1915 —1917 ebenfalls 
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nicht unerheblich (ca. 13% ) abgenommen. Der Kartoffelbau ſpielt 
in der däniſchen Landwirtſchaft nicht die Rolle wie in Deutſchland, 
tritt vielmehr ganz hinter dem ſtark forcierten Futterrübenbau zurück. 
Indeſſen iſt man unter den gegenwärtigen Verhältniſſen bemüht, 
den Anbau zu fördern teils durch Lieferungsverträge der Städte 
und des Staates mit den Produzenten, teils durch Preisregulierungen 
und Prämiierungen für erweiterten Anbau. 


IV. Die Ernährungspolitik der Regierung in ihrem Einfluß 
auf die Amlegung der landwirtſchaftlichen Produktion 


In der erſten Periode des Krieges lagen die Aufgaben der 
Ernährungspolitik in Dänemark einfach; es war noch kein Mangel 
an Nahrungsmitteln vorhanden, und es handelte ſich lediglich darum, 
die Konſumenten vor den Preisausſchreitungen zu ſchützen, die durch 
die Kriegskonjunkturen auf dem Exportmarkt hervorgerufen waren. 

Die Regierung löſte die Aufgabe ohne die Produzenten in fühl⸗ 
barem Maße zu beeinträchtigen, indem ſie der Bevölkerung Brot, 
Fett und Schweinefleiſch zu verhältnismäßig billigem Preiſe ſicherte, 
wohingegen die Produzenten ſich auf dem Exportmarkt ſchadlos 
halten konnten. Zwar blieben die Preisregulierungen nicht ganz 
ohne Einwirkung auf die landwirtſchaftliche Betriebsweiſe, aber die 
Einſchränkung der Brotgetreideanbaufläche konnte damals noch nicht 
beängſtigen. Durch die Abſchneidung Dänemarks von der Zufuhr 
änderte ſich die Sachlage weſentlich. Es handelte ſich jetzt nicht 
mehr in erſter Linie darum, billiges Brotgetreide zu beſchaffen, 
ſondern überhaupt Brotgetreide zu bekommen. 

Mit der „Getreideordnung“ vom 3. Auguſt 1917 ſchritt die 
Regierung zur Beſchlagnahme des Brotgetreides (Roggen und Weizen) 
und einer beſtimmten Menge Sommergetreides, nämlich 3,40 Mill. dz 
Gerſte und 1,10 Mill. dz Hafer, wobei vorgeſehen war, daß die 
Regierung über die feſtgeſetzte Menge hinausgehen konnte, wofern 
der beſchlagnahmte Roggen und Weizen nicht 4 Mill. ds erreichte. 

Von Roggen und Weizen wurde den Landwirten nur das als 
Menſchennahrung abſolut unbrauchbare, aber nicht mehr wie 3 %, 
ſowie das für die Ausſaat benötigte Quantum belaſſen. Gerſte und 
Hafer (oder Gemenge) waren mit einem Umlegungsſchlüſſel verteilt, 
fo daß jeder Landwirt insgeſamt 4¼ dz Getreide pro 1000 Kr. Boden: 
wert abzuliefern hatte, doch ſo, daß die Landwirte, welche mindeſtens 
4½ dz Roggen und Weizen pro 1000 Kr. Bodenwert abgeliefert 
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hatten, ſowie die Betriebe von unter 1000 Kr. Bodenwert von 
der Ablieferung von Gerſte und Hafer befreit waren, und daß jeder 
Landwirt das Recht hatte, bis zu 4½ dz Gerſte, Hafer oder Gemenge 
für eigenen Verbrauch und Ausſaat zurückzubehalten. Gleichzeitig 
wurden, wie erwähnt, die Höchſtpreiſe hinaufgeſetzt, und zwar für 
Roggen und Weizen auf 26 Kr. pro Doppelzentner und für Gerſte 
und Hafer auf 23 Kr. pro Doppelzentner. 

Von der vom Staat übernommenen Gerſte ſollte an die Land⸗ 
wirte, die mehr als / dz Roggen und Weizen pro 1000 Kr. 
Bodenwert abgeliefert hatten, eine dieſer Mehrlieferung entſprechende 
Menge in Tauſch gegeben werden. Ferner ſollten 850 000 dz an 
kleinere Landwirte zur Unterſtützung der tieriſchen Produktion gegeben 
werden, namentlich an ſolche, die nicht in der Lage waren, 4½ dz 
Gerſte, Hafer oder Gemenge für den Betrieb zurückzubehalten. 

Die im Geſetz vorgeſehene Menge des Geſamtverbrauchs iſt nicht 

eingekommen. Das hatte zur Folge, daß einerſeits die Brotration 
eingeſchränkt werden mußte und anderſeits die beabſichtigte Verteilung 
der Gerſte an einzelne Produzen tengruppen oder im Austauſch gegen 
Brotgetreide unterblieb. Im übrigen iſt keine Gefahr, daß der Brot⸗ 
getreidebedarf in dieſem Jahre nicht gedeckt würde. 
- Unter dem Einfluß der Preiserhöhung, vielleicht auch unter dem 
Druck der moraliſchen Verantwortung, iſt für das Erntejahr 1917/18 
eine erhebliche Ausdehnung der Anbaufläche des Brotgetreides vor⸗ 
genommen worden, ſo daß die Ausſichten der Brotverſorgung für das 
kommende Jahr 1918 / 19 erheblich günſtiger find. 

Die „Getreideordnung“ für die Ernte 1918 ſetzt den Bedarf des 
Staates auf 7,65 Mill. kg Getreide feſt. Sie beſchlagnahmt die 
geſamte Ernte von Roggen und Weizen mit Ausnahme des Saat⸗ 
gutes und außerdem an Gerſte, Haſer, Gemenge und Buchweizen ſo 
viel wie die Umlegung der Geſamtmenge ergeben wird. Dieſe Um⸗ 
legung der 7,65 Mill. dz Getreide geſchieht nach dem Schlüſſel des 
Bodenwertes folgendermaßen: die erſten 3000 Kr. Bodenwert ſind 
umlagefrei. Für das vierte Tauſend find 5½ dz Getreide zu 
liefern; doch kann jeder Landwirt ſich hiervon befreien, indem er 
zwei Schweine von mindeſtens 70 kg Schlachtgewtcht an eine 
Schlachterei liefert. Sodann ſind zu liefern für jedes Tauſend 
Kronen Bodenwert: 

Für Bodenwert von 4 000 — 30000 Kr. 5½ dz 
5 . 30 000 — 100 000 - 6è » 
P . „100 000 u. darüb. « 7 
Schmollerz Jahrbuch XLII 34. 13 
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Der Landwirt, der mehr als 8%/o feines Ackerlandes mit Zucker⸗ 
rüben beſtellt hat und dieſe an eine Zuckerfabrik abliefert, erhält in 
ſeiner Lieferungspflicht 1 dz Getreide gutgerechnet für jede 35 Zentner 
Zuckerrüben, die er über die Ernte von 8% des Ackerlandes hinaus 
abliefert. | 


Wenn die Lieferung eines Landwirts an Weizen und Roggen 
die lieferungspflichtige Getreidemenge überſteigt, jo hat er das Recht, 
den Überſchuß von den ſtaatlichen Lagern Kilogramm für Kilogramm 
ausgetauſcht zu erhalten. Dieſe Beſtimmung gilt auch für die Land⸗ 
wirte, deren Bodenwert 4000 Kr. nicht überſteigt. Die Preiſe be⸗ 
tragen für Roggen und Weizen 26 Kr., für Gerſte, Hafer oder Ge⸗ 
menge 23 Kr., für Buchweizen 35 Kr. pro Doppelzentner, alles für 
gute, geſunde, gereinigte und genügend trockene Ware. 


Wenn ein Landwirt ſich außerſtande glaubt, ſeine Lieferungs⸗ 
pflicht zu erfüllen, ſo hat er hierüber der lokalen Getreidekommiſſion 
Anmeldung zu machen. Er hat alsdann ſeine ganze Getreideernte 
auch an Gerſte, Hafer, Gemenge an den Staat abzuliefern, mit Aus⸗ 
nahme des Saatguts und des für den normalen Betrieb feiner Wirt⸗ 
ſchaft notwendigen Pferdefutters. Als ſolches wird gerechnet 18 dz 
für ein großes Arbeitspferd von zwei Jahren und darüber und 11 dz 
für ein kleines Pferd (Isländer, Litauer) von zwei Jahren und 
darüber. Als Saatgut ſind zu rechnen 120 kg für jede Tonne Land 
(S 1,81 ha), die 1918 Getreide getragen hat. Die Aufbewahrung 
des Saatguts und die Anwendung des Pferdefutters ſteht unter Kon⸗ 
trolle der örtlichen Getreidekommiſſion. 

Für die an die Schlachtereien abgelieferten Schweine in dem 
Umfang des Inlandbedarfs wird ein Preis von 2,30 Kr. für das 
Kilogramm Schlachtgewicht feſtgeſetzt. 

Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, für den Staat Kar⸗ 
toffeln anbauen zu laſſen unter folgenden Bedingungen: 

Es kann eine Anbaufläche von der Größe gezeichnet werden, daß 
dem Staat mindeſtens 5 Mill. dz und nicht über 6 Mill. dz Kar⸗ 
toffeln geſichert werden. Recht zur Zeichnung hat jeder Landwirt, 
der ſich verpflichtet, mindeſtens 10 dz zu liefern; jedoch erhält nie⸗ 
mand Recht, mehr als 60 dz zu liefern. Die Kartoffeln ſind in der 
Zeit von September 1918 bis Mai 1919 zu liefern. Für gute, ge⸗ 
ſunde Kartoffeln wird gezahlt im September und Oktober 7 Kr., im 
November und Dezember 8 Kr., im Januar 8,50 Kr., im Februar 
9 Kr., im März 9,50 Kr., im April 10 Kr. pro Doppelzentner. 
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Außerdem bezahlt der Staat den Erzeugern eine Prämie von 50 Kr. 
für 10 dz, die nach dem Kontrakt geliefert werden. 

Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, ein Übereinkommen 
mit den Zuckerfabriken zu treffen, auf Grund deſſen dieſe verpflichtet 
werden, den Produzenten einen Preis von 2,25 Kr. pro Doppel⸗ 
zentner Rüben zu zahlen, wohingegen der Staat den Überſchuß der 
Zuckerproduktion über das für die Volksernährung feſtgeſetzte Quantum 
übernimmt. Im Verhältnis zur Menge der übernommenen Überſchuß⸗ 
beſtände wird den Rübenproduzenten eine Prämie gewährt, die für 
jede Million Kilogramm Mehrerzeugung an Zucker über ein Minimum 
von 110 Mill. kg 1 Ore auf den Zentner Zuckerrüben beträgt. Die 
Prämie ſoll jedoch nicht unter 10 Ore und nicht über 35 Ore pro 
Zentner Rüben ausmachen. Das übernommene Quantum Zucker 
ſoll dem Warenaustauſch mit dem Auslande dienen. 

Die Mehrausgaben, die durch dieſe zum Zweck der Produktions⸗ 
förderung vorgenommenen Preiserhöhungen und Prämiierungen der 
Produktion erwachſen, fallen der Allgemeinheit zur Laſt. Das Geſetz 
beſtimmt, daß 1. das ſtaatliche Brotgetreide zu einem ſolchen Preiſe 
verkauft werden ſoll, daß der Preis eines Roggenbrotes von 4 kg 
vom 1. Oktober 1918 ab 15—16 Ore unter den gegenwärtigen 
Brotpreis zu liegen kommt, 2. die Schlächtereien einen Zuſchuß er- 
halten, ſo daß Speck und Schweinefleiſch zu den gegenwärtigen Höchſt⸗ 
preiſen geliefert werden können, und 3. die Zuckerpreiſe ſo reguliert 
werden ſollen, daß der Zucker für Haushaltungszwecke 8 Ore pro 
Kilogramm unter dem gegenwärtigen Höchſtpreis und für andere 
Zwecke zu dem gegenwärtigen Höchſtpreis geliefert werden kann. 

Übrigens hat ſich die Organiſation dieſes umfangreichen ſtaat⸗ 
lichen Getreidegeſchäfts, das einen Umſatz von 400 Mill. Kr. hat, 
in einfachſter Weiſe den beſtehenden Verhältniſſen angepaßt, ohne er⸗ 
hebliche Störungen im Wirtſchaftsleben zu verurſachen. Man hat 
die Ausführung dem Getreide⸗ und Futtermittelhandel oder, wo 
dieſer genoſſenſchaftlich organiſiert war, der betreffenden Genoſſen⸗ 
ſchaft übertragen. Dieſe Ordnung hat die große Bedeutung für den 
Staat, daß das Getreide jetzt ſicher lagert, weil es für Rechnung des 
Lagerinhabers liegt. Die betreffenden Kaufleute ſind für das Ge⸗ 
treide verantwortlich; ſie verwalten es auf eigenes Riſiko. Der 
Landwirt wird auf die bequemſte Weiſe ſein Getreide los, indem er 
die herkömmliche Geſchäftsbeziehung beibehält; der Getreidehändler 
behält ſeine Exiſtenz, braucht ſein Perſonal nicht zu verabſchieden, 
erhält eine auskömmliche Leihgebühr für ſeine Lagerräume und Deckung 
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ſeiner Unkoſten, wenn auch keinen eigentlichen Verdienſt. Der Ge⸗ 
treidehandel hat ſich mit großem Verſtändnis der Situation zur Ver⸗ 
fügung geſtellt; dafür hat ihm aber auch der Staat feine Exiſten 
geſichert. — 

Die zentrale Leitung des Geſchäfts erfolgt durch den „Ernährungs⸗ 
rat“, deſſen fünf Mitglieder vom Miniſter des Innern ernannt ſind, 
davon drei auf Vorſchlag der landwirtſchaftlichen Ausſchüſſe. Ihm 
zur Seite ſteht der „Ständige Ausſchuß der Landwirtſchaft“, der 
zuſammengeſetzt iſt aus fünf Mitgliedern, die von den landwirtſchaft⸗ 
lichen Zentralvereinen (der Gutsbeſitzer und Bauern) und fünf Mit: 
gliedern, die von den Organiſationen der Kleinbauern (Husmands- 
foreninger) gewählt find, nebſt den Mitgliedern der vom Minifter 
berufenen „Außerordentlichen Kommiſſion“ ſachverſtändiger Landwirte. 


— —— ga 
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Der Begriff des preußiſchen Renten: 
gutes und ſeine Amwertung durch Geſetz, 
Geſetzanwendung und Rechtsverkehr 


Von Geheimen Oberjuſtizrat Holzapfel 
Mitglied des Oberlandeskulturgerichts 


Jnhaltsverzeichnis: Das Anſiedlungsrentengut und das Nentengut des Ge⸗ 
ſetzes vom 27. Juni 1890 S. 197. — Generalkommiſſionen und „gemein- 
nützige“ Landgeſellſchaften S. 198. — Der geſetzliche Begriff des Renten- 
gutes S. 199. — Das Rentengut unter der Einwirkung des Geſetzes vom 
7. Juli 1891 S. 202. — Die Begründung des Rentengutes nach dem Geſetz 
vom 7. Juli 1891 S. 205. — Aufhebung des urſprünglichen Rentenguts- 
begriffs S. 207. — Verhalten der ſtaatlichen Domänen verwaltung S. 211. — 
Kechtsbegriff und Wirklichkeit S. 212. — Schlußbemerkung S. 213. 


Das Auſiedlungsrentengut und das Rentengut des Geſetzes 
vom 27. Snnt 1890 


as Rentengut als Rechtsbegriff verdankt ſeine Entſtehung dem 
Anſiedlungsgeſetz vom 26. April 1886, das im § 3 unter 
Abſ. 1 die Beſtimmung enthält: 

Erfolgt die Überlaſſung der Stelle ($ 2) gegen Übernahme 
einer feſten Geldrente (Rentengut), ſo kann die Ablösbarkeit der 
letzteren von der Zuſtimmung beider Teile abhängig gemacht 
werden. 

Von den auf Grund des Anſiedlungsgeſetzes ausgegebenen Renten⸗ 
gütern ſoll hier indeſſen abgeſehen werden. Sie find zwar zahlreich, 
aber auf die vom Polentum gefährdeten Provinzen Poſen und Weſt⸗ 
preußen beſchränkt. Dazu ſind ſie keine Schöpfung des freien Rechts⸗ 
verkehrs: ſie werden vom Staate in Verfolgung eines politiſchen 
Zweckes ausgegeben und unterliegen daher nicht oder doch nur in 
verringertem Maße den Einwirkungen, die die rechtlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Anſchauungen und Bedürfniſſe der Bevölkerung auf die 
Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe auszuüben pflegen. Für die vor⸗ 
liegende Betrachtung kommen alſo nur die Rentengüter in Betracht, 
die auf Grund der Rentengutsgeſetze vom 27. Juni 1890 und 7. Juli 
1891 begründet ſind oder begründet werden. 

Der Begriff des Rentengutes, wie ihn § 1 des Geſetzes vom 
27. Juni 1890 umſchreibt, iſt derſelbe, wie der des Anſiedlungs⸗ 
geſetzes. 
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Generalkommiſſionen und „gemeinnützige“ Landgeſellſchaften 


Die Begründung des Rentenguts war im Geſetz vom 27. Juni 
1890 ganz dem freien Rechtsverkehr überlaſſen. Das Geſetz vom 
7. Juli 1891 brachte hierin eine Anderung: es ließ die Begründung 
unter behördlicher Einwirkung, nämlich unter Vermittlung der General: 
kommiſſion zu. Über die Art dieſer Vermittlung gab das Geſetz 
nur einige Andeutungen. Unter Vortritt der Generalkommiſſion zu 
Frankfurt a. d. Oder entwickelten jedoch die Generalkommiſſionen 
das Verfahren derart, daß ſie einen weitgehenden und tiefgreifenden 
Einfluß auf die Rentengutsbegründung ausübten. Es gibt — immer 
abgeſehen von den Anſiedlungsrentengütern — wohl nur wenige 
Rentengüter in Preußen, die nicht unter Vermittlung der General⸗ 
kommiſſion geſchaffen ſind. Anderſeits ſind die Generalkommiſſionen 
nachdrücklich beſtrebt geweſen, die Rentengüter unter Bedingungen 
zu ſchaffen, die für ihre Lebensfähigkeit Gewähr leiſteten. Sie ließen 
es ſich vor allem angelegen ſein, die Gegenleiſtung des Rentenguts⸗ 
erwerbers auf das Maß des wirtſchaftlich Zuläſſigen zurückzuführen. 
Trotzdem müſſen die unter Vermittlung der Generalkommiſſion be⸗ 
gründeten Rentengüter — im Gegenſatz zu den Anſiedlungsrenten⸗ 
gütern — in der Hauptſache und wirtſchaftlich als ein Erzeugnis des 
freien Verkehrs angeſehen werden. Denn obwohl die General⸗ 
kommiſſionen ihre Zuſtändigkeit in Anlehnung an die Zuſtändigkeits⸗ 
vorſchriften der Auseinanderſetzungsgeſetzgebung breit ausgebaut haben, 
fehlen ihnen doch Zwangsbefugniſſe, vermöge welcher ſie den Inhalt 
der Rentengutsverträge, namentlich die Preisfeſtſetzung unmittelbar 
beeinfluſſen könnten. Nur mittelbar können ſie in dieſer Beziehung einen 
Zwang ausüben, indem ſie bei unangemeſſenen Forderungen des Ver⸗ 
äußerers ihre Vermittlung ablehnen. Ein ſolcher mittelbarer Zwang 
bedeutet aber weder rechtlich noch wirtſchaftlich eine Aufhebung der 
Parteiwillkür. 

Hieran ändert weiterhin auch der Umſtand nichts, daß die Renten⸗ 
güter größtenteils und in immer wachſender Zahl nicht von Privat⸗ 
leuten und privaten Erwerbsgeſellſchaften, ſondern von ſogenannten 
gemeinnützigen Landgeſellſchaften ausgegeben werden. Denn auf 
Grund der vorliegenden Erfahrungen darf man behaupten, daß ſich 
dieſe Geſellſchaften keine niedrigeren Preiſe bezahlen laſſen als andere 
Verkäufer. Es wäre daher völlig verfehlt, die gemeinnützigen Land⸗ 
geſellſchaften, die Rentengüter ausgeben, etwa mit der Anſiedlungs⸗ 
kommiſſion auf eine Stufe zu ſtellen. Während die Anſiedlungs⸗ 


1029] Der Begriff des preußiſchen Rentengutes uſw. 199 


kommiſſion die Anſiedlung deutſcher Bauern mit Staatsmitteln be⸗ 
treibt oder doch betreiben ſoll und dabei vor allem politiſche Zwecke 
verfolgt, ſind die Landgeſellſchaften genötigt, ihre Geſchäfte überwiegend 
nach kaufmänniſchen Geſichtspunkten zu führen. Sie müſſen darauf 
bedacht ſein, nicht nur ihre Gelder angemeſſen zu verzinſen und ihre 
nicht geringen Verwaltungskoſten zu verdienen, ſondern auch noch 
Gewinne zu erzielen, um Geld zur Weiterführung der Geſchäfte zur 
Verfügung zu haben. Denn ihre Mittel ſind begrenzt, und ein Teil 
davon wird bei der Rentengutsbegründung feſtgelegi, alſo dem Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe entzogen. Alle dieſe Rückſichten ſcheiden bei der ſtaat⸗ 
lichen Anſiedlungskommiſſion aus. 


Der geſetzliche Begriff des Rentengutes 

Welches iſt nun der Sinn des Rentengutes, wie er dem Geſetz⸗ 
geber urſprünglich vorgeſchwebt hat? Und was hat der Rechtsverkehr 
aus ihm gemacht? | 

Die Antwort auf die erfte Frage gibt das Geſetz vom 27. Juni 
1890. Das Rentengut iſt ein Grundſtück, das gegen eine beſondere 
Art des Entgelts erworben iſt. Und zwar iſt der Entgelt nicht in 
der Form eines in einer Summe zu zahlenden Preiſes beſtimmt, 
ſondern er beſteht in einer fortlaufenden Rente, die dem Grundſtück 
zugunſten des Veräußerers als dingliche Laſt (Reallaſt) auferlegt iſt. 
Es mag beiläufig bemerkt werden, daß danach der Rentengutsvertrag 
(Art. 12 § 1 Abſ. 1 Ausf. Geſ. z. BGB.) überhaupt kein Kaufvertrag 
iſt; er gehört vielmehr zu den kaufähnlichen Geſchäften, auf die die 
geſetzlichen Vorſchriften über den Kauf nur kraft beſonderer Vor⸗ 
ſchriften (§8 445, 493 BGB.) Anwendung finden. Die Rente kann 
eine Geldrente, ſie kann aber auch eine ſogenannte Körnerrente ſein 
d. h. eine feſte Abgabe in Körnern (Roggen, Weizen uſw.), die jedoch 
nicht in Natur zu entrichten, ſondern „nach dem jährlichen, unter 
Anwendung der Ablöſungsgeſetze ermittelten, Marktpreiſe in Geld 
abzuführen“ iſt (§ 2 des Geſetzes vom 27. Juni 1890). Das zweite 
Rentengutsgeſetz vom 7. Juli 1891 hat den vom Geſetz vom 27. Juni 
1890 aufgeſtellten Begriff des Rentengutes ohne Einſchränkung über⸗ 
nommen. Es kennt ebenfalls nur Rentengüter, die gegen Rente er⸗ 
worben ſind. Daß neben der Rente noch ein Entgelt anderer Art 
bedungen werden kann, wird nicht geſagt, nicht einmal angedeutet. 

Wenn wir heute unſere Erfahrungen mit dem Rentengut über⸗ 
blicken, ſo werden wir uns unwillkürlich und mit einem gewiſſen 
Erſtaunen die Frage vorlegen: hat der Geſetzgeber in der Tat ein 
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„Rentengut“ der angegebenen Art ſchaffen wollen? Hat er geglaubt, 
damit einem wirtſchaftlichen Bedürfnis zu genügen, den Grundſtücks⸗ 
verkehr zu bereichern, ihn vielleicht in neue Bahnen zu lenken? 
Die erſte Frage iſt unbedingt zu bejahen. Daß man das Renten⸗ 
gut als eine auf geſetzlicher Grundlage ruhende Rechtseinrichtung 
hat ſchaffen wollen, iſt nach dem oben Ausgeführten ſelbſtverſtändlich. 
Man hat dieſe Rechtseinrichtung nicht nur ſchaffen wollen, ſondern, 
wie ſich aus dem Inhalt des Geſetzes ergibt, auch wirklich ge⸗ 
ſchaffen. Aber der Geſetzgeber hat auch — und dies iſt nicht minder 
ſelbſtverſtändlich — die Rechtseinrichtung für wirtſchaftlich nützlich 
gehalten und den Wunſch gehabt, daß von ihr ausgiebig Gebrauch 
gemacht werde. Er hat ein lebensfähiges Gebilde ſchaffen wollen; 
das Geſetz ſollte nicht toter Buchſtabe bleiben. Bei den Landtags⸗ 
verhandlungen iſt mehrfach betont worden, daß das Rentengut des 
Geſetzes vom 27. Juni 1890 keine neue Einrichtung ſei, ſondern 
ſchon vorher beſtanden habe. Der Berichterſtatter der Herrenhaus⸗ 
kommiſſion Graf zu Eulenburg⸗Praſfen bemerkte im Herren⸗ 
hauſe (H. H. 1890 Bd. 1 S. 104): | 
Es iſt ferner durch dieſes Geſetz verſucht, das beſtehende In⸗ 
ſtitut der Rentengüter — ich bitte die Herren, darauf zu achten, 
daß ich ſage das beſtehende Inſtitut der Rentengüter — durch 
zwei in das Geſetz aufgenommene Erleichterungen reſpektive Be⸗ 
ſchränkungen zu einem für den praktiſchen Gebrauch geeigneten zu 
machen. 
Aber davon iſt nur ſo viel richtig, daß man auch ſchon früher ein 
Grundſtück mit einer Rente belaſten und natürlich auch gegen Be⸗ 
laſtung mit einer Rente erwerben konnte. Von Rentengütern aber 
hat man früher nie geſprochen. Von dem „Rentengut” als einer 
beſonderen Erſcheinung des Rechts⸗ und Wirtſchaftslebens ſpricht 
man erſt ſeit dem Anſiedlungsgeſetz vom 26. April 1886. Gerade 
dieſe Namengebung beweiſt, daß man etwas Neues einführen wolle. 
Neu war auch in der Tat, daß eine Abänderung der Ablöſungs⸗ 
geſetze (fiehe zum Beiſpiel § 91 des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 
1850) die Möglichkeit gewährte, die Rente unablöslich zu begründen 
(8 U des Geſetzes vom 27. Juni 1890), und daß ferner dem Rente 
berechtigten die Möglichkeit eröffnet wurde, ſich vertragsmäßig einen 
Einfluß auf den Beſtand des Rentengutes zu ſichern (§8§ 3 und 4 
daſelbſt). 
Dagegen kann die zweite Frage, ob man geglaubt hat, das Ziel 
zu erreichen, d. h. eine lebensfähige Rechtseinrichtung zu ſchaffen, 
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nicht bejaht werden. In der Begründung des Geſetzentwurfs 
(Herrenhaus 1890 Bd. 2 S. 56) heißt es zwar noch recht zu⸗ 
verfihtih: 

Zur Erreichung dieſes doppelten Ziels der Seßhaftmachung 
ländlicher Arbeiter und der Koloniſation der Hochmoor⸗ und Heide⸗ 
ländereien erſcheint die Einführung des Rechtsinſtituts der Renten⸗ 
güter als allgemeine Erwerbsart von Grundeigentum geboten. 

Aber bei den Verhandlungen in beiden Häuſern des Landtages mehrten 
ſich die Stimmen, die dem Rentengut die Lebensfähigkeit beſtritten. 
Am ſchärfſten ſprach dies der konfervative Abgeordnete von Meyer⸗ 
Arnswalde aus, der von dem Geſetz erklärte: „Ich fürchte, es 
wird ein totgeborenes Kind ſein“ (Abgeordnetenhaus 1890 Verh. 
Bd. 3. S. 1433). Der wachſende Widerſpruch brachte den Land⸗ 
wirtſchaſtsminiſter Freiherrn Lucius von Ballhauſen offen⸗ 
ſichtlich in eine gewiſſe Verlegenheit. Er wies wiederholt darauf hin, 
daß doch der Geſetzentwurſ einer Anregung des Landtages ſelbſt feine 
Entſtehung verdankte, und ſuchte hinter dem früheren Landtags⸗ 
beſchluß Deckung. Was er ſelbſt über die Ausſichten des Geſetzes 
ſagen konnte, klang ebenfalls nicht ſehr zuverſichtlich: Er berief ſich 
(Herrenhaus 1890 Bd. 1 S. 93) auf die — doch wenig beweis⸗ 
kräftigen — Erfahrungen, die man mit dem Anſiedlungsgeſetz gemacht 
hatte, in deſſen Geltungsbereich etwa 95% der kleinen Stellen in 
der Form von Rentengütern ausgegeben waren, und führte ſodann aus: 


Das gebe ich Ihnen von vornherein zu, daß von dieſem Ge⸗ 
ſetzentwurf in erſter Linie der Fiskus Gebrauch zu machen haben 
wird . . . Es iſt ſehr möglich, daß Private ſich nur ausnahms⸗ 
weiſe dazu entſchließen werden, aber immerhin iſt die Gelegenheit 
dazu geboten 

Daß der Entwurf ſchließlich die Genehmigung des Landtages fand, 
erklärt ſich wohl aus einer eigenartigen Stimmung, die bei vielen 
Mitgliedern herrſchte und der das Herrenhausmitglied Graf von 
Brühl (Herrenhaus 1890 Bd. 1 S. 111) mit den Worten Aus⸗ 
druck gab: | 

Ich, meine Herren, ſtehe anders zu dieſem Geſetz, wie der 
Graf von der Schulenburg. Ich halte es für ein unſchädliches 
Geſetz, weil es eben nicht ausgeführt werden wird. 

So wurde dem Rentengut der Zweifel an ſeiner Lebensfähigkeit 
ſchon mit in die Wiege gelegt. 
Das Rentengutsgeſetz vom 27. Juni 1890 iſt dauernd ein toter 


+ 
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Buchſtabe geblieben. Es ſoll hier nicht unterſucht werden, ob es 
unter allen Umſtänden ſo kommen mußte. Denn ein Jahr ſpäter 
legte der Geſetzgeber ſelbſt die Axt an die Wurzel des ſoeben erſt 
von ihm gepflanzten Baumes, indem er das Geſetz, betreffend 
die Beförderung der Errichtung von Rentengütern, 
vom 7. Juli 1891 erließ. 


Das Nentengut unter der Einwirkung des Geſetzes vom 
7. Juli 1891 

Schon bei den Landtagsverhandlungen über das erſte Renten⸗ 
gutsgeſetz war geltend gemacht worden: mit einer Veräußerung 
gegen Rente ſei weder dem Veräußerer noch dem Erwerber gedient. 
Der Veräußerer wolle Geld in die Hand bekommen, und der Er⸗ 
werber werde es nicht erträglich finden, daß ſein Beſitz mit einer 
unablöslichen, alſo ewigen Rente belaſtet werde. Wenn man die 
Anſetzung von Arbeitern und Bauern befördern wolle, ſo genüge es 
auch nicht, daß man lediglich Rechtsvorſchriften erlaſſe. Vielmehr 
müſſe auch für Geld und Kredit geſorgt werden. Im Herrenhauſe 
hatte Dr. Dernburg (Herrenhaus 1890 Bd. 1 S. 112) geſagt: 


Herr von Wilamowitz hat in der Kommiſſion von der 
Eröffnung der Rentenbanken geſprochen, welche Mittel ſchaffen 
könnten, um an Stelle der Rente den Grundbeſitzern Rentenbriefe 
d. h. Kapital in die Hand zu geben, das ſcheint mir ein frucht⸗ 
barer Gedanke. 

Das Abgeordnetenhaus hatte bei der Verabſchiedung des Geſetzes 
eine Entſchließung angenommen (Abgeordnetenhaus 1890 Anl. Bd. 3 
S. 2327), die ein Geſetz verlangt, 
wonach es möglich wird, im Sinne des Geſetzes vom 2. März 
1850 über die Errichtung von Rentenbanken verzinsliche Darlehen 
mit Tilgungsbeiträgen auf Rentengüter ... ins Leben zu rufen ..., 
indem es ohne bares Geld oder Kredit unausführbar wird, ſeitens 
der Privaten Rentengüter in größerem Umfange zu begründen. 
Hieran knüpfte der Entwurf des zweiten Rentengutsgeſetzes an. 
In der Begründung (Abgeordnetenhaus 1890/91 Anl. Bd. 3 S. 1851) 
heißt es im Hinblick auf die Beſtimmungen, die die Ablöſung der 
Rente durch Vermittlung der Rentenbank vorſehen: 

In vielen Fällen wird der Gutsbeſitzer nur dann zur Bildung 
eines Rentengutes ſchreiten, wenn er nicht auf den dauernden 
Bezug der Rente angewieſen, ſondern ihm die Möglichkeit gegeben 
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iſt, für den ganzen Betrag der Rente oder für den größten Teil der⸗ 
ſelben ein entſprechendes Kapital zu erhalten ... Auf der anderen 
Seite werden diejenigen Kreiſe der Bevölkerung, welche ... einen 
eigenen Grundbeſitz erlangen wollen, ſelten imſtande fein, auch nur 
einen nennenswerten Teil des Wertes der zu erwerbenden Stelle 
in Kapital zu entrichten, ſondern meiſt nur eine jährliche Rente zu 
zahlen vermögen. Dabei werden die Verpflichteten in dem Umſtande, 
daß die Entrichtung der Rentenbankrente einerſeiks zur Tilgung 
des Kapitals führt, anderſeits nicht an den perſönlich Berechtigten, 
ſondern an die Rentenbank erfolgt, vielfach eine Steigerung der 
wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit erblicken und daher in dem Ein⸗ 
treten der Vermittlung der Rentenbank einen erhöhten Anreiz zur 
Eingehung des Rentengutsvertrags finden. 

Was das Geſetz vom 7. Juli 1891 ſelbſt anlangt, ſo beſtimmt 
es, daß die auf Rentengütern haftenden Renten durch Vermittlung 
der Rentenbank abgelöſt werden können ($ 1). Und zwar geſchieht 
die Ablöſung in der Weiſe, daß die Rentenbank den Rentenberechtigten 
wegen der Rente in Kapital (Rentenbriefen) abfindet und ſich hierfür 
von dem Rentenpflichtigen eine Tilgungsrente gewähren läßt, durch 
die das Abfindungskapital verzinſt und innerhalb eines beſtimmten 
Zeitraumes abgetragen wird. Seinem Wortlaut nach findet das 
Geſetz zwar nur auf Rentengüter „von mittlerem und kleinerem Um⸗ 
fang“ Anwendung. Aber nach dem Erlaß des Landwirtſchaftsminiſters 
vom 8. Januar 1907 (Haack, Die Preußifchen Geſetze über Renten⸗ 
güter, S. 14) gehören dazu ſelbſt noch Arbeiterrentengüter von nicht 
mehr als 12½ a Größe, und nach oben hin hat die Übung der 
Generalkommiſſionen die Grenze ſo weit gerückt, daß man in Preußen 
ſchwerlich ein Rentengut finden wird, das von der Anwendung des 
Geſetzes ausgeſchloſſen wäre. Ferner ſchließt das Geſetz (§ 1) zwar 
denjenigen Teil der Rente, deſſen Ablöſung von der Zuſtimmung 
beider Teile abhängig gemacht iſt, von der Ablöſung aus. Aber es 
gewährt dem Rentenberechtigten ($ 10) die Möglichkeit, auch für 
dieſen Teil unter gewiſſen Bedingungen die Übernahme auf die 
Rentenbank zu erlangen. Überdies können beide Teile die vertrags⸗ 
mäßige Unablösbarkeit durch eine ſpätere Vereinbarung wieder auf⸗ 
heben. Schließlich ſind der Ablöſung mit Rückſicht auf die Sicherheit 
der Rentenbank gewiſſe Grenzen gezogen. Aber die Sicherheit der 
Rentenbank kann nach dem $ 7 des Geſetzes in der Faſſung des 
Geſetzes vom 8. Mai 1916 ſchon als vorhanden angenommen werden, 
wenn der Nennwert der Rentenbriefe, die der Rentenberechtigte 
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von der Rentenbank erhält, innerhalb der erſten Dreiviertel, bei 
kleinen Rentengütern ſogar innerhalb der erſten Neunzehntel des 
Schätzungswertes zu ſtehen kommt. 

| Unter den übrigen Vorſchriften des Geſetzes vom 7. Juli 1891 
iſt noch eine hervorzuheben, die zwar nur nebenher und mehr ſtill⸗ 
ſchweigend als ausdrücklich getroffen wird, die aber nicht nur außer⸗ 
ordentlich merkwürdig iſt, ſondern auch in der Anwendung des Ge⸗ 
ſetzes eine große Bedeutung erlangt hat. Es iſt die Beſtimmung, 
daß die Rente gleichzeitig mitder Begründung des Renten⸗ 
gutes abgelöſt werden kann ($ 5 Satz 1, $ 12 Abſ. 2 Satz 2). 
Das heißt nicht mehr und nicht weniger, als daß die Rente abgelöft 
werden kann, bevor ein Rentengut, d. h. ein mit einer fortlaufenden 
Rente belaſtetes Grundſtück überhaupt vorhanden iſt. Denn damit 
ein ſolches vorhanden iſt, muß es zunächſt dem Erwerber grundbuch⸗ 
mäßig überſchrieben und ebenfalls grundbuchmäßig mit der Rente 
belaſtet ſein. Dieſer Fall kann aber nicht eintreten, wenn die ver⸗ 
einbarte Rente in dem Augenblick, in dem das „Rentengut“ durch 
Übertragung des Eigentums auf den Erwerber begründet wird, durch 
Ablöſung wieder verſchwindet. Das Oberlandeskulturgericht 
hat freilich in einem Gutachten vom 19. Februar 1908 (Zeitſchrift 
f. d. Landeskultur⸗Geſetzgebung Bd. 37 S. 52; Landw. Min.⸗Bl. 
1908 S. 241) ausgeführt, daß auch in dem hier unterſtellten Falle 
der mit der Begründung des „Rentengutes“ zeitlich zuſammenfallenden 
Rentenablöſung ein Rentengut im Sinne des Geſetzes zuſtande 
komme; es ſieht in der Rentenbankrente, die dem Grundftüd ſtatt 
der wegfallenden fortlaufenden Rente auferlegt wird, im Sinne des 
Geſetzes einen Erſatz für dieſe. Dies iſt aber nur für die förmliche 
Rechtsanſchauung richtig und auch nur deshalb, weil die förmliche 
Geſetzesvorſchrift die natürliche und wirtſchaftliche Anſchauung ver⸗ 
gewaltigt hat. Denn nach dieſer, nicht minder aber auch nach der 
ſonſt gültigen Rechtsauffaſſung, iſt ein mit einer Tilgungsrente be⸗ 
laſtetes Grundſtück kein Rentengut; die Rentenbankrente iſt doch nichts 
anderes wie eine zur Verzinſung und Abtragung eines Kapitals 
dienende Tilgungsrente. Dies wird auch in jenem Gutachten aus⸗ 
drücklich anerkannt und dementſprechend ausgeführt, daß eine 
nicht an die Rentenbank, ſondern an den Veräußerer ſelbſt zu ent⸗ 
richtende Tilgungsrente ein Grundſtück nicht zu einem Rentengut 
mache. 
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Die Begründung des Nentengutes nach dem Geſetz vom 
7. Juli 1891 


Nach dem, was über den Inhalt des Geſetzes vom 7. Juli 1891 
mitgeteilt iſt, läßt ſich ſchon ahnen, welche Bedeutung es für den 
Begriff des Rentengutes hat. Bevor jedoch dieſe Bedeutung näher 
gewürdigt wird, mag noch mit einigen Worten auf das bei der Be⸗ 
gründung der „Rentengüter“ tatſächlich beobachtete Verfahren hin⸗ 
gewieſen werden. Die Rentengutsausgeber haben ſich, wie ſchon oben 
erwähnt wurde, faſt überall der im § 12 des Geſetzes vorgeſehenen 
Vermittlung der Generalkommiſſion bedient und bedienen ſich ihrer 
auch noch. Die mit der Rentengutsbegründung befaßten „gemein⸗ 
nützigen“ Landgeſellſchaften ſuchen zwar ſeit längerer Zeit die amt⸗ 
liche Einwirkung der Generalkommiſſion auf ein Mindeſtmaß zu 
beſchränken, ſo daß ihr nur die Aufgabe einer Beurkundungs⸗ und 
Ablöſungsbehörde verbleibt. Allein mit Ausnahme der oſtpreußiſchen 
Landgeſellſchaft beharren auch die Landgeſellſchaften bisher noch dabei, 
die Generalkommiſſion wenigſtens der Form nach um ihre Vermitt⸗ 
lung nach § 12 anzugehen, weil ſie dadurch an Koſten ſparen. Es 
iſt ferner nur natürlich, daß das Vorgehen der Landgeſellſchaften von 
dem der Generalkommiſſionen in mancher Beziehung abweicht, wobei 
übrigens zu bemerken iſt, daß auch unter den Generalkommiſſionen, 
wenngleich ſie ſich in der Hauptſache an das Frankfurter Vorbild 
anlehnen, doch eine jede ihren eigenen Weg geht. Aber in dem, 
worauf es hier ankommt, wird ſich bei Generalkommiſſionen und 
Landgeſellſchaften kein grundſätzlicher Unterſchied des Verfahrens 
entdecken laſſen: in der Behandlung der Rente. 

Wie iſt der Vorgang bei der Begründung des „Rentengutes“? 
Zunächſt einigen ſich Veräußerer und Erwerber über einen Kaufpreis. 
Wohlgemerkt: über einen Kaufpreis, nicht etwa über eine Rente. 
Nichts iſt auch natürlicher als dies. Denn trotz Rodbertus, der 
beim Grundbeſitz die Hypothek durch die Rente verdrängen will und 
auf den man ſich im Herrenhauſe zur Rechtfertigung des erſten 
Rentengutsgeſetzes berief, denkt der Grundſtückshandel wie aller 
Handel in Preiſen, nicht in Renten. Iſt der Preis vereinbart, ſo 
laſſen es ſich beide Vertragsparteien angelegen ſein, für einen mög⸗ 
lichſt großen Teil davon den Rentenbankkredit zu erlangen. Die 
Entſcheidung darüber, wie weit dieſer Kredit gewährt werden ſoll, 
ſteht unter allen Umſtänden der Generalkommiſſion zu. Nach der 
von dieſer getroffenen oder zu erwartenden Entſcheidung wird der 
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Teil des Preiſes, für den die Rentenbank eintritt, indem fie den 
Veräußerer dafür in Rentenbriefen abfindet, in eine Rente um⸗ 
gerechnet. Die Rente wird dabei ſo bemeſſen, daß das Rentenbrief⸗ 
kapital, das die Rentenbank dem Veräußerer gewährt, dem um⸗ 
gerechneten Teil des Kaufpreiſes im Werte gleichkomme. Derjenige 
Teil des vereinbarten Kaufpreiſes, für den die Rentenbank nicht 
eintritt, wird verſchieden behandelt. Ein Teil davon wird faſt 
immer durch eine bare Zahlung (Anzahlung) des Erwerbers gedeckt. 
Der Reſt wird entweder in Form einer gewöhnlichen Kaufgelder⸗ 
hypothek auf das „Rentengut“ eingetragen, oder er wird wiederum 
in eine Rente umgerechnet, dieſes Mal aber nicht nur aus rechne⸗ 
riſchen Gründen, ſondern zu dem Zweck, in Form einer fortlaufenden 
feſten Geldrente dem Grundſtück auferlegt zu werden. Ob jemals von 
der Beſtimmung im $ 2 des erſten Rentengutsgeſetzes Gebrauch ge⸗ 
macht und dem Rentengut eine Körnerrente auferlegt worden ſei, iſt 
mir nicht bekannt. Ich möchte es bezweifeln. 

Will man ſich eine Vorſtellung davon machen, wie ſich die 
einzelnen Formen der Preisberichtigung ziffermäßig zueinander ver⸗ 
halten, ſo braucht man nur einen Blick in die „Jahresnachweiſungen 
der Königlichen Generalkommiſſionen“ zu werfen. In den neueſten 
Nachweiſungen für 1916 werden die „Geſamtergebniſſe des Geſetzes 
vom 7. Juli 1891 bis zum Schluß des Jahres 1916“ auf S. 40, 
41 behandelt. Danach verteilt ſich der für den Erwerb von 9744 
„Rentengütern“ gezahlte Geſamtpreis in folgender Weife: 


Bare Anzahlung 46 159 915 Mk. 
Rentenbriefe (Nennwert) . 205 844 240 
Hypotheken 16 586 007 
Nenten. 643 621 


Wenn man die Rentenbriefe, die nicht nur zu 3 %, ſondern 
auch zu 4% verzinslich find und von denen die zu 3 % ver⸗ 
zinslichen vor dem Kriege einen Wert von 85% hatten, zu dieſem 
Satze berechnet, ſo erhält man für den angeführten Nennwert einen 
Verkehrswert von 174 967 604 Mk. Wenn man ferner den Betrag 
der Renten gemäß § 1 Abſ. 2 Satz 2 und § 5 des Geſetzes vom 
27. Juni 1890 zu 4% kapitaliſiert, jo erhält man einen Betrag 
von 16 090 525 Mk. Unter Zugrundelegung dieſer Ziffern ergibt ſich 
nun folgendes Bild: der Preis der „Rentengüter“ iſt berichtigt: 
in der gewöhnlichen Form (durch Barzahlung, Rentenbriefe 
und Kaufgelderhypotheken) mit 237 713 526 Mk. oder zu 93%/s %, 
in Renten mit 16 090 525 Mk. oder zu 6 / %. 


1037] Der Begriff des preußiſchen Rentengutes uſw. 207 


Aufhebung des urſprünglichen Nenutengutsbegriffs 


Man wird unter dieſen Umſtänden dem ungenannten Ver⸗ 
faſſer einer Abhandlung über „Siedlung und Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaften“ („Berliner Germania“ vom 15., 17.—20. April 1917) zu⸗ 
ſtimmen müſſen, wenn er in dem Artikel vom 18. April 1917 ſagt: 

Generalkommiſſionen und Rentenbanken ſind nicht um des 
„Rentenguts“ willen zu Siedlungsbehörden gemacht, ſondern um 
des Rentenbriefs willen. Der Rentenbrief iſt aber das Kapital 
für die Rente, er hebt ſie auf, und das Geſetz von 1891 hätte 
nicht die Überfchrift haben müſſen: Geſetz betreffend die Beförderung 
der Errichtung, ſon dern der Vernichtung von Renten⸗ 
gütern. 

Ja, man wird noch weitergehen und ſagen dürfen: das Geſetz 
vom 7. Juli 1891 dient nicht bloß der Vernichtung von „Renten⸗ 
gütern“, ſondern es hat die Aufgabe, ſchon ihre Entſtehung zu 
verhindern. Die Sache liegt nicht ſo, daß das Rentengut erſt 
vorſchriftsmäßig begründet und dann hinterher die Rente durch Ver⸗ 
mittelung der Rentenbank abgelöſt wird, ſondern der Regelfall, 
worauf ſchon oben hingewieſen wurde, iſt tatſächlich der, daß die ſo⸗ 
genannte Ablöſung gleichzeitig mit der Begründung des „Renten⸗ 
gutes“ erfolgt. Das Grundſtück wird alſo beim Übergang des Eigen⸗ 
tums in die Hand des Erwerbers ſogleich anſtatt mit einer feſten 
Geldrente mit der Rentenbankrente das heißt einer Tilgungsrente 
belaſtet, was wirtſchaftlich die Belaſtung mit einem Kapital bedeutet 
und daher von dem ungenannten Verfaſſer der „Germania“ -Artikel 
mit Recht der hypothekariſchen Belaſtung mit einem landſchaftlichen 
oder ſonſtigen Abtragsdarlehen gleichgeſtellt wird. 

Man könnte hiergegen einwenden, daß doch immerhin ein Teil 
des Kaufpreiſes, wenn auch ein kleiner — insgeſamt 6 / % — in 
Form der feſten Geldrente berichtigt wird. Aber bei näherem Zu⸗ 
ſehen erweiſt ſich dieſer Einwand als nicht ſtichhaltig. 

Zunächſt umfaßt der angegebene Betrag der Rente (643 621 Mk.) 
nicht nur feſte Geldrenten, ſondern auch „Domänenamortiſations⸗ 
renten“, alſo Tilgungsrenten, die an den Staat zu entrichten ſind. 
Es iſt ſogar nicht ausgeſchloſſen, daß darin auch noch weitere (Privat-) 
Tilgungsrenten ſtecken. Von dieſen Tilgungsrenten gilt dasſelbe wie 
von den Rentenbankrenten. Es wäre daher richtig, ſie aus dem 
Geſamtbetrag der Renten auszuſcheiden und ſie dem Teile des Kauf⸗ 
preiſes zuzurechnen, der in der gewöhnlichen Form erlegt wird. Daß 
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dies hier nicht geſchehen ift, liegt nur daran, daß in den amtlichen 
Nachweiſungen bei den „Geſamtergebniſſen“ die Tilgungsrenten nicht 
getrennt nachgewieſen ſind. Jedenfalls ergibt ſich aber aus dem 
Geſagten, daß der Anteil der feſten Geldrenten an dem Kaufpreis 
mit 6 / % noch zu hoch beziffert, daß er tatſächlich geringer ift. 
Sodann wird man doch im Ernſt nicht behaupten wollen, daß 
ein Grundſtück, deſſen Kaufpreis zu 93% in der gewöhnlichen 
Form und nur zu dem geringfügigen Bruchteil von 6 ⅛ % in der 
Form einer feſten Geldrente berichtigt iſt, ein „Rentengut“ ſei. Ich 
habe bei anderer Gelegenheit (Holzapfel, Das Grundbuchrecht 
im Verkehr zwiſchen Auseinanderſetzungsbehörden und Grundbuch⸗ 
ämtern 1906, S. 214) ausgeführt: man könne von einem Renten⸗ 
gut nicht mehr ſprechen, wenn der in Form der Rente bedungene 
Teil des Entgeltes im Verhältnis zu dem Geſamtpreis ſo gering⸗ 
fügig ſei, daß er nur die Bedeutung einer Nebenleiſtung habe. Dieſer 
Auffaſſung hatte ſich anfangs auch das Kammergericht in einer Ent⸗ 
ſcheidung vom 12. Juli 1906 (Recht 1906, S. 1385, Nr. 3371) an⸗ 
geſchloſſen. In einer ſpäteren Entſcheidung vom 13. April 1908 
(Rechtſpr. der Oberlandesgerichte Bd. 18 S. 154; D. Jur.⸗Ztg. 1913 
S. 877) hat jedoch das Kammergericht ſeinen Standpunkt geändert 
und ein Grundſtück für ein „Rentengut“ erklärt, das mit einer Rente 
von nur 1 Mk. belaſtet war. Zugrunde lag eine ſogenannte Beſtitz⸗ 
befeſtigung, und die Scheinrente von 1 Mk. war dem Gute offen⸗ 
ſichtlich nur zu dem Zwecke auferlegt worden, damit ein „Renten⸗ 
gut“ herauskam, auf das die Vorſchriften über das Wiederkaufsrecht 
(Art. 29 Ausf.⸗Geſ. z. BGB.) angewendet werden konnten. Ich 
möchte demgegenüber an meiner früher geäußerten Anſicht, der in 
der erſten Auflage ſeiner Grundbuchordnung auch Güt he zugeſtimmt 
hatte, feſthalten und danach bezweifeln, ob ſelbſt im rechtlichen Sinne 
noch ein „Rentengut“ vorliegt, wenn die Rente nicht mehr als 
61/5 % des Kaufpreiſes ausmacht. Aber auf den rein rechtlichen 
Geſichtspunkt iſt hier kein Gewicht zu legen. Entſcheidend iſt die 
wirtſchaftliche, die Verkehrsauffaſſung. Von dieſer aus erſcheint eine 
Rentenbelaſtung von 6 % des Kaufpreiſes unter keinen Umſtänden 
als ausreichend, um das belaſtete Grundſtück zu einem Rentengut zu 
machen. Die 6% o haben jo wenig zu bedeuten, daß man davon 
bei der Beurteilung des „Rentengutes“ als wirtſchaftlicher Erſcheinung 
völlig abſehen kann. Trotz der Belaſtung mit einer ſolchen Rente 
gilt von dem Rentengut, was der Berfaſſer der ſchon erwähnten 
„Germania“ Artikel jagt: | 
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Wer ſich unter einem gegen Rente übertragenen Grundftüde, 
von dem die Rente abgelöſt, in Kapital umgewandelt iſt, noch 
etwas anderes vorſtellen kann, als ein rentenfreies Grundſtück, das 
alſo gar nicht „Rentengut“ ſein kann, muß über eine ge⸗ 

waltige Einbildungskraft verfügen. 

Vollends muß der Glaube an das nach dem Geſetz vom 7. Juli 1891 
begründete „Rentengut“ zerſtört werden, wenn man den Hergang bei 
der „Begründung“ ins Auge faßt. Zwar iſt kein ausſchlaggebendes 
Gewicht darauf zu legen, daß die Vertragsparteien zunächſt den Preis 
des Rentengutes, ganz wie bei dem gewöhnlichen Kauf, in einer be⸗ 
ſtimmten Summe feſtſetzen. Denn wenn fie den Preis hinterher in 
eine Rente umrechneten, um dieſe dem Grundſtück als feſte Geldrente 
aufzuerlegen, ſo würde ohne Zweifel ein wirkliches Rentengut zu⸗ 
ſtande kommen. In der vorausgehenden Vereinbarung eines Kauf⸗ 
preiſes hätte man bloß eine Nachwirkung des heutigen Grundſtücks⸗ 
marktes und feiner Wertvorſtellungen zu erblicken: fie wäre die natür⸗ 
liche Folge davon, daß der Grundſtückshandel eben in Kaufpreiſen 
denkt. Für das Rentengut hätte ſie nur rechneriſche Bedeutung. 
Aber der Kaufpreis wird nicht lediglich zu rechneriſchen Zwecken ver⸗ 
einbart, ſondern die Vertragsparteien verfolgen das Ziel, einen mög- 
lichſt großen Teil davon auch tatſächlich in der Form des Preiſes, 
nämlich durch Barzahlung, durch Kaufgeldhypothek und vor allem 
durch Tilgungsrente (Rentenbankrente) zu begleichen. Was ſchließlich 
als feſte Geldrente übrig bleibt, wird ſicher vom Veräußerer, aber 
nicht ſelten wohl auch vom Erwerber lediglich als ein Übel angeſehen, 
das man mit in den Kauf nimmt. 

Man wird fragen: warum wird denn aber ſchließlich eine feſte 
Rente, wenn auch eine ſolche von geringem Betrage, übernommen, 
wenn fie von den Vertragsparteien als Übel empfunden wird? Bes 
weiſt nicht die Übernahme im Gegenteil, daß man in der Rente den⸗ 
noch etwas wirtſchaftlich Wertvolles erkennt, ſie gar nicht als Übel 
empfindet? Ich glaube, ſie beweiſt es nicht, habe vielmehr Grund 
zu der Annahme, daß die Reſtrenten in der Hauptſache ein rein 
künſtliches Erzeugnis ſind, eine Erſcheinung, für die in erſter Linie 
eine allzu buchſtäbliche Geſetzestreue der Generalkommiſſionen ver⸗ 
antwortlich zu machen iſt. Die Generalkommiſſionen gehen bei der 
Anwendung des Geſetzes vom 7. Juli 1891 davon aus, daß ſie die 
Begründung von wirklichen „Rentengütern“ im Sinne des erſten 
Rentengutsgeſetzes vom 27. Juni 1890 vermitteln ſollen, alſo. von 


Grundſtücken, die gegen eine feſte Geldrente erworben werden. Zwar 
Schmollers Jahrbuch XLII 34. ö 14 
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ſtimmt es damit ſchon nicht ganz überein, wenn der Erwerber eine 
bare Anzahlung leiſtet. Aber zwingende wirtſchaftliche Erwägungen 
laſſen über dieſen rechtlichen Schönheitsfehler hinwegſehen. Dagegen 
glaubt man, bei dem nicht durch Barzahlung gedeckten Teile des 
Entgeltes von dem geſetzlichen Begriff des Rentengutes möglichſt 
wenig abweichen, möglichſt den ganzen Reſt in die Form der feſten 
Geldrente zwängen zu ſollen. Was dann hiervon nicht durch Ver⸗ 
mittlung der Rentenbank abgelöſt wird, bleibt eben Rente und wird 
dem „Rentengut“ neben der Rentenbankrente als feſte Geldrente auf⸗ 
erlegt. Die Generalkommiſſionen halten dies für richtig und wollen 
es ſo, und die Vertragsparteien fügen ſich dem. 

Freilich iſt die Übung der verſchiedenen Generalkommiſſionen 
in dieſem Punkte höchſt verſchieden, wie die ſchon erwähnten amt⸗ 
lichen Nachweiſungen über die Geſamtergebniſſe des Geſetzes vom 
7. Juli 1891 erkennen laſſen. Wirklich Ernſt mit dem „Rentengut“ 
macht nur die Generalkommiſſion zu Frankfurt a. d. Oder, neben 
der — jedoch nur mit verſchwindenden Ziffern — noch die General⸗ 
kommiſſion zu Kaſſel zu nennen iſt. Im übrigen haben die General⸗ 
kommiſſionen, namentlich diejenigen, die eine umfangreichere Tätigkeit 
auf dem Gebiet der Rentengutsbegründung entfaltet haben, auf die 
Feſtſetzung feſter Geldrenten geringeren Wert gelegt. Aus der folgenden 
Zuſammenſtellung geht hervor, wie ſich in den Bezirken der einzelnen 
Generalkommiſſionen der nicht durch Barzahlung und Gewährung 
von Rentenbriefen gedeckte Teil des Preiſes auf Reſtrenten und Reſt⸗ 
hypotheken verteilt. Die Renten find dabei zum Satze von 4% in 
Kapital umgerechnet. Ferner ſind die beiden Provinzen Weſtfalen 


Neſtrenten Reſthypotheken 
f ; Kapital⸗ 
Generalkommiſſion Provinzen betta % | Betrag *. 
Mar Mark 


— 


Kaſſe l. Heſſen⸗Naſſau 265 800 6 000 2 
Frankfurt a. d. Oder ( an denen ) 9294 900 480 888 4 
Hannover Hannover 833 600 630 109 43 
en Düſſel⸗ 5 498 875 457 040 51 
Breslau (früher für 
Weſtpreußen und e 2 501 850 5 915 550 70 
Poſen: Bromberg) 
Königsberg ie 5 5 789 182 72 
Merſeburg Sachſen ‘ 1365 848 79 
Hannover ( 1991 395 | 96 


Im ganzen 16 090 525 49 
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und Rheinprovinz, obwohl ſie zu den Bezirken zweier verſchiedener 
Generalkommiſſionen gehören, zuſammengefaßt. Dagegen ſind die 
Provinzen Hannover und Schleswig⸗Holſtein, obwohl ſie zu dem 
Bezirk derſelben Generalkommiſſion Hannover gehören, getrennt ge⸗ 
halten. Letzteres rechtfertigt ſich durch die große Verſchiedenheit des 
Verfahrens in den beiden Provinzen, die ſich ihrerſeits wohl haupt⸗ 
ſächlich daraus erklärt, daß in der Provinz Hannover noch heute das 
Erbpachtverhältnis verbreitet iſt, ja, ſich anſcheinend einer gewiſſen 
Beliebtheit erfreut, ſo daß die Grundrentenpflicht den Bewohnern 
dieſer Provinz etwas Geläufiges iſt, im Gegenſatz zu den Bewohnern 
Schleswig⸗Holſteins wie aller übrigen Provinzen. Es iſt bemerkens⸗ 
wert, daß die Reſtrenten insgeſamt noch nicht die Hälfte des hier 
ins Auge gefaßten Teiles des Kaufpreiſes ausmachen. Selbſt die 
Wirkſamkeit der das Rentenverhältnis entſchieden begünſtigenden 
Generalkommiſſion zu Frankfurt a. d. Oder, obwohl ſie mit einer 
Rentengutsfläche von 192 551 ha allen anderen Generalkommiſſionen 
weit voraus iſt und ihre Ziffern daher beſonders ſtark zu Buche ſchlagen, 
hat hieran nichts zu ändern vermocht. Auf der anderen Seite er⸗ 
reichen die Renten den Satz von 49% nur dank der hohen Ergebnis⸗ 
ziffern der Generalkommiſſion zu Frankfurt a. d. Oder. Sieht man 
von deren Bezirk — Brandenburg und Pommern — ab, ſo ſinkt 
der Satz auf 21. Aber auch dieſer 21% ⸗Anteil der Renten iſt wohl 
überwiegend das Ergebnis der amtlichen Einwirkung der ſich an den 
Buchſtaben des Geſetzes haltenden Generalkommiſſionen. 


Verhalten der ſtaatlichen Domänen verwaltung 

Bei der Beratung des Entwurfs des erſten Rentengutsgeſetzes 
im Landtage wurde, wie ſchon erwähnt, mit Beſtimmtheit darauf 
gerechnet, daß ſich, wenn auch nicht Privatleute, ſo doch jedenfalls 
der Staat, vielleicht auch die großen Kommunalverbände des Geſetzes 
bedienen würden. Hier lag alſo die ſichere, wenn auch die einzige 
ſichere Hoffnung, daß es zur Begründung wirklicher Rentengüter 
kommen werde. Iſt nun wenigſtens dieſe Hoffnung in Erfüllung 
gegangen? Allem Anſchein nach nicht. Selbſt der Staat ſcheint 
ſich bei der Ausgabe von „Rentengütern“ regelmäßig des Geſetzes 
vom 7. Juli 1891 bedient zu haben. Zwar fällt bei den ſtaatlich 
ausgegebenen Rentengütern die Vermittlung der Rentenbank fort 
($ 11 des Geſetzes). Der Staat erhält alſo nicht etwa von der 
Rentenbank Rentenbriefe, und dem Rentengut wird keine Rentenbank⸗ 


rente auferlegt. Aber es geſchieht etwas anderes, was im Weſen 
14 
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auf dasſelbe hinauskommt: der Staat läßt fi unmittelbar von 
dem Erwerber des Rentengutes eine Tilgungsrente gewähren, durch 
die der Preis verzinſt und allmählich abgetragen wird. In welchem 
Umfange fo verfahren iſt und inwieweit etwa daneben auch Grund- 
ſtücke gegen feſte Geldrente veräußert ſind, iſt nicht erſichtlich. Die 
Generalkommiſſion zu Frankfurt a. d. Oder gibt die bis zum 31. März 
1902 feſtgeſtellten „Domänen⸗Amortiſationsrenten“ für ihren Bezirk auf 
insgeſamt 44 878 Mk. an, denen 478 767,20 Mk. an Rentenbankrenten 
gegenüberſtanden (Metz, Innere Koloniſation, S. 152). In den mehr⸗ 
erwähnten Nachweiſungen über die Geſamtergebniſſe des Geſetzes vom 
7. Juli 1891 find, wie ebenfalls ſchon hervorgehoben wurde, die 
„Domänen⸗Amortiſationsrenten“ mit den „Privatrenten“ einfach zu: 
ſammengerechnet. In der Nachweiſung der Rentengutsgründungen 
für 1916 ift der Geſamtbetrag der „Domänen⸗Amortiſationsrenten“ 
mit 1954 Mk. angegeben, denen 47 569 Mk. an „Privatrenten“ 
gegenüberſtehen. In den „Privatrenten“ ſind anſcheinend keinerlei 
an den Staat zu entrichtende Renten inbegriffen. Der Staat hätte 
ſich ſomit durchweg Tilgungsrenten ausbedungen. Das iſt auch aus 
anderen Gründen wahrſcheinlich und gilt in der Hauptſache wohl 
auch für die früheren Jahre. Es wäre ſomit feſtzuſtellen, daß das 
„Rentengut“ ſelbſt bei der Hergabe von ſtaatlichem Grund und Boden 
zu Beſiedlungszwecken keine Stätte gefunden hat. 


Nechtsbegriff und Wirklichkeit 


Eine letzte Frage, die noch zu beantworten bleibt, iſt die: Warum 
klammert ſich das Geſetz an einen Begriff des Rentengutes, dem im 
Leben und Verkehr kein Gegenſtand oder doch nur der Schein eines 
Gegenſtandes entſpricht? 

Ein Jahr nach dem Erlaß des Geſetzes zur Begründung von 
Rentengütern erging das Geſetz vom 7. Juli 1891, das den mit dem 
erſten Geſetz gemachten Fehlgriff wieder gut machen wollte. Die 
Überzeugung, daß es mit dem Rentengut des Geſetzes vom 27. Juni 
1890 nichts war, war ſchon in der kurzen Zeit eines Jahres allgemein 
geworden. Aber der Geſetzgeber von 1891 fand nur bei der Recht⸗ 
fertigung ſeines Vorgehens — in der Begründung zu dem Entwurf 
des Geſetzes und in den Landtagsverhandlungen — den Mut, dies 
einzugeſtehen. In dem Geſetz ſelbſt wurde an dem im Jahre 1890 
aufgeſtellten Begriff des Rentengutes, man möchte ſagen: mit einer 
gewiſſen Verſchämtheit feſtgehalten: das Eingeſtändnis des mit dem 
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Rentengut von 1890 gemachten Fehlgriffs ſollte doch nicht in die 
Geſetzſammlung kommen. Hierzu kam ein zweiter Umſtand, der zum 
Teil auf dem Gebiete der rechtlichen Förmlichkeiten lag. Man wollte 
zur „Rentengutsbegründung“ die Generalkommiſſionen und die ihnen 
angegliederten Rentenbanken heranziehen. Die Generalkommiſſionen 
im Verein mit den Rentenbanken waren aber Behörden zur Ab⸗ 
löſung der Reallaſten, und man glaubte, es ginge nicht anders, als 
daß man an dieſe Tätigkeit der Generalkommiſſionen irgendwie an⸗ 
knüpfte, wenn man ihnen die Begründung der Rentengüter übertrug. 
Da man jedoch keine Reallaſten hatte, die man ablöſen konnte, ſo 
blieb nichts anderes übrig, wie ſie zu ſchaffen. So geſchah es, und 
dabei kam dem Geſetzgeber wieder das Geſetz von 1890 zu Hilfe, 
das ja dieſe Schöpfung aufs beſte vorbereitet hatte. 

In einem Punkte freilich ging man weiter; man gab den 
Generalkommiſſionen die Befugnis, den Rentengutserwerbern reine 
Darlehen zum Aufbau des Gehöftes (Baudarlehen: § 2 des Ge⸗ 
ſetzes vom 7. Juli 1891) zu verſchaffen. Das Geſetz über den 
Zwiſchenkredit vom 12. Juli 1900 (neueſte Faſſung: vom 20. Juli 
1910) baute dieſe Befugnis noch aus: bis dahin, daß die vor⸗ 
geſchriebenen Förmlichkeiten für das Eintreten der Rentenbank erfüllt 
waren, konnte die Königl. Seehandlung mit Vorſchüſſen, die aller⸗ 
dings ebenfalls den Beſtänden der Rentenbanken entnommen wurden, 
aushelfen. Bei dieſem „Zwiſchenkredit“ beſchränkte man ſich ferner 
nicht auf das Bedürfnis des Rentengutserwerbers nach Baugeld, 
ſondern man gewährte ihn auch dem Rentengutsgeber zur Entpfändung 
des als Rentengut auszugebenden Grundſtücks. Dies alles bedeutete 
einen Bruch mit den geſchäftlichen Überlieferungen der General⸗ 
kommiſſionen. Aber es war doch nur eine Neuerung in einem 
einzelnen Punkte, noch dazu in einem Nebenpunkt, was ihre An⸗ 
nahme weſentlich erleichterte. In der Hauptſache hingegen blieb die 
Überlieferung gewahrt, die „Zuſtändigkeit“ der Generalkommifſionen 
und die von ihnen auszuführenden Maßnahmen knüpften geſchichtlich 
und begrifflich an das ſchon Vorhandene an. Es war glücklich ver⸗ 
mieden, mit voller brutaler Offenheit dem Kinde ſeinen richtigen 
Namen zu geben. 


Schlußbemerkung 


Das Ergebnis der vorſtehenden Darlegungen iſt: Das Renten⸗ 
gut des Geſetzes vom 27. Juni 1890 iſt keine Wirklichkeit geworden, 
dasjenige aber, was das Geſetz vom 7. Juli 1891 verwirklicht hat, 
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iſt kein Rentengut. Man ſollte daher die erſte Gelegenheit wahr⸗ 
nehmen, um ſich von dem Scheinbegriff des Rentengutes zu befreien. 
Die Rentengüter werden gegen einen Kaufpreis ausgetan, fie werden 
verkauft und gekauft. Einen Teil des Preiſes bezahlt der Käufer 


aus eigenen Mitteln, einen anderen aus Mitteln, die er ſich in der 


Form einer Abtragshypothek (bei der Rentenbank) borgt. Was dann 
noch übrig bleibt, kann in Form einer gewöhnlichen Kaufgelder⸗ 
hypothek ſtehen bleiben, es kann auch in eine feſte Geldrente um⸗ 
gewandelt und dem Grundſtück als Reallaſt auferlegt werden, es 
kann ſchließlich in eine beliebige andere von den Formen des Ent⸗ 
gelts, die das Recht zur Verfügung hält, gebracht werden. Durch 
eine derartige Anderung des Geſetzes werden nicht nur die Begriffe 
vereinfacht, wird nicht nur das rechtliche Weſen der Sache ge⸗ 
klärt, ſondern wird auch die Begründung des „Rentengutes“ ſelbſt 
von überflüſſigem Beiwerk befreit und erleichtert. Wahrſcheinlich 
wird eine geklärte Vorſtellung von dem, worum es ſich in Wahrheit 
handelt, die Freimachung von dem Wuſt überkommener, aber dem 
Neuen nicht angemeſſener Begriffe auch dazu beitragen, den weiteren 
Ausbau der inneren Beſiedlung zu fördern. Gegen die Beibehaltung 
der einmal eingebürgerten Bezeichnung „Rentengut“ iſt nichts einzu⸗ 
wenden. Eine ausreichende Rechtfertigung findet dieſer Name in 
der Rentenbankrente, die aus dem Grundſtück zu entrichten iſt. Nur 
muß man ſich darüber klar ſein, daß dieſes Rentengut etwas ganz 
anderes iſt wie das Rentengut des Geſetzes vom 27. Juni 1890. 
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ie ſogenannte polniſche Frage, die das Europa des 19. Jahr⸗ 
hunderts ſchon für endgültig erledigt und begraben geglaubt 
hatte, iſt durch den großen Krieg von 1914 unerwartet ſchnell in 
ihrer ganzen internationalen Bedeutung wieder aufgerollt worden. 
Beide kriegführenden Mächtegruppen erkannten ſie als ſolche wieder⸗ 
holt an, und namentlich durch die Proklamation eines eigenen 
polniſchen Staatsweſens durch die verbündeten Monarchen des 
Deutſchen Reichs und Oſterreich⸗Ungarns iſt die Wiederherſtellung 
des politiſchen status quo für Polen für immer ausgeſchloſſen 
worden. 
Den ungeheuren Geſchehniſſen gegenüber, die das polniſche Volk 
im Bereiche Kongreßpolens vor gänzlich neue Aufgaben ſtellten, war 
ſeine Haltung nicht einheitlich und konnte es auch nicht ſein. Zu 
Anfang des Krieges hatte das bekannte Manifeſt des Großfürſten 
Nikolaus, das — freilich unter des Zaren Zepter — politiſche 
Freiheit für die drei wiedervereinigten Anteile verhieß, auf weite 
Kreiſe der polniſchen Geſellſchaft unzweifelhaft Einfluß gewonnen. 
Aber das Verhalten der ruſſiſchen Behörden während des erſten 
Kriegsjahres ſowohl in dem Königreich Polen wie in den zeitweiſe 
okkupierten Teilen Galiziens bewies zur Genüge die Inhaltsloſigkeit 
der großfürſtlichen Verſprechungen, und ebenſo mußte der Verlauf 
der militäriſchen Operationen eine gänzlich veränderte Grundlage für 
die Haltung des polniſchen Volkes ſchaffen. Mit dem Abzug der 
tuſſiſchen Heere aus Polens Grenzen mußte das urſprüngliche Au⸗ 
tonomieprojekt immer mehr Anhänger verlieren, der Gedanke an eine 
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ſtaatliche Unabhängigkeit ſich hingegen immer ſtärker durchſetzen. Ja 
ſogar, er gewann ſchon damals Raum, als noch nicht die Möglich⸗ 
keiten zu ſeiner praktiſchen Verwirklichung gegeben waren, und er⸗ 
faßte ſchließlich im Prinzip ſämtliche maßgebenden Parteien des 
Landes, ſelbſt mit Einſchluß derjenigen, die noch unlängſt für aus⸗ 
geſprochen ruſſophil gegolten hatten. 

Es konnte ja auch keinem Zweifel unterliegen, daß eine wahre 
ſtaatliche Selbſtändigkeit einer von Rußland garantierten Autonomie 
in politiſcher, nationaler, kultureller Hinſicht ohne weiteres vorzuziehen 
war. Nur das wirtſchaftliche Moment mußte hierbei Zweiſel und 
damit Meinungsverſchiedenheiten auslöſen. Hatte ſich doch unter 
dem Eindruck des raſchen induſtriellen Aufſchwunges im Laufe der 
letzten Jahrzehnte ziemlich allgemein — auch außerhalb Polens — 
die Anſicht begründet, die Zugehörigkeit zum ruſſiſchen Staatsgebiete 
ſei eine conditio sine qua non für das Gedeihen des polniſchen 
Wirtſchaftslebens. Da dieſe Auffaſſung weiten Kreiſen auch eine 
politiſche Anlehnung an Rußland als wünſchenswert und geradezu 
erforderlich erſcheinen laſſen mochte, ſo zogen die Vertreter der von 
vornherein antiruſſiſchen Parteien während des Krieges gegen ſie 
mit größtem Eifer zu Felde. Sie ſuchten die von ihnen jetzt „Theorie 
der öſtlichen Abſatzmärkte“ getaufte Anſicht auf alle Weiſe zu wider⸗ 
legen und ſomit — entgegen der hergebrachten Meinung — für den 
Fall der Abtrennung von Rußland auch in wirtſchaftlicher Hinſicht 
günſtige Folgen zu prophezeien. N 

So iſt das rein ökonomiſche Problem von der Abhängigkeit 
der polniſchen Induſtrie von ihren öͤſtlichen Abſatzmärkten in den 
Kampf der Parteien getragen und damit ſelbſt zu einem eminent 
politiſchen geſtempelt worden, was feiner leidenſchaftsloſen Unter: 
ſuchung naturgemäß ſehr geſchadet hat. Infolge der engen Ver⸗ 
quickung der ganzen Materie mit politiſchen Momenten iſt daher 
vor der Erörterung der mit ihr zuſammenhängenden wirtſchaftlichen 
Fragen zuvor eine Skizzierung dieſes ihres politiſch⸗hiſtoriſchen 
Hintergrundes unerläßlich. 


Erſtes Kapitel 
Politiſch⸗ nationale Ideenentwicklung 


Bis etwa 1900 
Im Vorwort zu ihrer „Induſtriellen Entwicklung Polens“ 
ſchreibt Roſa Luxemburg: „Es iſt noch nicht lange her, daß Polens 
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Name in der ganzen ziviliſierten Welt widerhallte, daß ſeine Geſchicke 
alle Gemüter bewegten, alle Herzen in Erregung brachten. In der 
letzten Zeit hört man wenig mehr von Polen und zwar — ſeit 
Polen ein kapitaliſtiſches Land iſt. Will man nun wiſſen, was aus 
dem alten Rebellen geworden, wohin ihn die hiſtoriſchen Schickſale 
lenken, — die Antwort kann nur durch Erforſchung ſeiner ökonomiſchen 
Geſchichte der letzten Jahrzehnte gegeben werden.“ 

Sieht man in dieſen Sätzen von der allzu deutlichen Befangenheit 
in marxiſtiſchen Doktrinen ab, die die Verfaſſerin nur die äußeren 
Zuſammenhänge der Tatſachen erkennen läßt, ſo bleibt doch als Kern 
die Feſtſtellung zurück, an deren Richtigkeit ſich wohl ſchwerlich zweifeln 
ließe: das Königreich Polen gegen Ende des 19. Jahrhunderts iſt 
in ſeiner wirtſchaftlichen Entwicklung, ſeiner ſozialen Struktur, ſeinen 
politiſch⸗nationalen Aſpirationen ein im Vergleich zu der Mitte des⸗ 
ſelben Jahrhunderts gänzlich verändertes, und der Unterſchied ſcheint 
eine viel größere Zeitſpanne zu umfaſſen als die wenigen Jahrzehnte, 
die ſeit dem letzten Aufſtande von 1863 verfloſſen find. In der Tat 
bedeutet dieſes unglückliche Jahr einen Wendepunkt in Polens 
Geſchichte. Die Periode der heldenmütigen Befreiungskämpfe, die 
Periode der Romantik iſt endgültig abgeſchloſſen, eine neue Periode 
hebt an, zu deren Wahrzeichen das harte Gebot der Abfindung mit 
dem ſcheinbar Unabänderlichen wird. Jedoch der Verzicht auf die 
Erreichung der höchſten nationalen Ideale ſollte nicht ein Programm 
der völligen Refignation bedeuten. Die Kräfte der Nation, die man 
freilich nicht mehr zum Waffenkampfe gegen den Eroberer ſammeln 
konnte, durften trotzdem nicht zerſplittert werden und für die Ge⸗ 
ſamtheit verloren gehen; es galt, ſie auf neue Bahnen zu lenken 
und dem nationalen Expanſionsbedürfnis neue Ziele zu weiſen. 

So war denn die junge Generation, die nach 1863 ins Leben 
trat, durch die harten Prüfungen und Erfahrungen der Vergangen⸗ 
heit ernüchtert, ſie bekämpfte die „überlebten Ideen“ der Roman⸗ 
tiker und ſchrieb auf die Fahne der neuen Richtung, die ſich ſelbſt⸗ 
bewußt „Poſitivismus“ taufte, das Programm der „organiſchen 
Arbeit“. Nur durch ſie führe der Weg zur Bildung und zum 
materiellen Wohlſtande, den nächſt erreichbaren Idealen, die zugleich 
zur feſten Grundlage für Polens neue nationale Zukunft werden 
ſollten. „Die Träume von der Wiedererlangung der äußeren Selb⸗ 
ſtändigkeit ſollten zurücktreten vor den Beſtrebungen nach einer inneren 
Selbſtändigkeit,“ — fo lehrte Alexander Swietochowſki, der be⸗ 
deutendſte Wortführer der Richtung. Ein moderner Geiſt, durch⸗ 
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greifende Reformen auf allen Gebieten des polniſchen nationalen 
Lebens — in rein politiſcher wie auch ſozialer, kultureller, religiöfer 
Hinſicht — waren hierfür notwendig. 

Vor allem erſcholl mächtig der Ruf nach kräftiger Entfaltung 
und Förderung jeder „organiſchen Arbeit“, die zur Hebung des all- 
gemeinen Wohlſtandes beitragen konnte. Man erkannte treffend, daß 
ein armes und wirtſchaftlich zurückgebliebenes Volk an Leiſtungs⸗ 
fähigkeit verlieren und ſo im Kampfe mit dem übermächtigen Nachbarn 
ſchließlich unterliegen müßte. Das „Enrichissez-vous!“, das der 
alte Thiers den Polen zugerufen hatte, wurde zur Loſung. Die 
materielle Erwerbsarbeit, die in ihrer Proſa den Romantikern noch 
ſo nebenſächlich erſchienen war, ſollte jetzt wieder zu Ehren kommen. 
Der Weg zur Erreichung dieſer Ziele, die man zum Beſten der Ge⸗ 
ſamtheit aufſtellte, ſollte dabei über das Individuum führen. Der 
Grundſatz, ſteigender nationaler Wohlſtand beruhe auf ſteigendem, 
individuellem Reichtum, wurde jetzt an den Ufern der Weichſel mit 
demſelben Eifer aufgegriffen wie ein halbes Jahrhundert vorher in 
Mancheſter. Damit hatte das kapitaliſtiſche Credo gegen Ausgang 
des 19. Jahrhunderts in der polniſchen Geſellſchaft bereits feſten 
Fuß gefaßt. 

Der Blick lenkte ſich da vor allem auf die Induſtrie. Man ſah 
ihren rapiden Aufſchwung in den vorgeſchrittenen Ländern des Weſtens 
und erkannte mit Recht für ihr Aufblühen auch auf nationalem 
Boden das Vorhandenſein objektiver Vorausſetzungen. Das Ausland 
brachte Kapitalien, die Bauernreform ſetzte Arbeitshände frei, die 
ſtaatliche Zollpolitik garantierte in ſteigendem Maße den Schutz gegen 
fremde Konkurrenz, endlich und vorzugsweiſe eröffnete die bereits 
1850 erfolgte völlige wirtſchaftliche Bindung an das ruſſiſche Reich, 
unterſtützt durch den fortſchreitenden Ausbau der Verkehrsmittel, für 
den Abſatz der polniſchen Waren nach den unermeßlichen öſtlichen 
Märkten ungeahnte Perſpektiven. Alexander Swietochowſki ſah in 
dieſer Möglichkeit von Handels⸗ und induſtriellen Eroberungen „eine 
günſtige Seite des ſonſt ſo traurigen nationalen Schickſals“. 

Man darf natürlich den rein praktiſchen Einfluß dieſer neuen 
Theorien auf die Entwicklung des polniſchen Wirtſchaftslebens nicht 
üͤberſchätzen; in ideeller Hinſicht iſt jedoch die Einwirkung des pofiti- 
viſtiſchen Programms auf das politiſche und nationale Leben des 
polniſchen Volkes in dieſer Periode nicht zu verkennen. Die neuen 
Ideen, die ſofort ſtärkſtes Echo weckten und jahrelang im Vorder⸗ 
grunde der öffentlichen, publiziſtiſchen und literariſchen, Diskuſſion 
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ſtanden, haben zu der Neubildung von Anſchauungen viel beigetragen 
‚und die Pſyche der polniſchen gebildeten Klaſſen nachhaltig beeinflußt. 
Dies um ſo mehr, als der Wohlſtand des Landes und die Intenſität 
ſeines Wirtſchaftslebens ſich in diefer Zeit zuſehends ſteigerten. Es 
entwickelten ſich mächtige Induſtriezentren, Fabrikſtädte ſchoſſen in 
amerikaniſchem Tempo aus dem Boden hervor, die Wohlhabenheit 
der beſitzenden Klaſſen ſtieg, auch die Lage der arbeitenden Klaſſen 
beſſerte ſich in mancher Hinſicht, wenn auch nicht in demſelben Ver⸗ 
hältniſſe. 

Die Induſtrie war es, die faſt ausſchließlich dies zuwege brachte. 
Nachdem ſie bis in die Mitte des Jahrhunderts zumeiſt auf der 
Stufe von Manufakturbetrieben verblieben war, begann jetzt in den 
ſiebziger Jahren ihre Umwandlung in eine moderne Großinduſtrie, 
wobei die Ziffern ihres Aufſchwunges eine verblüffend ſchnelle 
Steigerungstendenz aufweiſen. Die Zahl der Fabrikarbeiter, die 
noch 1870 erſt etwa 60 000 betragen hatte, verfünffachte ſich inner⸗ 
halb eines Vierteljahrhunderts. In demſelben außergewöhnlichen 
Tempo wuchs die polniſche induſtrielle Ausfuhr nach Rußland; mehr 
als das: „die ruſſiſchen Abſatzmärkte bildeten die eigentliche Trieb⸗ 
feder der großinduſtriellen Entwicklung Polens“ !. Naturgemäß 
wirkte dies gewiſſermaßen faszinierend auf die polniſche Geſellſchaft. 
Unter dem Eindruck der ſtetig und ſchnell ſich ſteigernden Produktions⸗ 
und Ausfuhrziffern der Induſtrie überſah man nur allzuleicht die 
Kehrſeite des Bildes, die Folgen, die ſich für die geſamte polniſche 
Volkswirtſchaft aus der Wirtſchaftsgemeinſchaft mit Rußland ergaben. 
Weder beachtete man gebührend den Rückgang, den der wichtigſte 
Erwerbszweig des Landes, die Landwirtſchaft, in derſelben Zeit durch⸗ 
machen mußte, noch die Gefahren, die der polniſchen Induſtrie ſelbſt 
infolge ihrer allzu einſeitigen Einſtellung auf einen einzigen und 
namentlich durch ſeine häufigen Konjunkturſchwankungen unſicheren 
Markt drohten. Die Induſtrialiſierung galt ebenſoſehr als das vor⸗ 
nehmſte Ziel der polniſchen Wirtſchaftsbeſtrebungen, daß man — trotz 
aller Symptome, die eigentlich eines Beſſeren hätten belehren ſollen — 
ſich in Optimismus wiegte und ſogar von neuen bedeutenden in⸗ 
duſtriellen „Eroberungen“ träumte, als Rußland für ſein Expanſions⸗ 
bedürfnis neue Gebiete in Aſien fand, ſeine wirtſchaftliche Intereſſen⸗ 
ſphäre bis an die Grenzen Indiens und Chinas auszudehnen ſuchte 
und ſeine Pläne durch gewaltige Eiſenbahnbauten unterſtützte. 


1 R. Luxemburg, „Induftrielle Entwicklung Polens“, S. 29. 
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Roſa Luxemburg prophezeite noch 1898, „die großartigen Ausſichten, 
welche ſich der Induſtrie dank der transſibiriſchen Eiſenbahn und den 
gewaltigen Erſolgen der ruſſiſchen Politik in Aſien eröffnen, bedeuten 
für die polniſche Induſtrie eine neue Revolution, vielleicht eine noch 
weitgehendere, als ſie in den ſiebziger Jahren erlebte“. 

Während ſich ſo in den letzten Dezennien des 19. Jahrhunderts 
in materieller Hinſicht bedeutende Veränderungen in der polniſchen 
Geſellſchaft vollzogen, liegt es nahe zu fragen, von welcher Art ihre 
Einwirkung auf die politiſche Haltung der Polen in dieſem Zeitraume 
war. Vorausgeſchickt muß hier freilich werden, daß von einem po⸗ 
litiſchen Leben im weſteuropäiſchen Sinne in Polen ebenſo wie in 
Rußland damals noch nicht die Rede ſein konnte. Die ſogenannte 
öffentliche Meinung war durch die Vorſchriften einer allmächtigen 
Zenſur völlig geknebelt; war es doch der Preſſe überhaupt verboten, 
aktuelle polniſche Fragen politiſchen Charakters zu berühren, um ſo 
weniger konnten breitere Kreiſe in irgendeiner Form ſich daran be⸗ 
teiligen. Daher war auch eine Parteibildung im eigentlichen Sinne 
des Wortes kaum vorhanden, da in einem Lande, wo die gewöhn⸗ 
lichſten konſtitutionellen Freiheiten etwas Unbekanntes waren, es an 
jeder Möglichkeit fehlte, praktiſch politiſche Intereſſen zu vertreten. 
Nicht zu verwundern war es alſo, daß unter ſolchen Umſtänden die 
polniſche Geſellſchaft, beſonders aber die gebildeten und beſitzenden 
Kreiſe des Landadels und der neu aufkommenden Bourgeoiſie im 
großen und ganzen geradezu in eine ausgeſprochene politiſche Apathie 
verfielen. 

Nur in den Extremen erwachte neues politiſches Leben. Aber 
die national polniſche Bewegung, die von der etwa in den achtziger 
Jahren ins Leben tretenden neuen Generation infolge des anhaltenden 
ruſſifikatoriſchen Drucks der Regierung und der Behörden als Reaktion 
gegen die poſitiviſtiſche Paſſivität ausging, konnte noch ebenſowenig 
offen zu Worte kommen wie die etwa zu gleicher Zeit erwachende 
ſozialiſtiſche Bewegung, die aus Mangel an einem feſten Programm 
damals noch zwiſchen extremem Marxismus und gleichfalls nationalen 
Tendenzen hin und her ſchwankte. Demgegenüber machte ſich auf 
dem Gegenpol eine an Zahl nicht ſtarke, aber einflußreiche Strömung 
geltend, deren Ziel geradezu die Ausſöhnung mit Rußland war. Da 
dieſe nun unter den obwaltenden Umſtänden faſt allein frei ſich äußern 
durfte, während der Einfluß der nationalen und ſozialiſtiſchen Elemente 
ſür den Fernerſtehenden nicht zu erkennen war und während die große 
Maſſe, wie wir geſehen haben, ſich völlig apathiſch verhielt, ſo bot 
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damals die polniſche Geſellſchaft — wie Cleinow nicht mit Unrecht 
feſtſtellt! — „dem Uneingeweihten das Bild des moraliſchen Zu⸗ 
ſammenbruchs, woraus wieder vielfach gefolgert wurde, die ruſſiſche 
Regierung habe die Polenfrage gelöſt“. 

Es lag nahe, daß man dieſe falſche Vorſtellung zu begründen 
ſuchte mit dem wirtſchaftlichen Aufſchwunge, den das Königreich 
Polen in dieſem Zeitraume genommen hatte. Es entſtand die Theſe, 
daß die polniſche Frage in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
in natürlicher und gleichſam mechaniſcher Weiſe ihre Löſung gefunden 
habe durch die „organiſche Einverleibung“ an Rußland, d. h. durch 
die immer fortſchreitende innige Verbindung und Verſchmelzung des 
polniſchen mit dem ruſſiſchen Wirtſchaftskörper. Wahrſcheinlich nicht 
erfunden, aber doch zuerſt klar und geiſtreich formuliert worden iſt 
dieſe Theſe von Roſa Luxemburg in ihrem bereits mehrfach zitierten 
Buche. Indem ſie nämlich auf die induſtriellen Vorteile des König⸗ 
reichs Polens aus der Zugehörigkeit zum ruſſiſchen Wirtſchaftsgebiete 
hinweiſt, glaubt ſie die Behauptung von „der friedlichen Aſſimilierung 
Polens an Rußland“ aufſtellen zu können, die durch die den Kapita⸗ 
lismus fördernde ruſſiſche Regierungspolitik nur beſchleunigt werden 
könne. Auch hier macht das ſtarre Feſthalten an der materialiſtiſchen 
Geſchichtsauffaſſung — wie bereits v. Schulze⸗Gaevernitz bemerkt! — 
die Verfaſſerin „blind für das zweifelloſe Hineinſpielen nationaler 
Momente in die Wirtſchaftskämpfe unſerer Tage“. 

Aber damit ſind freilich die von Roſa Luxemburg gezogenen 
Schlüſſe noch nicht abgetan. Allerdings wenn ſie auf Grund der 
von ihr angeführten Tatſachen zu beweiſen ſuchte, daß der materielle 
Aufſchwung Polens in dieſer Zeit die führenden polniſchen Klaſſen 
Rußland unter freiwilliger Aufgabe früherer nationaler Ideale gerade⸗ 
zu in die Arme trieb, ſo handelt es ſich hier natürlich um Im⸗ 
ponderabilien, die ſich weder erweiſen noch widerlegen, allenfalls aus 
den allgemeinen Zeitumſtänden herausfühlen laſſen. Wir haben be⸗ 
reits die pſychologiſchen Urſachen darzulegen verſucht, die damals 
einen großen Teil der polniſchen Geſellſchaft äußerlich zu einem 
politiſchen und, wie es ſcheinen konnte, auch nationalen Indiffe⸗ 
rentismus geführt haben. Wenn nun Roſa Luxemburg und die 
bei ihr zitierten (a. a. O. S. 77 ff.) ruſſiſchen Autoren dieſen In⸗ 
differentismus als eine Bindung an Rußland durch die goldenen 


1 „Zukunft Polens“, II, S. 117. 
2 „Volkswirtſchaftliche Studien aus Rußland“, S. 171. 
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Ketten der aufblühenden Induſtrie zu deuten ſuchen und wenn fie 
daher in der Gleichzeitigkeit der Periode der induſtriellen Entwick⸗ 
lung und der ſcheinbaren nationalen Apathie mehr als einen nur 
zeitlichen Zuſammenhang ſehen, ſo faſſen ſie hier unſeres Erachtens 
das post hoc zu allgemein als ein propter hoe auf. Denn würde 
ihre Theſe ſo ohne weiteres zutreffen, ſo hätte ja gerade die Partei, 
deren ausgeſprochenes politiſches Ziel die Ausſöhnung mit Rußland 
war, die Intereſſen der Induſtriellen und Kapitaliſten vertreten 
müflen, alfo gerade der Klaſſe, die nach Roſa Luxemburg zum „Boll⸗ 
werk der Annexion“ auserſehen war. Das war aber durchaus nicht 
der Fall; denn die bedeutendſten Vertreter dieſer Richtung entſtammten 
faſt durchweg den Kreiſen der Ariſtokratie und des Großgrund⸗ 
beſitzes, für den die Anlehnung an Rußland aus wirtſchaftlichen 
Motiven kaum in Betracht kam. Dagegen ſtand die „kapitaliſtiſche 
Bourgeoiſie“ — zum Beiſpiel die Induſtriemagnaten von Lodz — 
großenteils infolge ihrer fremden Nationalität auch außerhalb des 
polniſch⸗ nationalen Lebens. Aber auch im übrigen ſuchte und ver- 
mochte ſie ihm in keiner Weiſe den ſpezifiſchen Stempel ihrer Klaſſen⸗ 
intereſſen aufzudrücken, da eben in dem engen Rahmen, in dem das 
polniſche öffentliche Leben damals überhaupt ſeinen Ausdruck finden 
konnte, es jeder Orientierung nach wirtſchaftlichen Intereſſen ent⸗ 
behrte. Da nun aber damals rein nationale Geſichtspunkte weiten 
polniſchen Kreiſen eine erneute gewaltſame Auflehnung gegen Ruß⸗ 
land als nur verderbenbringend erſcheinen laſſen mußten, ſo iſt es 
nicht zu verwundern, daß das Problem, wie ſich Polens ökonomiſche 
Entwicklung ohne Rußland geſtalten würde, in keiner Weiſe reale 
Formen annahm und nicht einmal als akademiſche Streitfrage dis⸗ 
kutiert wurde. Das wirtſchaftliche Moment blieb daher aus dem 
politiſchen Kampfe — ſofern man von einem ſolchen überhaupt ſchon 
ſprechen konnte — noch gänzlich ausgeſchaltet, und zwar ſo voll⸗ 
kommen, daß auch in der Polemik, die von den radikalen Parteien 
bisweilen in extremſter Weiſe gegen die politiſche Apathie der 
„führenden Klaſſen“ geführt wurde, ſich noch nicht der Vorwurf 
fand, — und das iſt jedenfalls ein argumentum a contrario gegen 
die Theſe Roſa Luxemburgs — ihre politiſch indifferente Haltung 
entſpringe aus materiellen Klaſſenrückſichten, die ſie an Rußland 
binden. Bald ſollte es damit allerdings anders werden. 
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Von etwa 1900 bis zum Kriege 


Schon das erſte Jahrzehnt des neuen Jahrhunderts bringt eine 
grundſätzliche Wendung. Gewaltige Ereigniſſe künden das Nahen 
einer neuen Zeit an, die an dem Beſtehenden zu rütteln droht. 
Kaum haben die polniſche wie die ruſſiſche Volkswirtſchaft die große 
Kriſe der Jahrhundertwende einigermaßen überwunden, als im Jahre 
1904 der Krieg mit Japan ausbricht, dem unmittelbar die Erſchütte⸗ 
rungen der Revolutionsjahre 1905— 1907 folgen. Eine Reihe ver: 
wickelter Momente politiſcher, nationaler und ſozialer Natur waren 
es, die ſpeziell im Königreich Polen die mächtige Bewegung dieſer 
gewitterſchwangeren Jahre auslöſten und die Kräfte, die brutale 
Gewalt jahrzehntelang niedergehalten und in Unwiſſenheit gelaſſen 
hatte, mit ungeahnter Heftigkeit ſich entladen ließen. Zweck und 
Ziele der ſogenannten „Revolution“ ſtanden ſomit nicht feſt und 
konnten auch nicht feſtſtehen. Niemand wußte eigentlich, worum in 
Polen der Kampf ging, ob nur der verhaßte Kapitaliſt der Gegner 
war, ob man Schulter an Schulter mit dem ruſſiſchen „Brudervolke“ 
von der Regierung des Zaren politiſche Freiheiten erzwingen oder 
gar im Kampfe gegen die Ruſſen für die alten nationalen Ideale 
fechten ſollte. Geſchichtliche Traditionen ſpielten in gleicher Weiſe 
mit wie rein revolutionär ⸗anarchiſtiſche Ideen. Die grundſätzliche 
Spaltung und Zerriſſenheit der Bewegung wurde der Grund ihrer 
Schwäche und ihres Unterganges. Die Regierung wurde Herr der 
unter ſich Entzweiten, und wieder einmal „herrſchte Ordnung in 
Warſchau“. 

Die polniſche Bourgeoiſie nahm dies Ergebnis mit Ruhe hin. 
Hatten ſich in den erſten Phaſen der Bewegung ihre Sympathien 
unzweifelhaft den Revolutionären zugewandt und beſonders aufs 
ſchärfſte die Kapitaliſten verurteilt, die bisweilen (wie in Lodz) die 
ruſſiſchen Behörden gegen die Arbeiter vorgehen laſſen wollten, ſo 
ſchlug doch ſpäter, als die Revolution immer mehr terroriſtiſche 
Formen anzunehmen begann, ihre Stimmung geradezu ins Gegenteil 
um. Wenigſtens die ſogenannten „gemäßigten Elemente“ machten 
aus ihrer Verurteilung der Revolutionsjahre kein Hehl mehr. „Dieſe 
Leute kämpften mit der Regierung mit ihren eigenen Mitteln, in 
Beantwortung der Gewalt propagierten ſie die Gewalt, ſie bereiteten 
bewaffnete Aufſtände und terroriſtiſche Akte vor. Sie ſind es, die 
in gleicher Weiſe mit den Vertretern der Regierung dieſes ſchreck⸗ 
liche und widerliche Bild verſchuldet haben, deſſen Schauplatz das 
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Königreich Polen in den Revolutionsjahren war. Aber der gefunde 
Inſtinkt des Volkes und die unverdorbenen Elemente ſeiner Kultur 
gewannen die Oberhand über dieſe vergiftete Strömung, bekämpften 
und beſiegten ſie, ehe die ruſſiſchen Behörden zur Beſinnung kamen und 
mit ihren Methoden die Ordnung wiederherzuſtellen begannen,“ — 
fo ſchreibt Dmowſki!, der Führer der ſehr einflußreichen national 
demokratiſchen Partei und überhaupt einer der Hauptvertreter dieſer 
Richtung. 

Die Ruhe, die nach den Revolutionsjahren im Königreich Polen 
wieder hergeſtellt war, war alſo in doppelter Hinſicht nur eine ſchein⸗ 
bare. Außerlich hielt ſie ſeit 1905 der permanente Belagerungs⸗ 
zuſtand aufrecht, der — allen konſtitutionellen Verſprechungen zum 
Trotz — den lokalen Verwaltungsbehörden über die polniſche Ge⸗ 
ſellſchaft faſt unumſchränkte Gewalt verlieh. Innerlich hatte ſich im 
polniſchen Volke eine ernſte Kluft aufgetan, die im Fortgang der 
Ereigniſſe ſich noch vertiefen ſollte. 

Kaum waren die letzten Schüſſe der Revolutionsperiode verhallt, 
als am politiſchen Horizonte Europas finſtere Wolken aufzuziehen 
begannen. Seit der bosniſchen Kriſe im Winter 1908 — 1909 waren 
die internationalen Beziehungen in ein Stadium fortwährender Un⸗ 
ruhe geraten, und die Gefahr einer bewaffneten Auseinanderſetzung 
zwiſchen Rußland und Oſterreich-Ungarn, vielleicht auch Deutſchland, 
ſpitzte ſich immer mehr zu. Ein eventueller Krieg zwiſchen den ein⸗ 
ſtigen Teilungsmächten mußte die polniſche Frage von ſelbſt wieder 
aufrollen. Im polniſchen Volke wurde das Gefühl lebendig, daß 
man einer ſolchen Möglichkeit gegenüber nicht in völlig pajliver 
Haltung verbleiben dürfte, jedoch es herrſchte darüber vollkommene 
Desorientierung. In den Jahren, die dem Kriegsausbruch voraus⸗ 
gingen, war es ja natürlich der polniſchen Geſellſchaft in keiner 
Weiſe möglich geweſen, hierzu offen Stellung zu nehmen. Da aber 
nach der Revolutionsperiode ſchon äußere Umſtände wie freiere Zenſur, 
Wahlen zur Reichsduma und anderes mehr — allerdings immer nur 
im Rahmen des erwähnten Belagerungszuſtandes — eine immerhin 
regere politiſche Betätigung als in der Vorperiode erlaubten, ſo 
traten in allgemeinen, nach außen nicht genau abzugrenzenden Um⸗ 
riſſen zwei grundſätzlich entgegengeſetzte Richtungen zutage. Die 
eine, die die ſogenannten „Gemäßigten“ umfaßte, repräſentierte neben 
dem Großgrundbeſitz vorzugsweiſe die begüterte großſtädtiſche Bour⸗ 


1 „Deutſchland, Nußland und die polniſche Frage“, S. 267. 
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geoiſie, wobei aber von einem beſonderen Einfluß der großenteils nicht⸗ 
polniſchen Vertreter der Großinduſtrie weiterhin nicht die Rede ſein 
konnte. Dieſe „gemäßigte“ Richtung, die allerdings nach innen noch 
geſpalten war in die Parteien und Schattierungen der ruſſenfreund⸗ 
lichen „Realiſten“, der einflußreichen Nationaldemokraten und der 
zum großen Teil philoſemitiſchen Fortſchrittler, war ſich, wie bereits 
beſprochen, einig in der Verurteilung der Revolutionsbewegung, die 
ihren eigenen politiſchen Zielen nur im Wege geſtanden habe. Da 
ſie ſelbſt nämlich die Tatſache der ſtaatlichen Zugehörigkeit zu Ruß⸗ 
land zum feſten Ausgangspunkt ihres Programms nahm, ſuchte ſie 
auf legitimem Wege, wenn auch vielleicht durch ſchärfſten politiſchen 
Kampf, nationale Freiheiten für das Königreich Polen zu erreichen, 
wobei auch Hoffnungen auf die konſtitutionelle Ara in Rußland, auf 
Unterſtützung ſeitens der ruſſiſchen Geſellſchaft, ja ſelbſt auf die pan⸗ 
ſlaviſtiſche Idee mitſpielten. Die Möglichkeit des drohenden Krieges 
und damit einer eventuellen Abtrennung von Rußland war ſomit 
bei dieſem Programm überhaupt nicht in Rechnung geſtellt; trotz 
der ſo ſehr veränderten Zeitumſtände war es noch vollkommen auf 
den alten Vorausſetzungen baſiert. Eine weitgehende Autonomie bei 
Rußland erſchien als das begehrenswerte Ziel. „Die Frage der 
politiſchen Organiſation des Königreichs Polen, die Frage einer 
grundſätzlichen Reform der Verwaltung dieſes Landes ſtellt heute 
die wichtigſte Seite der polniſchen Frage dar. Der Kampf um dieſe 
Reform iſt heute die Hauptaufgabe des polniſchen Volkes !.“ 

Dieſer „freiwilligen Einſchränkung der nationalen Aſpirationen“, 
die mit einer bloßen Reform der Verwaltung ſich begnügen ſollten, 
trat die andere, die „radikale“ Richtung aufs entſchiedenſte entgegen. 
Es waren beſonders die ehemaligen Kämpfer der Revolutionsjahre 
und ihre Parteigänger, darunter neben den polniſchen Ssozialiſten 
nationaler Richtung ſehr zahlreiche Intellektuelle, die etwa nach 1907 
ihre öffentliche Haupttätigkeit nach Galizien verlegten und von dort 
aus in eifrigſter Weiſe für ihr Programm eintraten. Dieſes ſtellten 
ſie — man kann ihnen in dieſer Hinſicht politiſche Vorausſicht nicht 
abſprechen — völlig auf den drohenden ruſſiſch⸗öſterreichiſchen Krieg 
ab und ſuchten für dieſen Fall das polniſche Volk zum Anſchluß 
an Oſterreich gegen Rußland zu beſtimmen. Eine Losreißung des 
Königreichs Polen von Rußland und ſeine ſtaatliche Verſelbſtändi⸗ 
gung im Anſchluß an die Habsburger Monarchie war ihr Ziel. Um 


1 Dmowſki, a. a. O. S. 269. 
Schmollers Jahrbuch XLII 3/4. 15 
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ihm von vornherein mehr Nachdruck zu verleihen, trafen ſie — mit 
Unterſtützung der Wiener Regierung — in Galizien und im ge⸗ 
heimen auch im Königreich militäriſche Vorbereitungen, um für den 
Kriegsfall einen polniſchen Heereskörper im öſterreichiſch⸗ ungarischen 
Heeres verbande zu organiſieren. 

Damit war von ſeiten dieſer Parteien das Problem der Los⸗ 
trennung des Königreichs Polen von Rußland wieder aufgeworfen 
und begann ſo mehr reale Formen anzunehmen. Dies förderte auch, 
ſoweit eine öffentliche Diskuſion über dieſe Fragen möglich war, 
ſeine wirtſchaftliche Seite zutage, die bisher, wie oben gezeigt, ziem⸗ 
lich unberührt geblieben war. Nach den nahezu 40 Jahren der 
ſtarken induſtriellen Entwicklung im Königreich Polen war die An⸗ 
ſicht von der wirtſchaftlichen Nützlichkeit, ja geradezu Notwendigkeit 
einer ſtaatlichen Einheit mit Rußland faſt zu einem unanfechtbaren 
Glaubensſatz geworden, den man mit um ſo weniger Kritik hinnahm, 
als er ebenſo entſchieden von Lodzer Baumwollkönigen wie von 
Sozialiſten reinſten Waſſers (Roſa Luxemburg) vertreten wurde. 
Erſt jetzt begann man langſam an ihm zu rütteln. Freilich waren 
es nicht immer ſehr ſachliche Argumente, mit denen man vorging. 
Wenn zum Beiſpiel Publiziſten dieſer Richtung unter Hinweis auf 
die unzweifelhaft verhängnisvollen Folgen des ruſſiſchen Regimes 
auf ſozialem Gebiete die ganze polniſche Induſtrie kurzerhand für 
einen „Faktor der Verwahrloſung und Verwilderung“ erklärten, deſſen 
Abſchaffung für das Land nur von Segen ſein würde, ſo konnte 
man eine ſolche Argumentation wohl aus dem Eifer ihrer Überzeugung 
heraus erklären, ſie konnte aber natürlich nicht darauf Anſpruch er⸗ 
heben, zur Aufklärung einer ſo äußerſt komplizierten Frage in irgend⸗ 
einer Weiſe beizutragen. Es fanden ſich aber ſchon beachtenswertere 
Stimmen, die nicht nur die allzu einſeitige Ausbildung der polni⸗ 
ſchen Induſtrie und, im Zuſammenhange damit, ihre Vernachläſſigung 
des inneren Marktes beklagten, ſondern auch beſonders auf die für 
das Königreich Polen ungünſtige Struktur der ruſſiſchen Zolltarife 
hinwieſen, wie auch auf die ſtändige Mißachtung der polniſchen 
Wirtſchaftsintereſſen ſeitens der ruſſiſchen Regierung. Demgegenüber 
ließen ſich auch natürlich Stimmen vernehmen, die in mehr oder 
minder glücklicher Weiſe die Theſe von der Unentbehrlichkeit der 
ruſſiſchen Abſatzmärkte für das polniſche Wirtſchaftsleben zu be⸗ 
weiſen ſuchten. 

Früher, als man es geahnt hätte, ſollte die theoretiſche Streit⸗ 
frage eine eminent praktiſche Bedeutung erhalten. Mit Ausbruch des 
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Krieges wurden weitgehende Autonomie eines vergrößerten Koͤnig⸗ 
reichs Polen bei Rußland und Unabhängigkeit bei völliger Loslöſung 
von Rußland die zwei Gegenpole des polniſchen politiſchen und natio⸗ 
nalen Strebens und Wirkens. Wir haben ſchon erwähnt, daß das 
Autonomieprogramm des Großfürſten⸗Generaliſſimus zu Anfang des 
Krieges auf weite Kreiſe, namentlich der Bourgeoiſie, unzweifelhaft 
Einfluß gewonnen hat. Dieſe ſahen ſich ja jetzt zum erſten Male 
der völlig realen Wahrſcheinlichkeit gegenüber, ihre bisherigen engen 
wirtſchaftlichen Beziehungen zu Rußland plötzlich aufgeben zu müſſen. 
Eine Einwirkung dieſes materiellen Momentes auch auf ihre politiſche 
Haltung vollkommen leugnen zu wollen, wäre natürlich ebenſowenig 
angängig wie die Behauptung, daß es für die „Autonomiſten“ das 
einzig maßgebende Motiv ihres Handelns war. Dieſe Beſchuldigung 
iſt aber ihnen gegenüber in der Hitze des politiſchen Kampfes nur 
allzu häufig erhoben worden. 

Während nämlich die Idee eines bewaffneten Auftretens gegen 
Rußland aus verſchiedenen, hier nicht näher zu erörternden Gründen 
auf dem Boden des Königreichs, namentlich in den erſten Abſchnitten 
des Krieges, zum Teil auf ſtarken Widerſpruch ſtieß, gingen ihre 
Anhänger gegen dieſe ihre Gegner im polniſchen Lager ſehr ſcharf 
vor. In einer häufig rückſichtsloſen Preßkampagne wurde allen den⸗ 
jenigen, die ſich nicht zur Politik der Legionen bekennen wollten, 
ohne weiteres jegliche bona fides abgeſprochen. Sie wurden direkt 
als Ruſſophile verſchrien, nnd es wurde ihnen dabei nur allzuoft ihre 
angebliche „Rubelorientiernng“ vorgeworfen. Ja, man prägte geradezu 
das Wort von einer „Ideologie der öſtlichen Abſatzmärkte“, die für 
manchen mehr Wert hätte als die nationale. So war die Frage 
der wirtſchaftlichen Abhängigkeit Polens von den ruſſiſchen Abſatz⸗ 
märkten zu einem Gegenſtand ſchärfſter und bisweilen perſönlichſter 
Polemik geworden, die einen um ſo gehäſſigeren Charakter trug, als 
ja die „Gemäßigten“ tatſächlich großenteils die reiche Bourgeoſie 
repräfentierten. 

Freilich erſchöpfte ſich die Diskuſſion über dieſe Fragen nicht 
in dem Gezänk der verſchieden „orientierten“ Tagespreſſe. Noch im 
erſten Kriegsjahr, als von der polniſchen öffentlichen Meinung die 
Ausgeſtaltung der von Rußland in Ausſicht geſtellten Autonomie 
lebhaft beſprochen wurde, mußte bei Erwägung einer ſolchen all⸗ 
gemeinen Neuordnung der Dinge das wirtſchaftliche Problem mit 
an erſte Stelle treten. Erhöhtes Intereſſe kam ihm jedoch zu, als 
nach der erfolgten Lostrennung von Rußland die wirtſchaftliche Zu⸗ 
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kunft des Königreich Polen ohne die ominöſen öſtlichen Abſatzmärkte 
aus dem Bereiche der Hypotheſen in die Wirklichkeit überging. Die 
Probe aufs lange geſtellte Exempel, wie man wirtſchaftlich ohne 
Rußland auskommen ſollte, war jetzt zu beſtehen. Freilich war die 
Kriegszeit wenig geeignet, um von der Sachlage ein wahrheitsgetreues 
Bild zu geben. Tatſächlich verfiel nach Abzug der Ruſſen beſonders 
die polniſche Induſtrie in einen Zuſtand faſt gänzlicher Stagnation, 
und das vordem ſo rege Wirtſchafts⸗ und Geſchäftsleben der pol⸗ 
niſchen Städte ſtand nunmehr ſtill. Weniger die unmittelbaren Kriegs⸗ 
ſchäden als die mittelbaren, wie Requiſitionen, Mangel an Robftoffen 
und Aufträgen, waren die wichtigſten Urſachen dieſer wirtſchaftlichen 
Kataſtrophe, die über das Land unmittelbar nach den kriegeriſchen 
Operationen hereinbrach und ſich bis heute nur noch verſchlimmert 
hat. Weite Kreiſe aber, die den Zuſammenhang der Dinge nicht 
erkannten, räſonierten einfach, daß, ſolange der Ruſſe da war, 
auch Geld und Brot da waren, mit ſeinem Abzug aber es an beiden 
fehlte. Jedoch auch von ſachverſtändiger Seite, von Männern der 
Praxis, konnte man häufig recht peſſimiſtiſche Urteile über die Aus⸗ 
ſichten der Zukunft hören. Allerdings waren viele dieſer Urteile 
inſofern cum grano salis zu werten, als fie durch eine gewiſſe beruf: 
liche Einſeitigkeit und daher Mangel an Perſpektive für das Ganze 
getrübt waren. 

Gegenüber dieſen rückhaltsloſen Lobpreiſungen des wirtſchaft⸗ 
lichen status quo, die auf eine Bekräftigung der „Theorie von den 
öſtlichen Abſatzmärkten“ hinausliefen, bemühten ſich jetzt zahlreiche 
wiſſenſchaftliche und auch publiziſtiſche Abhandlungen um den Nach⸗ 
weis, daß die Zugehörigkeit zum ruſſiſchen Wirtſchaftsgebiete der 
polniſchen Induſtrie viel mehr Schaden als Vorteile gebracht habe 
und überhaupt bringen konnte. Doch abgeſehen davon daß Folge 
rungen aus Theorien und Statiſtiken auf das praktiſche Leben ſich 
nicht ohne weiteres übertragen laſſen, krankte unſeres Erachtens dieſe 
Diskuſſion an einem grundſätzlichen Übel: fie war dem politiſchen 
Zwecke untergeordnet. Man unterſuchte nicht in leidenſchaftsloſer 
Weiſe ein ökonomiſches Problem, ſondern man ſchrieb mit vorgefaßter 
Tendenz. Statt daß die Behauptung erſt das Ergebnis einer ſach⸗ 
lichen Argumentation wäre, nahm man ſie zum Ausgangspunkt, von 
dem aus man dann den Beweis zu deduzieren ſuchte. Ein ſolches 
Verfahren ließ ſich pſychologiſch leicht motivieren — man wollte ja 
die feſtgewurzelte Beſorgnis vor einer wirtſchaftlichen Kataſtrophe im 
Falle der Scheidung von den bisherigen Abſatzmärkten widerlegen —, 


1059] Induſtrielle Entwicklung u. politiſche Tendenzen im Königr. Polen 229 


es mußte aber ſachlich ein einſeitiges Bild ergeben, zumal die ent⸗ 
gegengeſetzte Auffaſſung unter den obwaltenden Umſtänden offen nicht 
zu Worte kommen konnte; aber auch abgeſehen davon wäre eine 
Verteidigung der Theſe von den Abſatzmärkten ſicher als verkappte 
Ruſſophilie gedeutet worden. 

So iſt denn in der Tat, wie wir zu Anfang feſtgeſtellt haben, 
während des Krieges die Frage der öſtlichen Abſatzmärkte im König⸗ 
reich Polen gänzlich in den Dienſt der politiſchen Agitation geſtellt, 
ja ſogar zu ihrem Mittelpunkt geworden. Wiewohl ſie auf dieſe 
Weiſe naturgemäß ſtark entſtellt und verzerrt worden iſt, ſo laſſen 
ſich doch aus ihrer öffentlichen Erörterung gewiſſe ſachliche Geſichts⸗ 
punkte herausfinden, die auch in rein volkswirtſchaftlichem Sinne für 
die Unterſuchung der verwickelten polniſch⸗ruſſiſchen wirtſchaftlichen 
Beziehungen neue Momente beibringen. Ihrer Beſprechung ſei nun 
das zweite Kapitel gewidmet. 


Zweites Kapitel 
Wirtſchaftliche Streitfragen 


Obwohl das Königreich Polen nach Beſeitigung der inneren 
Zollinie und nach Aufhebung jeglicher autonomen Wirtſchaftspolitik 
bereits ſeit der Mitte des 19. Jahrhunderts in einer gänzlichen 
Wirtſchaftsgemeinſchaft mit dem ruſſiſchen Reiche aufgegangen war, 
ſo iſt doch die Frage, wie ſich auf dieſer Grundlage das ökonomiſche 
Verhältnis beider Länder geſtaltet hat, von polniſcher Seite lange 
Zeit eigentlich nur in vereinzelten Fällen kritiſch, in keinem Falle 
erſchöpfend behandelt worden, was nicht zum wenigſten auf die 
politiſchen Umſtände zurückzuführen iſt, die wir bisher behandelt 
haben. Mit dem Ausbruch des Krieges wurde es nun hiermit anders. 
Hatten bisher weite Kreiſe des polniſchen Volkes die ſogenannte 
„Theorie der öſtlichen Abſatzmärkte“, wenn auch vielleicht unbewußt, 
ſo doch ziemlich allgemein, gleichſam tacito consensu angenommen, 
ſo ſchritt man jetzt infolge der Möglichkeit umwälzender politiſcher 
Anderungen an eine Reviſion der ſo kritiklos übernommenen An⸗ 
ſchauungen. Man prüfte nunmehr gründlich das bisherige Wirtſchafts⸗ 
verhältnis zu Rußland, und zwar bot ſich gerade jetzt um ſo mehr 
dazu Gelegenheit, als der ſonſtigen Diskuſſion über wirtſchaftliche 
Zukunftsprobleme vor der Hand grundſätzliche Schranken gezogen 
waren. Da nämlich die wirtſchaftspolitiſche Stellung und die wirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen des neuen Polens noch in keiner Weiſe 
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feſtſtanden, fo mußte man bei Betrachtungen über die Zukunfts⸗ 
möglichkeiten alle unbeſtimmten Mutmaßungen in dieſer Hinſicht 
ausſchließen und ſich von vornherein nur an die Tatſache halten, 
daß das Königreich Polen hinfort nicht mehr dem ruſſiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsgebiete angehören werde. Daraufhin mußte man zu erkennen 
ſuchen, welche günſtigen oder ungünſtigen Folgen das bisherige Ver⸗ 
hältnis für die polniſche Volkswirtſchaft gehabt habe. Während 
man nun einerſeits bei der Bekämpfung der Abſatzmarkttheorie dabei 
in Übertreibungen verfiel, die durch politiſche Motive zu erklären 
waren, hat es anderſeits nicht an Stimmen gefehlt, die dieſen plötz⸗ 
lichen Umſchwung der Anſchauungen überhaupt als „Maſſenpſychoſe“ 
zu bezeichnen ſich nicht ſcheuten. Aber auch dieſe überzeugten An⸗ 
hänger der ruſſiſchen Abſatzmärkte waren jetzt gezwungen, die bisher 
rein empiriſche Beweiskraft ihrer Behauptungen nunmehr auf eine 
mehr wiſſenſchaftliche Grundlage zu ftüßen. 

Eine ſehr wertvolle Ergänzung der dieſen Fragen von polniſcher 
Seite gewidmeten Beiträge, die — wie geſagt — zumeiſt ſchon von 
der Tatſache einer völligen ſtaatlichen Trennung von Rußland aus⸗ 
gehen, bilden die Beratungen zweier maßgebenden polniſchen Organiſa⸗ 
tionen, die unter Mitwirkung von hervorragenden Sachkennern der 
Theorie und Praxis noch auf der Grundlage des Autonomieprogramms 
geführt wurden, und die damals in der polniſchen öffentlichen Meinung 
lebhaftes Intereſſe erweckt haben. Es ſind dies die Debatten der 
Techniſchen Vereinigung in Warſchau, die nicht eine eigentliche Berufs⸗ 
organiſation iſt, vielmehr unter ihren Mitgliedern zahleiche und be⸗ 
deutende Vertreter der Induſtrie und des Handels zählt, ſowie der 
(polniſchen) Geſellſchaft der Juriſten und Nationalökonomen in Peters⸗ 
burg !. Dieſe Debatten, die im Jahre 1915 ftattfanden, halten, wie 
geſagt, an einem Verbleiben des Königreichs Polen im ſtaatlichen 
Verbande mit Rußland feſt, entſprechen mithin nicht mehr der jetzigen 
realen Lage; da es jedoch ihr Zweck iſt, neues Material für die 
Frage der polniſchen Wirtſchafts⸗ und Zollautonomie bei Rußland 
beizutragen, ſo erſcheinen ſie uns als vollkommen geeignet, um das 


1 Die Beratungen der Warſchauer Vereinigung ſind zuſammenfaſſend im 
Druck erſchienen unter dem Titel: „Die Notwendigkeit der Induſtrialiſierung 
des Landes.“ Warſchau 1915 und 1916 (poln.). — Die Beratungen der Peters⸗ 
burger Geſellſchaft ſind uns zum größten Teil, aber leider nicht im ganzen 
zugänglich geweſen nach den Berichten des „Dziennik Petrogradzki“ (poln.). 
Januar bis März 1916. 
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Für und Wider der vielerörterten Abſatzmarkttheorie von neuen 
Geſichtspunkten aus zu beleuchten. 

Ein grundſätzlicher Unterſchied iſt hierbei feſtzuſtellen zwiſchen 
der früheren Behandlung dieſes Problems von ſozialiſtiſcher Seite, 
wie ſie namentlich in dem oft genannten Buche von Roſa Luxemburg 
zutage tritt, und der demſelben Gegenſtand jetzt gewidmeten Dis⸗ 
kuſſion. Die Auffaſſung von der wirtſchaftlichen Struktur beider 
Länder iſt nämlich hier und dort eine gänzlich verſchiedene, und da 
gerade dieſe Frage den Schlüſſel bildet für die Beurteilung der 
wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen dem Königreich Polen und 
Rußland, ſo ergeben ſich allein hieraus ebenſo verſchiedene Auf⸗ 
faſſungen, zu denen man auf dieſe Weiſe gelangt. 

So geht Roſa Luxemburg bei ihren Ausführungen über dieſen 
Punkt! von der „Homogenität der ökonomiſchen Struktur“ beider 
Länder aus; ſie ſpricht von „der gemeinſamen wirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung“, die ſie durchgemacht hätten, und meint, die Induſtrie ſei 
im geſellſchaftlichen Leben beider Länder (in Rußland?) zum ausſchlag⸗ 
gebenden Faktor geworden. Durch die immer weiter gehende Arbeits⸗ 
teilung, welche zwiſchen den Induſtrien Polens und Rußlands ſtatt⸗ 
findet, durch das Intereſſe, das polniſche Fabrikanten mit ruſſiſchen 
Rohproduzenten und ruſſiſche Fabrikanten mit polniſchen Produzenten 
von Halbfabrikaten verbindet, habe bereits — ſo urteilt Roſa Luxem⸗ 
burg — die organiſche Einverleibung Polens in den ruſſiſchen 
Wirtſchaftskörper ſtattgefunden, ſo daß „die polniſche und die ruſſi⸗ 
ſche Okonomik heute nur mehr einen komplizierten Mechanismus 
bilden“. Daher ſei die auf das Wohl derjenigen, die „gründen und 
beſitzen“, bedachte Politik der ruſſiſchen Regierung gezwungen, auf 
die nahe Intereſſen verknüpfung der ruſſiſchen mit der polnifchen 
Kapitaliſtenklaſſe Rückſicht zu nehmen und könne infolgedeflen den 
Intereſſen dieſes polniſchen „Kapitalismus“ (seil. der polniſchen 
Induſtrie) im allgemeinen nur vorteilhaft ſein. Je ſchneller nun 
Polen in inniger Gemeinſchaft mit Rußland auf der abſchüſſigen 
Bahn des Kapitalismus fortſchreite, um ſo eher muß beide Länder 
das gemeinſame Schickſal erreichen: an Stelle der privaten Wirt⸗ 
ſchaftsordnung wird unfehlbar eine „neue ſoziale Ordnung treten auf 
der Baſis einer planmäßigen genoſſenſchaftlichen Produktion“. 

Abgeſehen davon, daß die Folgerungen von Roſa Luxemburg zum 
großen Teil auf gänzlich unrichtig geſehenen Tatſachen beruhen und 


1 g. a. O. II. Teil, Kap. 2, 3 und Schlußwort. 
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daher im Laufe der wirtſchaftlichen Entwicklung vielfach widerlegt 
worden ſind, berückſichtigen ſie zudem immer nur die eine induſtrielle 
Seite des Problems. Der Wunſch, die vorgefaßte Doktrin beſtätigen 
zu können, ſcheint eben bei ihnen der Vater des Gedankens geweſen zu 
ſein. Sonſt ließe es ſich ſchwer verſtehen, wie die Verfaſſerin beide 
Länder auf dieſelbe Stufe der ökonomiſchen Entwicklung ſtellen und 
wie ſie ſomit in Rußland, das ſich kaum erſt aus ſeiner agrariſchen 
Gemeinſchaftsverfaſſung heraus zu entwickeln beginnt, die nahende 
Neuordnung der ſozialen und produktiven Kräfte erblickt, die das 
Ende des überlebten Kapitalismus bedeuten ſoll. Hier ſcheint 


ſchon die Problemſtellung — bewußter oder unbewußterweiſe — 
eine falſche zu ſein, und demgemäß ſind die Ergebniſſe, zu denen ſie 
führt. 


Demgegenüber gehen ſämtliche in neuerer Zeit von polniſcher 
Seite geführten Unterſuchungen der wirtſchaftlichen Beziehungen 
zwiſchen dem Königreich Polen und Rußland nicht von der „Homo⸗ 
genität“, ſondern gerade von der grundſätzlichen Heterogenität in 
der ökonomiſchen Struktur beider Länder aus. Eine ſolche ergibt 
ſich mit zwingender Logik aus einem Vergleich der Handelsbilanzen 
beider Länder und namentlich ihres gegenſeitigen wirtſchaftlichen 
Austauſches. Rußland iſt gegenüber dem Auslande Exportland für 
Getreide, landwirtſchaftliche Produkte und ſonſtige Rohſtoffe für 
Induſtriezwecke, dagegen Abſatzmarkt für induſtrielle Erzeugniſſe. Das 
Königreich Polen hingegen iſt nur gegenüber Deutſchland und dabei 
in relativ nur geringem Maße Exportland von gewiſſen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Produkten; im übrigen deckt ſeine Produktion den eigenen 
Bedarf nicht, es muß ſich vielmehr mit Nahrungsmitteln ſowie mit 
Roh⸗ und Hilfsſtoffen für ſeine Induſtrie von auswärts verſorgen, 
während ſeine induſtrielle Ausfuhr nach Rußland, die weit mehr als 
die Hälfte ſeiner induſtriellen Produktion ausmacht, den bei weitem 
überwiegenden Teil ſeiner geſamten Ausfuhr nach Rußland und dem 
Auslande umfaßt. Während von der Ausfuhr Rußlands nach dem 
Auslande etwa 60% allein auf landwirtſchaftliche Produkte (davon 
2/3 auf Getreide) und etwa 30 %/o auf Rohſtoffe für Induſtriezwecke ent- 
fallen, für induſtrielle Fabrikate alſo nur ein minimaler Reſt ver⸗ 
bleibt, machten letztere über 90 %o der geſamten Ausfuhr des König⸗ 
reichs Polen aus und gar 99% der Ausfuhr allein nach Rußland. 
Dieſe Verſchiedenheit, die aus der Gegenüberſtellung der Handels⸗ 
bilanzen beider Länder und — wenn auch in geringerem Grade — 
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aus einem Vergleich ihres Austauſches untereinander! klar erfichtlich 
wird, ergibt offenbar, daß das Königreich Polen auf einer weit 
höheren Stufe der wirtſchaftlichen Entwicklung ſteht als Rußland. 
Das iſt nun die grundlegende Tatſache, auf die ſich die neueſten 
Unterſuchungen über das Problem des Wirtſchaftsverhältniſſes zwiſchen 
dem Königreich Polen und Rußland bei Zugehörigkeit zu demſelben 
ſtaatlichen Verband ſtützen. Allein derſelbe Ausgangspunkt braucht 
nicht nur nicht zu den gleichen, ſondern kann geradezu zu ganz ent⸗ 
gegengeſetzten Schlüſſen führen. So iſt in dieſem Falle die Ver⸗ 
ſchiedenheit in der wirtſchaftlichen Struktur des Königreichs Polen 
und Rußland in gleicher Weiſe als wichtigſtes Argument für und 
wider die „Theorie von den öſtlichen Abſatzmärkten“ benutzt worden. 

Wir haben ſchon oben von dem Verſuch geſprochen, dieſe viel⸗ 
genannte, bisher nur untheoretiſch bewieſene „Theorie“ auch wiſſen⸗ 
ſchaftlich zu begründen. Man glaubte, ſie ſo ihren wiſſenſchaftlichen 
Anfechtungen gegenüber am eheſten vertreten zu können. Der Ver⸗ 
ſuch iſt auch als ſolcher intereſſant, wiewohl er nach mancher Seite 
hin zu kritiſchen Einwänden Anlaß gibt. 

In der oben genannten Petersburger Geſellſchaft entwickelte 
man“, indem man ſich auf die unbeſtreitbaren wirtſchaftlichen Fort⸗ 
ſchritte des Königreichs Polen gegenüber Rußland ſtützte, in Bezug 
auf ſein Verhältnis zu Rußland eine neue „Theorie“: die ſogenannte 
„Theorie der komplementären Märkte“. Danach bilden das höher 
entwickelte Königreich Polen und das wirtſchaftlich zurückgebliebene 
Rußland komplementäre Märkte in dem Sinne, daß zwiſchen beiden 
Ländern — natürlich bei Vorausſetzung eines genügenden Zollſchutzes 
gegenüber dem Auslande — notwendigerweiſe eine Arbeitsteilung 
ſich herausbilden muß: Polens bisheriges wirtſchaftliches Über⸗ 
gewicht muß dies Land notgedrungen immer mehr auf die Bahn 
zunehmender Induſtrialiſierung treiben, während das unermeßliche 
und unentwidelte ruſſiſche Hinterland zu feinem natürlichen und 
beſten Expanſionsgebiet wird, zugleich aber und in ſtets ſteigendem 
Maße ſein Verſorger mit landwirtſchaftlichen und induſtriellen Roh⸗ 


1 Die Angaben über den Warenaustauſch des Königreichs Polen ſtützen 
ſich auf die „Handelsbilanz des Königreichs Polen“, herausg. vom Verbande 
der polniſchen Induſtriellen. — In der Ausfuhr Rußlands nach dem Königreich 
Polen iſt der Anteil der induſtriellen Erzeugniſſe bedeutend größer als nach 
dem Auslande und macht inkl. Halbfabrikate annähernd die Hälfte dieſer Aus⸗ 
fuhr aus. 

2 Der Hauptvertreter dieſer „Theorie“ war Profeſſor L. Petrazycki. 
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ſtoffen. Dadurch ergebe ſich für beide Teile ein gegenfeitiger Vor⸗ 
teil aus ihrer engen wirtſchaftlichen Gemeinſchaft. Auch in der 
Vergangenheit ſei der Aufſtieg der heute bedeutendſten Handels⸗ und 
Induſtrieſtaaten nicht anders vor ſich gegangen; nur durch ihre Be⸗ 
ziehungen zu wirtſchaftlich zurückgebliebenen Ländern und Völkern 
hätten ſie zuerſt den Anſporn, dann den geeignetſten Antrieb zur 
machtvollen Entfaltung ihrer wirtſchaftlichen Kräfte gefunden. Auch 
bei ihnen hätten die auswärtigen Handels und induſtriellen Be⸗ 
ziehungen die inländiſchen urſprünglich an Bedeutung weit über⸗ 
troffen, ja ſeien ihnen überhaupt vorausgegangen; die komplemen⸗ 
tären Märkte wären ſomit zur Vorbedingung des Aufſchwungs von 
Induſtrieländern geworden. Ein ſolches komplementäres Verhältnis 
ſei aber nicht nur zwiſchen zwei verſchiedenen Ländern möglich, 
ſondern ebenſo zwiſchen verſchieden entwickelten Teilen desſelben 
ſtaatlichen Wirtſchaftsgebiets. Darauf beruhen eben die Vorteile, 
die das relativ kleine Königreich Polen mit dem gewaltigen ruſſi⸗ 
ſchen Reiche zu einem Ganzen zuſammenſchließt. Die überzeugendſte 
Beſtätigung dieſer Auſſaſſung bilde die Tatſache, daß von den drei 
Anteilen der früheren polniſchen Republik lediglich Kongreßpolen 
eine moderne Großinduſtrie aufweiſt, während in den beiden anderen, 
im preußiſchen und im öſterreichiſchen, unter dem Drucke höher ent⸗ 
wickelter wirtſchaftlicher Syſteme, in die ſie einbezogen worden ſind, 
bis jetzt eine nennenswerte Induſtrialiſierung ſich nicht hat durch⸗ 
ſetzen können. 

Auf Königreich Polen und Rußland übertragen, glaubt alſo 
die „Theorie von den komplementären Märkten“ in der Zugehörigkeit 
zu einem großen Wirtſchaftsgebiet am beſten Polens wirtſchaftliche 
Intereſſen zu wahren, ſie entſpricht ſomit in dieſer Hinſicht den 
modernen ökonomiſch⸗politiſchen Ideen, deren faſt allgemeine Tendenz 
ja die Bildung von großen Wirtſchaftskomplexen iſt. Gleichzeitig 
hofft ſie, daß innerhalb eines ſolchen einheitlichen Wirtſchaftsgebiets 
die Überlegenheit des Königreichs Polen am eheſten wird zur vollen 
Geltung kommen können. Eine ſolche Hypotheſe mag auf den erſten 
Blick berechtigt erſcheinen, beim näheren Zuſehen aber wird erſichtlich, 
daß aus der Vergangenheit übertragene Analogien nicht immer zu 
richtigen Schlüſſen für die Zukunft führen und vor allem, daß hier 
Faktoren von mitbeſtimmender Wichtigkeit völlig außer acht ge- 
laſſen ſind. 

Ein ſolches „komplementäres Verhältnis“ zwiſchen zwei Völkern 
auf verſchiedener Entwicklungsſtufe läßt ſich wohl an zahlreichen 
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Beiſpielen der Vergangenheit nachweiſen. Es entſprach ja auch voll⸗ 
kommen den Ideen der alten liberalen Schule, daß, wie im 
wirtſchaftlichen Wettkampf der Individuen, auch im Wettbewerb 
der Völker der Stärkere auf Koſten des Schwächeren ſein Über⸗ 
gewicht rückſichtslos durchſetzen konnte. Jedoch auf die Dauer war 
ein ſolches ungleiches Verhältnis wohl nur dann möglich, wenn die 
Überlegenheit des Induſtrieſtaates auf tatſächlichen natürlichen Fak⸗ 
toren und nicht auſ temporären Vorteilen beruhte und wenn gleichzeitig 
das freie Spiel der Kräfte auch durch keine außenſtehenden Einflüffe 
geſtört wurde. Dies traf aber nur ſelten zu. Vielmehr war es 
— wie Karl Kautsky einmal bemerkt — ein Irrtum der frei⸗ 
händleriſchen Schule, die Arbeitsteilung zwiſchen Induſtrieſtaat und 
Agrarſtaat für eine natürliche zu halten. „Sie war eine ſoziale, 
eine vorübergehende; denn jeder Staat hat das größte Intereſſe 
daran, ein Induſtrieſtaat zu werden.“ 

Dieſe wichtigen Momente ſind nun bei der Anwendung der 
„Theorie von den komplementären Märkten“ auf das Verhältnis des 
Königreichs Polen zu Rußland gänzlich außer acht gelaſſen worden, 
ſo daß ſie ſchon deshalb, mag ſie ſich auch auf die Vergangenheit 
berufen und im einzelnen logiſch aufgebaut ſein, doch im ganzen 
nur als „graue Theorie“ erſcheint. Daher bietet ſie auch für die 
Verteidigung der öſtlichen Abſatzmärkte ein viel weniger beweis⸗ 
kräftiges Argument als die zwar unwiſſenſchaftliche, aber doch prak⸗ 
tiſch erwieſene Wahrheit, daß die induſtrielle Entwicklung des König⸗ 
reichs Polen bei Zugehörigkeit zu Rußland dauernd vorgeſchritten iſt, 
trotz aller Schattenſeiten, die ſie unleugbar für die polniſche Volks⸗ 
wirtſchaſt im Gefolge gehabt hat. 

Probleme des modernen wirtſchaftlichen Lebens können eben 
nicht in abſtrakten Konſtruktionen ihre Löſung finden; die kompli⸗ 
zierten wirtſchaftlichen Beziehungen zweier Länder können nicht zu 
einer Frage lediglich der induſtriellen Abſatzmöglichkeiten herabgedrückt 
werden. Soll die Abſatzmarkttheorie, ſo wie ſie auch durchweg auf⸗ 
gefaßt wird, mehr bieten, als was ihr Name eigentlich andeutet, ſoll 
ſie ein allgemeines Urteil ausdrücken über die Bedeutung der Zu⸗ 
gehörigkeit des Königreichs Polen zum ruſſiſchen Wirtſchaftsgebiete, 
ſo muß ſie in dieſem Sinne viel weiter gefaßt werden. Sie muß 
ſich auf das geſamte Gebiet der Wirtſchaftsbeziehungen beider Länder 
erſtrecken und muß vor allem alle die Momente und Faktoren mit in 
Betracht ziehen, die ihr gegenſeitiges ökonomiſches Verhältnis be⸗ 
ſtimmend beeinfluſſen können. 
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Hierher gehört nun in erfter Linie die ſtaatliche Wirtſchafts⸗ 
politik. Die Schriftſteller ſozialiſtiſcher Richtung hatten, wie bereits 
oben ausgeführt, von ihren doktrinären Vorausſetzungen ausgehend, 
behauptet, die grundſätzlich auf den Schutz des Kapitalismus be⸗ 
dachte Wirtſchaftspolitik der ruſſiſchen Regierung müſſe auch den 
Intereſſen des polniſchen „Kapitalismus“ ſtets grundſätzlich förder⸗ 
lich ſein, wenn ſie auch im einzelnen „temporär und in verſchiedenen 
partiellen Fragen auch die eine oder die andere polniſche Kapitaliſten⸗ 
gruppe empfindlich treffen kann“ !; fie warfen dabei den anders 
lautenden Anſichten „völligen Mangel an Perſpektive und an Über⸗ 
blick über das Ganze dieſer Politik“ vor. Im Gegenſatz zu dieſer 
Auffaſſung war in der Begründung der „Theorie von den komple⸗ 
mentären Märkten“ der wichtige Einfluß der ſtaatlichen Politik auf 
das wirtſchaftliche Leben unterſchätzt oder überhaupt nicht beachtet 
worden. 

Mit um ſo größerem Nachdruck betonten ihn demgegenüber, be⸗ 
ſonders in neueſter Zeit, faſt ſämtliche polniſchen Wirtſchaftspolitiker. 
Nicht auf abſtrakte Theorien, ſondern auf praktiſche Erfahrung ſich 
ſtützend, erblickten fie in der ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik einen den 
öſtlichen Abſatzmärkten zumindeſt gleichbedeutenden Faktor für 
Polens wirtſchaftliche Entfaltung, und indem ſie gleichzeitig die 
Verſchiedenheit des ökonomiſchen Charakters Polens und Ruß⸗ 
lands zur Grundlage ihrer Folgerungen nahmen, gelangten ſie zu 
Ergebniſſen, die zu denen der ſozialiſtiſchen Richtung im ſtrikten 
Gegenſatz ſtanden. Beſteht nämlich, aus dieſem verſchiedenen wirt⸗ 
ſchaftlichen Charakter ſchließend, keine Intereſſengemeinſchaft, ſondern 
vielmehr gleichfalls eine Intereſſenverſchiedenheit zwiſchen der rufſi⸗ 
ſchen Volkswirtſchaft als Ganzem und der polniſchen Volkswirtſchaft 
als Ganzem, ſo ergibt ſich, „daß die Wirtſchaftspolitik der ruſſiſchen 
Regierung nur ſoweit den Bedürfniſſen des Königreichs Polen an⸗ 
gepaßt iſt, als die Bedürfniſſe des ruſſiſchen Reichs als Ganzen mit 
denen des Königreichs Polen übereinſtimmen. Iſt dies nicht der Fall, 
ſo kann die ruſſiſche Wirtſchaftspolitik in einzelnen Fällen für das 
Königreich Polen nützlich ſein; es wird dies aber immer nur eine 
zufällige und vorübergehende Erſcheinung ſein, der das Merkmal der 
Dauer fehlt?.“ Und noch prägnanter faßt der Vorſitzende des Ver: 
bandes der Induſtriellen des Königreichs Polen fein Urteil zuſammen“: 

1 R. Luxemburg, a. a. O. S. 72. 


2 M. Levy, „Das Wirtſchaftsleben des Königreichs Polen, S. 12 f. 
s Im Vorwort zur „Handelsbilanz des Königreichs Polen“. 
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„Die wichtigſte Urſache der ungünſtigen Seiten des jetzigen Standes 
unſerer Volkswirtſchaft iſt die Unterordnung unſeres Wirtſchafts⸗ 
lebens unter eine fremde Wirtſchaftspolitik, die zu unſerem ſtaats⸗ 
wirtſchaftlichen Intereſſe im Widerſpruch ſteht“ 

Eine ſolche Stellung des Problems des Wirtſchaftsverhältniſſes 
zwiſchen dem Königreich Polen und Rußland hatte allen früheren 
„Theorien“ und Auffaſſungen ein Bedeutendes voraus: indem man 
ſo der ganzen Frage eine möglichſt weite und allgemeine Unterlage zu 
geben verſuchte, befreite man ſie zugleich von allen trübenden Bei⸗ 
miſchungen nationalen und politiſchen Charakters, die ihr bisher ange⸗ 
haftet hatten. Man erſchütterte ſo in ihren Grundprinzipien die 
Theorien von den öſtlichen und von den komplementären Märkten, korri⸗ 
gierte jedoch gleichzeitig die von polniſch⸗nationaler Seite gegen die ruffi- 
ſche Wirtſchaftspolitik vorgebrachten Anſchuldigungen. Es ging nicht 
an, dieſe, ſoweit ſie polniſche Intereſſen betraf, lediglich als logiſche Fort⸗ 
bildung und Ausfluß des ganzen, gegenüber dem Königreich Polen 
geübten Regierungsſyſtems zu betrachten; vielmehr zog man jetzt zu 
ihrer Beurteilung weitere Geſichtspunkte heran. Wenn auch Konſequenz 
niemals eine der ſtärkſten Seiten der ruſſiſchen Wirtſchaftspolitik ge⸗ 
weſen war, ſo mußte doch für ſie das Wohl der ruſſiſchen Volks⸗ 
wirtſchaft als Ganzen die allgemeine Richtſchnur bilden. Da nun 
aber dieſe ruſſiſche Volkswirtſchaft im Verhältnis zur polniſchen auf 
einer niedrigeren Stufe der Entwicklung ſtand, ſo konnten die Inter⸗ 
eſſen, die die Regierung zu vertreten hatte, ſich mit den polniſchen 
nur in ſeltenen Fällen decken; meiſtens entſprachen ſie ihnen nicht, 
häufig liefen fie ihnen direkt zuwider. Beſonders auf dem Gebiete 
der auswärtigen Beziehungen war die Wirtſchaftspolitik der ruſſiſchen 
Regierung, inſofern ſie ſich in Zoll⸗ und auch Eiſenbahntarifen äußerte, 
den Bedürfniſſen eines Landes angepaßt, das vorzugsweiſe Agrar⸗ 
erzeugniſſe und Rohſtoffe ausführen muß, während die ganz anders 
geartete wirtſchaftliche Struktur des Königreichs Polen eine ebenfalls 
ganz andere Verteilung des Zollſchutzes, der Einfuhrerſchwerungen 
und Ausfuhrbegünſtigungen erheiſcht hätte. In dieſem Sinne ergab 
ſich eine Benachteiligung einzelner Zweige des polniſchen Wirtſchafts⸗ 
lebens ſeitens der ruſſiſchen Regierung — mit oder auch ohne be⸗ 
wußten böſen Willen ihrerſeits — notwendigerweiſe aus dem ganzen 
Verhältnis des Königreichs Polen zu Rußland . Denn eben indem 


1 Hierher gehört beſonders das Kapitel von den Eiſenbahntarifen, deren 
für das Königreich Polen ausgeſprochen ungünſtige Struktur — darunter 
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das Königreich Polen nur als eine der vielen ruſſiſchen Provinzen 
betrachtet wurde, hätten ſeine beſonderen Intereſſen auch dann kaum 
auf Berückſichtigung gegenüber dem Ganzen rechnen können, wenn 
nicht ſchon von vornherein der Charakter der polniſch⸗ ruſſiſchen 
Beziehungen eine ſolche überhaupt ausgeſchloſſen hätte, ja ſelbſt bei 
Gegenüberſtellung gleichwertiger polniſcher und ruſſiſcher Intereſſen 
ſtets ohne weiteres zugunſten der letzteren den Ausſchlag gegeben 
haben mochte. 

Dieſelbe Verkennung oder Mißachtung der polniſchen Bedürfniſſe, 
wie ſie in den allgemeinen Richtlinien der ruſſiſchen Wirtſchafts⸗ 
politik zutage trat, machte ſich ganz beſonders ſchwer fühlbar noch 
in einigen ihren beſonderen Zweigen. In der Steuer⸗ wie in der 
Sozialpolitik, in der Geſetzgebung wie in der Verwaltung wurden 
nicht nur des Königreichs Polen nationale Eigenart und geſchichtliche 
Traditionen in keiner Weiſe in Betracht gezogen. Man nahm eben⸗ 
ſowenig Rückſicht auf die von der ruſſiſchen grundſätzlich verſchiedene 
ſoziale Zuſammenſetzung ſeiner Bevölkerung, auf ihr höheres Bildungs⸗ 
niveau, auf die vorgeſchrittene Entwicklung ſeines wirtſchaftlichen 
Lebens, das nach neuen Formen drängte. Da es nirgends eine 
Inſtanz gab, die für die polniſchen Intereſſen hätte eintreten können, 
wurden alle Geſetze und Vorſchriften, die auf die ruſſiſchen Verhält⸗ 
niſſe zugeſchnitten waren, völlig ſchematiſch auf die polniſchen über⸗ 
tragen ohne jegliche Rückſicht auf die Wirkungen, die ſie dort zur 


namentlich die vielgenannten Differentialtarife für Getreide — häufig als Be⸗ 
weis angeführt wird für die abſichtliche Benachteiligung und geradezu Schä⸗ 
digung der polniſchen Intereſſen von ſeiten der ruſſiſchen Regierung. Daß in 
der Tat auf dieſem Gebiete die gegen Polen gerichteten nationaliſtiſch⸗zentra⸗ 
liſtiſchen Tendenzen am leichteſten ihren Ausdruck finden konnten, läßt ſich um 
ſo weniger beſtreiten, als ſelbſt von den zuſtändigſten ruſſiſchen Stellen (in 
Veröffentlichungen der Miniſterien der Finanzen und des Handels über die 
ſtaatliche Tarifpolitik) offen zugegeben wird, der Staat hätte hier die Rolle 
eines Schiedsrichters zwiſchen den kollidierenden Intereſſen der Bevölkerung 
ſpielen wollen. In welchem Sinne aber dieſe Rolle zu verſtehen iſt, wird bei 
Begründung der Differentialtarife für Getreide deutlich genug zum Ausdruck 
gebracht: „es handle ſich um Erleichterung für die Getreidelieferung aus den 
Zentralgouvernements nach dem Weichſelland' (bei Levy, a. a. O. S. 121 
und 159). Aber über dieſe, nationaliſtiſchen Motiven entſpringende Bevorzugung 
des inneren Rußlands auf Koſten der Grenzmarken hinaus, die ſpeziell im vor⸗ 
liegenden Falle eine dauernde ſchwere Schädigung der polniſchen Landwirtſchaft 
bedeutete, ergab ſich die Schädlichkeit der ruſſiſchen Eiſenbahntarife für das 
Königreich Polen wiederum aus der grundſätzlichen Kollifion der beiderſeitigen 
Intereſſen (vgl. hierzu den 2. Teil des zitierten Buches von Levy). 
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Folge hatten. Das Königreich Polen, das im Bewußtſein ſeiner 
nicht nur nationalen, ſondern namentlich auch wirtſchaſtlichen Eigen⸗ 
art nach Verſelbſtändigung ſeines Wirtſchaftslebens verlangen mußte, 
wurde in jeder Hinſicht auf dem Niveau der zentralruſſiſchen Gou⸗ 
vernements gehalten, ja man konnte ſogar die deutliche Abſicht wahr⸗ 
nehmen, es darüber nicht hinauswachſen zu laſſen. Hauptſächlich 
auf dem Gebiete der wirtſchaftlichen Fürſorge für das Land zeitigte 
denn auch das Vorherrſchen dieſes zentraliſtiſchen und nivellierenden 
Syſtems und die Vorenthaltung jeglicher Selbſtverwaltung alle die 
bekannten traurigen Folgen, die das Königreich Polen hinſichtlich 
ſeines Schul⸗ und Ausbildungsweſens, feiner hygieniſchen Ein⸗ 
richtungen, ſeiner Eiſenbahnen und ſonſtigen Verkehrswege faſt hinter 
allen Ländern Mittel⸗ und Weſteuropas immer mehr im Rück⸗ 
ſtande ließ. 

Auf dieſe Weiſe bildete ſich heraus ein Zuſtand dauernder Ab⸗ 
hängigkeit des polniſchen Wirtſchaftslebens von dem im Vergleiche 
zum Königreich Polen meiſtens zurückgebliebenen und ſtets von ihm 
verſchiedenen wirtſchaftlichen Organismus Rußlands. Dieſe Un⸗ 
möglichkeit ſelbſtändiger Wirtſchaftspolitik und die dauernde Lähmung 
jeder nationalen Initiative auf dieſem Gebiete durch fremde, oft 
direkt feindliche Faktoren wurde von der geſamten polniſchen Geſell⸗ 
ſchaft ſo ſchwer empfunden, daß ſelbſt diejenigen, die im übrigen 
für die Vorteile der Wirtſchaftsgemeinſchaft mit Rußland eintraten, 
die Notwendigkeit einer wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit gerade aus 
wirtſchaſtlichen, nicht nur aus politiſchen Rückſichꝛen rückhaltslos 
anerkannten. 

Dies trat beſonders zutage, als noch bei den Beratungen über 
die Ausgeſtaltung der polniſchen Autonomie bei Rußland die Frage 
der ſelbſtändigen Wirtſchaftspolitik in Zuſammenhang gebracht 
wurde mit der Frage der ſogenannten inneren Zollinie zwiſchen 
beiden Ländern. Als ſich nämlich für das Königreich Polen fol⸗ 
gendes Dilemma herausſtellte: entweder wirtſchaftliche Selbſtändig⸗ 
keit eines eventuell vergrößerten Polens mit Einſetzung der Zollinie 
gegen Rußland, die, wenn nicht mit dem Verluſte, ſo doch mit einer 
bedeutenden Erſchwerung der öſtlichen Abſatzmöglichkeiten gleich⸗ 
bedeutend war, oder Beibehaltung des uneingeſchränkten öſtlichen 
Abſatzes ohne Wirtſchaftsautonomie, alſo status quo ante bellum, 
da fanden ſich zahlreiche gewichtige Stimmen, die ohne weiteres 
für die erſtere Kombination eintraten in der Überzeugung, die wirt 
ſchaftliche Selbſtändigkeit ſei ohne Zweifel die wichtigſte Unterlage 
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für die künftige ökonomiſche Entwicklung des Landes. Tertium aber 
non dabatur, da eine Verbindung der wirtſchaftlichen Autonomie 
mit der Beibehaltung der ruſſiſchen Abſatzmärkte praktiſch — ſchon 
im Hinblick auf die ruſſiſche Konkurrenzinduſtrie — nicht zu er⸗ 
hoffen war. 

Da ſomit zwiſchen dem Problem der wirtſchaftlichen Selb⸗ 
ſtändigkeit und dem der inneren Zollinie” ſtets ein junctim beſtand, 
ſolange die Diskuſſion auf dem Boden der politiſchen Autonomie 
verblieb, ſo ſchien die Unterſuchung über die Nützlichkeit oder Schäd⸗ 
lichkeit einer ſolchen Zollinie, unabhängig von der politiſchen Ge⸗ 
ſtaltung der Dinge, damals nur rein akademiſchen Wert zu haben. 
Da jedoch die jetzige Sachlage in dieſer Beziehung vollkommen ver⸗ 
ändert iſt, ſo erſcheint es jetzt auch gerade von praktiſchem Intereſſe, 
welche Anſichten bei der Diskuſſion über die Autonomie über die 
Zollinie als „Ding an ſich“ vorgebracht worden ſind. Natürlich 
konnte hier von einer Einmütigkeit der Anſichten wie in der Frage 
der Wirtſchaftspolitik nicht mehr die Rede ſein. Griff man doch 
die „Theorie von den öſtlichen Abſatzmärkten“ in ihrem ureigenſten 
Kern an, wenn man behauptete, daß auch, ganz abgeſehen von der 
Einwirkung der ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik, das Fehlen der Zoll⸗ 
linie zwiſchen dem Königreich Polen und Rußland für die polniſche 
Volkswirtſchaft als Ganzes mehr Schaden als Vorteile bringe. 

Die ſozialiſtiſchen Vertreter der Theſe von der organiſchen Ein⸗ 
verleibung oder die der Theorie von den Komplementarmärkten 
hatten das Problem in dieſer Hinſicht zu doktrinär aufgefaßt und 
deshalb vielleicht feine Löſung zu einfach zu finden geſucht. Sie 
hatten ja angenommen, daß innerhalb des ruſſiſchen Wirtſchafts⸗ 
gebietes das Königreich Polen immer mehr zu einem Induſtrieland 
werden müßte, während die ungeheuren Agrarflächen Rußlands ihm 
ſtets die beſten Entfaltungsmöglichkeiten ſichern ſollten. Der Gang 
der Entwicklung war aber keineswegs ein ſo mechaniſcher. Freilich 
hatte die Induſtrie für die Handels⸗ und Zahlungsbilanz des König⸗ 
reichs Polen in ſeinen Beziehungen namentlich zu Rußland eine 
unleugbare, geradezu ausſchlaggebende Bedeutung erlangt. Doch 
waren die Fortſchritte dieſer Induſtrialiſierung durchaus nicht derart, 
daß man bei Abwägung der polniſchen wirtſchaftlichen Intereſſen 
lediglich von denen der Induſtrie ſprechen, die landwirtſchaftlichen 
dagegen gänzlich unberückſichtigt hätte laſſen ſollen. Vielmehr mußte 
der Landwirtſchaft ſolange große Bedeutung zugeſprochen werden, 
als ſie noch den bei weitem größten Teil der polniſchen Erwerbs⸗ 
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arbeit beſchäftigte. Es konnte nun hierüber keinerlei Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit herrſchen, daß für die Agrarintereſſen des Königreichs 
Polen die billigere ruſſiſche Konkurrenz eine ſchwere Schädigung be⸗ 
deutete. Nicht nur deshalb, weil alljährlich eine Zu fuhr an Getreide 
und ſonſtigen landwirtſchaftlichen Produkten ſtattfinden mußte, um 
den Bedarf der polniſchen Bevölkerung zu decken, — im Vergleiche 
zum Geſamtkonſum war dieſe Zufuhr nicht ſo bedeutend, daß man, 
wie es häufig geſchieht, geradezu von einer „überſchwemmung“ des 
polniſchen Marktes mit ruſſiſchen Agrarprodukten ſprechen könnte. 
Jedoch hat die Billigkeit dieſer Konkurrenz ſicherlich eine intenſivere 
Bewirtſchaftung ſeitens der polniſchen Landwirte unrentabel gemacht, 
ſo daß infolge dieſes Mangels an Schutz gegenüber den Zufuhren 
aus Rußland der polniſchen Landwirtſchaft nicht die Entwicklungs⸗ 
möglichkeiten geboten waren, auf welche ſie ſchon aus Rückſicht auf 
die große Zahl der landwirtſchaftlichen Produzenten billigerweiſe 
Anſpruch erheben konnte. 

Doch die Befürworter einer inneren polniſch⸗ruſſiſchen Zollinie 
traten für ſie nicht nur aus Rückſicht auf die ſpezifiſchen Intereſſen 
der Landwirtſchaft ein, ſondern glaubten, auf dieſe Weiſe am beſten 
die Intereſſen auch der polniſchen Induſtrie zu wahren. In An⸗ 
betracht der Größe der polniſchen induſtriellen Ausfuhr nach Rußland 
ſchien eine ſolche Argumentation allerdings die Dinge geradezu auf 
den Kopf zu ſtellen. Doch ſie ging dabei von anderen Voraus⸗ 
ſetzungen aus. Sie leugnete die Bedeutung dieſer Ausfuhr keines⸗ 
wegs, ſuchte aber darzulegen, daß, wenn man über ſie hinausſchaute, 
die Zukunft der polniſchen Induſtrie innerhalb des ruſſiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsgebietes keineswegs geſichert erſcheinen könne; denn die bis⸗ 
herigen polniſch⸗ruſſiſchen wirtſchaftlichen Beziehungen trügen keinen 
dauernden Charakter, ſondern hätten ausgeſprochenerweiſe das Merkmal 
einer Zufallskonjunktur an ſich, da von einem dauernden natürlichen 
Übergewicht der polniſchen über die ruſſiſche Induſtrie ſchlechterdings 
nicht die Rede ſein könne. Hingegen gäbe es viele Induſtrie⸗ 
zweige, in denen die ruſſiſche Induſtrie, ſchon wegen ihrer günſtigeren 
Lage zum Bezug der Rohſtoffe und zu den Abſatzmärkten, der pol⸗ 
niſchen bedeutend voraus ſei, was auf die Dauer einen nicht wett⸗ 
zumachenden Vorteil bedeute. Der auf dieſe Weiſe beſſer für den 
Wettbewerb ausgerüſtete Konkurrent, dem zudem ſtets die mächtige 
Unterſtützung der Regierung zur Verfügung ſtehe, müſſe daher die 
polniſche Induſtrie immermehr von den öſtlichen Abſatzmärkten ver⸗ 


drängen, ja er würde ihr ſogar mit der Zeit ihre Stellung auf dem 
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eigenen inneren Markte ſtreitig machen. Aus dieſem Grunde habe 
das Fehlen einer inneren Zollinie für die polniſche Induſtrie zwei⸗ 
ſchneidige Wirkung. Es ſichert ihr freilich den zeitigen Vorteil der 
öſtlichen Abſatzgebiete, aber gleichzeitig enge die aufblühende und 
vorſchreitende Induſtrie Rußlands die Expanſionskraft ſtark ent⸗ 
wickelter polniſcher Induſtriezweige ein, bedränge andere in ſteigendem 
Maße und drohe ſie zu vernichten; ſchließlich geſtatte ſie gewiſſen 
wichtigen Induſtriearten von vornherein nicht das Aufkommen. 

Könnte man auch dieſe Behauptungen als erwieſene Tatſachen 
betrachten — in Wirklichkeit trifft dies nur bei einem Teile von 
ihnen zu —, ſo muß es doch noch durchaus als fraglich erſcheinen, 
ob ſie die geeignete Baſis abgeben, um daraufhin die Forderung 
nach einer Zollinie zwiſchen dem Königreich Polen und Rußland zu 
begründen. Aus dieſem Grunde hat denn auch eine ſolche For⸗ 
derung, als es ſich noch um das Verbleiben des Königreichs Polen 
im ruſſiſchen Staatsgebiete handelte, ſehr ſtarken Widerſpruch ge⸗ 
funden, und ſelbſt diejenigen, die ſonſt mit größtem Nachdruck auf 
die Notwendigkeit einer eigenen Wirtſchaftspolitik hinwieſen, zeigten 
ſich als ihre entſchiedenen Gegner und hielten nach Abwägung aller 
pro und contra die zollfreie Verbindung mit den öſtlichen Nachbarn 
für mehr vorteilhaft als ſchädlich für die polniſche Volkswirtſchaft “, 
was freilich praktiſch — wie geſagt — mit der Wirtſchaftsautonomie 
ſich nicht hätte verbinden laſſen. 

Dieſe Meinungsverſchiedenheit iſt auch nicht zu verwundern; 
denn faßt man die bei der Diskuſſion über die Frage einer inneren 
Zollinie von beiden Seiten vorgebrachten Argumente von einem 
allgemeineren Geſichtspunkte auf, ſo erſcheint dieſer Meinungsſtreit 
im Grunde als nichts anderes als der alte Kampf nicht ſowohl 
zwiſchen Landwirtſchaft und Induſtrie, wie namentlich zwiſchen 
extremen Schutzzöllnern und Freihändlern. Daher läuft die Dis⸗ 


1 Dieſe Auffaſſung iſt auch in der ruſſiſchen Preſſe zu Worte gekommen 
und zwar in der bekannten volkswirtſchaftlichen Zeitſchrift „Gazeta Promyſchl. 
Torgowla“ (1916, Nr. 3). Der Artikel iſt geſchrieben von dem polniſchen 
Publiziſten St. Piekarſki, der dieſe Anſicht auch in den Sitzungen der ge⸗ 
nannten Petrograder Geſellſchaft vertreten hat. Die Redaktion der Zeitſchrift 
ſieht in dieſer Auffaſſung „eine neue Richtung des polniſchen ökonomiſchen 
Denkens, die gegen die Einſeitigkeit der Theorie von den öſtlichen Abſatzmärkten 
aufgetreten iſt“. 

2 In dieſem Sinne äußerte ſich auch bei den Petersburger Beratungen 
der Ende 1916 verſtorbene bekannte polniſche Wirtſchaftspolitiker und Duma⸗ 
abgeordnete Zukowſki (vgl. Bericht des „Dz. Petrogr.“, Nr. 1711). 
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kuſſion über die Notwendigkeit des Schutzes der polniſchen Induſtrie 
vor der aufkommenden ruſſiſchen auf längſt bekannte allgemeine 
Streitfragen der Handelspolitik hinaus, die ebenſowenig jemals 
überzeugend bewieſen wie widerlegt werden können, ſo daß ein näheres 
Eingehen auf ſie ſich hier erübrigt. Obwohl aber dieſe Fragen 
naturgemäß in keinem poſitiven Sinne entſchieden werden können, 
ſo geben ſie doch neue Geſichtspunkte, die man mit in Betracht 
ziehen muß, wenn man über die bisherige Lage des Königreichs 
Polen innerhalb des ruſſiſchen Staats- und Wirtſchaftsgebiets ein 
zuſammenfaſſendes Urteil ſich bilden will. Vor allem aber dürfte 
dieſer Kampf zwiſchen der freihändleriſchen und der ſchutzzöllneriſchen 
Richtung im Königreich Polen in dieſem Falle praktiſche Bedeutung 
erhalten, wenn er ſich nicht mehr allein auf theoretiſche Diskuſſionen 
beſchränken würde, ſondern in der künftigen Wirtſchaftspolitik des 
neuen polniſchen Staates ſeinen Ausdruck finden ſollte. 

Solange allerdings die künftige wirtſchaftspolitiſche Selbſtändig⸗ 
keit Polens noch nicht im mindeſten feſtſteht, laſſen ſich in dieſer 
Hinſicht keine beſtimmteren Schlüſſe ziehen. Was im beſonderen die 
wirtſchaftlichen Beziehungen zu Rußland anbelangt, ſo iſt es ohne 
weiteres klar und kann ſelbſt von den eifrigſten Gegnern der öſtlichen 
Abſatzmärkte nicht beſtritten werden, daß ihre Aufrechterhaltung, 
wenn auch unter veränderten zollpolitiſchen Verhältniſſen, für die 
polniſche Induſtrie von hervorragendem Intereſſe ſein dürfte, da 
eine Beſchränkung des Wirtſchaftslebens auf die eigene National⸗ 
wirtſchaft von verſchiedenen Seiten ſchon jetzt mit Recht als Illuſion 
hingeſtellt wird. Wie weit ſich dies freilich in der Praxis wird 
durchführen laſſen, hängt vollkommen vom Ausgange des Krieges 
ab, wie auch eben von der wirtſchaftlichen Stellung, die dem König- 
reich Polen bei Löſung des mitteleuropäiſchen Wirtſchaftsproblems 
zugewieſen werden ſoll. Daher kann man auch in dieſer Beziehung 
über bloße Hypotheſen und Deſiderate heute noch uicht hinaus⸗ 
kommen. : 


Poaſtsse „Google 


1075 | 245 


Nutzen und Koſten als Grundlage der 
reinen Wirtſchaftstheorie 


Von Dr. Joſeph Bergfried Eßlen 
Profeſſor der Volkswirtſchaftslehre an der Handels hochſchule in Berlin 


Jnhalts verzeichnis: Dringlichkeit einer allgemein anerkannten theoretiſchen 
Grundlegung und Notwendigkeit, ein Buch, das ſie zu bieten behauptet, 
genau zu prüfen S. 245—247. — 1. Liefmanns Kritik des hergebrachten 
Begriffs der Wirtſchaft S. 247—254. — II. Liefmanns eigener Begriff der 
Wirtſchaft S. 254 — 260. — III. Liefmanns allgemeine Theorie des wirtſchaft⸗ 
lichen Handelns S. 261—281: der Begriff der Wirtſchaft als Ausgangspunkt 
S. 261; Erwerbs- und Verbrauchswirtſchaft S. 262; die Lehre von den 
Bedürfniſſen S. 263; die Arbeitsmühe als letzte Koſten S. 268; der Begriff 
des „Konſumertrages“ und das „Geſetz des Ausgleichs der Grenzerträge“ 
S. 268; „die Koſten“ S. 280. — IV. Liefmanns Kritik der ſubjektiven Wert⸗ 
und Preislehre S. 281: Kritik der Wertlehre S. 283; die Zurechnungs⸗ 
lehre S. 292. — V. Schluß: Die Koſten kein ſelbſtändiges Prinzip neben 
dem Nutzen S. 292. 


in Buch, das mit dem Anſpruch auſtritt, die Unhaltbarkeit aller 
bisherigen Wirtſchaftstheorie darzutun, und gleichzeitig den 
Verſuch unternimmt, an ihrer Stelle einen angeblich beſſeren völligen 
Neubau zu errichten, dürfte von jedem, dem an der Weiterentwicklung 
dieſes grundwichtigen Teiles unſerer Wiſſenſchaft gelegen iſt, mit 
lebhafter Beachtung aufgenommen werden; dies muß um ſo mehr 
der Fall ſein, wenn ſein Verfaſſer ſich ſchon vorher auf dem Gebiete 
der Erforſchung des praktiſchen Wirtſchaftslebens unzweifelhafte Ver⸗ 
dienſte erworben und auf dem Felde der reinen Theorie an einzelnen 
hergebrachten Lehren jedenfalls zum Teil zutreffende Kritik geübt 
hat. Bietet doch die Geſchichte der Wiſſenſchaft der warnenden 
Beiſpiele genug, daß neue Erkenntniſſe zunächſt unbeachtet geblieben 
oder gar abgelehnt worden ſind, trotzdem ſie ſich ſpäter als äußerſt 
fruchtbar herausgeſtellt haben. Im beſonderen Falle der Wirtſchaſts⸗ 
theorie kommt aber noch hinzu, daß das Bedürfnis nach einer neuen 
Grundlegung, die ſich als haltbarer denn die der Klaſſiker erwieſe, 
allgemein als dringend empfunden wird, daß aber trotzdem die Ausſicht 
auf Annäherung der Lehren, wenngleich im Zunehmen begriffen, 
doch bis auf die Gegenwart nicht allzu groß geweſen iſt. 
Aus diefem Grunde ſcheint mir der im folgenden unternommene 
Verſuch einer ausführlichen kritiſchen Würdigung von Liefmanns ſo⸗ 
eben erſchienenen „Grundſätzen der Volkswirtſchaftslehre, Erſter Band: 
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Grundlagen der Wirtſchaft“ (Deutſche Verlagsanſtalt, Stuttgart und 
Berlin 1917) notwendig zu ſein. Denn hält das Buch, was ſein 
Verfaſſer verſpricht, ſo kann dieſe Tatſache nicht laut genug verkündet 
werden; dies muß ſelbſt dann geſchehen, wenn es zwar nicht Voll⸗ 
endetes bietet, wenn es aber der Theorie neue Wege wieſe. Zeigt 
ſich dagegen, daß der Verfaſſer feinen- Verſuch von mangelhaften 
Vorausſetzungen aus und mit unzureichenden Mitteln gewagt hat, 
fo wird fein Mißerfolg uns ſelbſt zur kritiſchen Beſinnung darüber 
zwingen, ob nicht doch in einem Teil der Lehren unſerer Vorgänger 
ein brauchbarer Kern enthalten ſei, der, von Unvollkommenheiten 
befreit, den Ausgangspunkt für einen neuen einheitlicheren Aufbau 
eines theoretiſchen Lehrgebäudes abgeben könne, das ſich allgemeinere 
Anerkennung erringen dürfte als die bisherigen Syſteme. Ob dieſes 
eine oder jenes andere zutreffe, kann erſt eine gewiſſenhafte Prüfung 
von Liefmanns Lehren dartun; ſie ſoll im folgenden mit der größten 
Unvoreingenommenheit geſchehen. 

Freilich wird hiermit keineswegs eine angenehme Aufgabe über⸗ 
nommen; denn der Verfaſſer bringt von vornherein einem jeden, der 
es wagen ſollte, über ſein Werk ein anderes als ein unbedingt zu⸗ 
ſtimmendes Urteil zu äußern, die größte perſönliche Abneigung ent⸗ 
gegen. Ferner ſind der Anforderungen, die er an ſeinen Kritiker ſtellt, ſo 
viele, und zum Teil widerſprechen ſie einander ſo ſehr, daß es ſchier 
unmöglich iſt, ſie alle in einem Menſchen zu vereinigen. Verlangt 
er doch gewiſſermaßen als Grundbedingung für das Recht auf Kritik 
(S. 233), daß der Betreffende entweder ſelbſt ein theoretiſches Syſtem 
aufgeſtellt oder ſich einem der vorhandenen angeſchloſſen habe. Auf 
der anderen Seite (S. 225) aber lehnt er etwaigen Widerſpruch von 
ſeiten der Vertreter der bisherigen Anſchauungen als unſachlich mit 
der Begründung ab, dieſe Leute beſäßen meiſt nicht mehr genügend 
geiſtige Beweglichkeit, ſich in ein neues Syſtem auf ganz abweichender 
Grundlage hineinzudenken; ja, er geht ſo weit, zu behaupten, an dem 
Widerſtand, dem er aller Vorausſicht nach bei den älteren Forſchern 
begegnen werde, ſei auch böſer Wille ſchuld, „weil ſie ſich mit ihren 
eigenen Arbeiten oder mit ihren akademiſchen Lehren ſchon im Sinne 
der bisherigen Theorien feſtgelegt hätten und auf Grund ihrer 
Stellung und Autorität keine Veranlaſſung ſähen, noch einmal um 
zulernen.“ Alt darf alſo Liefmanns Kritiker nicht ſein; doch allzu 
hohes Alter iſt der Vorwurf, der mich am wenigſten treffen kann. 
Aber auch die jüngeren werden von ihm nicht beſſer behandelt; 
denn an derſelben Stelle erklärt der Verfaſſer, er ſei auf Grund 
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ſeiner ſiebzehnjährigen Erfahrungen als akademiſcher Lehrer nicht 
mehr Idealiſt genug, anzunehmen, daß ſeine Theorie nur von ſachlichen 
Geſichtspunkten aus kritiſiert werden würde; namentlich unter den 
jüngeren Gelehrten dürften manche „aus leicht begreiflichen Gründen“ 
beſtrebt ſein, alles zuſammenzuſuchen, was gegen ſeine Lehre vor⸗ 
gebracht werden könne. Soweit es ſich bei dieſem Zuſammenſuchen 
um ſachliche Einwände handelt, ſcheint mir nun allerdings dieſes 
Verfahren durchaus berechtigt zu ſein; denn nur ein Syſtem, das 
dem Kreuzfeuer ſchärfſter Kritik ſtandgehalten hat, dürfte den An⸗ 
ſpruch auf allgemeine Anerkennung erheben können. Was aber die 
perſönlichen Unterſtellungen des Verfaſſers anlangt, ſo iſt es am 
beſten, ſie überhaupt nicht zu beachten und die Art und Weiſe der 
kritiſchen Würdigung ſeines Werkes, wie ſie hier verſucht wird, für 
ſich ſelber ſprechen zu laſſen: es wird nichts darin enthalten ſein, 
was nicht der ehrlichen Überzeugung des Kritikers entſpräche; auch 
wird nichts darin behauptet werden, wofür nicht der Beweis an⸗ 
getreten würde. Beſſer ſcheint mir wiſſenſchaftliche Leiſtungsfähigkeit, 
und trete fie noch fo unangenehm und anſpruchsvoll auf, als die 
beſcheidenſte und liebenswürdigſte Unzulänglichkeit. 


I 


Der Punkt, von dem aus Liefmann feinen Angriff auf die bis⸗ 
herige Wirtſchaftstheorie unternimmt, und dem er gleichzeitig für 
den Aufbau ſeiner eigenen Lehre die entſcheidende Bedeutung beimißt, 
iſt die Beſtimmung des Begriffes der Wirtſchaft; iſt doch dieſem 
Gegenſtand mehr als die Hälfte des wahrhaftig nicht dünnen Buches 
gewidmet (354 von im ganzen 688 Seiten). Liefmann behauptet 
gleich zu Anfang ſeines Werkes nicht mehr und nicht weniger, als 
daß man die elementarſte Grundfrage, die nach dem Weſen des 
Wirtſchaftlichen, bisher immer falſch beantwortet habe. Gleichzeitig 
macht er dieſen Umſtand dafür verantwortlich, daß es nach ſeiner 
Anſicht bis jetzt noch nicht gelungen ſei, die Vorgänge des Tauſch⸗ 
verkehrs befriedigend zu erklären; dies aber hält er mit Recht wie 
ſeine Vorgänger für die weſentliche Aufgabe der reinen Wirtſchafts⸗ 
theorie. 

Sehen wir uns dieſen Vorwurf näher an, ſo ergibt eine einfache 
Überlegung, daß hier zunächſt verſchiedene Dinge ſcharf auseinander: 
zuhalten ſind. An erſter Stelle ſteht Liefmanns Kritik des hergebrachten 
Begriffes der Wirtſchaft. Sie mag berechtigt oder unberechtigt ſein: 
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es iſt damit zunächſt nichts weder zugunſten ſeiner eigenen Begriffs⸗ 
bildung noch der überkommenen geſagt. Denn ſelbſt wenn Liefmann 
mit ſeinen Einwänden im Unrecht wäre, könnte ſich der bisher übliche 
Begriff der Wirtſchaft dennoch unter Umſtänden als unhaltbar er⸗ 
weiſen, wie umgekehrt die Brauchbarkeit ſeines eigenen durch noch 
ſo berechtigte Kritik des überkommenen Begriffes nicht ohne weiteres 
dargetan iſt. Doch dies iſt nicht der Hauptpunkt! Bedeutſamer 
für eine gerechte Würdigung von Liefmanns Anſprüchen iſt, daß 
auch in dem Falle, daß man wirklich bisher den Begriff der Wirt⸗ 
ſchaft falſch gefaßt hätte, noch keineswegs die Folgerungen erwiefen 
ſind, die unſer Verfaſſer aus dieſer Tatſache zieht: es iſt nämlich 
denkbar, daß Lieſmanns Vorgänger an dem Orte ihrer Lehrbücher, 
wo ſie ſich die Beſtimmung des Begriffes der Wirtſchaft ausdrücklich 
zur Aufgabe fielen, d. h. meiſt zu Anfang, von einer anderen Auf- 
faſſung ausgegangen wären, als ſie ſie ſtillſchweigend und ihnen 
ſelbſt gänzlich unbewußt dort zugrunde legen, wo ſie die wirtſchaft⸗ 
lichen Grundtatſachen zu erklären unternehmen. Das wäre ein 
bedauerlicher Mangel an Folgerichtigkeit des Denkens, täte aber der 
Brauchbarkeit des größten Teiles ihres Lehrgebäudes ohne weiteres 
noch keinen Eintrag. In Wirklichkeit liegt denn auch im weſentlichen 
dieſer Fall vor, mit einer wichtigen Einſchränkung allerdings, auf die 
wir ſpäter zu ſprechen kommen. Dieſe Tatſache erklärt ſich aus der 
geſchichtlichen Entwicklung unſerer Wiſſenſchaft, wie ſie ſie mit den 
meiſten übrigen gemeinſam hat. 

Wie entwickelt ſich eine Wiſſenſchaft? 

Abgeſehen von jenen Zweigen der menſchlichen Erkenntnis, die nach 
einem im voraus entworfenen Plan aufgebaut werden ſollen, und 
die trotzdem — oder gerade darum — meiſt über dieſen programmati- 
ſchen Zuſtand nicht hinausgelangen, geht die erſte Entſtehung und 
anfängliche Entwicklung einer Wiſſenſchaft mehr oder minder un⸗ 
bewußt vor ſich. Es find da eine Reihe von Tatſachen, die zweifels⸗ 
ohne miteinander in Verbindung ſtehen. Man beginnt nun, ihre 
gegenſeitige Abhängigkeit zu unterſuchen, dringt von den an der 
Oberfläche liegenden Zuſammenhängen aus in die Tiefe vor und 
wird ſich endlich bewußt, ein neues Gebiet der Forſchung dem 
menſchlichen Geiſte erſchloſſen zu haben. Erſt jetzt entſteht das 
Bedürfnis, dieſen Wiſſensbereich von anderen abzugrenzen. Das iſt 
aber weniger eine Aufgabe der betreffenden Einzelwiſſenſchaft ſelbſt 
als eines Teiles der Logik: der allgemeinen Wiſſenſchaftslehre, wie 
wir ihn nennen können. Da man nun zwar ein hervorragender 
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Einzelforſcher, aber zugleich ein ſchlechter Philoſoph ſein kann, ſo 
iſt es nicht undenkbar, daß dieſer Verſuch einer Beſtimmung des 
Gebietes der betreffenden neuen Wiſſenſchaft recht ungenügend aus⸗ 
fällt und man ſich mit einer rohen Annäherung voll zufrieden gibt. 
Das iſt bei der Wirtſchaftswiſſenſchaft der Fall geweſen, und dieſen 
Zuſtand hat Liefmann vor Augen. 

Obgleich nämlich, wie ſeine eigenen Worte auf den S. 109 ff. 
es dartun, die hier geſchilderte Tatſache Liefmann durchaus 
nicht unbekannt geblieben iſt, ſo hält er ſich dennoch bei ſeiner 
Kritik ausſchließlich an jene Ausführungen, die den Lehrbüchern über 
Wirtſchaftstheorie an der Stelle vorausgeſchickt zu werden pflegen, 
wo der Gegenſtand der darin behandelten Wiſſen ſchaft näher um⸗ 
ſchrieben werden ſoll. Das iſt ohne weiteres nicht als ungehörig 
zu betrachten: es iſt im Gegenteil als ein bedeutendes wiſſenſchaft⸗ 
liches Verdienſt anzuſehen, wenn hier vorliegende Mängel aufgedeckt 
werden. Falſch iſt es nur, daß Liefmann aus dem Umſtand, daß 
die meiſten Theoretiker unzweifelhaft nicht in Worten das Weſen 
und den Aufgabenkreis ihrer Wiſſenſchaft anzugeben vermögen, ohne 
eingehendere Unterſuchung den Schluß zieht, ſie hätten ſich denſelben 
Fehler auch bei der Aufſtellung ihres Syſtems zuſchulden kommen 
laſſen. Da wir wiſſen, daß die Beſinnung über den Gegenſtand der 
Forſchung der Entwicklung einer Wiſſenſchaft oft lange nachzuhinken 
vermag und nicht einmal ohne weiteres als die Aufgabe der be⸗ 
treffenden Einzelwiſſenſchaft angeſehen werden kann, ſo päre immerhin 
eine genaue Prüfung vonnöten geweſen, ob nicht vielleicht bloß dieſe 
Methodenfrage in verfehlter Weiſe angepackt worden ſei. Hätte 
Liefmann dies getan, er wäre, wie ſich ſpäter zeigen wird, vor 
ſchweren Irrtümern bewahrt geblieben. 

Unſer Verfaſſer macht demnach ſeinen Vorgängern den Vor⸗ 
wurf, den Gegenſtand, den die Wirſchaftstheorie zu erforſchen unter⸗ 
nimmt, nicht richtig erkannt zu haben. Den Grundfehler erblickt er 
darin (S. 4), daß ſie ohne jede Prüfung von der Annahme aus⸗ 
gegangen ſeien, die Wirtſchaft habe es mit der Überwindung der 
Knappheit an den Gegenſtänden der äußeren Natur zu tun; das 
habe die Folge gehabt, daß man die Volkswirtſchaftslehre als 
„Güterlehre“ definiert habe; und daraus habe ſich endlich die Gleich⸗ 
ſetzung von Wirtſchaften und Güterherſtellen, die Verwechſlung von 
Wirtſchaft und Technik entwickelt, welche die ganze bisherige National⸗ 
ökonomie durchziehe (S. 68). 

An dieſer Behauptung iſt das eine zutreffend, daß in der Tat 
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manche der bisherigen Definitionen der Wirtſchaft deren Begriff in 
der angegebenen Weiſe beſtimmen. Die Zitate Liefmanns aus Bücher 
und Philippovich auf S. 69 ſeines Werkes tun dies dar. Es läßt 
ſich aber auch die Vorſtellung, die das Leben mit dem Worte Wirt⸗ 
ſchaft verbindet, kaum beſſer als mit dem von unſerem Verfaſſer 
angeführten Satze von Pilippovich wiedergeben, wonach darunter 
alle jene Vorgänge und Einrichtungen zu verſtehen ſeien, welche auf 
dauernde Verſorgung der Menſchen mit Sachgütern gerichtet find. 
Der Fehler von Philippovich und ſehr vielen anderen iſt nur ge⸗ 
weſen, daß ſie ſich nicht bewußt geworden ſind, daß die Wirtſchafts⸗ 
theorie jene Vorgänge und Einrichtungen nichts weniger als in ihrer 
Geſamtheit unterſucht, daß ſie vielmehr nur eine ganz beſtimmte 
Seite derſelben betrachtet. Es muß aus dem umfaſſenden Gebiete 
der „Wirtſchaft im weiteren Sinne“, wie es das Leben auffaßt, 
ein beſtimmter Teil als „Wirtſchaft im engeren Sinne“ ausge⸗ 
ſchieden werden, der den Forſchungsgegenſtand der Wirtſchaftstheorie, 
ja der Wirtſchaftswiſſenſchaft überhaupt bildet. Tut man das nicht 
— und an den von Liefmann angeführten Stellen der genannten 
Schriftſteller iſt es nicht geſchehen —, ſo hat er mit ſeinem Vorwurf 
inſofern recht, als zu dem in der geſchilderten Weiſe umgrenzten 
Begriffe der Wirtſchaft das geſamte Gebiet der materiellen Technik 
gemäß logiſcher Notwendigkeit mit hinzugehört, was doch keineswegs 
beabſichtigt fein kann. Jedoch ift es keineswegs Liefmanns Verdienſt, 
wie er es hiyſtellt, dieſen Sachverhalt als erſter erkannt zu haben. 
Vielmehr habe ich an anderer Stelle! bereits darauf hingewieſen, 
daß dies vor nahezu dreißig Jahren von Emil Sax ſchon in nicht 
mißzuverſtehender Weiſe geſchehen ift?. Sax ſetzt auseinander, 
Gegenſtand der Wirtſchaftstheorie könne nicht ſein die geſamte, auf 
Bedürfnisbefriedigung gerichtete Tätigkeit des Menſchen; denn dann 
würde fie die Technik mit umfaſſen. Die Wirtſchaftstheorie habe 
es vielmehr nur zu tun mit der Erklärung der Seelenvorgänge, zu 
denen die auf Bedürfnisbefriedigung gerichtete menſchliche Tätigkeit 
den Anlaß gebe, und die in ſeinen techniſchen Handlungen und in 
denjenigen ſozialen Beziehungen, welche aus dem Streben nach 
Bedürfnisbefriedigung entſpringen, zum Ausdruck kommen. Inſofern 
Sax die „Bedürfnisbefriedigung“ als beſtimmendes Merkmal des 


1 Die beabſichtigte Entthronung des Goldes, in dieſem Jahrbuch 1917, 
3. Heft, S. 2561. 
2 Die neueſten Fortſchritte der nationalökonomiſchen Theorie, 1889, S. 7ff. 
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Begriffes der Wirtſchaft verwendet, faßt er dieſen allerdings nach 
einer anderen Richtung hin zu weit; aber das iſt ein Fehler, den 
Liefmann bei feinen pofitiven Ausführungen ebenſowenig zu ver⸗ 
meiden gewußt hat, wie ſich ſpäter noch zeigen wird. Immerhin 
tun jedoch die Ausführungen von Sax wie auch die von Liefmann 
ſelbſt (S. 325 ff.) beſprochenen zahlreichen Verſuche, die Begriffe 
Wirtſchaft und Technik zu trennen, unwiderleglich dar, daß kein 
Menſch, wenn die Frage rund heraus an ihn gerichtet wird, die 
Technik mit in das Forſchungsgebiet der Wirtſchaftstheorie auf⸗ 
genommen haben möchte; ſie beweiſen ferner, daß man dieſer Tat⸗ 
ſache von mancher Seite auch bei Aufſtellung des Begriffes der 
Wirtſchaft als des Gegenſtandes jener Wiſſenſchaft oft Rechnung zu 
tragen verſucht hat. Beſtehen bleibt bloß zu Recht der Vorwurf, 
daß dieſe zum Teil mit vieler Mühe angeſtrebte Begriffsſcheidung 
trotzdem oftmals nicht gelungen iſt, entweder weil es den betreffenden 
Schriftſtellern an der nötigen Schärfe des Denkens mangelte, 
vielleicht aber auch, weil ihnen die Scheidung wegen ihres verfehlten 
Ausgangspunktes nicht gelingen konnte. 

Liefmann nimmt die zuletzt angedeutete Möglichkeit als in der 
Tat vorliegend an. Er behauptet demgemäß, die Wirtſchaft als 
Gegenſtand der Wirtſchaftstheorie habe nichts mit der Abhängigkeit 
des Menſchen von den Dingen der äußeren Natur zu tun (S. 111/112, 
246). Dies hätten bei einigem Nachdenken ſeine Vorgänger ſchon an 
der Tatſache erkennen müſſen, daß ſich das Wirtſchaften keineswegs 
nur auf Sachgüter erſtrecke, ſondern in gleicher Weiſe auf zahlloſe 
perſönliche Leiſtungen. Es hätte nahe gelegen, hier die Frage auf⸗ 
zuwerfen, von welcher Art denn die perſönlichen Leiſtungen ſind, die 
wir herkömmlicherweiſe in den Begriff des wirtſchaftlichen Gutes 
mit einbeziehen; es hätte ſich ſofort gezeigt, daß dies durchaus nicht 
für alle derſelben zutrifft, ſondern nur für diejenigen, mit deren 
Hilfe wir uns die Verfügung über Sachgüter beſchaffen oder für die 
wir ſelbſt Sachgüter hergeben. Daraus wäre die weitere Erkenntnis 
gefloſſen, daß doch in irgendeiner Weiſe das Merkmal des Sachgutes 
weſenbeſtimmend für den Begriff der Wirtſchaft ſein muß; und es 
hätte ſich nun bloß noch darum handeln können, dieſen unzweifelhaft 
feſtgeſtellten Zuſammenhang zwiſchen den beiden Begriffen aufzuhellen. 
Statt jedoch dieſen Weg weiterzugehen, den er ſelbſt in ſeiner 
früheren Schrift „Ertrag und Einkommen auf der Grundlage einer 
rein ſubjektiven Wertlehre“, 1907 (S. 38) eingeſchlagen hatte, 
folgert Liefmann in dem vorliegenden Buch aus der Tatſache, daß 
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die Wirtſchaft es neben Sachgütern auch mit (gewiſſen — nicht allen!) 
perſönlichen Dienſten zu tun hat, die Unbrauchbarkeit des Merkmals 
der Sachgüterbeſchaffung als Ausgangspunkt für die Abgrenzung des 
Begriffes der Wirtſchaft. Aber er bleibt bei dieſem Irrtum nicht 
ſtehen; vielmehr knüpft er an die Feſtſtellung, daß das Merkmal des 
Sachgutes in den hergebrachten Begriffsbeſtimmungen der Wirtſchaft 
in logiſch unzureichender Weiſe verwendet worden iſt, den bereits 
hervorgehobenen Schluß an, die bisherige Wirtſchaftstheorie habe „in 
erſchreckender Weiſe gezeigt, daß mit dieſem Auswahlprinzip Sach⸗ 
güterbeſchaffung die wichtigſten tauſchwirtſchaſtlichen Erſcheinungen 
nicht zu erklären ſeien“. 

Allerdings ſteht Liefmann hier ein gewichtiger mildernder Um⸗ 
ſland zur Seite; es iſt dies die Unſicherheit und Unklarheit hinſichtlich 
des Gegenſtandes ihrer Erkenntnis, an dem die Wirtſchaftstheorie 
auch der Gegenwart tatſächlich noch leidet. Wie bereits bemerkt, 
liegen dieſe Mängel freilich vorwiegend auf philoſophiſchem Gebiete. 
Wo es an die praktiſche Arbeit geht, iſt die Übereinſtimmung viel 
größer. Die bis hierher betrachtete Auffaſſung, welche den Begriff 
der Wirtſchaft und damit auch das Forſchungsgebiet der Wirtſchafts⸗ 
theorie mit Hilfe des Merkmals des Sachgutes oder der Abhängigkeit 
des Menſchen von der äußeren Natur beſtimmen möchte, iſt ja nicht die 
einzige, die vorhanden iſt. Da zudem dieſe Verſuche meiſt mit logiſch 
unzureichenden Mitteln unternommen worden ſind, ſo hat man ſich 
bekanntlich vielſach bemüht, den Gegenſtand der Wirtſchaftstheorie in 
anderer Weiſe zu umſchreiben, indem man ihn aus der Unterordnung 
der Volkswirtſchaftslehre etwa unter den Begriff der Sozialwiſſenſchaft 
oder der Kulturwiſſenſchaft ableiten wollte; der Begriff der Sozial⸗ 
wiſſenſchaft ſelbſt iſt wiederum einer doppelten Deutung fähig, und 
Liefmann hält mit Recht (S. 31 ff.) die taufchwirtſchaftlich⸗ſoziologiſche 
und die juriſtiſch⸗ſoziologiſche Richtung auseinander, je nachdem man 
das die Einzelwirtſchaften zur höheren Einheit der geſellſchaftlichen Wirt⸗ 
ſchaft verknüpfende Band in den wirtſchaftlichen Verkehrsbeziehungen 
oder in den dieſe regelnden Rechtsvorſchriften erblickt. Wohlgemerkt! 
Nicht darum kann es ſich handeln, ob die Wirtſchaftstheorie gemäß 
der von ihr ſelbſt gewonnenen Erkenntnis über die Natur ihres 
Gegenſtandes zu der einen oder anderen großen Gruppe von Einzel⸗ 
wiſſenſchaften gehöre, oder ob die tauſchwirtſchaftlichen Vorgänge 
etwa gewiſſe Rechtsvorſchriften als notwendige Vorbedingung zu ihrem 
Zuſtandekommen vorausſetzen; um dieſe Fragen zu entſcheiden, muß 
man vorher darüber mit ſich im reinen ſein, womit die Wirtſchafts⸗ 
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theorie ſich tatſächlich beſchäftigt. Die gerügte Unklarheit iſt viel⸗ 
mehr dadurch entſtanden, daß manche Schriftſteller den umgekehrten 
Weg eingeſchlagen und zunächſt den Begriff der Wirtſchaftswiſſenſchaft 
durch die Einordnung desſelben in den umfaſſenderen der Sozial⸗ 
oder Kulturwiſſenſchaft zu gewinnen und dann daraus den Forſchungs⸗ 
gegenſtand der Wirtſchaftstheorie abzuleiten verſucht haben. 

Liefmann beſpricht die hierhergehörigen Schriftſteller ausführlich 
und läßt ihren Lehren eine im allgemeinen zutreffende Widerlegung 
zuteil werden (S. 31—66, 117—139, 149—181); es iſt dies wohl 
der beſte Teil ſeines Buches. So iſt ihm durchaus zuzuſtimmen, wenn 
er all dieſe Verſuche auf die „Verlegenheit“ zurückführt, auf das 
verſchämte Eingeſtändnis der Unfähigkeit ihrer Urheber, Klarheit über 
das Forſchungsgebiet der Wirtſchaftstheorie und damit den Begriff 
der Wirtſchaft in dem von uns benötigten Sinne aus den eigenſten 
Gedankengängen der Wirtſchaftswiſſenſchaft ſelbſt zu gewinnen. 
Allerdings wird ſich zeigen, daß Liefmann die Löſung dieſer Aufgabe 
ebenſowenig gelungen iſt. 

Im einzelnen freilich ſind unſerem Verfaſſer hier teilweiſe ſchwere 
Irrtümer und Mißverſtändniſſe untergelaufen, und mehr als einmal 
ſchießt er übers Ziel hinaus. Das gilt namentlich — um nur eine 
Methodenfrage zu erwähnen! — von ſeiner Ablehnung der juriſtiſch⸗ 
ſoziologiſchen Betrachtungsweiſe Stammlers, worin er viel zu weit 
geht (S. 40 ff.). Denn, wenn das Weſen des Wirtſchaftlichen auch 
nicht in der ſozialen Regelung gefunden werden kann: das Vorhanden⸗ 


1 Von ſonſtigen Ausſtellungen, die ich an dieſem Abſchnitt zu machen habe, 
ſeien nur erwähnt: die völlige Verſtändnisloſigkeit, die Liefmann Wieſers 
theoretiſcher Hilfskonſtruktion der „einfachen Wirtſchaft“ entgegenbringt (S. 125), 
die unhaltbare Auffaſſung über die Theorie des auswärtigen Handels (S. 153 ff. 
Bol. dazu Cairnes, Some leading principles of pol. ec. newly expounded, 
1874, S. 355 ff. und meinen Beitrag „Zur Lehre vom auswärtigen Handel', 
Feſtſchrift für Lujo Brentano zum 70. Geburtstag, 1916. S. 133 ff.), endlich 
— als das ſchlimmſte — Liefmanns Lieblingsgedanke, „daß die größtmögliche 
Bedarfsbefriedigung aller theoretiſch dann gewahrt ſei, wenn die Konkurrenz 
überall zu einer Monopolſtellung der billigſten Anbieter und zu einem all⸗ 
gemeinen Ausgleich der Grenzerträge in den verſchiedenen Erwerbszweigen 
führe“ (S. 68, 204; Archiv f. Sozialwiſſ., 34. Bd., S. 48; Schriften d. Ver. f. 
Sozialpol., 132. Bd., S. ö 77 ff.). Die vielgeſchmähten Anhänger der Grenz⸗ 
nutzenlehre haben dieſen Irrtum auch theoretiſch längſt widerlegt. Vgl. zum 
Beiſpiel Wieſer, Schriften d. Ver. f. Sozialpol., 132. Bd., S. 504 ff.; 
Böhm⸗Bawerk, Jahrb. f. Nationalök. u. Stat., N. F., 13. Bd., S. 511 ff.; 
Launhardt, Mathematiſche Begründung der Volkswirtſchaftslehre, 1885, S. 34 
und 43/44. 
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fein irgendeiner — wenn auch nur tatſächlich beſtehenden — fozialen 
Ordnung iſt denknotwendige Vorausſetzung zum mindeſten der Verkehrs⸗ 
wirtſchaft. Solange ich mir das Gut des anderen dadurch verſchaffen 
kann, daß ich ihn einfach totſchlage, ſo lange iſt keinerlei Anlaß zu 
Austauſchbeziehungen gegeben. Der Irrtum, als ob die Wirtſchaft 
völlig von dem Vorhandenſein einer wie immer gearteten Rechts⸗ 
ordnung unabhängig wäre, iſt dadurch entſtanden, daß es nur wenig 
Rechtsſätze ſind, deren ſie als Vorbedingung bedarf; zudem brauchen 
dieſe Rechtsſätze nicht ausgeſprochen, ja nicht einmal als ſolche im 
Bewußtſein des wirtſchaftenden Menſchen gegeben zu ſein: es genügt, 
wenn die Menſchen ſo handeln, als ob ſie Geltung hätten. Wenn 
ich auch nur aus Furcht vor den Waffen des anderen den blutigen 
Weg des Güterverkehrs vermeide, kann Tauſchwirtſchaft entſtehen; 
aber nur dann iſt das „bloße Innehaben von Gütern“ gegeben, das 
doch auch Liefmann (S. 411) als nötig für das Zuſtandekommen 
verkehrswirtſchaftlicher Beziehungen anſieht. Zum Schluß wäre noch 
darauf hinzuweiſen, daß unter all den verſchiedenen Auffaſſungen 
der Wirtſchaftswiſſenſchaft, die beſprochen werden, diejenige der 
Wirtſchaftswiſſenſchaft als Geiſteswiſſenſchaft fehlt; ſie wäre am 
wichtigſten geweſen, denn Geiſteswiſſenſchaft iſt die Wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaft doch unter allen Umſtänden. 

Stellen wir das bis hierher gewonnene Ergebnis feſt, ſo lautet 
es dahin, daß Liefmann die bis heute auf methodologiſchem Gebiete 
in unſerer Wiſſenſchaft herrſchende Verwirrung durch eine Reihe zu⸗ 
treffender Bemerkungen gekennzeichnet hat. Allerdings hat er ſelbſt 
ſich dabei von einigen ſchweren Irrtümern nicht freizuhalten ver⸗ 
mocht; inſofern hat er eher das Durcheinander noch vermehrt. Doch 
er will nicht bloß als Zerſtörer des bisher Vorhandenen gelten. Er 
erhebt den Anſpruch darauf, Neues, Beſſeres an die Stelle des Alten 
und Unhaltbaren zu ſetzen. Iſt dieſer Anſpruch berechtigt? Sehen 
wir zu! 


II 


Nach Liefmanns eigenen Worten iſt die Abſicht, die er mit 
ſeinen methodologiſchen Ausführungen verfolgt, die, gewiſſermaßen 
das Feld freizumachen für eine neue Grundlegung. Den Aus⸗ 
gangspunkt dazu ſoll ihm ſeine eigene Auffaſſung vom Weſen der 
Wirtſchaft und des Wirtſchaftlichen bieten; aus ihr ſollen alle rein 
wirtſchaftlichen Tatſachen und Vorgänge ſtreng folgerecht abgeleitet 
werden können. Im Gegenſatz zur bisherigen Begriffsbeſtimmung, der 
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er Materialismus vorwirft, da ſie bekanntlich an das Merkmal des 
Sachgutes anknüpft, bezeichnet er die ſeinige als die „pſychiſche Auf⸗ 
fafſſung“ des Wirtſchaftslebens. Rein logiſch könnte es bedenklich 
erſcheinen, mit Hilfe eines an die Spitze geſtellten Begriffs die Tat⸗ 
ſachen der Wirklichkeit erklären zu wollen. Doch wir nehmen an, 
daß dieſes Vorgehen bloß die Methode der Darſtellung betreffe; die 
grundlegende Erkenntnis habe Liefmann erſt an der Hand der 
Erfahrung gewonnen. 

Da nach ſeiner Anſicht das Merkmal des Sachgutes ſich für die 
Abgrenzung des Begriffes der Wirtſchaft als ungeeignet erwieſen 
hat, ſo glaubt unſer Verfaſſer, das Weſen des Wirtſchaftlichen in 
einem „rein formalen Prinzip“ erblicken zu müſſen. „Das wirt⸗ 
ſchaftliche Handeln“, ſo heißt es (S. 306, ebenſo S. 312), „iſt kein 
Handeln, das durch die Art der Motive, den Inhalt oder das 
Objekt des Handelns definiert werden kann.“ Er ſucht demgemäß 
das Weſen desſelben „in einer beſonderen Art von Erwägungen, 
einem Disponieren, ganz unabhängig von einem Objekt“ (S. 67). 
Und zwar ſoll es beſtehen in einem Vergleichen von Luſt⸗ und 
Unluſtgefühlen, anders ausgedrückt: von Nutzen und Koſten, in der 
Abficht, einen größtmöglichen Luſtüberſchuß, Genußertrag, zu er⸗ 
zielen. Doch auch damit ſei die Abgrenzung des Wirtſchaftlichen noch 
nicht gewonnen: nicht jedes Streben, ein Höchſtmaß von Luſtgefühl 
mit einem möglichſt geringen Aufwand von Unluſtgefühl zu er- 
langen, ſei Wirtſchaften (S. 289). Denn wenn dieſes Streben ſich 
auch nicht auf alles menſchliche Handeln erſtrecke, ſo umfaſſe es doch 
einen großen und ſicher weit über das eigentliche Gebiet des Wirt⸗ 
ſchaftlichen hinausgehenden Teil desſelben. Es gelte aber noch eine 
weitere Einſchränkung vorzunehmen, um innerhalb dieſes großen 
Bereiches das Wirtſchaftliche abzugrenzen. Nun zeichneten ſich die 
außerwirtſchaftlichen, wenngleich nach dem ökonomiſchen Prinzip er⸗ 
folgenden menſchlichen Handlungen vor den eigentlich wirtſchaftlichen 
dadurch aus, daß bei den erſtgenannten immer nur in einem ein⸗ 
zelnen Falle aufzuwendende Unluft- und ſich daraus ergebende Luſt⸗ 
gefühle miteinander verglichen würden. Das Weſen des Wirtſchaft⸗ 
lichen beſtehe dagegen darin, daß die geſchilderten Überlegungen ſich 
auf einen ganzen „Kamplex von Handlungen“ (S. 290) bezögen, 
daß hier „verſchiedene erſtrebte Luſtempfindungen den für ſie auf⸗ 
zuwendenden Unluſtempfindungen mit dem Ziel gegenübergeſtellt 
würden, ein Maximum von Geſamtnutzen mit möglichſt geringen 
Aufwendungen zu erlangen“ (S. 659). Um es noch klarer zu 
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machen: „von einer einzelnen Handlung könne man nur in Ber: 
bindung mit anderen, das heißt im Rahmen eines ganzen Wirt: 
ſchaftsplanes ſagen, ob fie wirtſchaftlich ſei“ (a. a. O.). „Und zwar 
handle es ſich bei der wirtſchaftlichen Aufgabe um die Verteilung 
nicht gegebener, aber dem erſtrebten Nutzen anzupaſſender Koſten auf 
die verſchiedenen, an ſich unbegrenzten, aber mit wachſender Be⸗ 
friedigung an Stärke abnehmenden Bedürfniſſe.“ 

Was zunächſt die Herkunft dieſer Auffaſſung der Wirtſchaft an⸗ 
langt, ſo beruht ſie auf einer Verbindung zweier längſt bekannter 
Elemente. Wie nämlich Liefmann ſelbſt es zugibt (S. 246), glaubten 
manche von denen, die das Weſen der Wirtſchaft in der Sachgüter⸗ 
beſchaffung erblicken, dieſem Merkmal noch die nähere Beſtimmung 
der „Planmäßigkeit“ hinzufügen zu müſſen, um eine ausreichende 
Begriffsbeſtimmung zu gewinnen. Dieſes Merkmal der Planmäßig⸗ 
keit hat nun Liefmann herausgegriffen und, ſtatt wie bisher mit 
der Sachgüterbeſchaffung, mit dem Handeln gemäß dem Prinzip 
des kleinſten Mittels oder des größten Erfolges verbunden, da er 
ganz richtig, wenn auch keineswegs als erſter, einſah, daß der Be⸗ 
reich des uneingeſchränkten ſogenannten ökonomiſchen Prinzips weit 
über das Gebiet deſſen hinausragt, was man herkömmlicher⸗ oder 
landläufigerweiſe als Wirtſchaft bezeichnet. Neu iſt demnach bloß 
die Verknüpfung; die miteinander verbundenen Gedanken ſelbſt find 
uralt. Zugegeben nun einmal, was, wie ſich gleich zeigen wird, 
ganz und gar nicht der Fall iſt, die Liefmannſche Begriffsbeſtimmung 
wäre richtig und für weitere Erkenntnis fruchtbar, ſo entſpricht es 
meines Wiſſens doch in keiner Weiſe dem Herkommen in unſerer 
Wiſſenſchaft, eine derartige Entdeckung mit lauten Poſaunenſtößen 
als etwas völlig Neues zu verkünden und alle früheren Theore⸗ 
tiker als gedankenloſe Schwachköpfe hinzuſtellen. Wir haben bis 
jetzt an der guten Sitte feſtgehalten, dankbar anzuerkennen, was 
unſere Vorgänger geleiſtet, und Neues gern bloß als eine Weiter⸗ 
bildung bereits vorhandener Gedankenkeime hingeſtellt. „Wer kann 
was Dummes, wer was Kluges denken, was nicht die Vorwelt ſchon 
gedacht?“ Der Vorteil davon war, daß trotz aller ſonſtiger uner⸗ 
freulicher Erſcheinungen die volkswirtſchaftliche Literatur im all⸗ 
gemeinen von Prioritätsſtreitigkeiten verſchont geblieben iſt. Sollte 
Liefmann Nachfolger finden, ſo würde das ſich ändern. Doch das 
ſind Fragen des guten Geſchmacks! 

Wiſſenſchaftlich bedeutſamer iſt es, daß der Liefmannſche Be⸗ 
griff der Wirtſchaft ſich in keiner Weiſe als haltbarer erweiſt denn 


1087] Nutzen und Koſten als Grundlage der reinen Wirtſchaftstheorie 257 


die von ihm bekämpfte. Auch ſein Begriff leidet an dem grund⸗ 
ſätzlichen Fehler, daß es ein viel weiteres Gebiet umſpannt als das 
herkömmlich mit dem Worte „Wirtſchaft“ bezeichnete. Unſer Ver⸗ 
faſſer iſt zwar der Anſicht, es ſei ihm durch die einſchränkende Be⸗ 
ſtimmung der „Planmäßigkeit“, dadurch, daß er nicht jedes Handeln 
nach dem „ökonomiſchen Prinzip“, ſondern nur jenes, das ſich auf 
eine Geſamtheit von Zielen bezieht, der die Geſamtheit der aufzu⸗ 
wendenden Mittel gegenübergeſtellt werde, als Wirtſchaft bezeichnet, 
jenen Begriff in einer für unſere Zwecke brauchbaren Weiſe zu faſſen. 
Doch zeigt jede Beobachtung des Lebens, daß dies keineswegs zutrifft. 
So kann ich, um ein dem Verfaſſer und dem Kritiker beſonders 
naheliegendes Beiſpiel zu wählen, auch „planmäßig“ wiſſenſchaftlich 
arbeiten. Ich ſtelle die Geſamtheit von Mitteln, die ich zu dieſem 
Zwecke aufzuwenden vermag — meine Zeit, meine Arbeitskraft, auch 
meine geiſtige Eigenart —, als unter Umſtänden aufzuwendende 
„Koſten“ der Geſamtheit der wiſſenſchaftlichen Aufgaben, die mir 
eine Bearbeitung zu erheiſchen ſcheinen, gegenüber. Da ich nicht alle 
bewältigen kann, bin ich gezwungen, unter den meinem Geiſte vor⸗ 
ſchwebenden Möglichkeiten wiſſenſchaftlicher Betätigung eine Auswahl 
zu treffen; und zwar nehme ich dieſe Auswahl ſo vor, daß ich mich 
zur Ausführung jener Pläne entſchließe, die mir den größten „Ertrag“ 
zu verſprechen ſcheinen. Dieſer Ertrag kann ſeinerſeits in ſeiner 
konkreten Geſtalt verſchieden ſein: er kann beſtehen in der inneren 
Befriedigung über den Zuwachs an Erkenntnis oder im äußeren Er⸗ 
folg, mag dieſer nun in der bloßen Anerkenung, in einem Titel, 
einer Berufung oder in Geld erſcheinen. Letzten Endes iſt, mit 
Liefmanns eigenen Worten ausgedrückt, die Triebfeder der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Arbeit genau wie die der Wirtſchaft Befriedigung 
irgendwelcher Bedürfniſſe, Luſtempfindung, Genuß, einerlei welches 
die zunächſt und unmittelbar angeſtrebten Ziele ſind, deren Er⸗ 
reichung den Genuß hervorruft. Ferner werden auch hier die ver⸗ 
ſchiedenen möglichen Ziele und der mit ihrer Erreichung verbundene 
Genuß untereinander und mit den aufzuwendenden Mitteln als 
„Koſten“ verglichen, und es werden jene verfolgt, welche den größten 
Genußüberſchuß verſprechen. Endlich find auch hier weder die Ziele 
noch die aufzuwendenden Mittel feſtgegeben, ſondern es ſind noch 
mehr als bei der ſogenannten Wirtſchaft die Mittel den Zielen an⸗ 
zupaſſen: es wird ſo viel wiſſenſchaftlich gearbeitet, wie die voraus⸗ 
ſichtlich durch den Erfolg erzeugten Luſtgefühle die Aufwendung von 
Zeit und Kraft noch zweckmäßig erſcheinen N Wenn alſo das 
17 


Schmollers Jahrbuch LXII 34. 


258 Joſeph Bergfried Eßlen [1088 


Gebiet des wirtſchaftlichen Handelns weder durch die Art der Trieb- 
federn noch durch ſeinen Inhalt oder ſeinen Gegenſtand beſtimmt 
werden kann (S. 306), wenn vielmehr ſein einziges Kennzeichen darin 
beſteht, daß hier „die Menſchen verſchiedene Nutzen mit den Koſten 
nach dem Maximumprinzip zu vergleichen pflegen“ (S. 309), dann 
fallen auch die Erwägungen, die, wie geſchildert, dem wiſſenſchaft⸗ 
lichen Arbeiten zur Seite gehen und den Forſcher beſtimmen, die 
eine Arbeit einer anderen vorzuziehen, weil ihr „Ertrag“ an Luſt⸗ 
gefühlen im Vergleich zum Aufwand am größten iſt, mit unter den 
Begriff der Wirtſchaft. Liefmann ſelbſt wird aber kaum zu behaupten 
wagen, er habe dieſes Ergebnis bei der Aufftellung feines Begriffes 
beabſichtigt. | 

Übrigens nicht nur auf das zum Beiſpiel herangezogene Gebiet 
der wiſſenſchaftlichen Betätigung trifft die Liefmannſche Definition der 
Wirtſchaft zu, ſondern auch auf viele andere Zweige menſchlicher Lebens⸗ 
äußerungen: künſtleriſches Schaffen oder auch nur künſtleriſches Ge⸗ 
nießen, körperliche Ausbildung durch Sport, Heilkuren, die geiſtlichen 
Übungen etwa der katholiſchen Kirche — ſie alle weiſen unter Um⸗ 
ſtänden — d. h. ſobald ſie planmäßig betrieben werden — das Merk⸗ 
mal auf, daß hier eine Geſamtheit von Zwecken einer Geſamtheit 
von Mitteln in der Abſicht gegenübergeſtellt wird, ein Höchſtmaß 
von Genuß, von Ertrag zu erzielen. Ja, für jede harmoniſche Lebens⸗ 
führung, die planmäßig die verſchiedenen Anlagen und Fähigkeiten 
im Menſchen zu entwickeln beſtrebt iſt, trifft dies zu. Liefmann ſelbſt 
iſt gezwungen, dieſen Sachverhalt an einer anderen Stelle ſtillſchweigend 
zuzugeben. Auf S. 395 weiſt er nämlich darauf hin, daß die Menſchen 
neben den Zwecken, die ſie in ihren Wirtſchaftsplan einbeziehen, 
auch zahlreiche andere Intereſſen haben — er nennt freilich nur Ge⸗ 
ſelligkeits⸗ und Unterhaltungsbedürfniſſe —, in deren Verfolgung ſie 
unter Umſtänden durch ihre wirtſchaftliche Betätigung gehindert 
werden können. Wenn er nun hervorhebt, daß dieſer Entgang von 
Genuß als Zunahme der Arbeitsmühe angeſehen werden könnte, ſo 
geſteht er damit zu, daß ſich ein umfaſſenderer Lebensplan denken 
läßt, der neben den wirtſchaftlichen auch die ſonſtigen Zwecke des 
Menſchenlebens begreift und innerhalb deſſen der Genuß, den die 
Verfolgung der Geſelligkeits⸗ und Unterhaltungsbedürfniſſe gewährt, 
der aus dem Erwerb wirtſchaftlicher Güter fließenden Luſtempfindung 
abwägend gegenübergeſtellt wird. Freilich behauptet er in den gleichen 
Sätzen, nur innerhalb des Wirtſchaftsplans würde die Geſamtheit 
der Zwecke mit der Geſamtheit der Aufwendungen verglichen; doch 
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ſtellt das bloß einen Widerſpruch mit ſeinen eigenen Vorausſetzungen 
dar und tut der Schlüſſigkeit der aus ihnen gezogenen Folgerungen 
keinen Eintrag. Daß ich aber Liefmann nicht etwa mißverſtanden 
habe, ergibt ſich klar aus den Beiſpielen, die er für ſolche An⸗ 
wendungen des ökonomiſchen Prinzips anführt (S. 289), die auch 
nach ſeiner eigenen Anſicht nicht unter den Begriff der Wirtſchaft 
fallen. Die Überlegungen, die ich anſtelle, bevor ich mich entſchließe, 
bei Nacht aufzuſtehen, um einen klappernden Fenſterladen zu be⸗ 
feſtigen, oder die Erwägungen, die mich leiten auf der Suche nach 
einem ſchattigen Ruheplätzchen bei einem Spaziergang im Walde, be⸗ 
ziehen ſich wirklich auf Handlungen, die mit keinen anderen im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen, obgleich auch hier zwei Größen von Luſt oder 
Unluſt nach dem ökonomiſchen Prinzip miteinander verglichen werden; 
aber ſchon die Frage, ob ich überhaupt einen Spaziergang machen 
oder die Zeit dafür nicht lieber dem Kunſtgenuß oder der Ordnung 
gewiſſer Vermögensangelegenheiten — etwa dem Studium des Kurs⸗ 
zettels — widmen ſoll, gehört in einen größeren Zuſammenhang von 
Überlegungen hinein, auf welchen die von Liefmann für den Begriff 
der Wirtſchaft aufgeſtellten Merkmale zweifelsohne zutreffen. 

Die Umgrenzung, die unſer Verfaſſer für das Weſen der Wirt⸗ 
ſchaft als Forſchungsgegenſtand der Volkswirtſchaftslehre abzuſtecken 
verſucht hat, iſt alſo in der einen Richtung zu weit; es hängt dies 
damit zuſammen, daß er ſeinen Ausgang nimmt vom ſogenannten 
ökonomiſchen Prinzip. In einer anderen Richtung iſt dieſe Begriffs⸗ 
beſtimmung aber ebenſo zweifelsfrei zu eng; auch für dieſen Fehler 
iſt der Grund in jenem verfehlten Ausgangspunkte zu erblicken. 
An der Stelle ſeines Werkes, wo Liefmann die tauſchwirtſchaftlich⸗ 
ſoziologiſche Auffaſſung der menſchlichen Wirtſchaft bekämpft, macht 
er die durchaus zutreffende Bemerkung, daß nach allgemein anerkannter 
Anſicht auch der naturalwirtſchaftliche Bauer wirtſchafte; gleichwohl 
treffe auf ihn der tauſchwirtſchaftlich⸗ſoziologiſche Begriff der Wirt⸗ 
ſchaft nicht zu, da er ja nicht mit anderen ſeinesgleichen in wirt⸗ 
ſchaftlichen Verkehrsbeziehungen ſteht. Ganz dasſelbe gilt aber auch 
vom ſogenannten ökonomiſchen Prinzip. Vor kurzem noch hat Schulze⸗ 
Gaevernitz in einem Auffaß !, den es wegen feines Gedankenreichtums 
ſehr zu leſen lohnt, trotzdem man ſeinem Verfaſſer keineswegs in allem 
zuſtimmen braucht, darauf aufmerkſam gemacht, daß das Prinzip 


1 „ Wirtſchaftswiſſenſchaft“, Feſtſchrift für Lujo Brentano zum 70. Geburts- 
tag, 1916, S. 401 ff.; die hier in Rede ſtehende Bemerkung ſteht auf S. 406. 
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der Wirtſchaftlichkeit nicht entfernt das geſamte wirtſchaftliche Da⸗ 
ſein der Menſchheit beherrſcht; ſonſt wäre die urzeitliche und 
mittelalterliche Wirtſchaft unſerer Wiſſenſchaft entzogen, da nicht 
der homo oeconomicus, ſondern ein „Vorwirtſchaftsmenſch“ dieſe 
breiteſten Gefilde alles Wirtſchaftslebens beherrſche; allerdings könnte 
Liefmann einwenden, daß die reine Wirtſchaftstheorie ſich mit dieſen 
„vorwirtſchaftlichen“ Entwicklungsſtufen der menſchlichen Wirtſchaft 
nicht zu befaſſen habe; dieſe ſeien Forſchungsgegenſtand teils der 
Wirtſchaftsgeſchichte, teils ſogar der Völkerkunde. Es brauche darum 
die reine Theorie bei der Aufſtellung ihres Begriffes der Wirtſchaft 
auf ſie keine Rückſicht zu nehmen. Aber es iſt einleuchtend, daß ſich, 
wenn man dieſen Standpunkt einnimmt, eine logiſch höchſt un⸗ 
befriedigende Zweiteilung des geſamten Gebietes der Wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaft ergibt. Zudem müßten jene Teile derſelben, welche die 
nicht vom Prinzip der Wirtſchaftlichkeit beherrſchten Entwicklungs⸗ 
ſtufen der menſchlichen Wirtſchaft unterſuchen, ſich ihrerſeits um die 
Aufſtellung eines für ihre Zwecke brauchbaren Begriffes der Wirt⸗ 
ſchaft bemühen. Sobald ihnen dies gelungen, begännen wiederum 
die Verſuche, die beiden getrennten Begriffe von einem höheren Ge⸗ 
ſichtspunkte aus zu vereinen. Die Schwierigkeit würde keineswegs 
beſeitigt, ſondern nur hinausgeſchoben. 

Wie man demnach auch die Frage drehe und wende: es bleibt 
bei der Feſtſtellung, daß es Liefmann nicht gelungen iſt, den Begriff 
der menſchlichen Wirtſchaft in befriedigender Weiſe zu faſſen. Ohne 
Bezugnahme auf den Gegenſtand, mit dem die Wirtſchaft es zu tun 
hat, dürfte das auch kaum möglich fein. Auf welche Weiſe in 
dieſem Falle die Klippen ſich vermeiden laſſen, an denen bis jetzt 
jeder Verſuch geſcheitert iſt, dieſe Aufgabe in einer Weiſe zu löſen, 
die ſowohl den theoretiſchen wie den geſchichtlichen Zweig der Wirt⸗ 
ſchaftswiſſenſchaft befriedigt, das beabſichtige ich in nicht zu ferner 
Zeit an einem anderen Orte darzulegen. Freilich trage ich mich 
nicht mit der Hoffnung, dadurch die geſamte Wirtſchaftswiſſenſchaft 
auf eine neue Grundlage zu ſtellen: bloß einen Beitrag zur Logik 
und Methodenlehre derſelben will ich geben. Auch geſtehe ich gern, 
daß mir ſelbſt der Gedanke nicht völlig zu eigen gehört, ſondern 
daß ich die Anregung dazu von dem geiſtvollen, aber viel zu wenig 
beachteten Hans v. Mangoldt! empfangen habe. 

1 Volkswirtſchaftslehre (1868), S. 26. — Liefmann zum Beiſpiel ſcheint 


v. Mangoldt völlig unbekannt zu ſein, obgleich nach meinem Gefühl ſchon der 
genius loci ihn hätte auf dieſen Schriftſteller müſſen aufmerkſam machen. 
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III 


Bekanntlich find Liefmanns Bemühungen um den Begriff der 
Wirtſchaft nicht Selbſtzweck; ihr Ergebnis ſoll vielmehr als Ausgangs⸗ 
punkt eines neuen theoretiſchen Syſtems verwendet werden. Nun 
find wir aber gezwungen geweſen, den Grundſtein als unbrauchbar 
zu verwerfen. Iſt damit auch die Unhaltbarkeit der weiteren Aus⸗ 
ſührungen dargetan? Wenn unſer Verfaſſer mit ſeiner Behauptung 
recht hätte, daß ſeine Theorie ausſchließlich auf ſeinem Begriff der 
Wirtſchaft aufgebaut wäre, fo träfe das zweifelsohne zu. Aber bei 
der weiteren Ausführung ſeines Planes ſchränkt er ſtillſchweigend 
und gewiß ihm ſelber unbewußt das Gebiet des Wirtſchaftlichen in 
einer ähnlichen Weiſe ein, wie dies diejenigen Theoretiker, die am 
Anfang ihrer Lehrbücher die Wirtſchaft als Gegenſtand der Wirt⸗ 
ſchaftstheorie für gleichbedeutend mit Sachgüterbeſchaffung oder Be⸗ 
dürfnisbefriedigung erklären, an derſelben Stelle zu tun pflegen. 
Wollten wir dieſelbe Art der Kritik an ihm üben wie er an den 
genannten Schriftſtellern, ſo müßten wir ſagen, er habe nicht eine 
Wirtſchaftstheorie, ſondern eine Theorie der harmoniſchen Lebens⸗ 
geſtaltung, der hedoniſtiſchen oder utilitariſtiſchen Ethik gegeben; das 
hat er aber nicht getan, ſich vielmehr trotz ſeines verfehlten Ausgangs⸗ 
punktes durchaus an jene Tatſachen gehalten, die man allgemein als 
wirtſchaftliche bezeichnet. Wir können uns demgemäß der Pflicht 
zur Kritik der weiteren Liefmannſchen Ausführungen in keiner Weiſe 
entziehen. Sehen wir zu! 

Die bis jetzt im Zuſammenhang vorliegenden poſitiven Teile 
des Liefmannſchen Lehrgebäudes haben die Grundtatſachen der Einzel⸗ 
wirtſchaft zum Gegenſtand und ſind in der zweiten Hälfte des hier 
beſprochenen Buches enthalten (S. 357 ff.); in einem erſten Teile 
desſelben wird das wirtſchaftliche Handeln im allgemeinen erörtert 
(S. 357—461), während in einem zweiten der Begriff und die ver⸗ 
ſchiedenen Erſcheinungsformen der Koſten (im Liefmannſchen Sinne) 
behandelt. werden. Es ſollen dieſe Ausführungen die Grundlage 
abgeben für die Erklärung der Vorgänge des wirtſchaftlichen Ver⸗ 
kehrs (Tauſch, Preis, Geld und Einkommenbildung), die einem 
zweiten Bande vorbehalten ſind, der binnen Jahresfriſt erſcheinen 
ſoll. Doch hat der Verfaſſer ſeine Anſchauungen hierüber vor 
Jahren ſchon in einem Schriftchen „Ertrag und Einkommen auf der 
Grundlage einer rein ſubjektiven Wertlehre“, Jena 1907, und in 
neuerer Zeit in zwei Aufſätzen „Die Entſtehung des Preiſes aus 
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ſubjektiven Wertſchätzungen, Grundlagen einer neuen Preistheorie“, 
Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik, 34. Bd. (1912), 
und „Konkurrenz⸗ und Monopoltheorie“, a. a. O., 41. Bd. (1915), 
niedergelegt, ſo daß ſich auch ohne jenen zweiten Band immerhin 
ein Begriff von ſeinem Syſtem gewinnen läßt. Doch ſollen dieſe 
Veröffentlichungen nur ganz nebenher zur Ergänzung herangezogen 
werden, da es denkbar wäre, daß ihr Verfaſſer ſich nicht mehr völlig 
zu jenen früher dargelegten Anſichten bekennte; hinſichtlich der älteren 
Schrift trifft dies ſogar zweifelsohne zu. Von den zwei Abſchnitten, 
welche der bis jetzt abgeſchloſſen vorliegende Teil des Liefmannſchen 
Lehrgebäudes umfaßt, iſt der erſte — der vierte des ganzen Buches — 
weitaus der wichtigſte, denn er iſt, wie bereits bemerkt, der allgemeinen 
Theorie des wirtſchaftlichen Handelns gewidmet; hier entwickelt der 
Verfaſſer ſeine von der bisherigen völlig abweichende Grundauffaſſung, 
auf der alles Weitere ruht. Es iſt darum verſtändlich, daß die 
Kritik bei ihm am längſten verweilt; denn erweiſt er ſich als trag⸗ 
fähig, ſo haben die darauf fußenden weiteren Darlegungen die Ver⸗ 
mutung für ſich, falls ſie nur logiſch einwandfrei abgeleitet ſind, 
während umgekehrt, wenn ſich hier ſchon Widerſprüche zeigen, ſeien 
es nun ſolche der Vorausſetzungen mit den Tatſachen der Erfahrung 
oder Widerſprüche der Vorausſetzungen untereinander, die Unhalt⸗ 
barkeit des ganzen Syſtems dargetan iſt. 

Liefmann geht bei der Aufſtellung ſeiner allgemeinen Theorie des 
wirtſchaftlichen Handelns aus von der Unterſcheidung zwiſchen Er⸗ 
werbs⸗ und Verbrauchswirtſchaft (S. 79 ff., 362 ff.). Alle wirt⸗ 
ſchaftlichen Tatſachen, ſo ſagt er (S. 368), würden durch die Ver⸗ 
brauchswirtſchaft veranlaßt, erfolgten um ihretwillen und müßten 
darum auch von der Theorie letzten Endes auf Erwägungen in ihr 
zurückgeführt werden; das gelte auch von den ſcheinbar ganz ſelb⸗ 
ſtändigen Erwerbswirtſchaften wie den Aktiengeſellſchaften etwa: 
auch ihr Zweck ſei die Erzielung eines Einkommens für die hinter 
ihnen ſtehenden Verbrauchswirtſchaften der Aktionäre. Ob die hier 
getroffene Unterſcheidung theoretiſch von ſolcher Wichtigkeit ſei, wie 
der Verfaſſer meint (S. 365), erſcheint mir immerhin zweifelhaft. 
Für die Frage nach der Organiſation der Volkswirtſchaft — auch 
eine Frage der „Theorie“, wenngleich keine der „reinen“ — iſt die 
im Laufe der Zeit erfolgte Loslöſung der Erwerbswirtſchaft von der 
Verbrauchswirtſchaft allerdings von der höchſten Bedeutung; aber 
damit haben wir es hier nicht zu tun. Nachdem jedoch einmal die 
Erwerbswirtſchaft ſich von der Verbrauchswirtſchaft getrennt hat, 
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wirtſchaftet ſie genau ſo, als ob ſie ſich Selbſtzweck wäre, und es iſt, 
was ihre leitenden Erwägungen anlangt, kein Unterſchied zwiſchen 
ihr und der Verbrauchswirtſchaft zu finden; die Theorie kann alſo 
beide als gleichartig behandeln. Es hängt hiermit die Tatſache zu⸗ 
ſammen, auf die ſchon Marſhall! hingewieſen hat, daß nämlich 
auf allen höheren Stufen der Kultur eine Menge von ökonomiſchen 
Vorgängen ihren Antrieb unmittelbar weniger dem Streben nach 
wirtſchaftlichen Gütern als dem Betätigungsdrang und, ſo können 
wir hinzufügen, dem „Willen zur Macht“ verdankt; daraus folgt aber, 
daß die Wirtſchaftslehre, jedenfalls ſoweit ſie ſich mit der Entwick⸗ 
lung der menſchlichen Wirtſchaft befaßt, zwar von den Bedürfniſſen 
als der Triebfeder des wirtſchaftlichen Handelns auszugehen hat, 
aber nicht von der Verbrauchswirtſchaft, da die für die fortſchreitende 
Veränderung und Umbildung des Wirtſchaftslebens wichtigſten unter 
den Bedürfniſſen, der Drang, ſich zu betätigen, Neues zu ſchaffen, 
den eigenen Machtbereich auszudehnen, nicht in der Verbrauchs⸗, 
ſondern in der Erwerbswirtſchaft ſeine Befriedigung findet. Für 
die reine Theorie mögen allerdings die Verhältniſſe anders liegen, 
jedenfalls ſoweit ſie ſich auf die Vorausſetzung der völlig entwicklungs⸗ 
loſen Wirtſchaft beſchränkt. Immerhin ergibt ſich aber aus dem 
Dargelegten, daß es keineswegs „an der materialiſtiſchen Auffaſſung 
der Wirtſchaft“ liegt, wie Liefmann meint (S. 365), wenn vor 
ſeinen Arbeiten die Unterſcheidung von Verbrauchs⸗ und Erwerbs⸗ 
wirtſchaft „längſt nicht in ihrer vollen Bedeutung erkannt worden 
iſt“. Wie er ſich aus den von Marſhall angeführten Schriftſtellern 
überzeugen kann, gebührt das Verdienſt, dieſen Gedanken zuerſt aus⸗ 
geſprochen zu haben, nicht ihm; es ſind aber gute Gründe geweſen, 
die von einer weiter ausgedehnten Anwendung desſelben abgehalten 
haben. 

Nach unſerem Schriftſteller geben demnach die Zwecke der Ver⸗ 
brauchswirtſchaft zu allem wirtſchaftlichen Handeln den Anlaß“ dieſe 
Zwecke laſſen ſich unter dem Begriff Befriedigung der Bedürfniſſe zu⸗ 
ſammenfaſſen. Dabei bemerkt Liefmann (S. 369) ganz richtig, daß alle 
nur denkbaren Bedürfniſſe zu wirtſchaftlicher Tätigkeit führen können; 
aber ſein Verſuch, die durch dieſe Bedürfniſſe hervorgerufenen wirtſchaft⸗ 
lichen von ebenſolchen nicht wirtſchaftlichen Handlungen zu ſcheiden, 


1 S. 136/7 der Überſetzung von Hugo Ephraim und Arthur Salz, 1905; 
vgl. auch Lujo Brentano, Verſuch einer Theorie der Bedürfniſſe, Sitzungs⸗ 
berichte der bayeriſchen Akademie der Wiſſenſchaften, 1908/10, an vielen 
Stellen. 
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mißlingt kläglich. Nach feiner bereits dargelegten Grundauffaſſung 
war nichts anderes zu erwarten. „Unzählige Bedürfniſſe“, ſo ſagt er 
(S. 369), „find nur deshalb in einem konkreten Falle keine wirtſchaft ⸗ 
lichen, weil ſie diesmal iſoliert betrachtet, nicht mit vielen anderen gegen⸗ 
einander abgewogen und der Geſamtheit der Koſten gegenübergeſtellt 
werden.“ Es iſt bezeichnend, daß Liefmann an den verſchiedenen 
Stellen, wo ſich dieſe oder eine ähnliche Auffaſſung ausgeſprochen 
findet, trotz aller Weitſchweifigkeit, an der ſein Buch leidet, und die 
deſſen Lektüre keineswegs zu einem Genuß macht, niemals ein Bei⸗ 
ſpiel für ein ſolches bald wirtſchaftliches, bald nicht wirtſchaftliches 
Bedürfnis anführt. Ich bin überzeugt, es wäre ihm nicht gelungen. 
Wohl aber habe ich ihm gegenüber nachgewieſen, daß ſich das von 
ihm aufgeſtellte Merkmal des Wirtſchaftlichen an zahlreichen Tat⸗ 
beſtänden zeigt, die kein Menſch — auch er ſelbſt nicht — als wirt⸗ 
ſchaftliche zu benennen wagte. Hätte er dagegen die Bedürfniſſe 
unterſchieden in ſolche, zu deren Befriedigung eine Umgeſtaltung der 
außermenſchlichen Umwelt erforderlich iſt (durch eine Umwandlung 
von Stoff und Kraft!), und in ſolche, bei deren Befriedigung ſich die 
Umgeſtaltung auf den Menſchen ſelbſt (entweder ſeinen eigenen Körper 
und Geiſt oder den ſeiner Mitmenſchen) beſchränkt, ſo wäre ihm eine 
auch den ſtrengſten logiſchen Anſprüchen genügende Scheidung der 
zwei großen Tätigkeitsbereiche der Menſchheit und Begriffsbeſtimmung 
der Wirtſchaft gelungen. 

Die nunmehr in zwei getrennten Abſchnitten (Die Bebürfnifie 
S. 369—375; die Goſſenſchen Sätze über den Nutzen S. 385—390) 
folgende poſitive Darſtellung der Lehre von den Bedürfniſſen gibt, 
im ganzen genommen, zu keinen Einwendungen den Anlaß; um ſo 
mehr iſt dies aber der Fall hinſichtlich der Auseinanderſetzungen 
mit anderen Schriftſtellern, die die Ausführungen in einer für den 
Leſer ermüdenden Weiſe begleiten. 

Kwar kann man unſerem Verfaſſer vom Standpunkt der reinen 
Theorie aus vielleicht zuſtimmen, wenn er betont (S. 371/372), daß 
ſie nichts, weder über das Weſen noch über die Arten der Bedürf⸗ 
niſſe, auszuſagen, ſondern ſich mit den Goſſenſchen Geſetzen, betreffend 
ihre Sättigung, zu begnügen habe. Aber dann muß man ſich dar⸗ 
über im klaren ſein, daß die Theorie hiermit ſich eines jeglichen 


1 Hierher zu rechnen ſind auch die entgoltenen perſönlichen Dienſte, da 
das Entgelt ja letzten Endes in der Verfügungsübertragung über ſolche Um⸗ 
wandlungen beſteht. 
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Hilfsmittels, die Tatſachen der Entwicklung der menſchlichen Wirt⸗ 
ſchaft zu erklären, begibt. Denn neben dem Drang nach Betätigung 
und dem Streben nach Macht iſt es doch hauptſächlich die ununter⸗ 
brochen vor ſich gehende Umbildung, Erweiterung und Verſchiebung 
der übrigen menſchlichen Bedürfniſſe, welche zu der ſtetigen Um⸗ 
geſtaltung der Wirtſchaft und den daraus erwachſenden ungeheuer 
wichtigen wirtſchaftlichen Erſcheinungen führt. Schumpeter hat in 
ſeinem Buche „Das Weſen und der Hauptinhalt der theoretiſchen 
Nationalökonomie“, 1908, mutig dieſe Folgerung gezogen; er be⸗ 
tont ſelbſt (S. 587), daß ſein Syſtem der reinen Theorie gegenüber 
ſo bedeutſamen Tatſachen wie der Kapitalbildung, dem Kapitalzins, 
dem Unternehmergewinn, den Konjunkturſchwankungen uſw. verſage; 
in einer völlig entwicklungsloſen Wirtſchaft könnten ſich all dieſe 
Erſcheinungen nicht finden . Auch Goſſen, als deſſen wahren Voll⸗ 
ender ſich doch Liefmann hinſtellt (S. 390), war die Tatſache der 
Veränderung der Bedürfniſſe und ihre Bedeutung für die Ent⸗ 
wicklung der Wirtſchaft wohlbekannt; er hat ihr in ſeinem zweiten Ge⸗ 
ſetz und im dritten Korollar zu ſeinen beiden Grundgeſetzen Ausdruck 
verliehen ?. Dagegen findet ſich bei unſerem Verfaſſer befremdender⸗ 
weiſe keine Spur der Kenntnis dieſes zweiten Geſetzes. Hätte er 
Goſſens Ausführungen berückſichtigt, ſo hätte er auch einen Stand⸗ 
punkt zur Beantwortung der Streitfrage gewonnen, ob es Bebürf- 
niſſe gebe, die dem Sättigungsgeſetz nicht unterliegen, und er hätte 
ſie nicht einfach durch einen Machtſpruch zu entſcheiden nötig gehabt 
(S. 387/388)“. Auch iſt nicht einzuſehen, wieſo jeder Verſuch einer 
Einteilung der Bedürfniſſe nach ihrer Rangordnung, ſoweit dies 
rein nach tatſächlichen Geſichtspunkten geſchieht, Werturteile in die 
Wirtſchaftstheorie hineintrage (S. 372). Ebenſowenig trifft die Be⸗ 
hauptung zu, daß durch den großen Krieg innerhalb der ganzen 
Volkswirtſchaft die Rangordnung der Bedürfniſſe über den Haufen 
geworfen worden ſei. Sie iſt vielmehr innerhalb der Einzelwirt⸗ 
ſchaften im weſentlichen geblieben, wie ſie war. Was ſich verändert 
hat, iſt die Verteilung der zu ihrer Befriedigung verfügbaren Mittel 
auf die einzelnen Arten; da die Geſamtmenge dieſer beträchtlich 
kleiner geworden iſt, ſo konnte es ſich ſelbſtverſtändlich ereignen, daß 


1 Bereits Schumpeters Vorgänger — Walras, Pareto und Pantaleoni — 
haben das eingeſehen. Vgl. Gide et Rist, Histoire des doctrines écono- 
miques, 1909, S. 604, Anm. 1. 

* Entwickelung der Geſetze des menſchlichen Verkehrs, S. 5 und 21. 

® Bol. auch Brentano, Verſuch einer Theorie der Bedürfniſſe, S. 47 ff. 
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ganze Bedürfnisgattungen um ihre Befriedigung kamen, einfach des⸗ 
halb, weil all ihre Regungen unter der Dringlichkeitsſtufe blieben, 
bei der wegen der verringerten Mittel abgebrochen werden mußte. 
Bei denen, die Konjunkturgewinne machten und deren Mittel ſich 
dadurch vermehrten, iſt das Umgekehrte eingetreten. 

Endlich noch ein letzter Punkt in Liefmanns Darſtellung der 
Bedürſnislehre, der zu dem lebhafteſten Widerſpruch den Anlaß gibt; 
er zeigt aufs deutlichſte, in wie leichtfertiger Weiſe unſer Verfaſſer 
mit dem wiſſenſchaftlichen Anſehen ſeiner Vorgänger umgeht. Be⸗ 
hauptet doch Liefmann bei ſeiner Wiedergabe der Lehre Goſſens 
nicht mehr und nicht weniger, als daß kein Theoretiker bis jetzt 
das zweite Korollar! des genannten Schriftſtellers auch nur erwähnt 
habe, trotzdem es für die Erkenntnis des wirtſchaftlichen Handelns 
noch unendlich viel wichtiger ſei als der Satz vom abnehmenden 
Nutzen bei zunehmender Bedürfnisbefriedigung. Es lautet: „Der 
Menſch, dem die Wahl zwiſchen mehreren Genüſſen frei ſteht, deſſen 
Zeit aber nicht ausreicht, alle vollaus fich zu bereiten, muß, wie 
verſchieden auch die abſolute Größe der einzelnen Genüſſe ſein mag, 
um die Summe ſeines Genuſſes zum größten zu bringen, bevor er 
auch nur den größten ſich vollaus bereitet, ſie alle teilweiſe bereiten, 
und zwar in einem ſolchen Verhältnis, daß die Größe eines jeden 
Genuſſes in dem Augenblick, in welchem ſeine Bereitung abgebrochen 
wird, bei allen noch die gleiche bleibt.“ Ich will hier davon ab⸗ 
ſehen, daß ſich bei Jevons! Ausführungen finden, die dieſes Geſetz 
vorausſetzen; daß Pantaleoni? es mit den eigenen Worten von 
Goſſen und unter Nennung von deſſen Namen anführt; daß es 
endlich auch den engliſchen“ und amerikanischen ® Theoretikern ſicher⸗ 
lich nicht unbekannt iſt: der Verfaſſer hat augenſcheinlich keine in 
fremder Sprache erſchienenen Schriften berückſichtigt. Inwieweit er 


1 So und nicht mit dem Namen des zweiten Goſſenſchen Geſetzes möchte 
ich den in Rede ſtehenden Satz bezeichnen, da er eine bloße Folgerung aus dem 
erſten Goſſenſchen Geſetze — ohne Hinzufügung neuer Elemente — enthält. 

® Theory of political economy, 3. Aufl., 1888, S. 60 ff., 139 ff., 217. 
Auf S. 445 feines Werkes zeigt Liefmann, daß er um die Kenntnis dieſes 
Satzes bei Jevons wußte. Warum aber dann auf S. 389/390 die apodiktiſche 
Behauptung? 

8 Principii di economia pura, 2. Aufl., 1894, S. 44. 

4 Marſhall, Handbuch der Volkswirtſchaftslehre, Deutſche Ausgabe, 
S. 160/161. 

s gl. zum Beiſpiel Clark, Essentials of economic theory, 1907, 
S. 98/99. 
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bei dieſer Sachlage das Recht hat, alle bisherigen Theoretiker in 
Grund und Boden hinein zu verdammen, wie er es faſt auf jeder 
Seite ſeines Werkes tut, ſteht noch nicht zur Unterſuchung. Aber 
auch in deutſch geſchriebenen Büchern findet ſich jenes Geſetz berück⸗ 
ſichtigt, wenngleich oft nur dem Sinne nach und meiſt nicht in An⸗ 
lehnung an Goſſen. Allerdings iſt richtig, daß die öſterreichiſchen 
Grenznutzentheoretiker im allgemeinen nur eine ſehr verſchwommene 
Kenntnis desſelben verraten“; aber dieſe Schule iſt nicht ohne weiteres 
gleichzuſetzen der „bisherigen Theorie“. Schon Wilhelm Launhardts! 
Lehre vom „Gleichgewicht des Haushaltes“ ſtellt doch nichts anderes 
dar als die Anwendung dieſes Geſetzes auf die mit anderen in Aus⸗ 
tauſchbeziehungen ſtehende Einzelwirtſchaft. Dasſelbe trifft für 
Schumpeters „Geſetz des Grenznutzenniveaus“ zus. Brentano endlich 
hat das Geſetz in engſter Anlehnung an Goſſen zu einem der Grund⸗ 
pfeiler feiner Wertlehre* gemacht. Da Liefmann dieſes Schriftchen 
Brentanos zweifelsohne nicht unbekannt geblieben iſt, ſo iſt es nicht 
anders denn als grobe Fahrläſſigkeit zu bezeichnen, wenn er ſeine 
Behauptung in dieſer Allgemeinheit aufſtellt. Doch verfolgen wir 
den Gedankengang unſeres Schriftſtellers weiter! 

Wenn der Zweck der Wiſſenſchaft, ſo fährt er fort (S. 375, 660), 
nach dem Geſagten etwas Seeliſches iſt, Bedürfnisbefriedigung, 
Nutzen, dann können ihm die Mittel auch nicht als eine Menge 
materieller Güter gegenübergeſtellt werden, denn ſonſt wäre, da es 
ſich um Größen verſchiedener Art handelt, eine Vergleichung zwiſchen 
Erfolg und Aufwand nicht möglich. Die Güter ſind aber nicht 


—— — —Eä»—C—— 


1 Karl Menger, Grundriß der Volkswirtſchaftslehre, 1871, S. 94; 
E. v. Böhm⸗Bawerk, Grundzüge der Theorie des wirtſchaftlichen Güter⸗ 
werts, Jahrbücher für Nationalökonomie und Statiſtik, Neue Folge, 13. Band, 
1886, S. 37 ff., 68 ff.; Friedrich Freiherr von Wieſer, Der natürliche 
Wert, 1889, S. 13; Derſelbe, Theorie der geſellſchaftlichen Wirtſchaft, Grund⸗ 
riß der Sozialökonomik, 1. Abteilung, 1914, S. 166/67, 288/89; Emil Sax, 
Grundlegung der theoretiſchen Staatswirtſchaft, 1887, S. 268; Eugen 
von Philippovich, Grundriß der politiſchen Okonomie, 11. neubearbeitete 
Auflage, 1916, S. 33. 

2 Mathematiſche Begründung der Volkswirtſchaftslehre, 1885, S. 56. 

2 Das Weſen und der Hauptinhalt der theoretiſchen Nationalökonomie, 
1908, S. 131/32. In ſeinem erſten Aufſatz im Archiv für Sozialwiſſenſchaft 
und Sozialpolitik, 34. Bd., S. 23, gibt Liefmann übrigens zu, daß Schumpeter 
dieſer Satz bekannt ſei. 

4 Die Entwicklung der Wertlehre, Sitzungsberichte der Kgl. bayer. Akademie 
der Wiſſenſchaften, philoſ.⸗philolog. und hiſtor. Klaſſe, 1908, 3. Abhandlung. 
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Mittel der Wirtſchaft; Mittel der Wirtſchaft find vielmehr die 
Koſten, der Aufwand, ein Schätzungsbegriff. Was ſind aber die 
Koſten? Die letzten Koſten ſind die Unluſtgefühle, die Anſtrengungen, 
die mit der Beſchaffung der äußeren Güter verbunden ſind. Nur 
mittelbar können äußere Güter und in der mit anderen in Verkehr 
ſtehenden Wirtſchaft auch das Geld als Koſten angeſehen werden 
(S. 376, 391 ff.). „Wenn wir von wenigen Ausnahmen abſehen,“ 
mit dieſen Worten legt Liefmann ſeine Grundanſchauung ſchon zu 
Anfang ſeines Buches dar (S. 70), „die für die Bedarfsverſorgung 
nicht in Betracht kommen: Güter, die wegen ihrer Seltenheit ge⸗ 
ſchätzt werden, Diamanten, Bilder verſtorbener Meiſter und dergleichen, 
ſo ſind nicht die Gegenſtände der Außenwelt beſchränkt vorhanden, 
ſondern beſchränkt iſt nur ein Mittel, welches aber gerade kein äußeres 
iſt und in der herrſchenden Theorie nicht als wirtſchaftliches Gut 
gilt!, die menſchliche Arbeitskraft, ſie ſich anzueignen. Von faſt 
allen Gegenſtänden der Außenwelt könnten noch unendlich viel größere 
Quantitäten beſchafft werden .., wenn nicht die menſchliche Arbeitskraft 
beſchränkt wäre.“ (Ahnlich auf den S. 270/271, 279/800, 300/301, 
313 u. a. m.) Allerdings darf man auch die menſchliche Arbeitskraft 
nicht techniſch⸗quantitativ auffaſſen; es handelt ſich nicht um die Ver⸗ 
mehrung der Zahl der Arbeiter oder die Steigerung der Summe der 
von ihnen geleiſteten Arbeitsſtunden, ſondern, wie bereits bemerkt, 
„um die Unluſtgefühle, die Anſtrengungen, die mit der Beſchaffung 
der äußeren Güter verbunden ſind“. „Für den Koſtenfaktor Arbeits⸗ 
mühe gilt nun ein Satz, der das Gegenſtück zum Goſſen ſchen Satze 
vom abnehmenden Nutzen darſtellt, daß nämlich die Arbeitsmühe an 
Stärke mit weiterer Aufwendung immer zunimmt. Jede folgende 
Einheit, zum Beiſpiel jede weitere Arbeitsſtunde, wird ſtärker als 
Unluſtgefühl empfunden als die vorhergehende“ (S. 394/395). „Nicht 
an der Beſchränktheit der Gegenſtände der äußeren Natur, ſondern 
an der Beſchränktheit unſerer Arbeitsfähigkeit, an der wachſenden 
Arbeitsmühe ſcheitert im letzten Grunde die weitere Bedarfsver⸗ 
ſorgung“ (S. 70). 

Von dieſen Erwägungen ausgehend, gelangt Liefmann dazu, 
ſeinen Begriff des „Konſumertrages“ und ſein „Geſetz des Ausgleichs 


— — 


1 Wie unrecht Liefmann auch mit dieſer Behauptung hat, ergibt ſich 
daraus, daß zum Beiſpiel bei Schumpeter, dem „Quantitätsnationalökonomen“, 
„Weſen und Hauptinhalt“, S. 127, Anm. 1, die Arbeit ausdrücklich als wirt⸗ 
ſchaftliches Gut bezelchnet wird. 


1099] Nutzen und Koſten als Grundlage der reinen Wirtf haftötheorie 269 


der Grenzerträge“ aufzuſtellen (S. 397 ff.). Er fieht hierin den 
wichtigſten Teil ſeiner Lehre und etwas völlig Neues. Das Streben 
nach dem möglichſt großen Ertrag gelte nämlich nicht bloß für das 
wirtſchaftliche Handeln des Einzelnen, ſondern ganz ebenſo in der 
Tauſchwirtſchaft für den Preis. Dort beſtimme das Geſetz des 
Ausgleichs der Grenzerträge, und zwar auch bei den Erwerbs⸗ 
wirtſchaften, den Preis, der für eine der Erwerbswirtſchaften, die 
letzte, die noch zum Angebot kommt, den Grenznutzen, für eine der 
Verbrauchswirtſchaften, die letzte, die noch kaufen kann, die Grenz⸗ 
koſten bedeute (S. 417). So ſei ſein eigenes auf dem Ertrags⸗ 
gedanken beruhendes theoretiſches Syſtem das einzige, welches wirk⸗ 
lich aus ſubjektiven Bedarfsempſindungen den Mechanismus der 
Tauſchwirtſchaft erkläre. Der Grenznutzenlehre ſei das nicht möglich 
(S. 430; ebenſo S. 417). Denn der Ertragsgedanke ſei noch nie, der 
Grenzgedanke zwar ſehr häufig, aber ausnahmelos in der falſchen 
Richtung, nämlich zur Beſtimmung des „Wertes“, der Ausgleich⸗ 
gedanke nur von Goſſen zur Erklärung des wirtſchaftlichen Handelns 
angewendet werden (S. 436). 

Doch verfolgen wir Liefmanns poſitive Darſtellung weiter! 

Das Weſen der Wirtſchaft, ſo laſſen ſich Liefmanns fernere 
Ausführungen wohl in Kürze wiedergeben, beſteht darin, daß Nutzen 
und Koſten miteinander verglichen werden; denn der Menſch befriedigt 
nicht, „wie bisher die Theorie immer meinte“ (S. 410), ſeine Be⸗ 
dürfniſſe einfach in der Reihenfolge ihrer Stärke, ſondern er ſtellt 
der Unluſt des unbefriedigten Bedürfniſſes gegenüber den mit deſſen 
Befriedigung verbundenen Aufwand an Unluſt als Koſten. Nur in 
dem Fall, daß das erſtgenannte unangenehme Gefühl überwiegt, mit 
anderen Worten: nur wenn ſich ein Überſchuß an Luſt erzielen läßt, 
wird die betreffende Bedürfnisregung befriedigt (S. 410, 438/439). Das 
gilt immer, einerlei ob die Koſten unmittelbar in Arbeitsmühe oder 
mittelbar in konkreten Gütern oder in Geld gerechnet werden. Den 
Überſchuß an Luft gegenüber dem zur Bedürfnisbefriedigung not⸗ 
wendigen Aufwand als Unluſt empfundener Koſten bezeichnet Liefmann 
als „Ertrag“. Das Ziel der Wirtſchaft iſt möglichſt große Geſamt⸗ 
bedarfsbefriedigung mit möglichſt geringen Koſten (S. 424) 1; „der 


1 Meines Wiſſens nur an dieſer einen Stelle bezeichnet Liefmann einen 
möglichſt großen Ertrag als „Ziel“ der Wirtſchaft; an anderen Stellen heißt 
es, ein Maximum von Ertrag ſei die „RNichtſchnur“ (S. 412) oder die „Maxime“ 
(S. 418) des wirtſchaftlichen Handelns. „Der Ertrag”, jo ſagt er gar (S. 413) 
zur Begründung dieſes Sprachgebrauches, „kann als Relationsbegriff nicht das 
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Geſamtkonſumertrag der Wirtſchaft muß ein Größtes fein“ (S. 418). 
Nach dem beſprochenen zweiten Korollar Goſſens wird dies dann 
erreicht, wenn die letzten Erträge jeder Bedürfnisbefriedigung, d. h. 
das Verhältnis der Luſtempfindung zu der mit ihrer Erzielung 
verbundenen Unluſtempfindung, gleich groß ſind; mit anderen Worten: 
es darf kein Bedürfnis bis zu einem ſolchen Grade befriedigt werden, 
daß der Nutzen, der mit der zuletzt aufgewendeten Koſteneinheit erzielt 
wird, im Verhältnis zu den Koſten dieſer Bedürfnisbefriedigung ge⸗ 
ringer iſt als der Nutzen bei den anderen Bedürfnisbefriedigungen 
im Verhältnis zu den dort aufgewendeten Koſten (S. 416). Das iſt 
„das Geſetz des Ausgleichs der Grenzerträge“ (S. 413). 

Man könnte nun verſucht ſein, anzunehmen, daß die möglichſt 
vollkommene Bedarfsbefriedigung in der Verbrauchswirtſchaft dann 
erzielt werde, wenn der Ertrag der letzten Einheit, alſo ihr Grenz⸗ 
ertrag, bei allen Bedürfniſſen nahezu gleich Null werde. Daß dies 
„theoretiſch“ notwendig ſei, wird vom Verfaſſer zugegeben; „prinzi⸗ 
piell“ könne, fo ſagt er (S. 418/419), die Wirtſchaftstätigkeit ſo lange 
fortgeſetzt werden, wie überhaupt noch ein Überſchuß von Nutzen 
über die Koſten und damit auch ein Zuwachs von reinem Nutzen 
erzielt werde. Daß es ſich auch in der Wirklichkeit ſo verhalte, wird 
dagegen vom Verfaſſer auf das lebhafteſte beſtritten (S. 422). Es 
wird ſpäter auf dieſen überaus wichtigen Punkt zurückzukommen ſein; 
denn von ihm hängt, wie ſich zeigen wird, die Entſcheidung über die 
Haltbarkeit des Liefmannſchen Lehrgebäudes weſentlich ab. 

Bei der Kritik dieſes Teiles des uns vorliegenden Syſtems ſind 
wieder drei Punkte auseinanderzuhalten. Zunächſt der Anſpruch des 
Verfaſſers auf völlige Neuheit der von ihm entwickelten Gedanken; 
dann ſeine Beurteilung verwandter oder abweichender Lehren ſeiner 
Vorgänger, endlich die Frage, ob ſein Syſtem mehr leiſte für die 
Beſchreibung und Erklärung der Tatſachen des Wirtſchaftslebens als 
die früheren, namentlich als die ſubjektive Wert: und Preislehre. 
Dieſe beiden letztgenannten Aufgaben müſſen zuſammengefaßt werden 
und ſollen hinüberführen zu einem neuen Abſchnitt, welcher der 


Ziel der Wirtſchaftsſubjekte fein.” Aber nach S. 424 (in dem Abſchnitt: „IR 
der Ertrag das Verhältnis oder eine Differenz von Nutzen und Koſten?“) läßt 
ſich der Geſamtkonſumertrag jedenfalls „als Differenz betrachten“. An dieſen 
wie an anderen Stellen des vorliegenden Buches wird man an das Wort aus 
der Hexenküche erinnert: 

— — — ein vollkommner Widerſpruch 

Bleibt gleich geheimnisvoll für Kluge wie für Toren. 
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Auseinanderſetzung mit Liefmanns Einwänden gegen die ſubjektive 
Wert- und Preislehre gewidmet iſt. 

Am einfachſten iſt die Frage nach den Entdeckeranſprüchen unſeres 
Verfaſſers zu beantworten. Abgeſehen von Adam Smith! und von 
Goſſen !, iſt die „ſubjektive Arbeitswertlehre“, wie ich fie nennen 
möchte, weil fie die Bedeutung der Arbeit für die wirtſchaftliche 
Wohlfahrt des Menſchen nicht wie die „objektive“ nach dem äußeren 
Merkmal der Arbeitszeit, ſondern nach dem Maße der damit ver⸗ 
bundenen Mühe und Unluſt zu ſchätzen unternimmt, in aller Aus⸗ 
führlichkeit meines Wiſſens zum erſten Male von Jevons“ dargelegt 
worden. Er hat ſowohl in England und Amerika wie auch in 
Oſterreich zahlreiche Nachfolger“ gefunden, von denen als die be⸗ 
kannteſten Marſhall' und Emil Sax“ genannt ſeien. Sie führen 
alle zumindeſt neben dem Gebrauchswert des begehrten Gutes noch 
die Unluſt, die mit ſeiner Beſchaffung verbunden iſt, als Urſache 


1 Erſtes Buch, 5. Hauptſtück: „Der wahre Preis eines jeden Gutes, das, 
was jedes Gut wirklich dem Menſchen koſtet, der er zu beſitzen wünſcht, iſt die 
Arbeit und Mühe, es ſich zu beſchaffen ... Die Arbeit war (I!) der erſte Preis, 
die urſprüngliche Kaufſumme, die für alle Güter bezahlt wurde.“ 

2 Liefmann tut auch Goſſen Unrecht, wenn er (S. 255/256; ähnlich S. 889 
und 444) behauptet: „Goſſen kennt das Koſtenmoment nur in der Form der 
Zeit“ und berückſichtige nicht, „daß die Bereitung der Genüſſe auch Arbeits ⸗ 
anſtrengungen und Opfer an Sachgütern erfordert“. Hätte er mehr als die 
erſten Seiten von Goſſens Buch geleſen, ſo hätte er finden müſſen, daß dieſe 
Behauptung nicht richtig iſt. Macht Goſſen doch (Entwickelung der Geſetze des 
menſchlichen Verkehrs, S. 35) darauf aufmerkſam, daß der Wert des durch die 
Arbeit Geſchaffenen genau um ſo viel vermindert werde, wie die Beſchwerde der 
Arbeit beträgt. Und S. 45 findet ſich ein Gedanke ausgeſprochen, der mit 
Liefmanns „Geſetz des Ausgleichs der Grenzerträge“ übereinſtimmt. „Um ein 
Größtes von Lebensgenuß zu erhalten,“ ſo heißt es dort, „hat der Menſch ſeine 
Zeit und Kräfte auf die Bereitung der verſchiedenen Genüſſe derart zu ver⸗ 
teilen, daß der Wert des letzten bei jedem Genuß geſchaffenen Atoms der Größe 
der Beſchwerde gleich kommt, die es ihm verurſachen würde, wenn er dieſes 
Atom in dem letzten Moment der Kraftentwicklung ſchaſſte.“ Wenn ein Teil der 
Goſſenſchen Lehre „immer totgeſchwiegen und ſo abſichtlich (l) ein ganz falſches 
Bild von Goſſens Leiſtungen erzeugt“ wird (S. 389), fo trägt Liefmann mit 
die Schuld. 

2 g. a. O., 3. Aufl., S. 167 ff. 

4 Bol. Schumpeter, Das Weſen und der Hauptinhalt der theoretiſchen 
Nationalökonomie, S. 221 ff. 

s a. a. O. S. 179 ff. 

6 Grundlegung der theoretiſchen Staatswirtſchaft, 1887, S. 226; Die 
neueſten Fortſchritte der nationalökonomiſchen Theorie, 1889, S. 14 ff. 
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oder Maßſtab des Güterwertes an. „Das Maß der mit der konkret 
notwendigen Arbeit gegebenen Unluſt“, jo ſagt zum Beiſpiel Sax“, 
„ſteht dem Maße der Luſt gegenüber, welche durch die Befriedigung 
des Bedürfniſſes erwächſt, und der Menſch entſchließt ſich zu der 
notwendigen Arbeit nur dann, wenn die Luſt der Befriedigung über⸗ 
wiegt... Überwiegt die (Unluſt) der Arbeit gegenüber einem Be 
dürfniſſe von gewiſſem Stärkegrade, ſo verzichtet er auf die Be⸗ 
friedigung; das Verlangen nach dem betreffenden Gute erkaltet durch 
die Unluſt der dazwiſchenliegenden Arbeit.“ Das ſtimmt durchaus 
mit der Liefmannſchen Auffaſſung überein. Unſer Schriftſteller unter⸗ 
ſcheidet ſich nur inſofern von dieſen ſeinen Vorgängern, als er glaubt, 
des vermittelnden Wertbegriffes entbehren und unmittelbar die Unluſt 
des unbefriedigten Bedürfniſſes mit der Unluft der Arbeitsaufwendung 
vergleichen zu können. 

Was ferner den „Ertragsgedanken in der Konſumwirtſchaft“ 
anlangt, ſo kann ich mit dem beſten Willen nichts anderes darin 
finden als dasſelbe, was man früher „Gewinn im Tauſch“ nannte, 
erweitert auf alle wirtſchaftlichen Handlungen der Verbrauchswirtſchaft. 
Wenn Liefmann behauptet (S. 440), ſchon durch die Verbindung 
mit dem Preiſe ſei der Begriff des Gewinnes im Tauſche „etwas 
ganz anderes“ als fein Ertragsgedanke, der eine Richtſchnur des 
wirtſchaſtlichen Handelns darſtelle und die Gegenüberſtellung von 
Nutzen und Koſten bedeute, fo iſt das ein Streit um Worte; denn 
was anderes veranlaßt zum Tauſche als die Gegenüberſtellung von 
Nutzen und Koſten und die daraus entſpringende Erkenntnis, daß für 
den Verbraucher durch die Vornahme des Tauſches ein Gewinn an 
Nutzen, ein „Ertrag“ erzielt werde? Je länger, je mehr hat ſich 
Liefmann in eine Geiſtesverfaſſung hineingearbeitet, die alles, was 
vor ihm geleiſtet wurde, als „etwas ganz anderes“ ablehnt. Dagegen 
gebe ich gern zu, daß das Beiſpiel, das Marſhall zur Ver⸗ 
anſchaulichung (nicht zur Begründung!) des Begriffes ſeiner „Kon⸗ 
ſumentenrente“ anwendet, völlig verfehlt iſt, und ich würde es auch mit 
unſerem Verfaſſer „ganz unſinnig“ (S. 441) nennen, wenn ich überhaupt 
derartige Bezeichnungen bei der Erörterung wiſſenſchaftlicher Fragen 
für förderlich hielte. Zudem tut das verkehrt gewählte Beiſpiel der 
Richtigkeit des ihm voraufgehenden allgemeinen Satzes keinen Eintrag. 

Daß endlich das „Geſetz des Ausgleichs der Grenzerträge“ keinen 
neuen Gedanken darſtellt, ergibt ſich aus dem, was oben über die 


1 Die neueſten Fortſchritte, S. 15. 
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Kenntnis des ſogenannten zweiten Goſſenſchen Korollars bei anderen 
Schriftſtellern nachgewieſen worden iſt. 

Neu kann demnach bloß die Verknüpfung dieſer Gedanken und 
ihre Benutzung zur Erklärung gewiſſer wirtſchaftlicher Grundtatſachen 
ſein. Es handelt ſich darum, feſtzuſtellen, ob dieſe neue Leiſtung 
Liefmanns auch richtig ſei. 

Um einen Standpunkt zur gerechten Beurteilung des im vorher⸗ 
gehenden wiedergegebenen Hauptteils des Liefmannſchen Lehrgebäudes 
zu gewinnen, iſt es nötig, feſtzuſtellen, welchen Zweck er damit verfolgt. 
Hierüber ſpricht er ſich an verſchiedenen Stellen ſeines Werkes deutlich 
aus. Bereits in ſeinem Aufſatz „Die Entſtehung des Preiſes aus 
ſubjektiven Wertſchätzungen“ (a. a. O. zum Beiſpiel S. 14, 416, 
417) macht er allen früheren Preislehren zum Vorwurf, ſie gingen 
von beſtimmten Größen des Angebotes und der Nachfrage aus, während 
doch eigentlich die Aufgabe ſei, zu erklären, wieſo es zu einem Angebot 
und zu einer Nachfrage komme, die beide für jede gegebene Preishöhe 
einen anderen Umfang hätten. Dieſen Gedanken dehnt er in ſeinen 
„Grundſätzen“ auf das ganze Gebiet der Wirtſchaft aus. „Es ſind 
nicht Gütermengen gegeben,“ jo heißt es dort (S. 30), „ſondern das 
wirtſchaftliche Problem innerhalb der Einzelwirtſchaft wie im ganzen 
Tauſchverkehr iſt das: auf welche Bedürfniſſe und in welchem Umfange 
werden Koſten, in letzter Linie Arbeitsmühe, die nicht gegeben iſt, 
aufgewendet?“ 

Es fällt nun nicht ſchwer, nachzuweiſen, daß Liefmann ſchon in 
ſeinen Vorausſetzungen in Widerſpruch gerät zu der Aufgabe, deren 
Löſung er ſich vorgenommen hat. Dabei will ich ganz davon abſehen, 
daß nicht jede Arbeit mit Unluſt verbunden iſt, und daß die, von 
welcher man es gewöhnlich annimmt, es wenigſtens bei Beſchränkung 
auf ein geringeres Maß kaum wäre. Es kommt hier all das in 
Betracht, was ſchon früher über den Betätigungsdrang als Triebfeder 
namentlich der wirtſchaftlichen Entwicklung ausgeführt worden iſt. 
Um aber nicht durch dieſen naheliegenden Einwand Liefmanns 
Gedankengang ſchon von vornherein die Unterlage zu entziehen, gehe 
ich davon aus, daß die menſchliche Arbeit ein ſehr vielſeitig verwend⸗ 
bares Produktionsmittel und als ſolches ein Gut höherer Ordnung, 
ein Koſtengut iſt, das jedenfalls ſchon darum, weil es nicht in be⸗ 
liebigen Mengen zur Verfügung ſteht, wirtſchaftlich verwendet werden 
muß, einerlei, wie es ſich um die damit angeblich verbundene Luſt oder 
Unluſt nun verhalten möge. Aber ſelbſt dann läßt ſich nachweiſen, 


daß es gar nicht zutrifft, daß die meiſten Wirtſchafter vor die Aufgabe 
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geſtellt ſeien, „zu erwägen, ob ſie als Erwerbstätige durch vermehrte 
Arbeit ihr Geldeinkommen ſteigern ſollen“ (S. 295). Das trifft 
zunächſt für den Unternehmer nicht zu: ſein Einkommen hängt ganz 
und gar nicht von dem Ausmaß ſeiner Arbeit ab, ſondern von der 
Lage des Marktes; iſt dieſe günſtig, ſo erzielt er oft bei geringerer 
Mühe einen größeren Gewinn. Ferner überlegt er, wenn die Frage 
einer Geſchäftserweiterung an ihn herantritt, weniger, ob er ſich der 
vermehrten Arbeitslaſt gewachſen fühle, als ob er neue oder erhöhte 
Verluſtgefahr laufen wolle. Aber auch für die eigentlichen Lohn⸗ 
arbeiter gilt der Satz jedenfalls nur mit ſolch großen Einſchränkungen, 
daß ſie ihn ſozuſagen aufheben: er gilt gar nicht für die im Zeitlohn 
Stehenden, und das iſt die überwiegende Mehrzahl; er gilt kaum für 
die nach dem Stück Bezahlten, denn auch für dieſe iſt die Leiſtungs⸗ 
möglichkeit durch die meiſt feſtſtehende Zahl der täglichen Arbeits⸗ 
ſtunden beſchränkt, d. h. gegeben, und damit die obere Grenze 
ihres Einkommens. Ferner zeigt die Erfahrung, daß ſich die Leiſtung, 
wenn überhaupt, ſo nur wenig durch Verlängerung der Arbeitszeit 
ſteigern läßt. Nur der kleine Landwirt und der ſelbſtändige Hand⸗ 
werker mag es in der Hand haben, innerhalb gewiſſer Grenzen durch 
erhöhte Anſtrengungen ſein Einkommen zu vermehren. Endlich gilt 
der Liefmannſche Satz erſt recht nicht für die Bezieher von Renten 
jeder Art. Das gibt unſer Verfaſſer nun ſelbſt zu, da eine Leugnung 
allzuſehr jeglicher Erfahrung widerſtreiten würde. Aber auch hier noch 
ſucht er ſeinen Ausgangspunkt zu retten, indem er behauptet, daß ja 
gar nicht geſagt ſei, daß die Rentenbezieher ihr ganzes Einkommen 
zur Befriedigung ihrer Bedürfniſſe verwenden müßten. Ja, was 
ſollen ſie denn damit tun? Wenn Liefmann etwa meint, ſie könnten 
einen Teil davon ſparen und zinstragend anlegen, ſo vergißt er, daß 
nach ſeiner eigenen Lehre (S. 559) dieſes Sparen doch auch mit in 
den Wirtſchaftsplan einbezogen wird, indem man die Luſt der Vor⸗ 
ſorge für die Zukunft mit dem durch ſofortigen Verbrauch zu er⸗ 
zielenden Genußertrag vergleicht. 

Wie man die Sache auch drehen und wenden möge: die 
Wirtſchaftstheorie kann nicht anders, als zunächſt von einer gegebenen 
Menge von Mitteln zur Bedürfnisbefriedigung auszugehen und zu 
unterſuchen, wie dieſe nach dem wirtſchaftlichen Prinzip auf die 
verſchiedenen Zwecke verteilt werden. Ob man dieſe Mittel nun 
Güter nenne oder Koſten, ob man ihnen die Eigenſchaft des Wertes 
beilege, oder ob man unmittelbar die Unluſt des unbefriedigten Be⸗ 
dürfniſſes der mit dem Aufwand verbundenen Unluſt gegenüberſtellen 
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wolle, das iſt eine reine Zweckmäßigkeitsfrage. Freilich kann, wenn 
die Arbeit nicht notwendigerweiſe mit Mühſal verbunden iſt, die 
Unluſt auch des Arbeitsaufwandes als nichts anderes denn als Nutzen⸗ 
einbuße aufgefaßt werden!: die Arbeit, die auf die Befriedigung des 
einen Bedürfniſſes verwendet wird, wird der Befriedigung eines 
anderen entzogen, genau wie bei anderen Koſtengütern, die man nicht 
auf Arbeit zurückführen kann oder will. 

Es iſt übrigens bezeichnend, daß eine ganze Reihe jener Theo⸗ 
retiker, welche in der Arbeitsmühe den letzten Maßſtab oder die letzte 
Urſache des Güterwertes zu ſehen vorgeben, mit der ſtrengen Durch⸗ 
führung jenes Grundſatzes keineswegs Ernſt machen. Das zeigt ſich 
ſchon bei Adam Smith: nachdem er zu Beginn des 5. Kapitels 
ſeines erſten Buches ſeine ſubjektive Arbeitswerttheorie entwickelt hat, 
ſchränkt er fie im folgenden 6. Kapitel? auf jenen „erſten rohen 
Zuſtand der Geſellſchaft“ ein, „welcher der Kapitalanhäufung und 
der Landaneignung vorherging“, damals, als noch nicht Kapitaliſten 
und Grundeigentümer vorhanden waren, welche es liebten, dort zu 
ernten, wo andere geſät hätten. Auch Goſſen ſieht ſich genötigt, zu: 
zugeftehen®, die Wirkung des Beziehens einer Rente durch den Eigen⸗ 
tümer eines Ortes, der die Arbeit mehr als andere begünſtigt, ſei 
die, daß ihr Beſitzer, ſoweit ſie reicht, ſich alle Genüſſe ohne eigene 
Arbeit verſchaffen könne: er verlangt daher Errichtung einer öffent⸗ 
lichen Darlehenskaſſe“ und Verſtaatlichung des geſamten Grund und 
Bodens 5. Durch die vorgeſchlagenen Maßregeln würden alle Hinder⸗ 
niſſe beſeitigt, welche bei dem Verſuch, den von ihm für das Ge⸗ 
nießen aufgeſtellten Naturgeſetzen gemäß zu handeln, ſich dem Einzelnen 
entgegenftellen®. Jevons findet in dem ganz allgemeinen Vorkommen 
von produktionsverwandten Gütern einen Beweis dafür, daß der 
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1 Liefmann ſagt ſelbſt (S. 398): „Selbſt wenn mir die Arbeit direkt 
Freude macht, wird fie doch als Energieverausgabung () auf die Seite der 
Unluſtempfindungen, als Koſten in die Wirtſchaftsbilanz eingeſtellt.“ In der 
Form des Ausdrucks iſt das außerdem ein böſer Rückfall in die beſtgehaßte 
techniſch⸗materialiſtiſche (oder energetiſche?) Auffaſſung des Wirtſchaftlichen! 

2 Daß Adam Smith hier tatſächlich die ſubjektive Arbeitswertlehre verläßt 
und in die objektive fällt, tut nichts zur Sache; ſeine Ausführungen zeigen, 
daß es mit beiden nicht geht. 

3 Entwickelung der Geſetze des menſchlichen Verkehrs, S. 105. 

4 a. a. O. S. 239 ff. 

8 a. a. O. S. 250 ff. 

6a. a. O. 273/27. 
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Wert nicht von der Arbeitsmühe, ſondern vom Nutzen beſtimmt 
werde !. 

Zu dieſen Theoretikern, die im Fortgang ihrer Unterſuchung 
nicht an der ſubjektiven Arbeitswerttheorie feſtzuhalten vermögen, 
einfach weil ſie mit den Erfahrungen in keiner Weiſe übereinſtimmt, 
gehört zum Schluſſe noch kein Geringerer als — Liefmann ſelbſt! 
Zunächſt ſieht er ſich genötigt, zuzugeben, daß in manchen Fällen 
die Arbeitsmühe nicht beliebig bis zu einer durch die Unluſtempfindungen 
des Wirtſchaftens gezogenen Grenze aufgewendet wird, ſondern die 
Stundenzahl von außen beſtimmt werde (S. 420). Dann betont er, 
daß namentlich von den lebenslänglich und feſtbeſoldet Angeſtellten 
die Erwerbsarbeit überhaupt nicht als „Koſten“ gerechnet, ſondern 
bei der Einrichtung des Haushalts einfach von der für die Arbeit 
erzielten Geldſumme ausgegangen werde (S. 498 ff.). Auch den Um⸗ 
ſtand, daß die Arbeit häufig Freude mache, führt er an; ſo erfolge 
vor allem die Berufswahl zweifellos nicht nur unter der Erwägung 
von Nutzen und Koſten, alſo nach dem Grundſatz möglichſt hohen 
Ertrags, ſondern auch unter dem Geſichtspunkt der Freude am Beruf 
(S. 501). Am wichtigſten aber iſt es, daß er ganz offen zugeben 
muß (S. 376), daß nicht nur der Nutzen, ſondern auch die Koſten 
ſehr häufig auf Sachgüter zurückgeführt werden müſſen. Dieſe ſind 
nun aber zweifellos zu jedem Zeitpunkt in der Wirtſchaft eine 
gegebene Größe. Seine ganze Unterſuchung der Frage nach der 
Schätzung der Koſtengüter in der Verbrauchs- (S. 489 ff.) wie in 
der Erwerbswirtſchaft (S. 496), ebenſo ſeine Ableitung des Kapital⸗ 
begriffes (S. 553 ff.) beruhen auf dieſer Tatſache. 

Unſeres Schriftſtellers Verſuch, alles Wirtſchaſten letzten Endes 
auf die Vergleichung zwiſchen der Unluſt der nicht befriedigten Be⸗ 
dürfniſſe und der mit der Arbeit verbundenen Mühſal zurückzuführen, 
iſt demnach als geſcheitert zu betrachten: er ſieht ſich angeſichts der 
Tatſachen des Lebens genötigt, ſelbſt zuzugeſtehen, daß in vielen 
Fällen die Wirtſchaft mit einer gegebenen Menge von Mitteln zu 
rechnen hat. Ihr obliegt nun die Aufgabe, dieſe Mittel auf die 
einzelnen Bedürfnisregungen derart zu verteilen, daß ſie eine mög⸗ 
lichſt große Geſamtmenge von Befriedigung daraus zieht. 

Hieraus ergibt ſich auch unſere Beurteilung von Liefmanns 
Begriff des Ertrages und ſeinem „Geſetz des Ausgleichs der Grenz⸗ 
erträge“. Den Begriff des Ertrages können wir anerkennen, wenn⸗ 


! The theory of pol. ec., 3. Aufl., S. 193, 198 ff. 
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gleich nicht einzuſehen iſt, worin die mit ſeiner Aufſtellung ver⸗ 
bundene große wiſſenſchaftliche Leiſtung beſtehen ſoll. Tatſache iſt 
jedenfalls, daß dieſe Dinge, ſchon bevor ſie Liefmann in weitſchweifiger 
und anſpruchsvoller Weiſe auseinanderſetzte, längſt bekannt waren. 
Auch die Tendenz zum Ausgleich der Grenzerträge dürfen wir durch⸗ 
aus zugeben; wir müſſen aber hinzufügen, daß außer dem Beſtreben, 
ſich auszugleichen, die Grenzerträge die Neigung aufweiſen, zu ver⸗ 
ſchwinden. In der als entwicklungslos vorausgeſetzten, der ſogenannten 
ſtatiſchen Wirtſchaft wird der Ausgleich der Grenzerträge in der 
Weiſe verwirklicht, daß ſie alle gleich Null ſind. Wieſo es in der 
in der Entwicklung fortſchreitenden, der ſogenannten dynamiſchen 
Wirtſchaft tatſächlich zu Grenzerträgen kommt, das iſt eine Frage, 
die Liefmann nicht einmal als ſolche erkannt hat, viel weniger daß er 
den Verſuch, ſie zu löſen, unternommen hätte. Wer die theoretiſchen 
Beſtrebungen der letzten 15 bis 20 Jahre aufmerkſam verfolgt hat, 
dem dürfte mit dieſem Urteil kaum etwas Neues geſagt ſein; trotz⸗ 
dem iſt es vielleicht zweckmäßig, es näher zu begründen. 

Wie die ſogenannte Grenznutzenlehre ſchon ſeit langem dargetan 
hat, ſchätzen wir jedes beliebige einzelne Stück eines Gütervorrates 
nach der Dringlichkeit jener letzten Bedürfnisregung, zu der wirtſchaft⸗ 
licherweiſe noch eines derſelben verwendet werden darf. Das gilt nicht 
nur von Sachgütern, ſondern Kräfte (zum Beiſpiel beſtimmte 
Elektrizitätsmengen) und eigene und fremde Arbeitsleiſtungen gehören 
ebenſo dazu. Soweit wir nun mit einzelnen, nach dieſem Maßſtab 
geſchätzten Stücken eines ſolchen Gütervorrates dringendere Bedürfnis⸗ 
regungen befriedigen als die an der Grenze zwiſchen Befriedigung 
und Nichtbefriedigung ſtehenden, erzielen wir einen Überſchuß an 
Nutzen über den die Wertſchätzung jedes einzelnen Stückes des 
Gütervorrates beſtimmenden Grenznutzen hinaus. Das iſt das, was 
Liefmann den Ertrag nennt. In der Naturalwirtſchaft beſteht dieſer 
Ertrag in einer reinen Gefühlsgröße, in dem Überſchuß der Luſt, die 
man durch den tatſächlichen Verbrauch eines Gutes erlangt, über die 
Luſt hinaus, auf die es zu verzichten gilt, weil eben das betreffende 
Gut der Befriedigung einer Bedürfnisregung von höherer Dringlichkeit 
zugeführt und eben dadurch der Befriedigung der an der Grenze 
ſtehenden Regung entzogen wird. In der alle Werte durch Geld⸗ 
ſummen ausdrückenden Wirtſchaft läßt auch dieſer Ertrag ſich in 
Geld veranſchaulichen: er iſt der Unterſchied zwiſchen dem Preis, 
der für eine beſtimmte Einheit eines Verbrauchsgutes ſchlimmſien⸗ 
falles bezahlt würde, und dem niedrigeren Preis, der auf Grund der 


278 Joſeph Bergfried Eßlen [1108 


Marktlage tatſächlich dafür bezahlt wird. Es ift ohne weiteres ein- 
leuchtend, daß man für jedes weiter erworbene Stück ein und derſelben 
Güterart nur einen immer geringer werdenden Preis ſchlimmſten⸗ 
falles zu zahlen bereit wäre, bis, wenn die Kurve des betreffenden 
Bedürfniſſes ſich ſtetig, d. h. ohne Sprünge ſenkt, mit dem letzten 
noch erworbenen Stück der Indifferenzpunkt erreicht ift: es fallen 
hier höchſter Preis, den man alſo ſchlimmſtenfalles für dieſes Stück 
zu zahlen noch bereit wäre, und tatſächlich gezahlter, d. h. Marktpreis, 
zuſammen. Ganz Ahnliches gilt in der auf ſich ſelbſt geſtellten 
Eigenwirtſchaft: die Wertſchätzung des letzten, noch zur Befriedigung 
eines Bedürfniſſes verwendeten Stückes wird durch die Dringlichkeit 
eben der damit befriedigten Bedürfnisregung ſelbſt beſtimmt, da man 
auf ſie verzichten müßte, wenn man das Stück verlöre. Oder: um 
es mit der Böhm⸗Bawerkſchen Bezeichnung auszudrücken: hier fallen 
Erſatzwert und Eigenwert zuſammen. Grenzrohertrag und Grenzkoſten 
halten einander die Wage; der Grenzreinertrag iſt gleich Null. 

Es iſt dieſe notwendige Schlußfolgerung, der Liefmann mit allen 
Kräften zu entgehen ſucht: denn gilt ſie, ſo ſtürzt ſeine Einkommen⸗ 
lehre, wie er ſie in dem genannten Aufſatz „Die Entſtehung des 
Preiſes aus ſubjektiven Wertſchätzungen“ in großen Zügen dargelegt 
hat, zuſammen. Freilich find dieſe Bemühungen nicht anders denn 
als logiſch ſchwächlich zu bezeichnen. So iſt es doch kaum als 
ernſthafter Einwand gegen den Schluß, daß in der als entwicklungs⸗ 
los vorausgeſetzten Wirtſchaft der Grenzreinertrag gleich Null ſein 
müſſe, anzuſehen, wenn angeführt wird (S. 421), daß „ſich nicht alle 
Bedürfniſſe in unendlich kleine Teilquantitäten zerlegen laſſen und ihre 
Befriedigung nicht nur die kleinſte Geldeinheit erfordert“. Warum 
ſollen wir für theoretiſche Zwecke nicht auch von dieſer vereinfachenden 
Annahme ausgehen dürfen, wenn wir ſo viel andere machen? Auf 
derſelben Höhe theoretiſcher Abſtraktionskraft ſteht der weitere Hin⸗ 
weis darauf, daß „der entgehende Nutzen eben nicht der mit der 
letzten Einheit erlangte, ſondern ein kleinerer, mit einer weiteren Einheit 
zu erlangender wäre (Grammatik!), jo daß alſo doch immer ein Über: 
ſchuß von Nutzen über die Koſten, ein Ertrag, erzielt werde“. Wäre der 
Verfaſſer auch nur in die Anfangsgründe der höheren Mathematik 
eingedrungen (und von jedem, der eine theoretiſche Grundlegung 
ſchreibt, kann man das verlangen, um ſo mehr, wenn er alle ſeine 
Vorgänger faſt auf jeder Seite verſteckt und offen als Flachköpfe zu 
bezeichnen wagt), dann wüßte er, daß der Ausdruck, der Ertrag werde 
gleich Null, dahin zu verſtehen iſt, daß wir uns dieſe Größe als ſich der 
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Null nähernd denken, ohne zu behaupten, daß ſie die Null völlig er⸗ 
reiche, im Gegenteil! Mir gänzlich unverſtändlich und wiederum an 
die Zauberſprüche der Hexenküche mahnend iſt endlich die folgende 
Behauptung, mit der Liefmann den in Rede ſtehenden zwingenden 
Schluß widerlegen möchte. Er ſagt (S. 421), daß dieſe Folgerung 
allenfalls zutreffen möchte, wenn die Koſten immer in Geld gerechnet 
werden könnten. Aber Geld als Koſten ſei nur ein Subſtitut der 
letzten Koſten, Arbeitsmühe; dieſe könne aber aus äußeren Gründen, 
mit anderen Worten, weil die Zahl der vom Arbeiter zu 
leiſtenden Stunden nicht immer von ihm ſelbſt beſtimmt werde, in 
manchen Fällen nicht ſo weit ausgedehnt werden, daß der letzte Zu⸗ 
wachs an Nutzen der mit der letzten Zeiteinheit verbundenen Arbeits⸗ 
mühe die Wage hielte. Was alles dieſe Überlegung entkräftet, iſt 
bereits dargelegt. Doch ließe ſich das Ganze immerhin noch hören, 
wenn nicht nur eine einzige Seite vorher (S. 419) gerade das 
Entgegengeſetzte behauptet würde! Denn es heißt dort wörtlich: „Nur 
. . . beim Koſtenfaktor Arbeitsmühe kann man unter Umſtänden an⸗ 
nehmen, daß hier die Koſtenaufwendung ſo lange erfolgt, bis der 
Nutzen und die Koſten der letzten Einheit wenigſtens nahezu gleich 
groß find, genauer ausgedrückt, bis die letzte Koſteneinheit als Unluſt⸗ 
gefühl faſt geradeſo ſtark empfunden wird wie das Bedürfnis, das 
mit ihr befriedigt wird.“ Auf Grund derartig widerſpruchsvoller 
Überlegungen wagt es Liefmann (S. 422), den Satz aufzuſtellen: 
„Tatſächlich halte ich es überhaupt logiſch (!) und pſychologiſch für 
ausgeſchloſſen, daß der Grenzkonſumertrag jemals gleich Null ſein 
könnte.“ Mir ſcheint der Beweis erbracht, daß die außerordentliche 
Oberflächlichkeit des Denkens, die Liefmann (S. 421) ſeinen Kritikern 
vorwirft, ſich denn doch nicht ausſchließlich bei ihnen findet. 

In ſeinem Aufſatz „Die Entſtehung des Preiſes“ hatte er in 
einer viel ernſter zu nehmenden Weiſe das Daſein dieſes Grenz⸗ 
ertrages darzutun verſucht, freilich auch nicht ſo, daß der Gedanken⸗ 
gang jedem Einwand ſtandhielte. Hier behauptet er nämlich (a. a. O. 
S. 46), Grenzkonſumertrag und Grenzertrag der Erwerbswirtſchaften 
beeinflußten einander in der Art, daß der einzelne Wirtſchafter vor 
die Wahl geſtellt ſei, einen beliebigen Teil ſeines Einkommens ent⸗ 
weder zu verzehren oder zu erſparen und Kapital werden zu laſſen. 
Mit welchem Teil das eine oder das andere geſchehe, das werde 
durch das Geſetz des Ausgleichs der Grenzerträge beſtimmt: ſobald 
nämlich der Kapitalertrag den Grenzertrag in der Verbrauchs⸗ 
wirtſchaft überſteige, werde das Einkommen nicht verzehrt, ſondern 
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erſpart und umgekehrt. Gegen dieſe Annahme ift nun aber ein- 
zuwenden, daß dieſes Abwägen zwiſchen den Vorteilen der Aufzehrung 
und der Kapitaliſierung eintreten kann, wie gering der angenommene 
Ertrag auch werde, wie ſehr er ſich auch der Null nähere. Das tat⸗ 
ſächliche Vorhandenſein eines Grenzertrages wird dadurch in keiner 
Weiſe dargetan. Selbſt wenn überhaupt kein Zins für die Über⸗ 
laſſung von Kapital bezahlt würde, brauchte darum die Vermögens⸗ 
bildung noch keineswegs ganz aufzuhören, da nicht nur die Ausſicht 
auf einen Ertrag, ſondern mindeſtens ebenſoſehr andere Beweggründe, 
wie die Vorſorge für die Zukunft, die Rückſicht auf das geſellſchaft⸗ 
liche Anſehen, das der Reichtum verleiht, und die mit ihm ver⸗ 
bundene Macht, auch die Betätigungsmöglichkeit, die er gewährt, die 
Menſchen zur Kapitalerſparung veranlaſſen. 

Gibt es ſomit keinen Grenzertrag im Liefmannſchen Sinne, ſo 
fallen auch alle Folgerungen dahin, die er namentlich in ſeinem 
genannten Aufſatz für die Einkommenbildung aus dieſer Annahme 
gezogen hat. Namentlich die Entſtehung des Kapitalzinſes, die Lief⸗ 
mann mit Hilfe des Grenzertrages zu erklären verſuchte, iſt denn doch 
ſchon vor ihm ebenfalls auf ſubjektiver Grundlage, aber in ſehr viel 
tiefer eindringender Weiſe von Schumpeter !, beſonders aber von 
Gafjel? dargetan worden. 

Hiermit find im weſentlichen Darſtellung und Kritik der Lief⸗ 
mannſchen Lehren, ſoweit ſie im vorliegenden erſten Bande ſeines 
großen Werkes enthalten ſind, beendet. Zwar iſt der fünfte Teil des 
Buches, der etwa ein Viertel ſeines ganzen Umfanges ausmacht, noch 
nicht beſprochen. Er trägt die Überſchrift „Die Koſten“ und be⸗ 
ſchäftigt ſich zunächſt mit dem, was man bisher als die Wertſchätzung 
der Güter höherer Ordnung bezeichnete, um dann zu den Begriffen 
Kapital und Vermögen vorzudringen. Aber etwas grundſätzlich 
Neues iſt in dieſen ganzen Ausführungen nicht enthalten; ſie ſtellen 
nichts anderes dar als eine im einzelnen folgerechte Ausführung der 
jedoch, wie nachgewieſen, in ſich ſelbſt widerſpruchsvollen Grund⸗ 
anſchauungen, wie ſie im vierten Teile niedergelegt ſind. Damit 
ſoll allerdings nicht geleugnet werden, daß Liefmanns Behandlung 
des Kapitalbegriffes eine Fülle von zutreffenden Bemerkungen ent⸗ 
hält, die ich jedem Theoretiker zur Beachtung empfehle; denn in der 
Behandlung des Kapitalbegriffes und des Kapitalzinſes zeigt ſich tat⸗ 


1 Theorie der wirtſchaftlichen Entwicklung, 1912. 
2 The nature and necessity of interest, 1903. 
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ſächlich noch bei den meiſten von ihnen in wahrhaft erſchreckender 
Weiſe der „Materialismus“, den Liefmann ihnen ganz allgemein für 
alle Teile ihrer Lehrgebäude zum Vorwurf macht. Freilich fließt 
die Liefmannſche Lehre vom Kapital weder unmittelbar aus ſeiner 
Grundauffaſſung: das iſt ſogar ſo wenig der Fall, daß ſie ſich mit 
manchen ſeiner Vorausſetzungen geradezu in Widerſpruch ſetzt, da er 
ſich hier gezwungen ſieht, ſelbſt anzuerkennen, daß die Wirtſchaft in 
unendlich vielen Fällen nicht nur mit einem gegebenen Vorrat von 
Mitteln, ſondern ſogar von Sachgütern und Geld zu rechnen genötigt 
iſt, der nicht auf Arbeitsmühe als letzte Koſten zurückgeführt werden 
kann; noch iſt ſie mit der ſubjektiven Wert⸗ und Preislehre unver⸗ 
einbar: ſie iſt im Gegenteil eine bloße Folgerung aus ihr, und es 
ſind verwandte Auffaſſungen denn auch ſchon vor Liefmann vertreten 
worden (von Menger, Caſſel, Schumpeter, Clark), wenngleich zuzugeben 
iſt, daß andere Anhänger der ſubjektiven Wertlehre — und gerade 
einige der bekannteſten — (Wieſer, Böhm⸗Bawerk, Sax), was das 
Kapital anlangt, mit ihrer Grundanſchauung nicht Ernſt gemacht 
haben, ſondern tatſächlich im „Materialismus“ ſtecken geblieben find. 
In dieſer Hinſicht muß ich Liefmann Abbitte leiſten für meine Be⸗ 
hauptung !, daß er den wahrhaft unerfreulichen Zuſtand, in dem ſich 
die Lehre vom Kapital (bei den meiſten) noch immer befindet, bis 
jetzt nicht hervorgehoben habe. Aber, wie geſagt, ſteht dieſe Auf- 
faſſung des Kapitals mit wichtigen Teilen ſeiner Grundanſchauung 
in Widerſpruch, und er iſt, wenn auch einer der wenigen „weißen 
Raben“, doch nicht der einzige! Auf geſchloſſene Einheitlichkeit ſeines 
Lehrgebäudes und mehr noch auf den Ruhm der erſten Entdeckung 
aller Grundgedanken desſelben kommt es aber ihm — er betont es 
bis zum Überdruß — ausſchließlich an. Auf dieſen Punkt hin muß 
demnach unſere Beſprechung eingeſtellt ſein. 


IV 


Inwieweit Liefmanns Entdeckeranſpüche berechtigt, inwiefern 
namentlich ſein eigenes theoretiſches Syſtem allen bisherigen, wie er 
behauptet, überlegen ſei, das wird am leichteſten klar bei einer Prüfung 
ſeiner Stellungnahme gegenüber der ſubjektiven Wert⸗ und Preislehre. 
Sind es doch gerade die in ihr enthaltenen, angeblich handgreiflichen 


1 Die beabſichtigte Entthronung des Goldes, in dieſem Jahrbuch 1917 
3. Heft, S. 256, Anm. 1. 
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Irrtümer geweſen, die ihn aus dem „quantitativ-materialiftifchen 
Schlummer geweckt“ und zur „kritiſchen Beſinnung“ auf die ſubjektive 
Natur aller wirtſchaftlichen Erwägungen veranlaßt haben. Er be⸗ 
ginnt mit ſeiner Kritik in ſeiner erſten theoretiſchen Veröffentlichung 
„Ertrag und Einkommen auf der Grundlage einer rein ſubjektiven 
Wertlehre“, 1907, in noch ziemlich ruhigen Worten; er will hier 
nachweiſen, daß man bisher unter dem Einfluß der Klaſſiker fälſchlich 
immer den Ertrag und das Einkommen als eine Menge konkreter 
Güter aufgefaßt habe ſtatt als eine Preiserſcheinung. „Ich bin ſo 
weit entfernt,“ ſo ſchreibt er hier (S. 40), „den Begriff des Wertes in 
der Nationalökonomie für ein ‚verhüllies Dogma“, für gänzlich ent⸗ 
behrlich zu halten, wie Gottl meint, daß ich in ihm vielmehr den 
Grundbegriff der Nationalökonomie ſehe.“ In den beiden genannten 
Aufſätzen iſt die Ablehnung alles Entgegenſtehenden ſchon ſchärfer. 
Immerhin heißt es im erſten noch (a. a. O. S. 21), die Grenznutzen⸗ 
lehre ſei an ſich nicht falſch; aber wenn man, wie insbeſondere die 
öſterreichiſche Schule, Wert und Nutzen unterſcheide, dann brauche 
man einen beſonderen Wertbegriff gar nicht (S. 18). Man könne 
vielmehr „mit den Begriffen Nutzen und Koſten, Ertrag und Preis 
den ganzen tauſchwirtſchaftlichen Prozeß erklären“ (S. 20, Anm. 24). 
Die auf die Grenznutzenlehre aufgebaute Preis- und Einkommenlehre 
wird allerdings als unhaltbar abgetan und eine eigene an die Stelle 
zu ſetzen verſucht; das iſt ja der Zweck der Aufſätze. Durch das 
hier zu beſprechende Hauptwerk endlich zieht ſich der leidenſchaftlichſte 
Kampf gegen die Grenznutzenlehre und alles, was mit ihr zuſammen⸗ 
hängt. Abgeſehen von der ſcharfen Betonung ihres Grundgedankens, 
ſo heißt es hier (S. 76), daß die tauſchwirtſchaftlichen Erſcheinungen 
aus den ſubjektiven Nutzenſchätzungen der einzelnen Wirtſchaften zu 
erklären ſeien, habe ſie nicht den geringſten Fortſchritt gegenüber der 
älteren Theorie gebracht, weil fie an der technijch - materialiſtiſchen 
Auffaſſung der Wirtſchaft feſtgehalten habe. (Ahnlich S. 10 und 56.) 
Mit dem Grenznutzengedanken irgendeine Erſcheinung des Tauſch⸗ 
verkehrs neu und beſſer zu erklären als die klaſſiſche Theorie, ſei 
ihr nicht gelungen (S. 217). Ja, die Lehre habe die Vorgänge 
beim Wirtſchaften vielleicht noch mehr verkannt als die Klaſſiker 
(S. 357). In bezug auf logiſche Konſequenz werde ſie von der 
klaſſiſchen Lehre bei weitem übertroffen; denn fie habe zu den gröbften 
logiſchen Widerſprüchen geführt (S. 10). Sie ſtelle ſich als „ein 
völlig unlogiſches compositum mixtum“ dar (S. 112), weil fie nur 
Anſätze zu einer ſubjektiven Betrachtungsweiſe enthalte, die ganz un⸗ 
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organiſch auf die alte überlieferte techniſch⸗materialiſtiſche Auffaſſung 
aufgepfropft ſeien (S. 234). 

Doch das ſind alles nur Vorwürfe allgemeinſter Art. Gelingt 
es Liefmann nicht, im einzelnen die Fehler der bisherigen ſogenannten 
ſubjektiven Wert⸗ und Preistheorie darzutun, ſo iſt es ſchlecht um 
ſeine Sache beſtellt. Auch dieſer Verſuch wird von ihm unternommen. 
Es handelt ſich darum für uns, die einzelnen Punkte kritiſch durch⸗ 
zuſprechen. 

Verhältnismäßig am glimpflichſten geht unſer Verfaſſer mit der 
ſubjektiven Wertlehre im eigentlichen Sinne um, d. h. mit jenen 
Theorien, welche glauben, den Begriff des Gebrauchswertes und des 
Gutes als eines Hilfsmittels zum Verſtändnis der Vorgänge in der 
Einzelwirtſchaft entbehren zu können. Freilich fehlt es auch hier 
nicht an ſtarken Worten und, wie ſich zeigen wird, an böſen Miß⸗ 
verſtändniſſen. Sehen wir zu! 

Zunächſt macht Liefmann der in Rede ſtehenden Theorie den Vor: 
wurf, daß ſie fälſchlicherweiſe einen vom Nutzen verſchiedenen „Wert“ 
der techniſchen Mittel der menſchlichen Wirtſchaft zu beſtimmen verſuche 
(S. 443, 631). Die Folge ſei, daß ſie demſelben Materialismus ver⸗ 
falle wie die klaſſiſche Schule, trotzdem ſie deren Fehler zunächſt erkannt 
und durch die Wahl der menſchlichen Bedürfniſſe als Ausgangspunkt 
ihrer Erörterungen ganz richtig zu vermeiden geſucht habe (S. 442). 
Denn dieſer „unglückſelige“ (S. 74), „künſtlich konſtruierte“ (S. 76) 
Wertbegriff ſei „keineswegs rein ſubjektiv“ (S. 139), ſondern ein „Ge⸗ 
miſch von Nutzen und Seltenheit“ (S. 139; ähnlich S. 26): alſo eines 
ſubjektiven Beſtandteils, des Nutzens, mit dem objektiven, „quantitativ⸗ 
(techniſch⸗)materialiſtiſchen“, der Seltenheit. Indem fie dieſen Wert 
Shypoſtaſiere“, gelange fie zum Begriff des Gutes, der „niemals, wie 
man ihn auch faſſe, ein ſubjektiver Schätzungsbegriff ſei, ſondern 
immer etwas Objektives enthalte, nämlich die Vorſtellung einer all⸗ 
gemeinen, an die Eigenſchaften der Sache geknüpften objektiven 
Brauchbarkeit“ (S. 315). Hieraus fließe der weitere „ſundamentale 
logiſche Fehler, den ſich die neuere ſubjektive Wertlehre, ohne es zu 
merken, zuſchulden kommen laſſe“, nämlich auch die Koſten quantitativ⸗ 
materialiſtiſch als Gütermengen aufzufaſſen (S. 285; ähnlich S. 288 

und 481). In Wahrheit aber entſpreche dem wirtſchaftstheoretiſchen 
Begriff der Koſten niemals eine objektive Gütermenge, ſondern immer 
ein ſubjektiver Schätzungsbegriff (S. 26). Die bisherige angeblich 
ſubjektive Wertlehre habe jedoch ſelbſt dann, wenn fie gelegentlich 
nach dem „Werte“ der Güter entfernterer Ordnung gefragt, die 
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quantitativ » materialiſtiſche Auffaſſung der Koſten nicht verlaſſen 
(S. 468); ſie habe unter Koſten, wenn ſie den Begriff nicht durch 
Arbeit und Kapital erſetzte, höchſtens eine Geldmenge verſtanden 
(S. 391). Auch die ſubjektive Natur aller Geldausdrücke habe 
man völlig verkannt: ſie habe überſehen, daß ein und dieſelbe Geld⸗ 
menge in den einzelnen Verbrauchswirtſchaften verſchieden geſchätzt 
werde (S. 391) !, und endlich hätten ſowohl die Vertreter einer 
„objektiviſtiſchen“ wie einer „ſubjektiviſtiſchen“ Preistheorie geglaubt, 
„daß, wenn ich ein Paar Stiefel für 20 Mk. kaufe, ich es gleich 
20 Mk. ſchätze“. Dieſe letztgenannte Behauptung hält unſer Ver⸗ 
faſſer für ſo bedeutſam, daß er ſie in verſchiedenen Formen — bald 
kürzer, bald ausführlicher — etwa ein volles Dutzend von Malen 
wiederholt (auf den S. 9, 11, 34, 74, 85, 120, 251, 253, 467 — 
dann habe ich das Zählen aufgegeben !). 

Trotz der hier noch vorwaltenden Mäßigung im Ausdruck find es 
doch ſchwere Beſchuldigungen, die der Verſaſſer gegen die ſogenannte 
ſubjektive Wertlehre erhebt. Träfen ſie zu, ſo wäre es gerechtfertigt, 
mit ihm zu behaupten, dieſe Wertlehre habe zwar einen richtigen 
Ausgangspunkt gewählt, aber ſchon beim erſten Schritt darüber 
hinaus ihr Ziel aus den Augen verloren. Dem Kenner der Wirtſchafts⸗ 
theorie dürfte jedoch bereits bei der bloßen Wiedergabe von Lief⸗ 
manns Vorwürfen klar geworden ſein, daß ſo viele Sätze, ſo viele 
Mißverſtändniſſe. Mir ſcheint, daß ſchon ein Student mit theoretiſchen 
Neigungen ſie aufhellen könnte. Immerhin möchte ich doch, meinem 
Vorſatz zu Anfang dieſer kritiſchen Würdigung entſprechend, meine 
Behauptung wenigſtens andeutungsweiſe belegen. 

Der Fundamentalirrtum, auf dem Liefmanns ungerechte Be⸗ 
urteilung der ſogenannten modernen Wertlehre beruht — in Wirt. 
lichkeit iſt ſie ja älter als die klaſſiſche, die objektive —, iſt nun kein 
anderer als der, den Adam Smith an jener bekannten Stelle begeht, 
wo er an dem Beiſpiel des Waſſers und der Diamanten darzutun 
verſucht, es klaffe ein unüberbrückbarer Widerſpruch zwiſchen dem 
Gebrauchswert und dem Tauſchwert?; denn, wenn unſer Verfaſſer 


1 Auf S. 85 wird allerdings zugegeben, daß „man wohl gelegentlich in 
der Geldlehre“ betont habe, daß zum Beiſpiel 20 Mk. von jedem Menſchen ver⸗ 
ſchieden geſchätzt werden, aber in der Preislehre habe man dieſen Gedanken nie 
„zur Anwendung gebracht“. Und auch in der Geldlehre habe man nie unter⸗ 
ſucht, wie denn die individuelle Schätzung einer Geldſumme zuſtande komme. 

1 Vgl. Brentano, Die Entwicklung der Wertlehre, a. a. O. S. 42 ff. — 
Schumpeter, Weſen und Hauptinhalt, S. 99 und 105, gebraucht zwar die 


1115] Nutzen und Koſten als Grundlage der reinen Wirtſchaftstheorie 285 


behauptet (S. 254), nach dieſer Lehre hinge der Wert eines Gutes 
außer vom Nutzen auch noch von der Seltenheit ab, während in 
Wirklichkeit jedermann die Dinge (mit wenigen Ausnahmen) nicht 
nach ihrer Seltenheit ſchätze, ſondern nach dem ganz individuellen 
Nutzen, den ſie ihm leiſteten, ſo überſieht er, daß der erſte Teil 
dieſes Satzes nur unter der Vorausſetzung einen Sinn haben kann, 
daß man mit dem Worte „Nutzen“ die objektive Nützlichkeit eines 
Dinges, die techniſche Brauchbarkeit desſelben zur Herbeiführung 
eines beſtimmten Erfolges bezeichnet — nur dann muß ja das Merk⸗ 
mal der Seltenheit zu dem der Nützlichkeit hinzutreten, damit man 
von Wert ſprechen könne, — während er im zweiten Teil ſeines Satzes 
das Wort „Nutzen“ im engeren, gebräuchlichen, ſubjektiven Sinne 
faßt. Er baut ſomit ſeinen Angriff gegen die Wertlehre auf den 
logiſchen Fehler, der ſogenannten quaternio terminorum auf, den 
— er aber allein begeht! Denn die angegriffenen Schriftſteller 
haben wohl zwiſchen Nützlichkeit und Nutzen zu unterſcheiden gewußt. 
So bemerkt zum Beiſpiel Böhm⸗Bawerk zwar !, damit Wert entſtehe, 
müſſe ſich zur Nützlichkeit noch Seltenheit geſellen; aber er beſtimmt 
die Nützlichkeit auch ſcharf als die bloße „Fähigkeit, der menſchlichen 
Wohlfahrt zu dienen“. Man lege die Nützlichkeit einem Dinge bei, 
wenn es die „taugliche Urſache eines Wohlfahrtserfolges“ ſei; im 
Gegenſatz dazu ſpreche man vom Werte eines Gutes dann, wenn es 
zugleich als „unentbehrliche Bedingung“ eines Wohlfahrtserfolges 
angeſehen werde. Und während die Nützlichkeit allein zum Werte 
nicht ausreiche, ſei das „Maß des abhängigen Nutzens“ „überall“ 
auch das „Maß des Güterwertes“, ohne daß von der Seltenheit noch die 
Rede ginge. Und wenn Jevons? ſagt: „Wir können nicht behaupten, 
daß alle Teilmengen desſelben Gutes gleichen Nutzen gewähren“, ſo 
kann ſich das, wie ſich übrigens aus den von ihm angeführten Bei- 
ſpielen ergibt, nur beziehen auf das Ausmaß der Bedürfniſſe. Er 
ſtimmt alſo durchaus mit unſerem Verfaſſer überein, der betont 
(S. 252), die Seltenheit hinge doch auch wieder ihrerſeits von den 
Bedürfniſſen der Menſchen nach den betreffenden Gütern ab. Statt 
ſich die Außerungen der Anhänger der ſubjektiven Wertlehre genau 


Wörter „Nutzen“ und „Nützlichkeit“ als gleichbedeutend, aber daß er den Fehler 
nicht begeht, den Liefmann allen vorwirft, ergibt ſich aus meinen Ausführungen 
deutlich. 

1 Grundzüge der Theorie des wirtſchaftlichen Güterwertes, a. a. O. 
S. 13, 9, 20. 

2 a. a. O. S. 44. 
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anzuſehen, hat ſich unſer Verfaſſer aus feinerzeit wohl ſchon nur 
halbverſtandenen Erinnerungen ein Zerrbild dieſer Theorie zurecht⸗ 
gemacht, das er dann mit um ſo größerem Eifer bekämpft, je weniger 
es mit der wirklichen Lehre übereinſtimmt. Da nun allerdings im 
Leben die Begriffe Nutzen und Nützlichkeit nicht immer mit der 
nötigen Schärfe geſchieden werden, wie Liefmann ſelbſt beweiſt, ſo 
ſcheint mir ſchon darum die Aufſtellung eines eigenen Wertbegriffes 
nicht ſo überflüſſig, wie unſer Verfaſſer meint. Dasſelbe gilt vom 
Begriff des Gutes, den er auch für entbehrlich hält (S. 449). Ich 
will nicht behaupten, daß ſich nicht eine reine Wirtſchaftstheorie ohne 
dieſe beiden Begriffe, ausgehend von Nutzen und Nutzeneinbuße allein, 
aufbauen ließe. Aber Liefmann ſelbſt, der ſie für unnötig erklärt, 
hat es nicht getan: er hat in ſeinem eigenen Syſtem beide Begriffe 
verwendet!, den des Wertes allerdings unter der Bezeichnung 
„Schätzung“, womit aber gar nichts anderes als der verächtlich be⸗ 
handelte Wert gemeint ſein kann. 

Darzutun, daß auch die anderen bis jetzt behandelten Vorwürfe 
Liefmanns gegen die ſubjektive Wertlehre nicht zutreffen, fällt leicht. 
Betont doch ſogar der „Quantitätsnationalökonom.“ Schumpeter, der 
in feinem Syſtem angeblich ganz vom wirtſchaftenden Menſchen ab- 
ſieht und ausſchließlich die Objekte, die Güter, betrachtet (S. 29, 89, 
112, 316), als Ergebnis der Grenznutzentheorie, daß „die Koſten 
Werterſcheinungen“ feien?; er iſt fo weit von der „materialiſtiſchen“ 
Auffaſſung der Koſten entfernt, daß er das Geſetz ſteigender Koſten, 
das Liefmann auf die Arbeitsmühe beſchränkt und darum gewichtigen 
Einwänden preisgibt, durch die Formel „Koſten = Nutzeneinbuße“ 
auf alle Koſten ausdehnt und auf das allgemeine Geſetz der Be- 
dürfnisſättigung zurückführt. „Je mehr von einem Gute eingetauſcht 
wird,“ fo ſchreibt er“, „um jo wichtigeren Bedürfniſſen muß es der 
Verkäufer entziehen, oder um fo wichtigeren Verwendungen müſſen 
die betreffenden Produktivgüter entzogen werden, und ſo würde der 
„Nutzertrag“ des Kaufes oder der Produktion ſelbſt dann ſinken, 
wenn der von weiterem Erwerbe zu erwartende Befriedigungszuwachs 
konſtant bliebe, und nur bei erhöhtem ‚Preife‘ möglich fein.” Kann 
man die ſubjektive Natur der Koſten deutlicher hervorheben? Lief⸗ 


1 S. 390 ff.: „Die Koſten als Schätzungsbegriff“; S. 481 ff.: „Die 
Schätzung der Koſtengüter in der Konſumwirtſchaft“ uff. 

2 Weſen und Hauptinhalt, S. 222. 

2 a. a. O. S. 230. 
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mann beweiſt mit ſeinen ſteten Vorwürfen gegen Schumpeter nur, 
daß er ihn nicht verſtanden hat. Wenn Schumpeter betont, er 
wolle nur die Gütermengen berückſichtigen, ſo iſt das nichts anderes 
als ein Ausdruck dafür, daß er von allen Vorausſetzungen über das 
Weſen der menſchlichen Bedürfniſſe abſieht, was kein Geringerer als 
— Liefmann ſelbſt auch von ſich behauptet! Wie endlich unſer 
Verfaſſer zu der Anſicht kommt, die Grenznutzenlehre habe die ſub⸗ 
jeftive Natur alles Geldwertes verkannt, iſt mir völlig unverſtändlich, 
wo doch ihre ganze Preislehre — ob ſie haltbar ſei oder nicht, iſt 
hier noch nicht zu erörtern — darauf beruht l. 

Doch hiermit ſind die Einwände unſeres Verfaſſers gegen die 
ſubjektive Wertlehre nicht erſchöpft. Er hat einige andere in einem 
Anhang zu ſeinem Buche unter der Überſchrift „Kritik der Grenz⸗ 
nutzenlehre“ vereinigt (S. 629 ff.). Davon ſoll der erſte ſpäter be⸗ 
handelt werden bei der Beſprechung ſeiner Kritik der ſubjektiven 
Preislehre; übrigens iſt ſchon dargetan (oben S. 276), daß, wenn er 
zutreffend iſt, Liefmanns Lehre ſelbſt der gleichen Verdammnis an⸗ 
heimfällt. Der zweite wird dadurch hinfällig, daß die ſubjektive 
Wertlehre Nutzen und Wert nicht für etwas Verſchiedenes anſieht, 
wie eben ſchon bewieſen; alles Weitere zur Klärung ſeiner Begriffe 
möge unſer Verfaſſer bei Schumpeter, Weſen und Hauptinhalt 
S. 99 ff., nachleſen. Was endlich den dritten hier vorgebrachten 
Einwand anlangt, ſo muß ich geſtehen, daß mir Liefmanns Aus⸗ 
führungen nicht recht verſtändlich ſind. Vielleicht handelt es ſich 
um denſelben oder einen ahnlichen Gedanken, wie er ſich in „Ertrag 
und Einkommen“, S. 53 Anm., findet. Dort ſetzt unſer Verfaſſer 
nämlich auseinander, daß er die Grenznutzenlehre auf für die Be⸗ 
ſtimmung des Wertes nicht vermehrbaren Güter ablehnen müſſe. 
Er begründet das, indem er ſagt: „Nie iſt der Wert von fünf Säcken 
Korn das Fünffache des Wertes, den jemand dem letzten Sack Korn 
zur Befriedigung ſeiner Bedürfniſſe beilegt.“ Ahnliche Außerungen 
finden ſich auch in dem vorliegenden Buche auf den S. 487 und 630. 
Bei Böhm ⸗Bawerk?, gegen deſſen bekanntes Beiſpiel ſich dieſe Be⸗ 
merkung richtet, heißt es aber ausdrücklich: „Welche Bedeutunng 
wird... ein Sack (die Hervorhebung des Wörtchens ‚ein‘ ſtammt 
von Böhm⸗Bawerk ſelbſt!) Getreide für ſeine (d. h. des Anſiedlers) 


— — nn 


1 Böhm⸗Bawerk, a. a. O. S. 510 ff.; Wieſer, Der Geldwert und 
ſeine Veränderungen, Schriften d. Vereins für Sozialpolitik, Bd. 132, S. 507 ff. 
2 a. a. O. S. 30/31. 
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Wohlfahrt beſitzen?“ Ferner wird geſprochen von der Wertſchätzung 
„jedes einzelnen Sackes“. Auch nur durch ein Wort dieſe Art der 
Bekämpfung einer fremden Anſicht kennzeichnen zu wollen, täte der 
Wirkung des angeführten Beiſpiels Abbruch! 

Ich komme nunmehr zu Liefmanns Kritik der auf der ſubjektiven 
Wertlehre ruhenden Preislehre. Sie lautet weſentlich kürzer und 
entſchiedener. Eine Preistheorie, ſo ſagt er (S. 85), die wirklich 
dieſen Namen verdiene, gebe es überhaupt nicht. Das, was heute 
als Preislehre ausgegeben werde und womit die Grenznutzentheoretiker 
glaubten, die Ableitung des Preiſes aus ſubjektiven Wertſchätzungen 
geliefert zu haben, das ſei weiter nichts als die rein quantitative 
Feſtſtellung der ausgetauſchten Gütermengen bei gegebener Angebot⸗ 
und gegebener Nachfragemenge und in Ziffern gegebener „Wert⸗ 
ſchätzungen“ auf beiden Seiten. Die „öſterreichiſche Schule“ ver⸗ 
kenne in ihrer Preislehre, wie ſie es ſchon in ihrer Wertlehre getan 
habe, vollkommen die wirtſchaftliche Aufgabe; dieſe beſtehe in der 
Beantwortung der Frage: Auf welche Güter und in welchem Um⸗ 
fange verwende ich Koſten?, nur daß im geſamten Tauſchverkehr 
dieſe Koſten zur Befriedigung des Bedarfes anderer aufgewendet 
würden und zu einem Angebot führten (S. 86, 376). 

Was ſeine Ausſtellungen an der herrſchenden Preislehre anlangt, 
ſo gebe ich unſerem Verfaſſer zunächſt bereitwilligſt zu, daß es keinen 
Sinn hat, vom Preiſe zu ſprechen als „der Menge von Gütern, die 
man im Austauſch gegen ein Gut erhält“, wie es ſo gut wie alle 
Theoretiker tun. Es gibt vielmehr „keinen Preis ohne ein all⸗ 
gemeines Tauſchmittel, ohne Geld“. Die gerügte Ausdrucksweiſe 
iſt tatſächlich ein Schönheitsfehler der bisherigen Preislehre, aber 
auch nicht mehr! Beweis deſſen, daß kein einziger Schriftſteller im 
Fortgang ſeiner Unterſuchungen von dieſer an die Spitze geſtellten 
Begriffsbeſtimmung noch Gebrauch macht: ſie alle reden ſpäter nur 
noch vom Geldpreis. 

Wenn Liefmann dann ferner behauptet (S. 87), um ſein ver⸗ 
nichtendes Urteil über die Leiſtungen ſeiner Vorgänger zu begründen, 
es ſei die erſte Aufgabe der Preistheorie, nicht den Preis, d. h. den 
tatſächlich zuſtande gekommenen, zu beſtimmen, ſondern zu erklären, 
ihn auf Wertſchätzungen oder Bedürfnisregungen zurückzuführen, und 
die zweite Aufgabe, die Gründe von Preis veränderungen ſyſtematiſch 
darzuſtellen, ſo gibt er jedenfalls zu, daß die Beſtimmung des Preiſes 


1 Die Entſtehung des Preiſes uſw., a. a. O. S. 10 u. 13. 
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der herrſchenden Lehre gelungen ſei. Dasſelbe kann man von ſeiner 
Preistheorie nicht behaupten: ſie geht, jedenfalls ſoweit ſie bis jetzt 
vorliegt, gänzlich an dieſer Frageſtellung vorbei und könnte ſie, auch 
wenn ſie wollte, mit ihren Mitteln gar nicht löſen; vielleicht daß 
Liefmann aus dieſem Grunde die „Beſtimmung des Preiſes“ für keine 
Aufgabe der Preistheorie anſieht. 

Aber auch die „Erklärung“ des Preiſes iſt von der ſubjektiven 
Wertlehre geboten worden; freilich nicht dort, wo unſer Verfaſſer ſie 
ſucht. Hätte er ſich aber bemüht, zum Beiſpiel die Böhm⸗Bawerkſche 
Wert und Preislehre als ein Ganzes aufzufaſſen, was ihm jedoch bei 
feiner bemerkenswerten Verſtändnisloſigkeit für die Gedanken anderer 
nicht gelingt, ſo wäre er ſeiner eigenen irrtümlichen Anſicht nicht 
verfallen. Gewiß! Böhm ⸗Bawerk „beſtimmt“, wo er vom „Pferde⸗ 
markt“ ſpricht, nur den Preis, der tatſächlich gezahlt wird auf Grund 
von gegebenen Wertſchätzungen der Ware und der Geldeinheit. Aber 
wie die Wertſchätzung der Ware zuſtande kommt, erklärt er auch — 
nur früher in ſeiner Wertlehre. Für die Angebotſeite ſind nament⸗ 
lich die Ausführungen über den Wert komplementärer Güter und 
den Wert der Produktivgüter! von Bedeutung. Daß es zweckmäßig 
geweſen ſei, dieſe Dinge ausſchließlich in der Wertlehre zu behandeln 
und in der Preislehre mit keinem Worte darauf hinzuweiſen, möchte 
ich nicht behaupten: Beweis deſſen iſt Liefmanns mißverſtändliche 
Auffaſſung; aber das iſt in erſter Linie ein Fehler der Darſtellung, 
weniger des theoretiſchen Denkens. Wir können alle Sätze über die 
Schätzung der Güter entfernterer Ordnung aus der Wertlehre in 
die Preislehre „transponieren“, ohne daß ſich an ihrem Inhalt 
weſentliches ändert: dann lautet der wichtigſte über die Güter höherer 
Ordnung folgendermaßen?: Die vorhandene Menge eines Gutes 
höherer Ordnung wird in ſolchem Verhältnis auf die verſchiedenen 
Verwendungsmöglichkeiten desſelben verteilt, daß die Einheit desſelben 
in allen Verwendungsarten einen gleichen Preis erzielt, oder genauer: 
daß nicht Verwendungsarten, in denen die Einheit einen höheren 
Preis erzielen könnte, unverſorgt bleiben, während es anderen Ver⸗ 
wendungsarten, in denen die Einheit einen niedrigeren Preis erzielt, 
zugeführt wird. Hiermit erledigt ſich auch Liefmanns Einwand, 
letzten Endes laſſe auch die Grenznutzenlehre den Güterwert durch 
die Koſten beſtimmt werden; es zeigt ſich, wie dieſer Satz aufzufaſſen 


1 a. a. O. S. 56 ff. 
2 a. a. O. S. 68/69. 
Schmollers Jahrbuch XLII 3a. 19 
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iſt. Ebenſo werden die Beſtimmungsgründe der Wertſchätzung der 
Geldeinheit von Böhm⸗Bawerk dargelegt; ſie ſind es ja, die in Ver⸗ 
bindung mit der Wertſchätzung der Ware die Geſtaltung der Nach⸗ 
frage beſtimmen. Gerade hier erweiſt ſich nun die Grenznutzenlehre 
bedeutend mehr in Übereinſtimmung mit der Erfahrung als die Lief⸗ 
mannſche Theorie, trotzdem dieſe die Bezeichnung „empiriſch⸗realiſtiſch“ 
für ſich allein mit Beſchlag belegen möchte (S. 218): denn ſie führt 
die Wertſchätzung der Geldeinheit letzten Endes auf die gegebene 
Einkommens⸗ und Vermögensverteilung zurück; dieſe läßt ſich aber 
aus rein wirtſchaftlichen Urſachen nicht reſtlos erklären. An dieſem 
Punkte reichen ſich theoretiſche und hiſtoriſche Forſchung brüderlich 
die Hand — übrigens iſt es nicht der einzige —, ſo wenig ihre 
beiderſeitigen Vertreter das jahrzehntelang wahr haben wollten. Bis 
hierher wurde nur die Böhm⸗Bawerkſche Preislehre betrachtet; noch 
deutlicher tritt das alles aber bei Wieſer ſowohl in ſeinen älteren 
Schriften wie namentlich in ſeinem Gutachten für den Verein für 
Sozialpolitik und in ſeinem Beitrag zum Grundriß der Sozial⸗ 
ökonomik hervor. 

Hiermit bricht auch Liefmanns Haupteinwand gegen die ſubjek⸗ 
tive Wert⸗ und Preislehre zuſammen, nämlich daß ſie von gegebenen 
Gütermengen ausgehe, ſtatt die Frage zu beantworten, welche Güter 
und wie viele von jeder Art beſchafft würden; eigentlich iſt dieſer 
Vorwurf ſchon dadurch widerlegt, daß wir nachgewieſen haben, wie 
Liefmann, von der Erfahrung belehrt, ſich ſelbſt dieſer Vorausſetzung 
unterwerfen muß. Aber damit iſt die Frage noch nicht grundſaͤtzlich 
entſchieden. In dieſer Hinſicht iſt das Folgende zu ſagen: Es iſt 
wahr, daß die in Rede ſtehende Theorie bei der Ableitung der Wert⸗ 
und Preisgeſetze von genau beſtimmten Gütermengen ausgeht. Aber 
es handelt ſich hier zunächſt um weiter nichts als um einen Kunſt⸗ 
griff der Forſchung: nachdem ſie unter dieſer Vorausſetzung ihre 
wichtigſten Lehrſätze gewonnen hat, läßt ſie die den Wirtſchaften zur 
Verfügung ſtehenden Mengen, ſei es von Gütern erſter, ſei es von 
Gütern höherer Ordnung, wechſeln. Dies iſt das, was Schumpeter 
als die „allgemeine Interdependenz“ der Güter bezeichnet. Freilich 
erfordert die Löſung dieſer Aufgabe, wenn keine mathematiſchen 
Hilfsmittel der Darſtellung angewendet werden, ein mühſeliges Ver⸗ 
fahren, das man darum oft wegen der damit verbundenen Um⸗ 
ſtändlichkeiten unterläßt in der Hoffnung, der Leſer werde ſchon alles 
Weitere von ſich aus hinzudenken. Hätte Liefmann aber nur einen 
Blick in ein Buch getan, das die Sache mathematiſch behandelt, etwa 
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Auſpitz und Lieben, Unterſuchungen über die Theorie des Preiſes, 
1889, oder Pantaleoni, Principii di economia pura, 2. Aufl. 1894 
(auch in engliſcher Überſetzung erſchienen: Macmillan 1898): er hätte 
die Behauptung in ihrer Allgemeinheit nicht aufrechterhalten. Freilich 
beweiſt er an vielen Stellen, daß für ihn mit einer kleinen 
Abänderung der Spruch der alten Romaniſten gilt: Mathematica 
sunt, non leguntur! Anderſeits lehrt die Erfahrung, daß die 
Vorausſetzung der „gegebenen Gütermenge“ im weiteſten Umfang mit 
der Wirklichkeit übereinſtimmt. Was bei ungehindertem Verkehr und 
für die ganze Menſchheit nur von dem Gut höherer Ordnung 
„Grund und Boden“ gilt, das trifft für die abgeſchloſſene Kriegs⸗ 
wirtſchaft des Deutſchen Reiches von allen Gütern höherer Ordnung 
zu: ſie ſind nur in beſtimmten Mengen vorhanden, die es ſehr ſorg⸗ 
fältig auf die Bedürfnisregungen verſchiedener Dringlichkeit zu ver⸗ 
teilen heißt. Ahnliches finden wir in Krieg und Frieden bei allen 
Einzelwirtſchaften: auch die kapitalkräftigſte Erwerbswirtſchaft kann 
die Güter höherer Ordnung ſich nur gegen immer höhere Preiſe 
verſchaffen, und auch das nicht über eine beſtimmte Grenze hinaus; 
die meiſten Einzelwirtſchaften müſſen mit einem beſtimmten Ein⸗ 
kommen rechnen. Daß die Vorausſetzung der innerhalb gewiſſer 
Grenzen gegebenen Gütermenge mit der Wirklichkeit übereinſtimmt, 
zeigt ein Buch von der Bedeutung von Aereboes „Allgemeiner land⸗ 
wirtſchaftlicher Betriebslehre“, 1917, das übrigens Liefmann davon 
überzeugen könnte, was die verachtete ſubjektive Wert⸗ und Preis⸗ 
lehre für die Erklärung der Tatſachen des Wirtſchaftslebens alles 
zu leiſten vermag. Dagegen iſt Saffes Hinweis auf feine Er⸗ 
fahrungen als Praktiker im „Exkurs“ zu ſeiner Anzeige des vor⸗ 
liegenden Werkes in ſeinem „Archiv“, 44. Band, 1. Heft, kein Ein⸗ 
wand gegen die hergebrachte Preislehre: der Fabrikant berechnet den 
Preis, den er ſeinem Abſchluß über noch nicht hergeſtellte Baum⸗ 
wollwaren äußerſtenfalles noch zugrunde legen darf, an der Hand 
feiner ſehr eingehenden Kenntnis der Preiſe der Produktionsmittel; 
unter Umſtänden ſucht er ſich ſogar noch durch ein Differenzgeſchäft 
zu ſichern. Der Verkauf erfolgt gewiß nicht aus einem Vorrat 
fertiger Erzeugniſſe, jedoch aus einem ſolchen fertiger Produktions⸗ 
mittel; das iſt aber ein „techniſch⸗ materialiſtiſcher“, kein ökonomi⸗ 
ſcher Unterſchied. 

Auf Liefmanns Einwände gegen die hergebrachte Einkommen⸗ 
oder Verteilungs- oder Zurechnungslehre näher einzugehen, über die 


er die ganze Schale ſeines Zornes ausgießt, verbietet mir der Raum, 
19* 
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daneben der Umſtand, daß feine eigene noch nicht einmal in den 
Umriſſen deutlich zu erkennen iſt. Nur ſoviel ſei bemerkt, daß, wenn 
auch nicht alle, ſo doch viele Theoretiker längſt wiſſen, daß der „Preis 
der Verteiler des Volkseinkommens“ it. Daraus ergibt ſich, daß es 
zum mindeſten unzweckmäßig war, daß die Grenznutzentheoretiker die 
Zurechnungslehre in der Wertlehre behandelten: ſie iſt in die Preis⸗ 
lehre zu „transponieren“; dann erſcheinen manche Fragen viel ein⸗ 
facher. Eben dieſelben Theoretiker, die den Preis als Verteiler des 
Volkseinkommens bezeichnen, waren darum auch weit davon entfernt, den 
techniſchen und den wirtſchaftlichen Ertrag miteinander zu verwechſeln; 
manche Ausführungen Liefmanns in ſeinem Schriftchen „Ertrag und 
Einkommen“, in dem er ſich gegen dieſe Verwechſlung wendet, klingen 
denn auch, als ob ſie aus einer Nachſchrift des betreffenden Ab⸗ 
ſchnittes der Brentanoſchen Vorleſung wörtlich übernommen wären. 
Für das übrige ſei auf meine früheren Bemerkungen in dieſem 
Jahrbuch, 1917, 3. Heft, S. 256 Anm., verwieſen. Iſt Liefmanns 
zweiter Band einmal erſchienen, ſo bin ich gern bereit, wegen dieſes 
Gegenſtandes noch einmal mit ihm die Waffen zu kreuzen — oder 
anzuerkennen, inwieweit er den noch tatſächlich zum Teil un⸗ 
befriedigenden Zuſtand dieſes Gebietes der reinen Wirtſchaftstheorie 
verbeſſert hat. Allerdings wird ihm das, ohne ſich in Widerſpruch 
mit ſeinem Ausgangspunkt zu ſetzen, nicht gelingen. 


V 


Dieſe kritiſche Auseinanderſetzung wendet ſich dem Schluſſe zu. 
Sie hat ſich völlig auf den Standpunkt des Verfaſſers geſtellt und 
ſein Lehrgebäude von deſſen eigenſten Vorausſetzungen aus geprüft. 
Sie iſt fo zu dem Ergebnis gekommen, daß es Liefmann nicht ge⸗ 
lungen iſt, weder in dem Nutzen noch in den Koſten ein neues, ſelb⸗ 
ſtändiges Erklärungsprinzip der wirtſchaftlichen Grundtatſachen auf⸗ 
zuzeigen: der Nutzen iſt bloß ein anderer Name für den Wert, und 
die Koſten laſſen ſich, ſoll das Syſtem ſich nicht in unlösbare Wider⸗ 
ſprüche ſowohl mit ſich ſelbſt wie mit der Erfahrung verſtricken, 
nicht anders denn als Nutzeneinbuße auffaſſen. Damit fallen aber 
auch alle Entdeckeranſprüche Liefmanns dahin. Es träfe zwar nicht 


1 Del. zum Beiſpiel Lotz, Finanzwiſſenſchaft, 1917, S. 218. Lotz legt 
dieſe Auffaſſung feinen ganzen Unterſuchungen über die Wirkungen und die 
Überwälzung der Beſteuerung zugrunde. 
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völlig zu, wenn man behaupten wollte, daß alles, was richtig in 
dieſem Buche, nicht neu und, was neu, nicht richtig ſei. Vielmehr habe 
ich ſchon betont, daß die Ausführungen über den Begriff des Kapitals 
und des Vermögens manchen Gedanken enthalten, den die bisherige 
Theorie nicht genügend beachtet hat; aber Liefmanns Lehre vom 
Kapital fließt ſo wenig aus ſeiner Grundauffaſſung, daß er ſich hier 
genötigt fieht, ſtillſchweigend feine weſentlichſte Vorausſetzung zu 
verlaſſen und von der ſonſt bekämpften Annahme einer gegebenen 
Gütermenge auszugehen. Der Hauptfehler des Buches liegt eigent⸗ 
lich auf ſchrifſtelleriſchem Gebiet: ſtatt ſeine Hauptgedanken folgerecht 
zu entwickeln und knapp darzulegen, hat der Verfaſſer ſie in un⸗ 
fruchtbare Auseinanderſetzungen über Entdeckeranſprüche und in un⸗ 
endliche Bekämpfung der Kritiker ſeiner früheren Leiſtungen eingehüllt. 
Zunächſt kommt dadurch der Leſer zu keiner ruhigen Erfaſſung deſſen, 
was der Schriftſteller ſagen will. Aber auch dem Schreiber des 
Buches dürfte es ähnlich ergangen ſein: er hat ſelbſt den Überblick 
über ſein Syſtem verloren und ſo die Widerſprüche, an denen es 
krankt, nicht gemerkt. Auf dieſe Weiſe iſt der ſchlechte Schriftſteller 
zu einem ſchlechten Theoretiker geworden oder umgekehrt. 


Baia „Google 
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er Zufall überträgt mir die Beſprechung des Lenſch in einem 

Augenblick weltgeſchichtlicher Spannung, die ich 
den Leſern mitteilen möchte, weil wir die letzte Höhe der Welt⸗ 
geſchichte, die wir miterleben, am klarſten durchſchauen und über⸗ 
blicken können, wenn wir in die Gründe hinabgetaucht ſind, aus 
denen ſie emporgeſtiegen iſt, ehe wir uns in die Zukunft zu heben 
ſuchen, die aus ihr noch herauswachſen ſoll. Denn daß wir dieſe 
„drei Jahre Weltrevolution“ abſchließend unter dem Geſichtspunkt 
einer ſich durchkämpfenden Zukunft betrachten müſſen, iſt ja ſelbſt⸗ 
verſtändlich, weil ihr Verfaſſer Lenſch als zukunftsgläubiger Sozialiſt 
geſchrieben hat und den Begriff der „Revolution“ überhaupt nur in 
dieſem Sinne des Erneuerungsdurchbruchs verſtehen kann. 

Dieſe neue Auseinanderſetzung mit Lenſch, die wieder manche 
wertvolle Anregung gebracht hat, trifft für mich mitten in die Be⸗ 
ſchäftigung mit einer ausſichtsvollen Arbeit über die „ſumeriſche 
Tempelwirtſchaft als Entwicklungsſtufe“ und mit der Schrift von 
Dr. Benzion Kellermann über den „ethiſchen Monotheismus der 
Propheten und ſeine ſoziologiſche Würdigung“. Alſo mit den erſten 
Anfängen höherer Wirtſchaftsformen und mit den erſten Anfängen 
der zukunftsgläubigen Erneuerungshoffnung des Meſſianismus. 
Eine „zeitliche“ und eine „geiſtliche“ Entwicklungs⸗ 
reihe und beide Entwicklungsreihen laufen bis in 
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unfere unmittelbare Gegenwart hinein und über fie 
hinaus. | 

In Sumer, drei merkwürdige feſt ineinander gefeilte Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe, deren eigentümlichſtes Glied der Tempelkreis iſt. Ein 
großer heiliger Haushalt im Mittelpunkt einer Siedelgemeinſchaft 
auf künſtlich gewonnenem, dauernd einheitlich zu verwaltendem 
Boden, deſſen Kanäle nur durch gemeinſame Arbeit erhalten werden 
können; und in dieſem Haushalt die ausgebildete Kunſt der Schrift 
und der genauen Rechnung zur Überſicht über Eingänge und Vor⸗ 
räte. Darunter kleinere und größere Wirtſchaften der einzelnen 
Stammesgenoſſen, zwiſchen denen immer mehr Austauſchbeziehungen 
entſtehen, wohinein gerade durch die Bevorzugung des Edelmetalls 
in der Tempelwirtſchaft das Geld eindringt. Alſo ganz wie heute 
freie Verkehrswirtſchaft neben dem Rationenſyſtem einer Magazin⸗ 
verwaltung! Über der Mehrheit der Tempel dann die Wirtſchaft 
des Stadtfürſten, des einen Hauptes mit geſteigerter Verfügungs⸗ 
freiheit, der die Maſſe ordnet und mit den Kräften des ganzen, in 
den Tempelmarken gegliederten Stadtvolkes die neuen Kanäle und 
neuen Bauten ausführt. Und ſchon dieſe alte Zeit des Urukagina 
von Lagaſh kennt die Umbildung eines urſprünglich auf genoſſen⸗ 
ſchaftlichem Grunde erwachſenen Kulturgebildes in ein Ausbeutungs⸗ 
ſyſtem derer, die die Macht haben, kennt aber auch die Gegenwirkung 
der Sozialreform zugunſten der Schwächeren und kennt die Zer⸗ 
ſtörung des durch dieſe ſoziale Reform geſchwächten Stadtſtaates 
durch die kriegsmächtige Nachbarſtadt. Aber hinter dieſem Spiel der 
politiſchen Tagesereigniſſe in den paar zufällig durch die Geſchichte 
hell beleuchteten Jahren von Lagaſh geht der organiſatoriſche Auf⸗ 
ſtieg in der Weiterbildung der Geſellſchaftsformen feinen Gang. 
Dieſes ganze Wirtſchaftsſyſtem iſt durchaus künſtlich, denn Holz, 
Stein und Metall, alle wichtigen Rohſtoffe zur gewerblichen Arbeit, 
ja das Vieh zur ſtändigen Auffriſchung der Raſſe muß von außen 
eingeführt werden. Zu dem ſtarren Zwang der Bodenwirtſchaft 
kommt ſo die Freiheit der Handelsbeziehungen. Der Tempel hat 
ſeinen Händler. Der Handelsgeiſt dringt in das Wirtſchaftsleben 
ein. Eine feſte Bindung der Einzelnen an das Land iſt darum trotz 
der Frondienſte unmöglich. Alſo eine gewiſſe Mobiliſierung der 
Menſchen und Mobiliſierung der Güter, ſchriftliche Aufzeichnung der 
Wirtſchaftsvorgänge, nüchterne Geſchäftlichkeit in den Wirtſchafts⸗ 
beziehungen: ſo entſteht der wirkliche geſchichtliche Anfang des 
Kapitalismus, in dem Rechenhaftigkeit und Handelsbeziehungen 
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erft zuſammenwachſen. Von hier aus wird er den ſpäteren Handels⸗ 
völkern überliefert und an die Geſchichte weitergegeben, bis die Zeit 
ſeiner Herrſchaft gekommen iſt. Denn zunächſt kann er nicht das 
herrſchende Syſtem werden. Der Zwang des Bewäſſerungsbodens, 
auf dem jene alte Kultur ſteht, erhält die Tempelwirtſchaft, unter 
der ſich der Kapitalismus entwickelt hat, und ſchränkt ihn damit 
wirtſchaftlich und geiſtig dauernd ein. Die politiſchen Vorausſetzungen 
der Zeit aber führen mit Notwendigkeit wie in jedem Stadtſtaaten⸗ 
ſyſtem zu Machtkämpfen zwiſchen den Stadtfürſten, zu einem nach 
dem Sturze jeder Dynaſtie und jeder Herrenſtadt immer wieder er⸗ 
neuten Ringen um die Hegemonie eines Großkönigtums, das das 
ganze Kulturgebiet des Zweiſtromlandes politiſch zuſammenfaßt. 
Dabei wird die Tempelſtadtwirtſchaft zu dem auf Eroberung und 
Tribute geſtellten Glanz der Hauptſtadt wirtſchaft geſteigert, einer⸗ 
ſeits Handel und Verkehr der Hauptſtadt dadurch noch höher ge⸗ 
trieben, aber gleichzeitig auch die Magazinwirtſchaft der Tempel 
durch einheitliche königliche Magazinverwaltung zu einem ſtarren 
Rückgrat des ganzen Wirtſchaftsſyſtems gemacht. Politiſch entſteht 
ſo, wenn auch im kleinen, das erſte Imperium und das geſchichtliche 
Vorbild des hochthronenden Gottkönigs⸗Autokraten. Zunächſt nur 
ein eingegrenzter Herrſchaftsblock des Zweiſtromlandes, aber als dieſes 
tragfähige Fundament die Unterlage für weitere Eroberungen und 
der Gegenſtand für Eroberungseinfälle, die den Anfang der eigent⸗ 
lichen Weltgeſchichte ausmachen. So ſchweift der Blick weiter über 
die Zeiten, wo ſich am Rande dieſer Kultur im Mittelmeergebiete 
eine anders geartete Stadtſtaatenbildung, Hegemonialkämpfe auch 
unter dieſen Bürgerſtädten, Reichsbegründung und Umbildung der 
zur Herrſchaft gelangten Bürgerführer in Gottkönige vollzieht, und 
wie dieſes Reich in ſich zuſammenfällt, weſentlich weil es kein feſtes 
organiſatoriſches Verwaltungsgerüſt unter den Bedingungen ſeiner 
Entſtehung mitbekommen hatte. Wie dann auf dieſer Erbſchaft 
wieder neue Staaten aufſteigen, im weſentlichen Gleichgewicht eines 
Nationalſtaatenſyſtems den Kapitalismus gegeneinander hochzüchten, 
mit den Kräften dieſes neuen Wirtſchaftsſyſtems im Wettkampf den 
ganzen Planeten ſich unterwerfen und durch das entfeſſelte Aus⸗ 
dehnungs⸗ und Machtſtreben dieſes Wirtſchaftsſyſtems ſchließlich in 
vernichtenden Kampf gegeneinandergeworfen werden. In einen 
Kampf, der ſie zwingt, die organiſatoriſchen Kräfte von Staat und 
Wirtſchaft ſo zu verbinden, daß wieder ein feſtes organiſatoriſches 
Berwaltungsgerüft entſteht, wieder ein Nebeneinander von ſtaatlicher 
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Magazinwirtſchaft und freier Verkehrswirtſchaft mit den alten Fragen 
von Genoſſenſchaftlichkeit und Ausbeutung, Sozialreform und not⸗ 
wendiger Widerſtandskraſt gegen den drohenden Feind. 

Die Gedanken, die ſich an das Buch von Kellermann über 
die Propheten anreihen laſſen, ergänzen dieſes Bild. 

Wir müſſen uns dabei freilich zunächſt von einem Wirrſal 
methodiſcher Fragen befreien. Kellermann bekämpft Troeltſch, der 
die Propheten mit etwas kurzſichtigem Übereifer in der Handhabung 
der erſt friſch errungenen materialiſtiſchen Methode zu begeiſterten, 
rein ſtammesgläubigen Bauern hat machen wollen, während doch in 
Wahrheit die Propheten für die vergleichende Ideenlehre ein Muſter⸗ 
beiſpiel dafür ſind, wie weit „allgemein menſchliche“ Grundideen auch 
aus einer engen und eingeſchränkten Geſellſchaftsordnung heraus er⸗ 
griffen werden können, und dann das Geiſtesleben dieſer Zeit, über 
die eigentliche Anlage ihres ſchwachen Körpers hinaus, krampfhaft, 
aber erhaben überſteigert wird. Indeſſen, dieſen richtigen Einwand 
gegen Troeltſch ſieht Kellermann nicht, ſondern deutet ſeinerſeits 
in dogmatiſcher Schulmeinung kantiſche Philoſophie in die Propheten 
hinein, um ſie damit zu Unrecht auf einen reinen Individualismus 
einzuſchränken. So verfehlt das als geſchichtliche Deutung iſt, ſo 
lehrreich iſt es für die Verwurzelung des liberal - individualiftifchen 
Menſchheitsglaubens des heutigen gebildeten Judentums in Kant 
einerſeits, in den Propheten anderſeits, und man gewinnt ein neues 
Verſtändnis dafür, warum ſich Juden dieſer Art mit der ganzen, 
gelegentlich etwas beſchränkten Zähigkeit ihrer Raſſe in die indivi⸗ 
dualiſtiſchen Ideen von 1789 und die Leitgedanken der weſtlichen 
Demokratie feſtbeißen müſſen. Und ſo ſtehen wir ſchon mitten in 
den Zuſammenhängen dieſer Weltrevolution und ihrer Ideen von 
1914. Aber dieſer Zuſammenhang des Geiſtes unſerer Gegenwart 
mit dem Prophetentum iſt vollends in erſchütternder Deutlichkeit 
da, wenn wir uns darauf beſinnen, daß der Meſſianismus der Pro⸗ 
pheten die erſte Verkündigung von einem Heilsgang det Menſchen 
in ihrer Geſchichte iſt: zur Herrſchaft über die Erde beſtimmt, durch 
den Sündenfall erniedrigt, aber dereinſt zum meſſianiſchen Reiche 
des Rechts und der Gerechtigkeit wieder erhöht! Daß auf dem 
Boden dieſer Verkündigung das Chriſtentum entſtehen konnte und 
nun die Kultur der nachantiken Völkerwelt trotz ihres ſpäteren 
Kapitalismus von Anfang an mit dem Gebot der allbrüderlichen 
Menſchenliebe und dem Vorbild des Opfertodes durchſäuert war! 
Daß aus dem Chriſtentum nach der Befreiung der bürgerlichen Ge⸗ 
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ſellſchaft zum ungebundenen wiſſenſchaftlichen Verſtändnis der Er⸗ 
fahrungswelt die in ihrem tiefſten Grunde tugendfreudige, moraliſche 
Kultur des 18. Jahrhunderts entſtand und mit ihr der Verſuch, 
die Weltgeſchichte als Erziehungsweg und als Vernunftentwicklung 
zur Verwirklichung des reinen Rechtsſtaates zu ſehen. Daß endlich 
auf dem doppelten Boden des Chriſtentums und der moraliſchen 
Menſſchlichkeit des 18. Jahrhunderts im Zeitalter des Kapitalismus 
das in ſich unwiderſtehliche Verlangen nach Sozialpolitik immer 
neue Kräfte bekommen mußte, während gleichzeitig jener kühne Ver⸗ 
ſuch des moraliſchen Verſtändniſſes der Weltgeſchichte, genährt von 
dem wiſſenſchaftlichen Studium der wirklich geſchichtlichen Organi⸗ 
ſationsformen, zu der neuen Auffaſſung aufſtieg, daß die Welt⸗ 
geſchichte allein als real bedingte, aus innerem Geſetz getriebene 
Entwicklung zu einer genoſſenſchaftlich⸗ſozialiſtiſchen Völkerorganiſation 
von Recht und Gerechtigkeit verſtanden werden kann. 

Unſere Gegenwart iſt die Zeit der höchſten Ent⸗ 
faltung der organiſatoriſchen Kräfte der Menſchheit, 
die im Wettkampfe der Völker zur Eroberung und 
Beherrſchung ihres ganzen Planeten aufgeſtiegen iſt, 
und gleichzeitig die Zeit der ſtärkſten Anfachung des 
Willens zu Recht und Gerechtigkeit, der in der ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Zuſammenfaſſung aller dieſe höchſte 
Kraftentfaltung bewußt beſtimmen will. Darum können 
die Fragen unſerer Zeit vollſtändig nur von einem geiſtigen Stand⸗ 
punkt aus erörtert werden, der einen vollen Überblick über die über⸗ 
wundenen Lebensſtufen der Menſchheit erſtrebt, um auf dem Boden 
dieſer Entwicklungslehre zur weiteren Erhöhung ihres Lebens bewußt 
weiterzubauen. Alſo vom Sozialismus. Nur auf dem Boden 
dieſer Gefinnung iſt die Weite des Blickes zu erwarten, der Ver⸗ 
gangenheit und Zukunft der Menſchheit zu umſpannen ſucht, nur 
auf dem Boden dieſer Geſinnung die zugreifenden Arbeitsmethoden, 
die, im Intereſſe der Zukunftsaufgaben, die äußeren und inneren 
Entwicklungsſtufen der Menſchheit überſichtlich auseinanderlegen. 
Denn für ſolche Methoden und für eine ſolche geſellſchaftliche Lebens⸗ 
überſicht iſt ein Bewußtſein, das ſich ſelbſt als geſchichtlich bedingtes 
und beſtimmtes Erkenntnisorgan im Dienſte des Lebensaufſtieges 
der Geſellſchaft fühlt, ſchlechterdings die geiſtige Vorbedingung. 

Und das iſt die heilloſe Lage unſerer Zeit, die 
nur durch Sozialismus verſtanden werden kann, daß 
ſie zwar durch den Krieg in die harten Notformen des 
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äußeren Kriegsſozialismus hineingeriſſen wurde, 
aber nicht das wiſſenſchaftliche Syſtem des Sozialis⸗ 
mus vorfand, durch das ſie ſich begreifen konnte. Was 
da war, war nur eine programmatiſche Ankündigung. Im Vorder⸗ 
grunde des wiſſenſchaftlichen Sozialismus aber ſtand der überjährige 
Marxismus mit ſeiner Verengerung des ſozialiſtiſchen Blickfeldes 
auf den reinen Klaſſenkampf des Proletariats und mit feiner hahne⸗ 
büchenen Vergröberung aller Lebensauffaſſung unter dem Schlagwort 
des Materialismus. Dabei, nach dem unvermeidlichen Geſetz ſeiner 
Fortbildung und unter dem Antrieb einer gärenden Zeit, zu den 
ſtärkſten Gegenſätzen in ſich geſpalten, ohne daß eine verheißungsvolle 
Kraft in dieſen Spaltungen lebte. Daneben nur noch phantaſievolle 
Verſuche, losgelöſt vom Dogma des Marxismus und von aller 
Strenge der Geſchichtserkenntnis, eine kommende Menſchheits⸗ 
organiſation mehr literariſch zu erträumen, wie etwa bei Wells, 
van Eeden u. a. m. Aber das war dem Marxismus gegenüber kaum 
ernſt zu nehmen. 

Der Marxismus aber hatte immerhin in ſeiner materialiſtiſchen 
Geſchichtsauffaſſung mit ihrem ſcharfen Grundcharakter einer ver⸗ 
gleichenden Wirtſchafts⸗ und Geſellſchaftstheorie die brauchbarſte 
Methode zur weltgeſchichtlichen Arbeit und hatte überdies aus Hegel 
jene geiſtig⸗ ſittliche Entwicklungslehre vom Aufſtieg der Völker bis 
zum vollen Ausleben ihrer gemeinſchaffenden Anlage in der Form 
übernommen, daß dieſer Aufſtieg zur Freiheit ſich durch die ganz 
konkrete Gliederung der wirklichen Staats⸗ und Geſellſchaftsformen 
vollzieht. Und auch der geſtaltungskräftige Hintergrund der in 
Gegenſätzen ſich ſteigernden weltaufbauenden Vernunft lebte durch die 
äußere Übernahme der Hegelſchen Dialektik bedingungsweiſe weiter. 

So war es auch für die Geſchichte der Wiſſenſchaft 
eine ſehr bemerkenswerte Lage, als der Marxismus 
durch den Weltkrieg überrannt wurde. Was ihm da als 
politiſchem Willensgebilde widerfuhr, habe ich in meiner 
„Revolutionierung der Revolutionäre“ darzuſtellen verſucht. Hier 
handelt es ſich um ſeine Fortbildung und Anwendung als wiſſen⸗ 
ſchaftliches Gedankenſyſtem. 

Damit iſt feſtgelegt, welche Aufmerkſamkeit Lenſch 
hier für uns verdient. 

In einer Zeit, die dem auf dieſe Pflicht nur halbvorbereiteten 
Sozialismus ſeine größten Denkaufgaben ſtellte, und in der der 
Marxismus ſich mit einem plötzlichen Ruck an eine ganz unerwartete 
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Geſchichtslage anpaſſen mußte, gehört Lenſch zu den wenigen, die 
mit energiſcher ſelbſtändiger Arbeit vom Standpunkt des Marxismus 
dieſe ungeheure Aufgabe durchgreifend zu löſen verſucht haben. 
Eigentlich kann nur Renner mit ſeinem Buche über „Marxismus, 
Krieg und Internationale“ neben ihm genannt werden. Zwiſchen 
beiden hat ſich die glücklichſte Arbeitsteilung herausgeſtellt. Renner 
behandelt weſentlich die innerpolitiſche Neueinſtellung des 
Marxismus als die Aufgabe, die Durchgliederung der Volkswirt⸗ 
ſchaft bewußt zu erfaſſen. Lenſch ſeine außenpolitiſche Neu⸗ 
einſtellung und den Sozialismus als politiſche Frage zwiſchen 
den Völkern. Weil damit Kriegsentſtehung, Kriegsverlauf und 
Kriegsende in das kalte und helle Licht einer am Materialismus 
geſchulten Geſchichtsauffaſſung gerückt wird, die aus einer blind 
verneinenden Kritik an deutſchen Zuſtänden zu einer tief begründeten 
Auffaſſung von dem weltgeſchichtlichen Beruf Deutſchlands auf⸗ 
geſtiegen iſt, ſo hat Lenſch ſelbſtverſtändlich einen Anſpruch auf die 
unmittelbarſte Aufmerkſamkeit deutſcher Leſer. Aber Lenſch und 
Renner gehören zuſammen und ſollten in der Tat ganz allgemein 
geleſene Bücher werden, um der Aufklärung der Zeit zu nützen. 

Von Lenſch haben wir bisher drei Kriegsbücher, deren mittleres: 
„Die Sozialdemokratie, ihr Ende und ihr Glück“ wohl der eigent⸗ 
liche Höhepunkt ſeines Schaffens iſt, weil Lenſch zwiſchen dieſer und 
ſeiner erſten Schrift den Organiſationsgedanken begriffen hatte und 
dementſprechend den geſchichtlichen Gegenſatz von Deutſchland und 
England und den revolutionären Charakter des Weltkriegs heraus⸗ 
arbeiten konnte. Die vorliegende dritte Schrift macht keinen Fort⸗ 
ſchritt von gleicher Bedeutung. Im Gegenteil, vieles iſt nur Wieder⸗ 
holung! Aber es fehlt dafür auch manches parteipolitiſches Bei⸗ 
werk, was nur die Sozialdemokratie angeht, und die fortſchreitende 
Entwicklung der weltgeſchichtlichen Wirklichkeit bildet den Haupt⸗ 
gegenſtand. Darum fordert gerade diefes dritte Kriegsbuch von 
Lenſch zur grundſätzlichen Erörterung heraus. 

An Lenſch knüpft jetzt die Bezeichnung „Neumarxismus“ an, 
die die „Frankfurter Zeitung“ ihm entgegengeſchleudert hat. Aber 
das iſt, wie ich in der „Glocke“ Nr. 10 und 12 vom 8. und 22. Juni 
in den Aufſätzen „Neumarxismus“ und „Wie wir die Geſchichte 
ſehen“, nachgewieſen habe, eine ziemlich unglückliche Verlegenheits⸗ 
bezeichnung für eine Übergangsrichtung. Es findet ſich bei Lenſch 
von vornherein auch keineswegs nur erneuter Marx. Sehr viel bürger- 
liches Denken ſteckt darin: Friedrich Liſt in der Gegenüberſtellung 
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von England und Deutſchland, Lamprecht in dem langen Anlauf 
des deutſchen Aufſtiegs, Troeltfch in der religiöſen Begründung 
wichtiger Abweichungen der deutſchen und der engliſchen Geiſtesart. 
Mein „Marx und Hegel“ dürfte den Weg zu Hegel geführt haben, 
mein kleines Kriegsbuch „Der Krieg und die Volkswirtſchaft“ zur 
Erfaſſung des Organiſationsgedankens und zur Darſtellung des Welt⸗ 
kriegs als Revolution. 

Lenſch ſelber freilich ſieht ſo ſehr in Marx und Engels den 
eigentlichen und ausſchließlichen Boden ſeiner geiſtigen Kraft (man 
muß dabei namentlich an den Marx des „18. Brumaire“ und an 
den Engels des „Nizza, Savoyen und der Rhein“ denken, die in 
der Tat ganz außerordentliche und nicht genug zu empfehlende 
politiſche Lehrmeiſter find), daß er noch nicht mit aller Grundſätz ⸗ 
lichkeit feſtgeſtellt hat, wie weit er den Marxismus der rein materia- 
liſtiſchen Geſchichtsauffaſſung bereits hinter ſich hat. Er nennt 
wiederholt mit Betonung „die Stellung der geſellſchaftlichen Klaſſen 
zum Staat“ „das Kernproblem der geſchichtlichen Entwicklung“. 
Aber das iſt doch gar nicht mehr der Satz, daß alle Geſchichte eine 
Geſchichte von Klaſſenkämpfen ſei, und es kennzeichnet auch keines⸗ 
wegs die eigentliche Grundauffaſſung des „politiſierten Marxis⸗ 
mus“ von Lenſch. Denn das wäre wohl das richtige Schlagwort. 

Für Lenſch iſt die Geſchichte vielmehr wieder zu einer Ge⸗ 
ſchichte von Völkerkämpfen geworden, die jeweils in einem 
politiſchen Machtſyſtem zuſammenwirken, in dieſen gegenſeitigen 
Kämpfen und zu ihrer inneren Lebensordnung einen Staat brauchen 
und dieſen Staat mit ſeinen die ganze Geſellſchaftsſtruktur weſent⸗ 
lich beſtimmenden Wehrorganen (Heer oder Flotte in Deutſchland 
und England!), gelegentlich ſogar „in relativer Selbſtändigkeit von 
den Kaſſenintereſſen“ (S. 216), nach den Vorausſetzungen ihrer 
geographiſchen Lage und ihrer politiſchen Umgebung aufbauen. 
Unter dem Schirm der lebensbedingten Verſtrebungen dieſes poli⸗ 
tiſchen Kräfteſyſtems entwickelt ſich der Stoffwechſel ſeiner Wirtſchaft, 
durch den es genährt wird. Und in dieſem Syſtem des Wirtſchafts⸗ 
lebens entſtehen Klaſſenunterſchiede und damit innere Kraftgegenſätze, 
die als inner⸗ und überſtaatliche Gegenſätze mitwirkende Teile des 
politiſchen Geſamtſyſtems werden, mit ihren Kämpfen das Staats⸗ 
leben vorwärts treiben und mit der Wirtſchaftsordnung, auf der ſie 
aufbauen, zwiſchen den Staaten neue Entwicklungsgegenſätze bringen. 
So ſieht dieſer „neue Marxismus“ aus, und ſo ſehr er auch darauf 
geſchult iſt, in jedem Staat die wirtſchaftliche Geſellſchaftsſtruktur 
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feſtzulegen, die das Zuſammenwirken ſeiner Kräfte beſtimmt, und die 
geſchichtliche Fortbildung dieſer Struktur fortlaufend zu beobachten, 
ſo erkennt er doch mit ſicherem Gefühl, daß Völker und Staaten 
ſtärkere und geſchloſſenere Lebenseinheiten ſind wie die Klaſſen. 
Ganz ohne weiteres haben darum die Nationen ihr „Selbſtbewußſein“! 
Eine ſtillſchweigende Anerkennung der weſenhaft verbindenden Kraft 
von Sprache und gemeinſamer politiſcher Willensbildung. Die 
Klaſſe als geſellſchaftlicher Teil hat kein ſolches rundes „Selbſt“. 
Manches Wort iſt den verſchiedenen Anlagen der Völker gewidmet 
und darunter manches anerkennende Wort dem deutſchen Volke. 
Und der von Grund aus politiſche Denkinſtinkt von Lenſch fühlt 
ſich dann am wohlſten, wenn er, wie bei Rußland, von den wechſelnden 
weltpolitiſchen Zielen und Strebungen eines großen ſtaatlichen Willens⸗ 
zentrums ſprechen kann. 

Selbſtverſtändlich, daß die Völker mit ihrer eigenartigen Kraft 
durch die Aufeinanderfolge ihrer wirtſchaftlichen Entwicklungsſtufen 
hindurchgehen und dieſe ihre Kraft nach der Unterbrechung durch 
Zeiten organiſatoriſcher Lähmung in alter Macht von neuem wieder 
betätigen. So Deutſchland in dem Aufſtieg nach dem Dreißigjährigen 
Krieg. So England in ſeiner Erneuerung während des Weltkrieges. 
In dieſer ihrer durch die wirtſchaftlichen Zeitalter hindurchgehenden 
Lebensgeſchichte behalten die Völker ihre Erinnerungen und Stim⸗ 
mungen. Ideen und Auffaſſungen längſt vergangener Zeiten wirken 
verhängnisvoll nach. So iſt das Deutſchland und das Frankreich 
des kapitaliſtiſchen Zeitalters in ſeiner geiſtigen Haltung weſentlich 
durch die politiſchen Erfahrungen des 16. bis 18. Jahrhunderts be⸗ 
ſtimmt. Und ganz beſonders die deutſche Sozialdemokratie, die 
theoretiſch auf den Materialismus und eine Ideenbildung nach der 
allerneueſten Wirtſchaftsentwicklung eingeſchworen iſt, iſt für Lenſch 
ganz weſentlich in den politiſchen Ideologien einer überwundenen 
deutſchen Vergangenheit feſt gebunden. 

Von den Ideen, die ſich ein Volk bilden muß, iſt 
die allerwichtigſte die von der geſchichtlichen Aufgabe, 
zu der es beſtimmt iſt. Dieſes Bewußtſein ſeiner geſchichtlichen 
Auserwähltheit muß im Weltkrieg vor allem des deutſche Volk ge⸗ 
winnen. Und ſo haben wir in der Tat ein Stück Propheten⸗ 
tum mitten in der Weltrevolution. Ja, man darf hinzu⸗ 
ſetzen, nicht das ſchlechteſte Stück. Denn dieſes Bewußtſein der 
Auserwähltheit eines Volkes iſt doch nach dem Zeugnis der Geſchichte 
das ficherfie Mittel zur Erhaltung dieſes Volkes und feines ge⸗ 
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ſchichtlichen Willens. Unſere individualiſtiſche Preſſe wird das ficher 
zugeben. Einwände gegen Chauvinismus ſind kurzſichtig. Alles 
kommt darauf an, wie dieſe geſchichtliche Aufgabe als Ziel gefaßt 
und in den Tatſachen der Wirklichkeit begründet wird. 

Mit dieſer Wendung von der geſchichtlichen Aufgabe, ja Aus⸗ 
erwählung öffnen ſich die eigentlichen Abgründe einer Geſchichts⸗ 
auffaſſung, und es ſcheint faſt, als ob Lenſch ſelber über dieſen 
Abgründen gern einen gewiſſen Nebel hat liegen laſſen. Und doch 
wagt er ſich tief genug hinein. Wer gibt einem Volk oder 
einer Klaſſe ſeine geſchichtliche Aufgabe? Das eigene 
Bewußtſein muß ſie ergreifen und iſt darum der Gefahr des Irrtums 
ausgeſetzt. Aber es wirkt in der Geſchichte eine tiefere Kraft, die 
im letzten Grunde dieſe Aufgaben eigentlich ſtellt. Von vornherein 
iſt klar, daß die Geſchichtsauffaſſung von Lenſch auf Kampf und 
Gegenſatz abgeſtellt iſt und den Aufſtieg der Geſchichte durchaus als 
die widerſtändige Kreuzungsfolge der Dialektik ſieht. 
Menſchengeſchichte iſt das Gegeneinanderwirken kämpfender Willens⸗ 
zentren, aus denen in ſtändiger Verbreiterung die geſellſchaftliche 
Einheit aufſteigt. Die Geſamtlage dieſes Kräfteſyſtems der Willen, 
ſei es ihre gegliederte Zuſammenfaſſung, ſei es das harte Gegen⸗ 
einander einer hoffnungsloſen Zerſpaltung, zwingt jedem feine Lebens⸗ 
entſcheidungen auf, und nur aus dem Aufeinandertreffen der Be⸗ 
ſtrebungen ſteigt, durch die Not geboren, der Fortſchritt auf. Das 
iſt ſozuſagen das äußere Triebwerk dieſer politiſchen Dialektik: 
ſtändiger Gegenſatz und ſtändiger Zuſammenſchluß. Aber Lenſch 
verfolgt, getrieben von Marx und angelockt von Hegel, den Gedanken 
der Dialektik noch tiefer. Jede große politiſche Maßregel iſt in ſich 
dialektiſch, weil ſie nach außen und nach innen wirkt, und nach 
außen und nach innen verſchieden wirken muß. So haben Freihandel 
und Schutzzoll in England und Deutſchland ihre entgegengeſetzte 
Dialektik auf Monopol und Konkurrenz gehabt. Jeder große politiſche 
Erfolg iſt ein dialektiſcher Umſchlag, weil er durch die Umgeſtaltung 
der äußeren und inneren Kraftverhältniſſe völlig neue Bedingungen 
ſchafft, die den weiteren Erfolg beſtimmen oder vereiteln. So gibt 
es, Lenſch zitiert das ſchwere Wort don Hegel: „eine Ohnmacht 
des Sieges“, die Napoleon und das Frankreich der großen Re⸗ 
volution, die das England der erſten induſtriellen Vorherrſchaft er⸗ 
fahren haben. Gerade der Erfolg wird zur Schwäche. Die Dia⸗ 
lektik wird ſo auch für Lenſch zu einem inneren Lebensgeſetz der 
auflöſenden Gegenſatzbildung und der aufbauenden Wiedervereinigung 
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der Gegenſätze. Das iſt die Kraft, die der denkende Kopf bei dem 
Verſuche, die Weltgeſchichte durch Gegenüberſtellung und Zuſammen⸗ 
ſaſſung vernünftig zu ſehen, in ſich ſelbſt tätig findet. Dieſe Kraft 
klingt ihm aus der Weltgeſchichte ſelbſt entgegen. Neben manchem 
Hegelzitat, das auf dieſe Auffaſſung hinweiſt, finden ſich ſo die 
bezeichnenden Sätze: „Die ſo verzweifelt ſinnlos erſcheinenden Dinge 
bekommen wieder ihren Sinn, und indem wir ſelber die deutſche 
Geſchichte ‚vernünftig‘ anſehen, ſieht fie uns, wie Hegel ſagt, auch 
vernünftig“ an. Aber dieſe Vernunft blickt uns aus der deutſchen 
Geſchichte eben erſt ſeit Ausbruch des Weltkrieges an, er ſetzt unter 
einem jahrhundertelangen deutſchen Entwicklungsprozeß das vor⸗ 
läufige Schlußſiegel und geſtattet uns dadurch, das geſchichtliche 
Werden in feinem Zuſammenhang und feiner „Vernunft“ zu er⸗ 
kennen.“ Da wird die Vernunft zu einem über weiteſte Zuſammen⸗ 
hänge und Gegenſätze ausgreifenden Lebensgeſetz, in dem ein über⸗ 
menſchliches Planen ſteckt. 

Danach läßt ſich auch verſtehen, was im Sinne dieſer Auf- 
faſſung moraliſch iſt. Die „Frankfurter Zeitung“ hatte in dem 
oben erwähnten Aufſatz über den „Neumarxismus“ von Lenſch und 
Genoſſen die Moral dieſes Neumarxismus überhaupt geleugnet. 
Moraliſch iſt, was ſich in der auf Gegenſätze geſtellten 
Welt als höhere Bejahung behauptet und die Gegen⸗ 
ſätze zur Einheit zuſammenzubringen weiß. Das iſt „der 
Beweis des Geiſtes und der Kraft“ (S. 101). Die Gegenſätze dieſer 
Welt leugnen und friedensſelige Harmonie ſchlechthin verkündigen, 
iſt nicht Moral, ſondern nur weichſeliges Geſchwätz. Der Krieg iſt 
der Vater der Dinge, und ganz vor allem des ſtarken, machtvollen 
menſchlichen Zuſammenſchluſſes zu einem höheren Geſellſchaftsbau. 

Wenn alſo der „politiſierte Marxismus“ mit ſeinen Gedanken 
zu Ende kommt, muß er bei einer noch ſo grundlegenden Heraus⸗ 
arbeitung des wirtſchaftlichen Grundbaus der Geſellſchaftsformen auf 
eine „pananthropologiſche“, alle Seiten des Menſchenlebens planmäßig 
berückſichtigende Geſchichtsauffaſſung zurückkommen, die in ihrem 
innerſten Kern „Logobiologie“ oder „konkreter Rationa⸗ 
lismus“ iſt, Lehre von der aufbauenden Vernunft im Willensleben 
der Geſchichte. Aber Lenſch will, wie geſagt, vorläufig bloß An⸗ 
wender des Marxismus ſein, und liebt es mehr, in allerkräftigſten 
Wendungen die Moralduſelei der Pazifiſten uſw. von ſich ab⸗ 
zuſchütteln, als in gerader Klarheit die geſunde Moral des organi⸗ 
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Lebenskraft für den Aufbau der Zukunft im Willen des Volkes zu 
erwecken. Lenſch iſt alſo weiter, als er ſelber weiß. Der alte 
Hegelſche Gegenſatz des „an ſich“ und „für ſich“! Die unfehlbare 
Treffſicherheit der materialiſtiſchen Methode hat Lenſch ſchon glatt 
aufgegeben und manchen großen Irrtum und die manchmal fpät 
hinterherkommende Erkennbarkeit hiſtoriſcher Entwicklungsvorgänge 
gerne eingeräumt. Möge er auch hier die Kühnheit finden, nach 
ſeinem Lieblingswort: auszuſprechen, was iſt. Der alte 
Marxismus iſt tot und darf nur als eingegliederter 
Teil in einer höheren Einheit weiterleben. 

Gerade in einer ſo ſtürmiſchen Zeit, wo unſere innere Stellung 
zu den Dingen und die Dinge ſelbſt ſo raſch vorwärts gejagt werden, 
iſt es beſonders wichtig, zwiſchen der Art des geiſtigen Griffs 
zu unterſcheiden, mit dem ein Denker dieſe vorüberraſende Gegenwart 
feſtzuhalten ſucht, und dem Teil Wirklichkeit, den er mit 
dieſem Griff gepackt hat. Für den dauernden Fortſchritt der 
Wiſſenſchaft find die „Weſensgriffe“, das Kategorienſyſtem, 
das Wichtigſte. Vom Griff lernt man, wie die nächſte Wirklichkeit 
zu packen iſt. Für die unmittelbare Zeitwirkung iſt ſelbſtverſtändlich 
das dargebotene Bild der Wirklichkeit, das zur Vorausſetzung poli⸗ 
tiſcher Eingriffe in die Wirklichkeit werden ſoll, von der größten 
und nächſten Bedeutung. 

Entſprechend der überkommenen ausſchließlichen 
Einſtellung des Marxismus auf die kapitaliſtiſche Ara 
ſieht Lenſch den Kapitalismus und die kapitaliſtiſchen Nationen als 
fertiges Geſchichtsgebilde über den tieferen Gründen der Weltgeſchichte 
ſchweben, ohne zu fragen, wie ſie daraus aufgeſtiegen ſind, und 
welche großen Geſchichtskataſtrophen der Vergangenheit mit dieſer 
Weltrevolution der Gegenwart in Vergleich zu ſetzen ſind. Die bürger⸗ 
liche Revolution von 1789 muß als großer grundſätzlicher Gegenſatz 
in der Art der Weltrevolution genügen. Und doch führt der Zwang 
des geſchichtlichen Zuſammenhangs Lenſch unvermeidlich dazu, die 
Geſchichte der jetzt in ihren Entſcheidungskampf verbiſſenen Völker 
bis ins frühe Mittelalter zurückzuverfolgen, um die Voraus ſetz ungen 
der Erniedrigung Deutſchlands im Dreißigjährigen Krieg und damit 
die Vorausſetzungen für den Wiederaufſtieg Deutſchlands vom 
18. Jahrhundert an zu finden, der ſich in der Übergipfelung dieſes 
Aufſtiegs in der Zeit des Hochkapitalismus vollendet hat. Nur 
noch weiter zurück, wenn die Aufgabe der Erneuerung 
und Erfüllung des Marxismus wirklich geleiſtet wer⸗ 
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den ſoll! Der organiſatoriſche Sozialismus, der auch nach Lenſch 
aus dieſer Weltkataſtrophe herauswachſen ſoll, braucht doch zur Be⸗ 
ſtärkung ſeiner reifen Zuverſicht, aber auch zur Warnung vor allen 
verſtiegenen Hoffnungen, das ganze Bild der immer wiederholten 
weltgeſchichtlichen Erneuerung unſerer fünftauſendjährigen Weltkultur, 
deren letzter Ausläufer bisher der Kapitalismus war, aus immer 
wiederholten Zuſammenbrüchen. | 

Entſprechend der überkommenen, jo verhängnis⸗ 
voll engen Einſtellung der deutſchen Politik, und 
insbeſondere der Politik der deutſchen Sozialdemokratie, 
auf europäiſche Fragen, ſieht Lenſch weiterhin im weſentlichen 
nur den Kampf um den Anteil an der Weltwirtſchaft zwiſchen den 
europäiſchen Großmächten. Amerika und Japan fehlen! Ebenſo 
die ſpaniſch ſprechenden Gebiete! Auch das kleinere Neutralien! 
Aber die Weltrevolution hat keins dieſer Länder unberührt gelaſſen, 
und die Veränderung, mit der ſie aus dem Krieg hervorgehen, be⸗ 
ſtimmt das Kräfteverhältnis der Zukunft. Vor allem muß ſich ein 
Sozialiſt, wie Lenſch, ernſthaft mit der Gefahr auseinanderſetzen, ob 
nicht in Amerika eine neue Ausbeutungsmacht aufſteigt, die eine 
drückende Finanzherrſchaft auf das geſchwächte Europa legt und 
wichtige Induſtrien unter die Gewalt ſeines Truſtſyſtems zu bringen 
vermag (vgl. meine „Geburt der Vernunft“). Lenſch hat ſich das 
wohl zu leicht gemacht und darum den Wiederaufbau nach dem 
Kriege wohl zu einfach geſehen. Und dieſe räumliche Lücke in ſeinem 
Geſchichtsbild von der Weltrevolution iſt für die praktiſche Rechnung 
mit den politiſchen Kräften natürlich ſehr viel empfindlicher als der 
zu kurz genommene zeitliche Blick. 

Entſprechend endlich der alten rein verneinenden 
Stellung der deutſchen Sozialdemokratie gegen den 
Kapitalismus iſt die Schilderung der ungeheuren Entfaltung 
des wirtſchaftlichen Schaffens im 19. Jahrhundert trotz einer kräf⸗ 
tigen Freude an ihrer ſtrotzenden Lebensfülle etwas zu nüchtern 
ausgefallen. Es iſt auch trotz mancher warmen Stelle über die 
lebendigen Volkskräfte alles gar zu ſehr die Folge mecha⸗ 
niſcher Eingriffe, wie die Durchführnng des Schutzzolles von 
1879. Und es fehlt jedes Verſtändnis für „die tragiſche 
Größe und Schönheit“ einer Zeit mit wirklich ent ⸗ 
feſſelten Produktivkräften, wie fie Jean Jaurds betont 
hat, obwohl nur dieſe wahrhaft überwältigende Exploſion der tech⸗ 


niſchen Energien die Wucht des Gegeneinanderpralls der von einem 
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Ausdehnungstaumel ergriffenen Völker einigermaßen verſtändlich 
machen kann. 

Aber von dieſen Einſchränkungen abgeſehen, be- 
kommen wir in der Tat ein ſcharf geſehenes, ſehr be⸗ 
deutungsvolles, kräftig und lebendig aufgeriſſenes 
Bild von der geſchichtlichen Gegeneinanderentwicklung 
der europäiſchen Mächte und von der Bedeutung der 
Struktur veränderungen, die ſie im Kriege erlebt 
haben. 

Das Hauptſtück iſt die ſcharfe Gegenüberſtellung von 
Deutſchland und England als Entwicklungsgegenſätze, 
gemeſſen am Organiſationsgedanken: England das 
„Land des Individualismus“, das unter dem Schein von Freiheit 
Anarchie und Ausbeutung iſt, Deutſchland das „Land der Orga⸗ 
niſation“, das unter dem Schein der Polizeiwirtſchaft ſozialen Zu⸗ 
ſammenſchluß und ſoziale Fürſorge kennt. Das wird bis zur ein⸗ 
ſeitigen Übertreibung geſteigert. An der Freiheit des engliſchen 
Individualismus bleibt nichts menſchlich Weſenhaftes, obwohl ſie 
wahrhaftig einmal ein teures und wertvolles geſchichtliches Gut ge⸗ 
weſen iſt, zu dem ſich ein reiferes Alter der menſchlichen Geſellſchaft 
wohl zurückſehnen kann. 

Demgemäß iſt Deutſchland für den Sozialismus der Mutter⸗ 
ſchoß feiner Hoffnungen, und die Sozialdemokratie muß zu Deutſch⸗ 
land halten. Das alles hat Lenſch ſchon in „der Sozialdemokratie, 
ihr Ende und Glück“ ausgeführt und wiederholt es jetzt. So wird 
Deutſchland in drei Kapiteln behandelt. Unter der Überſchrift 
„Der Schutzzoll als Revolutionär“ die Heranbildung des 
organiſierten Hochkapitalismus mit ſeinen Kartellen und ſeinem 
Finanzkapital, wobei manche Linie gar zu ſchematiſch und ohne ge⸗ 
nauere Wirtſchaftskenntnis nach dem ſchematiſch hingenommenen 
Bilde der Schwerinduſtrie gezeichnet wird. Das „made in germany“ 
iſt aber doch wirklich nicht bloß Folge unſerer Kartellorganiſation, 
ſondern eines vielſeitigen individuellen Wirtſchaftsgeſchickes. Und 
der Untergrund deutſcher Wiſſenſchaft und deutſcher Technik kommt 
ſehr zu kurz. Dann zieht der „Deutſche Aufſtieg“ in ſeiner 
weltpolitiſchen Bedeutung an uns vorüber. Schließlich, eine etwas 
ins Auge ſpringende Überſchrift: „Deutſchland, das Bollwerk 
der Freiheit“. Für die Vergangenheit ein Hinweis auf die 
Muſterleiſtungen der demokratiſchen Grundeinrichtungen, Schulpflicht, 
Wehrpflicht und Wahlrecht. Für die Zukunft ein ganz allgemein 
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gehaltenes Programm des Staatsſozialismus und der Demokrati⸗ 
ſierung durch den Ausbau der Reichstagskontrolle und der Selbſt⸗ 
verwaltung. Dazu als außenpolitiſcher Ratſchlag auf Grund der 
Lehren der Weltrevolution die Formel: daß Deutſchland den Welt⸗ 
krieg unter der weltpolitiſchen Idee der Völkerfreiheit führen ſoll, 
weil erſt der Weltkrieg die ganze Gefahr der rückſichtsloſen See⸗ 
tyrannei Englands gezeigt habe. Aber dieſe Formel iſt doch wohl 
zu ſehr auf das engliſche Vorbild abgeſtellt und kommt etwas verſpätet. 
Zudem, wenn Lenſch wirklich aus ſeiner eigenſten Grund⸗ 
auffaſſung eine weltpolitiſche Ideenformel herausheben 
wollte, ſo lag ſie bereit: Sozialismus! Deutſchland, das Land 
der Organiſation! Dieſe Idee im tieſſten geiſtigen Gehalt gefaßt! 
Das, was ich „die Ideen von 1914“ genannt habe. Es iſt ſchade, 
aber vielleicht echt deutſch, daß ſogar Lenſch als naher Geſinnungs⸗ 
genoſſe vor der Zuſtimmung zu dieſer Formel Bedenken gehabt hat. 

Um ſo wertvoller iſt das, was Lenſch über England ſagt. 
Das Bild von dem gerade wegen ſeines einſtigen geſchichtlichen Vor⸗ 
ſprungs hernach zurückgebliebenen Englands wird kurz wiederholt, 
wobei wieder das Fehlen von Schutzzoll und Kartell und die anders 
geartete Bankverfaſſung zu viel erklären ſoll, während das Erſtarren 
des Unternehmertums und der Gewerkſchaften in unverbrüchlich ge⸗ 
wordenen Regeln und Gewohnheiten zu wenig betont wird. Aber 
der Hauptton fällt auf das, was England im Kriege 
neu geleiſtet hat: ſtraffſte Zuſammenfaſſung ſeiner Kräfte, Wehr⸗ 
pflicht, Munitionsgeſetz, neue Induſtrie und neue Landwirtſchaft, 
neue Rüſtung für die künftige Beherrſchung des Weltmarktes durch 
Organiſation! Kurz, grundſätzliche Neueinſtellung des ganzen Lebens 
der Nation in der Tat und ohne viel Worte! Dementſprechend 
freilich auch der grollende Heraufſtieg ſchwerer ſozialer Kämpfe von 
neuer Art, weil die engliſchen Gewerkſchaften aus ihrer alten ariſto⸗ 
kratiſchen Monopolſtellung verdrängt ſind. Auf dieſe kommenden 
Arbeiterfragen in England legt Lenſch vom engeren Standpunkt 
ſeiner Partei aus das Hauptgewicht. Aber all das andere, der tat⸗ 
ſächliche Siegeszug der Ideen von 1914 in England und die Um⸗ 
geſtaltung des engliſchen Wirtſchaftslebens kommt ſtark heraus, und 
man fragt mit Erſtaunen, warum hallt unſere Preſſe 
nicht davon wider? Von dem, was die ſonſt ſo oft 
als Vorbild angerufene engliſche Demokratie in ge⸗ 
nauer Anpaſſung an die Zeiterforderniſſe an leiſtungs⸗ 
fähiger Kriegsorganiſation und einheitlicher Kräfte⸗ 
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zuſammenfaſſung geſchaffen hat! Denn jetzt hatten 
wir doch wieder hinzuzulernen, wo wir noch eben die 
Lehrer waren. Dieſer offene Blick von Lenſch für die 
Erneuerung Englands iſt der wertvollſte Teil ſeines 
Buches. Nur hätte er neben der Nachzeichnung der veränderten 
ſozialen Struktur auch einen nachdrücklichen, meinetwegen ſehr kri⸗ 
tiſchen, aber doch auch unbefangen würdigenden Hinweis auf die 
rieſenhaften Leiſtungen von Lloyd George geben müſſen. Unſere 
übliche Verkleinerung tut es da nicht, auch wenn die Perſon noch 
ſo viel Makel hat. Die Leiſtung iſt da. Der Marxismus ſieht 
es zur Genüge in ſeinem Parteileben und wird es auch noch grund⸗ 
ſätzlich anerkennen müſſen, in welchem Maße politiſche Fragen 
Perſonenfragen ſind. Mit Perſonenfragen hatten wir in dieſer 
Weltrevolution ſchwer genug in unſerem Inneren zu tun. Per⸗ 
ſonenfragen ſind gerade vom Standpunkt eines orga⸗ 
niſatoriſchen Denkens nicht die kleinſte Sorge, ſonſt 
hat man den Sinn von „Organiſation“ noch nicht 
erkannt. . 

Lenſch ſelber aber hat leider vergeſſen, der Umgeſtaltung 
Englands im Kriege ein Bild von der Umgeſtaltung 
Deutſchlands gegenüberzuſtellen. Und das mit der rück⸗ 

ſichtsloſen Kritik, die vorwärtstreibt und erhält! Gewiß viele 
glänzende Leiſtungen unſerer Induſtrie in der Beſchaffung der nötigen 
Erſatzmittel ſind anzuerkennen, und wir ſind mit unſerer ein⸗ 
geſchränkten Produktionsunterlage dank der Betätigung geiſtiger 
Produktionskräfte in einer für immer erſtaunlichen Weiſe ausgekommen. 
Und auf der anderen Seite große ſoziale Umſchichtung durch Kriegs⸗ 
gewinne, Lohnentwicklung, Abſtieg des Mittelſtandes uſw. Aber wenn 
wir dann ſehen, mit welcher Kraft England den Organiſations⸗ 
gedanken aufgegriffen hat, ſo müſſen wir doch mit allem Ernſte 
fragen, was haben wir, auch nach Lenſch das auserwählte 
Volk der Organiſation, eigentlich daraus gemacht. Wir haben 
den Organiſationsgedanken heruntergewirtſchaftet! 
Weil wir die Organiſation zu ſehr als ſtarren, äußeren Zwang ein⸗ 
geführt haben, der alles ſchaffen ſollte, ohne die freie innere Mit⸗ 
arbeit des Volkes an den Notwendigkeiten dieſer Kriegszeit zu fichern. 
Auch da gab es eine Frage: Obrigkeitsſtaat und Volksſtaat, die 
aber neben dem politiſchen Hin und Her über dieſe Formel kaum 
und nicht im einheitlichen Zuſammenhang, im Gegenteil nur in 
merkwürdiger Verkreuzung zur Geltung gekommen iſt. Das wirt⸗ 
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ſchaftliche Rechts⸗ und Pflichtgefühl unſeres Volkes 
hat tiefen Schaden gelitten, und damit iſt unſere 
Kraft für den Wiederaufbau ernſthaft gefährdet. Wir 
haben von oben keinen Staatsmann gehabt, der begriff, daß 
jede große Organiſation in einer Zeit der ſtärkſten Kraftprobe auch 
bei größter gegebener Naturbereitſchaft aller ihrer Glieder gleichwohl 
des beſtändigen Sporns durch das vereinheitlichende Wort bedarf. 
Wir haben von unten her die doch auch nach Lenſch ſo 
dringend notwendige Stärke unſeres Staates gerade 
in dem Augenblick gelähmt, wo wir fie am aller: 
dringendſten brauchten. Und das um des vorzeitigen Erwerbs 
des freien Wahlrechts in einem Einzelſtaat willen, das ſicher kommen 
mußte! Gerade das, was Lenſch über die durchgreifende demokra⸗ 
tiſierende Wirkung des ſeit Jahrzehnten geſicherten Reichstagswahl⸗ 
rechtes in unſerer Offentlichkeit geſagt hat, nötigt doch die Frage 
auf, ob denn die Zerſetzung unſeres inneren Staatsgefüges während 
des Krieges irgendwie erforderlich war, und ob man nicht über 
Nebenfragen gerade auch vom Standpunkt des Sozialismus die 
Hauptſache vergeſſen hat. Freilich Verblendung im Angriff und 
Verblendung in der Verteidigung waren da gleich groß, und das 
größte Verſagen trifft auf die Staatsleitung, die es nicht verſtanden 
hat, aus Außenpolitik und Innenpolitik unſeres Volkes in dieſer 
Kriegszeit ein einheitliches Programm der Neubegründung zu machen, 
ſondern jedes für ſich zu einem gefährlichen Zankapfel werden ließ. 
Das drohende Schauſpiel eines rieſenſtarken Volkes, das im Augen⸗ 
blick ſeiner höchſten Leiſtung nicht wußte, worin ſeine eigentliche 
Kraft beſtand, und ſich nicht zu ſeiner geſchichtlichen Aufgabe be⸗ 
kannte! Wäre dies Kapitel beim Lenſch ſo ausgeführt, wie es nur 
der praktiſche Politiker mit wuchtigem Zorn ausführen kann, ſo 
hätte das Buch von Lenſch Größe bekommen. Er hätte den An⸗ 
ſpruch bewieſen, nicht nur ein fortgeſchrittener Parteitheoretiker, 
ſondern auch ein aufbauender Staatsmann in der Zukunft des deut⸗ 
ſchen Sozialismus zu ſein. So wartet noch eine große Aufgabe. 
Nicht einmal die verſchiedene Finanzentwicklung in England und 
Deutſchland iſt entſprechend erwähnt. 

Die Behandlung von Frankreich und Rußland neben 
dieſen Hauptgegnern England und Deutſchland liegt weſentlich auf 
dem Nachweis, daß als Wirkung des Krieges der ſtarke Druck 
gegen Deutſchland im Weſten und Oſten endgültig zuſammen⸗ 
gebrochen iſt, weil Frankreich aus der Zahl der Großmächte end⸗ 
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gültig ausſcheidet und Rußland trotz der großen, durch den Sturz 
des Zarentums erſt wahrhaft eröffneten Möglichkeiten des jungen 
ſtarken Landes als gemiſchter Bundesſtaat mit ſchwierigen Natio⸗ 
nalitätenfragen weltpolitiſch ungefährlich ſein wird. Deutſchland ſoll 
darum durchaus der „geſchichtsumſtürzende Revolutionär“ bleiben 
können, der bis zu Ende einen bloßen „Verteidigungskrieg“ führt. 
Iſt der Widerſpruch in der Dialektik da nicht etwas zuweit ge⸗ 
trieben? Doch wir laſſen das alles auf ſich beruhen. Der ruſſiſche 
Wirrwarr verſpricht vorläufig noch nicht die Sicherheit eines zu⸗ 
verläſſigen Nachbarn, und das gelähmte Frankreich kann als Glied 
eines gegen uns gerichteten Völkerbundes von neuem gefährlich 
werden. Beim Nachweis des eigentlichen Grundes der 
Schwäche Frankreichs wird übrigens die materialiſtiſche Er⸗ 
klärung in alter Schulweiſe ſtark übertrieben. Rentnertum, Zwei⸗ 
kinderſyſtem, mangelnde Großinduſtrie, alles ſoll reine Folge der 
Bodenverteilung nach der Revolution ſein. Aber ſolange es galt, 
ein Eiſenbahnſyſtem zu entwickeln, war Frankreich mit an der Spitze 
der kapitaliſtiſchen Länder, und daß es hernach nicht wie Deutſchland 
eine große Schwerinduſtrie bekommen hat, hat doch ſehr handgreif⸗ 
liche geologiſche Gründe gehabt. Das Rentnertum und die ab⸗ 
geklärte Vorſicht in geſchlechtlichen Dingen ſind in einem Lande, 
das ſchon im achtzehnten Jahrhundert als das Land der „classe 
disponible“ bezeichnet wurde, zu einem guten Teil das geſchichtliche 
Erbe einer Willensvergiftung, die ſich zwar unter feinen Geſellſchafts⸗ 
bedingungen im neunzehnten Jahrhundert leicht weiter verbreiten konnte, 
aber keineswegs notwendig mit ihnen entſtand. Aber das nebenbei. 
Es ſei nur ein Hinweis auf die Vorſicht, die bei der Handhabung 
der ſo notwendigen materialiſtiſchen Geſchichtserklärung immer ge⸗ 
boten iſt. Daß Rußland Lenſch weſentlich in ſeiner Geſchichte 
als weltpolitiſcher Kraftmittelpunkt reizt, wurde ſchon erwähnt. Die 
innere Umgeſtaltung beider Länder durch den Krieg wird 
im einzelnen nicht geſchildert. 

Wenn es aber nun ſchon politiſch eine nicht ganz zuverläſſige 
Rechnung iſt, daß wir keine Ausdehnung unſeres Gebietes brauchen, 
weil wir von dem Druck auf unſere beiden Seiten entlaftet find 
und mit Oſterreich zuſammen dauernd ein ſtarkes Mitteleuropa bilden, 
ſo kommt dabei die ökonomiſche Frage der Unterlagen 
des organiſatoriſchen Sozialismus in der künftigen 
Friedenszeit noch mehr zu kurz. Ein ſprechender Beweis, wie 
ſehr der reine Politiker in Lenſch überwiegt. Denn dieſe ökonomiſche 
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Frage heißt, was für Produktionsunterlagen braucht, gerade wenn 
man die „Durchorganiſation“ der Weltwirtſchaft und die ent⸗ 
ſprechende Einengung des Weltmarktes vorausſieht, ein Volk wie 
das deutſche, um ſeine geſchichtliche Aufgabe zu erfüllen. „Selbſt⸗ 
verſorgung“ mit Rohſtoffen! Mit Kolonien iſt es da nicht 
getan. Lenſch iſt darüber hinweggegangen und hofft, in einer merk⸗ 
würdigen Umbiegung alter Liſtſcher Ideale, auf einen „ſozialiſtiſchen 
Freihandel“ der Zukunft, der aber, wie zu fürchten iſt, unſerem 
heutigen „Freihandel“ von Kreis zu Kreis oder von Bundesſtaat zu 
Bundesſtaat recht ähnlich ſein kann. So ſcheint es, daß auch 
ein ſo fortgeſchrittener Sozial iſt wie Lenſch doch nicht 
den ganzen ſchweren Ernſt einer durchorganiſierten 
Volkswirtſchaft vor Augen hat. Weder ihre ſtofflichen 
Vorausſetzungen, noch ihren Verwaltungsdienſt, noch die 
notwendige geiſtige Einheit ihrer großen Arbeitsgenoſſen⸗ 
ſchaft. Sonſt hätte Lenſch wirklich geſehen, daß die von ihm ge⸗ 
forderte Reichstagskontrolle nur eine ſchwerfällige, unter Augenblicks⸗ 
ſchlagworten hin und her tappende General verſammlung neben dem 
ſcharf angeſpannten Direktorium einer organiſierten Volkswirtſchaft 
bedeuten kann. Daß alſo demokratiſche Kontrollen anderer 
Art ausgeſonnen werben müſſen. Damit ſind letzthin außerordentlich 
verantwortliche Erziehungs⸗ und Ausbildungsaufgaben 
für unſere Zukunft geſtellt. Sozialismus und organiſatoriſcher 
Aufbau ſind ſchlechterdings Fragen der Moral und der Geſinnung, 
ſo viel gegenſtändliche Geſellſchaftskenntnis auch dazu gehört. Führt 
uns alſo der innerſte Wille der Geſchichte und der Zwang der Um⸗ 
ſtände in eine ſozialiſtiſche Organiſationsform hinein, ſo müſſen wir 
unſer inneres moraliſches Weſen erneuern, wie die Weltgeſchichte 
unter dem Geſetz ihres Lebens ein Ablauf ſolcher Erneuerungen ge⸗ 
weſen iſt. Es iſt die Frage, ob das möglich iſt, welches Land das 
vermag, und wie man ohne Schwärmerei und Salbaderei das ganze 
Erziehungsweſen eines Landes entſprechend umbilden kann. Das 
muß auch für Lenſch eine Zukunftsfolge der Weltrevolution ſein, 
denn es iſt die eigentliche Seele des Sozialismus. K. Haeniſch, 
der Lenſch ſo nahe ſteht, hat ſich in einer großen Rede zum preußi⸗ 
ſchen Kultusetat bereits zu einem ſolchen ſozialiſtiſchen Erziehungs⸗ 
programm bekannt (vgl. „Glocke“ Nr. 11 vom 15. Juni 1918). 
Vielleicht wäre Lenſch auf dieſe über den engeren Kreis der 
Politik hinausgehenden Fragen der Politik geſtoßen, wenn er das 
von Hegel übernommene Wort von der „Ohnmacht des Sieges“ 
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praktiſch entſchloſſen gerade auch auf unſere eigene Welt⸗ 
revolution angewendet hätte. Er verweilt lange genug darauf, 
daß Frankreich durch den Sieg ſeiner großen Revolution wirtſchaft⸗ 
lich gelähmt iſt. Iſt aber Frankreich wirklich zu einem guten 
Teil durch den Individualismus feiner Bodenverteilung 
erſtarrt, fo können wir, und dieſe Gefahr iſt größer, doch gerade 
in unſerer Organiſation erſtarren, ſoweit uns nicht die 
nachhaltige innere Gegnerſchaft einer gegen unſeren Sieg gewendeten 
Völkerwelt von außen bedroht. Darum iſt es wohl eigentlich eine 
„dialektiſche“ Notwendigkeit, daß wir uns nach dem 
Kriege von den Gefahren unſerer Organiſation be⸗ 
wußt befreien. Das heißt, zu einem Teil alle überflüſſigen Not⸗ 
einrichtungen des Krieges abbauen, ſobald wir können. So weit 
kann man ſogar die Herunterwirtſchaftung des Organiſations⸗ 
gedankens begrüßen, weil ſie gebundenen Kräften wieder Freiheit ver⸗ 
ſpricht. Zu einem anderen Teil aber dadurch, das iſt die tief⸗ 
gründige Vorbereitung für den Acker der Zukunft, daß wir unſerer 
Organiſation innerlich Herr werden und ihre Formen in 
ſtarker Überſicht dauernd frei bemeiſtern, ſtatt uns in ihre Vor⸗ 
ſchriften dauernd feſt binden zu laſſen. Organiſationslehre 
als Volksbildung! Das iſt wieder weſentlich eine Ausbildungs⸗ 
aufgabe und ein Programm der durchgehenden Schulung der Nation. 
Gleichzeitig ein Programm der geiſtigen Führung unter den Völkern, 
das unſerer Vergangenheit auch dadurch ihren geſchichtlichen Sinn 
gibt, weil es ihre edelſten Kräfte lebendig macht. Und ein 
Programm, das ſelbſtverſtändlich zu den Aufgaben gehört, das ſich 
ein Organiſationsvolk mit geiſtiger Kraft ſtellen muß. Aus den 
Vorausfegungen von Lenſch wächſt es notwendig heraus, und fo 
ſollte es auch zum Ausdruck gebracht werden. 

So iſt das Endergebnis: Lenſch hat in der Anwendung 
und Umbildung der Geiſtesmittel des Marxismus zu 
einem Werkzeug der fortlaufenden Gegenwarts⸗ 
erfaſſung in der ſtürmiſchſten Periode der Welt- 
geſchichte einen kräftigen Schritt vorwärts gemacht, 
und wenn wir auf ſeiner Bahn weiter gehen, kommen 
wir noch einen guten und kräftigen Schritt weiter. 
Umlernen iſt für alle das geiſtige Geſetz einer revolutionären Welt⸗ 
periode. Aber es iſt eine Freude, von einem ſcharfen politiſchen 
Kopf wie Lenſch angeregt zu werden, ihm ſelbſt etwas zu geben, 
wieder von ihm zu lernen, und ſich dann von neuem in aufbauender 
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Kritik mit ihm auseinanderzuſetzen. Auch das iſt Dialektik! 
Plato und Hegel in eins! Doppelt fruchtbar, wenn dieſe Unter⸗ 
haltung auf den Leſer überſpringt und durch ihr Für und Wider 
ſeine eigenen Gedanken in Bewegung bringt. Aber dafür muß 
man Lenſch ſelbſt leſen. Er verdient es mit all ſeinen 
kräftigen Einzelheiten und bleibt eines der wichtig⸗ 
ſten Bücher unſerer Kriegsliteratur. 

Möge als „revolutionäres“ Buch wirken, wenn man nur 
das Wort ſo verſteht, wie wir ſchon im Eingang dieſer Beſprechung 
andeuteten. Revolution iſt ſtürmiſcher Durchbruch des 
Aufbaues im Kampf der Gegenſätze! Kraft der Erneuerung, 
die ſich mit ſtürmiſcher Wucht entfaltet! Das iſt Revolution als 
Außerung der Entwicklungskraft, und damit verſteht man den Ton 
hoher Revolutionsſtimmung, der bei Lenſch immer wieder durchbricht, 
wenn auch mit einem gewiß noch beibehaltenen Nebenklang der 
Freude an der bloßen Gewalt des geſchichtlichen Aufeinanderſtoßes, 
der eine alte Ordnung ſtürzt. Lenſch hat recht, wenn er ſein 
Buch damit ſchließt, daß der ganze Erdkreis ins Wanken 
gekommen iſt, und daß darum eine neue Periode der 
Menſchheit anbricht. Je weiter man mit dem Blick die Welt⸗ 
geſchichte umſpannt und bis auf die allererſten Anfänge unſerer Kultur 
zurückgeht, um ſo richtiger wird dieſer Satz. Dann aber iſt es 
um ſo notwendiger, daß die Geiſter revolutioniert 
werden, um klare Entſchloſſenheit zu einem neuen 
Aufbau des Geſellſchaftslebens zu bekommen, auch 
wenn es ein Bau iſt, der ſich von Anfang an auf die 
erreichten Schranken unſeres irdiſchen Raumes inner⸗ 
lich und äußerlich einrichten muß. 
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enn der Friede kommt, wenn die bange Sorge endet um Heil und 

Sieg des Vaterlandes, wenn das tägliche Brot wieder geſichert 
und die harte Not nicht mehr an unſere Türen pocht, dann werden 
wir die Ruhe finden und nützen, unſere Wirtſchaft zu ordnen, unſere 
Schulden zu regeln und für die neue Zeit die Quadern zurechtzu⸗ 
richten in jenen Fundamenten, die unſere Staats- und Volkswirt⸗ 
ſchaft tragen und die der Krieg ſo ſchwer erſchüttert hat. Zum 
Beſten von Volk und Staat wollen wir es tun, in deutſcher Sach⸗ 
lichkeit und Gründlichkeit. Die Aufgabe iſt rieſengroß und fordert 
Rieſenkräfte. Vor einer ſo ungeheueren Abrechnung und Ordnungs⸗ 
herſtellung iſt die Welt niemals geſtanden. Vielleicht ſind faſt alle 
kriegführenden Staaten in ihrer Geſchichte einmal vor traurigeren 
Abrechnungen geſtanden. Aber die Kataſtrophe, die über Europa 
hereingebrochen, erſcheint deshalb als ein ſo furchtbares Ereignis, 
weil niemals in der Weltgeſchichte ein Krieg in ſolchen Dimenſionen, 
mit ſo vielen Millionen von Menſchen, mit ſo vielen Milliarden von 
Kapital, mit ſolchen Waffen, mit Rieſenerfolgen und ungeheueren 
Verluſten durch eine ſo lange Zeitdauer geführt wurde. Wir haben 
es miterlebt, wie die Millionen Soldaten immer wieder aus der 
Bevölkerung herausgehoben wurden, alt und jung, wie die Induſtrie 
ohne Ende die Waffen und die Munition in ungeheueren Mengen 
verfertigt hat, wie die rieſenhaften Koſten beſchafft wurden, ohne 
daß die Volkswirtſchaft in die böſen Krankheiten verfiel, die die Ge⸗ 
ſchichte uns lehrt als Begleiterſcheinung großer Kriege. Milliarden 


318 Franz Meifel [1148 


auf Milliarden wurden in Mark und in Kronen beſchafft ohne Zwang, 
mit einfacher und doch impoſanter Technik. So viele Milliarden 
kamen freiwillig, daß man ſich fragen mußte, wo lagen die Milliarden 
vor dem Kriege? Hätte vor dem furchtbaren Kriege ſelbſt ein opti⸗ 
miſtiſcher Volkswirt gewagt, das flüſſige Kapital Deutſchlands oder 
gar Oſterreichs mit jenen Milliarden anzugeben, die bis jetzt in 
dieſen Reichen als Kriegsanleihe gezeichnet wurden? Wir ziehen 
natürlich ab die Milliarden für die Zwangslieferungen und Ver⸗ 
käufe an das Heer, die Milliarden, die neu gewonnen aus der 
rieſigen Kriegswirtſchaft und aus den großen Ausverkäufen der 
Lagerbeſtände bis auf den älteſten Reſt, aus den flüſſig gemachten 
Betriebskapitalien und rückgezahlten Außenſtänden uſw. Es bleiben 
ſichtbare Milliarden in großer Zahl, die wir vor dem Kriege nicht 
ausgeſprochen hätten. Jetzt ſehen wir es ganz deutlich, wir kannten 
das Volksvermögen nur nach geiſtreichen, weitſichtigen, jedoch zweifel⸗ 
haften Schätzungen; wir gingen in den Krieg, ohne unſere wirtſchaft⸗ 
lichen Kräfte genau zu kennen. Und da wir nun die Probe auf 
unſere Rechnung machten, gab es frohe, hoffnungsvolle Stunden. 
Unſere ungeahnte Stärke kam deutlich zur Erſcheinung. Wir wiſſen 
heute alſo mehr, vielleicht auch dies: wir haben die letzte Wirtſchafts⸗ 
epoche mit der Wohlſtands⸗ und Reichtumsentwicklung unterſchätzt. 
Freilich, dieſe Milliarden geben uns nicht ſo ſehr einen neuen Maß⸗ 
ſtab, als einen neuen Anhaltspunkt. 

Wer ſeine Sinne gewöhnt hat, die Wirtſchaft ſcharf und gut 
zu beobachten, der wird aus verſchiedenen Symptomen ſchließen 
dürfen, daß die Milliarden des Volksvermögens noch nicht aus⸗ 
geſchöpft, und daß es doch nur Teile des mehr oder weniger ver⸗ 
fügbaren Vermögens ſind, die dem Vaterlande zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt wurden. Könnten wir das flüſſige Kapital zählen, wie wir 
die Bevölkerung, die Gebäude, das Vieh zählen, wir würden auf 
weiteres verfügbares Kapital ſtoßen. Dann wäre auch unſere ſchwere 
Aufgabe, wie wir am beſten und gerechteſten die Kriegskoſten und 
sihulden bezahlen, weſentlich vereinfacht. 

Wenn der Friede kommt, werden wir den großen Strich ziehen 
und auf Heller und Pfennig wiſſen, was der Krieg den Staat ge⸗ 
koſtet hat und wieviel davon als Schuld ausſteht und zu zahlen iſt. 
Was der Krieg das Volk gekoſtet, um wieviel ſich das Volksvermögen 
verringert hat, das werden wir nie halbwegs genau feſtſtellen, das 
werden wir nicht bezahlen, das bleibt unwiderruflich verloren. Nach 
wie vor werden wir nur Symptome, höchſtens rohe Maßſtäbe haben, 
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um die vorhandene Volkskraft feſtſtellen zu können. Das iſt das 
größte Hindernis geweſen und wird es bleiben, ſolange unſere jetzige 
Wirtſchaftsverfaſſung und Rechtsordnung dauert, daß die Privat⸗ 
wirtſchaſt mit ihrem Einkommen und noch mehr mit gewiſſen Teilen 
des beweglichen Vermögens ſich unſerer Kenntnis verſchließen kann. 
Aus dieſem Grunde muß die Wiſſenſchaft mit unbekannten und un⸗ 
beſtimmten Größen arbeiten; es ſteht der Staatswirtſchaft der ge⸗ 
rechte Zugriff nicht frei und ſteht namentlich die Steuergerechtigkeit 
von Haus aus vor verſchloſſenen Türen. Die Verfaſſung leiſtet Ge⸗ 
währ für die Freiheit der Perſon und des Hauſes. Mit dem Hauſe 
iſt der Beſitz geſchützt, der ſich darin befindet, die große Taſche, die 
Schriften, Briefe, Aufzeichnungen. Die Heimlichkeit iſt nur die eine 
Folge, der Hauptgrund alter und neuer Steuerkämpfe um das Wiſſen 
von den Dingen, die die Finanz intereſſieren. Das Haus, die Geſchäfts⸗ 
räume ſind der Obrigkeit die verſchloſſene Burg; von da iſt es leicht, 
gegenüber der Steuer und den Organen ein paſſives Verhalten ent⸗ 
gegenzubringen, wenn es nottut, ein feindliches. Es iſt menſchlich, 
wenn der Steuerträger von ſeiner guten Stellung Gebrauch macht. 
Er läßt die Steuer an ſich herankommen, und wenn ſie mehr ver⸗ 
langt, fordert er Beweiſe über Dinge, die nur er kennt. Bei der 
erſten Gelegenheit ergibt ſich die Tatſache von dem geringen Wiſſen 
und von der geringen Stärke der Finanz. Das verſtärkt wieder 
die Stellung und die Zuverſicht im Kampfe, aus dem Gebrauch wird 
Mißbrauch und bald gegenſeitiges, feindſeliges Mißtrauen. Bald 
gibt es dann alles eher als Treue und Glauben, viel häufiger böſen 
Krieg als anſtändigen Frieden. Der Heimlichkeit in ihrem feſten 
Hauſe iſt ſchwer beizukommen. Wir wiſſen heute genau, daß das 
ſtaatlich ermittelte Einkommen an großen Fehlern leidet; wir kennen 
aber nicht die Größe der Fehlergrenze. Noch weit ſchlimmer ſteht 
es um die Kenntnis vieler Teile des beweglichen Vermoͤgens. Zu 
einem Teile entzieht es ſich der Kenntnis und der ſteuerlichen Aus⸗ 
nutzung wegen der Heimlichkeit des Beſitzes; zum anderen iſt die 
Schätzung von großen Maſſen von beweglichen und unbeweglichen 
Vermögen eine ſchwierigſte Aufgabe. Die Geſchichte der Steuer⸗ 
technik iſt angefüllt von den Problemen; eine halbwegs zuverläſſige 
Methode beſitzen wir nicht. 

Bei der großen Abrechnung ſteht alſo die Ziffer feſt, die der 
Staat ſchuldig iſt. Auf der Habenſeite finden wir keine Geldſumme, 
ſondern eine ziffernmäßig unbeſtimmte und unbekannte Größe, das 
Volkseinkommen und Volksvermögen. Dieſe Unbekannte mögen wir 
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beſtimmen, feſtſtellen nach unſeren Methoden. Soviel zur Recht⸗ 
fertigung der einen und der Mängel der anderen geſchrieben wurde, 
um ſo ſchwerer iſt die Wahl. Der gewiſſenhafte Rechner, nicht bloß 
der Praktiker, bleibt, das iſt ein alter Erfahrungsſatz, bei jener 
Methode, deren Fehler er genau kennt; er geht jener aus dem Wege, 
die neue Fehler zeigen dürfte. Der vorſichtige, gewiſſenhafte, kluge 
Staatsmann liebt ebenſo wie der ſorgſame Kaufmann keine Über⸗ 
raſchungen bei ſeinen Rechnungen und Kalkulationen. Und die 
Ziffer, die wir ſuchen und wohl finden müſſen, iſt ſehr wichtig für 
die große Frage, wieviel von den Kriegsſchulden gleich, alſo von der 
jetzigen Generation, und wieviel ſpäter von der kommenden bezahlt 
werden ſoll. Das iſt einleuchtend: es wäre eine ſchwere Verſündigung 
an der Gegenwart, wenn nach den ſchweren Verluſten, Leiden und 
Entbehrungen der Kriegsjahre, namentlich den Wirtſchaften, die mit 
verringerter Leiſtungsfähigkeit in die Friedenszeit hinübergehen, noch 
eine zu große Laſt und eine zu kleine den Kommenden auferlegt 
würde und gewiß auch umgekehrt. Haben wir das Kontingent der 
gleich zahlbaren Kriegsſchuld gefunden, ſo wird die Umlage auf 
die Steuerfräfte nach der ſteuerlichen Methode erfolgen, weil wir 
keine andere haben. Man wird alſo auch bei der großen Ver⸗ 
moͤgens⸗ oder anderen Steuer, mit der die große Schuld ganz oder 
zum Teile getilgt werden ſoll, Vermögen, Einkommen, Ertrag, Auf⸗ 
wand, Aktiva und Paſſiva nach ſteuerlichen Regeln feſtſtellen. Wir 
wiſſen aus alten und neuen Unterſuchungen, wie unzuverläſſig die 
ſteuerliche Methode iſt, wie unzureichend alles das iſt, was als Vor⸗ 
ausſetzung gerechter Beſteuerung gilt, wie ſchlecht es mit unſerer 
Steuertechnik ſteht. Unſere Schuld und die der Väter wird ſich 
bitter rächen an uns und unſeren Kindern. 

Je größer die Summe wird, die wir auf einmal oder all⸗ 
jährlich in Zukunft werden zahlen müſſen, um ſo ungerechter und 
fühlbarer wird bei ſtark vergrößerter Laſt die Ungleichheit und 
Ungerechtigkeit der großen Steuer. Die Steuermoral wird gewiß 
nicht beſſer, wenn wir mehr zu zahlen haben, wird nicht beſſer 
nach der Geſchichte und den Erfahrungen dieſes Krieges, nur weil 
unſer Erhalter und Beſchützer in ſtarken Nöten iſt. Im Gegenteil, 
in dieſer großen, ſchweren Zeit hat die Moral Schaden gelitten; 
die Selbſtſucht im größten Stil iſt hervorgetreten, ande und 
verbrecheriſch. 

Die Notlage des Staates und des Volkes Gude ausgenutzt 
ohne jegliches Erbarmen. Eine Ausbeutung und Auswucherung in 
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einem Umfange, wie es die Weltgeſchichte nie geſehen, hat die Zügel 
der Volkswirtſchaft an ſich geriſſen; dem ſtanden der Staat und die 
Geſellſchaft wehrlos, hilflos gegenüber, der Staat, der einer Welt 
von Feinden oft ſiegreich ſtandhielt. Der Erfolg macht nicht moraliſcher, 
die Steuertechnik muß mit der Arbeit allein fertig werden. Nach 
der Steuertechnik wurde nicht viel geforſcht. Nach unſeren Er⸗ 
fahrungen in der letzten Epoche vor dem Kriege wurde der immer 
mehr anſteigende ſtaatliche Bedarf ſo ſchwer und mühſam durch erhöhte 
und neue Steuern aufgebracht, daß eine Finanzreform der anderen, 
ein Steuergeſetz dem früheren folgte und langſam der Vorrat an 
neuen Steuerideen zuſammenzuſchmelzen drohte. Zünftige und freie 
Volkswirte haben deshalb die Meinung ausgeſprochen, mit unſeren 
üblichen, alten Steuern könne man die anwachſenden Kriegsſchulden 
nicht tilgen, nicht mit den erhöhten alten und nicht mit den hohen 
neuen. Dieſer Mangel an Vertrauen zu den Leiſtungen der Steuer⸗ 
geſetzgebung, der Steuerverwaltung und Steuerwiſſenſchaft war ziemlich 
allgemein. Merkwürdig genug, kaum einer der Zweifler frug nach 
den Gründen ſeiner Anſchauung. 

Keine Frage, ſo wie die Finanz in der letzten Zeit vor dem 
Kriege ſich entwickelt hat, war die Hinlänglichkeit der durch Abgaben 
einfließenden Summe eine geringe. Die Zeit litt an Unluſtgefühlen, 
die verſchiedenen Quellen entſprangen. Man klagte über Steuer⸗ 
unruhe, Steuerdruck, Ungleichmäßigkeit und Ungerechtigkeit von allen 
Seiten. Eine Steuerſcheu, eine Verdroſſenheit lag über den Steuer⸗ 
pflichtigen, eine Müdigkeit, eine Apathie bei den Regierenden, und 
wie es in ſolchen Perioden des Stillſtandes oder Niederganges ſchon 
der Fall zu ſein pflegt, die Wiſſenſchaft, namentlich die der aka⸗ 
demiſchen Welt, zeigte mehr vom erſterbenden als von geſundem 
Leben. 

Es iſt merkwürdig, keiner der Kläger und Mahner ſtellte die 
Frage, warum die Steuermaſchine ſo ſchlecht läuft, worauf das 
mangelnde Vertrauen zu den Ergebniſſen des Steuerprozeſſes zurück⸗ 
zuführen iſt. Daß ein Staat wie das Deutſche Reich ſeine Schulden 
zahlen kann und zahlen muß, daß das deutſche Volksvermögen und 
einkommen in dem letzten Menſchenalter rieſig gewachſen iſt, daran 
wird nicht gezweifelt. Die großen Vermögensmaſſen, das geſamte 
Einkommen ſind vorhanden, ſie liegen da, in und außer Lande! 
Wir hätten alſo nur gerecht und klug zuzugreifen, zu holen, 
was die Schuld beträgt. Iſt dies ſo ſchwer? Warum war die 
Erſchließung und das Ergebnis früher ſo unbefriedigend, ſo un⸗ 
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ergiebig? Liegt es in der Materie, liegt es im Geiſte, hängt es 
vom Nichtkönnen oder vom Nichtwollen ab? 

Das ſind Fragen, die ſich ebenſo an die Theorie wie an die 
Praxis wenden. Was antwortet die Finanzwiſſenſchaft, wie ſteht es 
mit ihren Lehren, wieweit iſt ſie gekommen, wo ſteht die deutſche 
Finanzwiſſenſchaft? 

Die Fragen wurden nicht geſtellt, wir müſſen ſie ſtellen! 

Die Theſe ſtand feſt: mit unſerem alten Steuerſyſtem und mit 
dem veralteten und verroſteten Steuerapparat geht es nicht. Die 
Schwere und Unruhe der Zeit, der erklärliche Drang nach einem 
erlöſenden Gedanken, nach einer wirklichen Tat, haben zu der Idee 
von der großen Vermögensabgabe geführt. Sie taucht im Deutſchen 
Reiche auf, nicht in der Theorie. Die Löſung iſt fo einfach und 
klar, daß der Gedanke von Blatt zu Blatt, von Mund zu Mund 
geht. Ehe man ſich recht verſieht, ehe man das große Problem nach 
der ſittlichen, ſozialen, wirtſchaftlichen und techniſchen Seite durch⸗ 
denkt und überlegend und zögernd an die Durchführungsmöglichkeit 
herantritt, geht der Gedanke als Erlöſung von einem ſorgenvollen 
Druck über in die öffentliche Meinung, das große Programm iſt 
fertig, die Vermögensabgabe im großen Stile! Das iſt wahr, der 
große Schlager hat einen richtigen, klaren Inhalt. Außerordentliche 
Ausgaben von einer Höhe, wie ſie die Welt nie geſehen, können 
nicht durch normale Deckungsmittel, durch öffentliche Abgaben und 
Schulden gedeckt und aus der Welt geſchafft werden. Die Koſten 
dieſes Krieges müſſen liquidiert und abgeſchrieben werden, wie es 
der Kaufmann nach einem verluſtreichen Geſchäftsjahr mit dem Ab⸗ 
gang tut. Die Vermögensabgabe findet natürlich laute Zuſtimmung 
bei der großen Maſſe der Vermögensloſen. Sie findet Anklang im 
ſozialiſtiſchen Lager. Das Kapital, der alte Feind, wird erheblich 
geſchwächt; der Gedanke entſpricht der ſozialen Gerechtigkeit der 
Partei, dazu deren Politik: wird man jetzt mit dem Kapitale nicht 
fertig, geſchieht es ſpäter beſſer, vielleicht auf eine andere Art. 
Geiſt⸗ und temperamentvoll ſetzt in der Wiſſenſchaft zuerſt der 
Soziologe Rudolf Goldſcheid mit dem Buche ein, deſſen großer, 
äußerer Erfolg zeigt, wie das Schlagwort in der Maſſe gezündet. 
In ſeinem Buche: Staatsſozialismus oder Staatskapitalismus bringt 
er die offen und verſteckt daliegenden Gründe für das Problem. 
Jeder ſteuert zur Deckung der Kriegskoſten ein Drittel feines Be⸗ 
ſitzes in natura bei. Der Staat wird Miteigentümer des werbenden 
Nationalvermögens, tilgt feine Kriegsſchuld, erreicht die Kollektivierung 
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des privatwirtſchaftlichen Vermögens und gewinnt mächtigen Einfluß 
auf die Volkswirtſchaft. Durch dieſen weiteren Zweck der Vermögens⸗ 
ſteuer kommen wir in die weitere, neue Strömung zur ſozialiſtiſchen 
Staatswirtſchaft, von der wir in dieſer Unterſuchung handeln müſſen. 
Goldſcheid ſieht in der großen Idee der Vermögensſteuer das Uni⸗ 
verſalheilmittel, das Glück, das ſich dem Staate darbietet, von der 
kläglichen Steuerwirtſchaft, von der Herrſchaft des Kapitalismus zu 
den Segnungen des Staatsſozialismus und des Staatskapitalismus 
überzugehen. Und wieder tönt in der öffentlichen Meinung von 
allen Seiten das große Wort vom tätigen Geiſt des Staatsſozialismus. 

Beſonders intereſſant erſcheint es, wie ſich das große Kapital 
zur Frage der großen Vermögensſteuer ſtellt. Die deutſche Literatur 
hat darauf bereits hingewieſen. In Oſterreich haben ſich für den 
Gedanken in dem Organe der Kapitaliſten zwei Multimillionäre zum 
Worte gemeldet. Wertvoller iſt eine andere Quelle. Als Spitzmüller in 
feiner programmatiſchen Budgetrede die Vermögens ſteuer mit warmen 
Worten als Beſtand der finanzminiſteriellen Mittel anführte, hatte 
er wohl die Zuſtimmung des Großkapitals in der Taſche. Spitz⸗ 
müller kam, als er Finanzminiſter wurde, aus der Direktion der 
Kreditanſtalt, kannte alſo die Meinung von Rothſchild und der 
anderen Mächtigen und die der Bankdirektoren. 

Das große Kapital alſo opfſerwillig, ſteuerfreudig? Aus der 
Steuergeſchichte kennen wir die Stellung des Reichtums in den 
Steuerentlaſtungskämpfen gegen den Staat und die ſchwachen Steuer⸗ 
kräfte. In allen denkwürdigen Kapiteln ſteht es geſchrieben: nicht 
vornehm, nicht im offenen Kampfe und mit ehrlichen Waffen kämpft 
das Kapital gegen Steuerordnung und Recht. Dem Kleinen kann 
man eine ſolche Kampfesweiſe verzeihen. Das Großkapital, das eine 
mächtige Preſſe ſein eigen nennt, das ſeine ſoziale Stellung und 
Macht ſowie Vertretung in den öffentlichen Körpern beſitzt, hat 
nicht direkt und gerade die Unwirtſchaft des ſtaatlichen und auto⸗ 
nomen Lebens, die klägliche Steuerverfaſſung angegriffen, vielmehr 
den Staats⸗ und Volksintereſſen Partei» und Klaſſenſelbſtſucht, dem 
geſetzten Recht Selbſthilfe entgegengeſtellt, die mit grobem Unrecht, 
mit Lug und Trug, Verheimlichung und Hinterziehung arbeitet. 
Dieſe Steuerkämpfe, die in der neuen Wiſſenſchaft kaum eine Be⸗ 
achtung, geſchweige eine entſprechende Verurteilung gefunden haben, 
werden ganz harmoniſch ergänzt durch die Erfahrungen des Welt⸗ 
krieges. Das Kapital aller Art hat in der Landwirtſchaft, in In⸗ 
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Kraft und Macht ausgenützt, um aus der traurigen Zwangslage Profit 
auf Profit zu häufen. Wenn der Reichtum ſein Kapitalvermögen ver⸗ 
dreifacht, verfünffacht hat, ſo hat er es leicht, auch einmal im wirt⸗ 
ſchaftlichen Handeln vornehm zu ſein und einmal auch die volks⸗ 
wirtſchaftlichen Bedürfniſſe der Geſamtheit durch ein Opfer von 
30% e des Vermögens, natürlich von jenem, mit dem er in den Krieg 
gezogen, großmütig anzuerkennen und der Steuer zuzuſtimmen. Bis 
zur Hinlegung iſt ja noch ein weiter Weg, auf dem es der großen 
Vermögensabgabe ſo gehen wird wie der Kriegsgewinnſteuer. 

Der Wunſch der kapitaliſtiſchen Großmächte kann erfüllt werden. 
Mit der großen Vermögensſteuer werden wir uns im Abſchnitte über 
die neueſte Literatur beſchäftigen und dort zu den erſchienenen Unter⸗ 
ſuchungen Stellung nehmen. Aber ſchon hier müſſen wir unſere An⸗ 
ſchauung ausſprechen, daß die Schwierigkeiten nicht in der Leiſtung, 
ſondern in der Veranlagung liegen. Es wurde ſehr viel Scharf⸗ 
ſinn bisher der gewiß wichtigen, wirtſchaftlichen Seite der Sicherung 
der Zahlung, der Erleichterung der Erfüllung uſw. zugewendet. Ich 
beſorge, daß die große Schwierigkeit und Gefahr in einer anderen 
Seite der Frage liegt. Je höher die große Vermögensſteuer fein 
ſoll, deſto gefährlicher und empfindlicher würde jenes Unrecht wirken, 
das die mangelhafte Steuermoral und die primitive, unausgebaute 
Steuertechnik anrichten. Wir kennen die Ergebniſſe der modernen 
Einkommenſteuer und die Gefahren für das Recht und die Gerechtigkeit 
bei der Veranlagung. Es wäre eine furchtbare Ungerechtigkeit, wenn 
die große Tilgungsſteuer in dem Verhältniſſe auferlegt würde, das 
die Veranlagung der heutigen Einkommenſteuer in Sachſen, Baden, 
Württemberg, Bayern und Oſterreich zeigt. 40—52 è der Steuer 
trifft die Beſoldeten, ein paar Prozente das flüſſige Kapital (12 %) 
und — die Landwirtſchaft. Die Säule der Steuer das Einkommen 
aus Gehalt und Lohn, eine Stütze das Einkommen aus gewerblichen 
Unternehmungen, und der Schluß ſind alle übrigen Einkommen, das 
Ganze eine wirtſchaftliche Disharmonie, ein Hohn auf das richtige, 
wirkliche Bild der Verteilung des Einkommens, der Volkswirtſchaft! 

Ein Grund für die Unvollkommenheit der Veranlagung iſt das 
große Material; für ſeine Bearbeitung ſteht eine relativ kleine Zahl 
von Steuerorganen zur Verfügung. Es fehlt eben an den Kräften 
und dieſen dann natürlich an der Zeit. Es kann dem einzelnen 
Falle nicht die individuelle Behandlung zuteil werden. Wenn wir 
nun eine ſachliche Teilung nach der Größe und der Art der Ver⸗ 
mögen vornehmen und mit den großen beginnen, verringert ſich die 
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erſte und wichtigſte Arbeitsleiſtung. Die erſten Anwendungsfälle 
des Geſetzes könnten ſorgſam und gewiſſenhaft, individuell ohne 
Schablone behandelt werden. Die eingehende Arbeit würde nicht 
nur Lohn bringen, ſie käme auch mit den geſammelten Erfahrungen 
der nächſten, zahlreicheren Gruppe zugute. Ich habe keine Unter⸗ 
ſuchung über die Veranlagung des Wehrbeitrages in die Hand be⸗ 
kommen. Aber auch ohne die zerſtreut aufgetauchten Bemerkungen 
der Veranlagungsorgane kann der Techniker ſich das Urteil erlauben, 
daß das Ergebnis nur ſo ſein kann, wie es eine oberflächliche ſum⸗ 
mariſche Veranlagung geſtattet. 

Der gewiſſenhafte Finanzminiſter, die ernſte Volksvertretung 
wird wohl fragen, wie ſteht die Wiſſenſchaft gegenüber dem ſchwieri⸗ 
gen, tiefeingreifenden Probleme. Wir wiſſen aus den verdienſtvollen 
Bänden des Vereins für Sozialpolitik, die der „Neuordnung der 
deutſchen Finanzwirtſchaft“! gewidmet ſind, daß die Gelehrten in 
ihren Anſchauungen auseinandergehen. Die ganze Frage iſt in das 
wichtige Fahrwaſſer der Doktrin eingelangt. Wir wollen hoffen, 
daß dieſe zu einem abſchließenden Urteile kommt, wenn die ernſte 
Arbeitszeit beginnt. 

In der öffentlichen Meinung iſt es ſtiller geworden. Die Zahl 
der Gegner wächſt, die Meinungsäußerungen der Finanzminiſter in 
den verſchiedenen Ländern werden immer vorſichtiger, die Bedenken 
und Gefahren werden immer mehr erkannt, wo liegt die Wahrheit? 

Der dritten großen Strömung, die in der Kriegsliteratur 
ſtark hervortritt und auf verſchiedene Gründe zurückgeht, geſchah be⸗ 
reits Erwähnung. Es iſt die Frage von dem Ausbau eines wirt⸗ 
ſchaftlich ſelbſttätigen Staats, von dem Staate, der Sozialpolitik 
treibt, Staatseiſenbahnen im großen Umfang, Steuermonopole ver⸗ 
waltet, zum Staatsſozialismus, von dem kurzgehaltenen Steuerſtaat 
mit abgeleiteten Einkommen und dem ganzen Elend der Budget⸗ 
und Steuerwirtſchaft zu dem ſelbſttätigen, reichen, die geſamte Volks⸗ 
wirtſchaft befruchtenden Wirtſchaftsſtaat und darüber hinaus vom 
Staatskapitalismus zum Staatsſozialismus. Die politiſchen Gründe, 
die mitſpielen, bleiben hier außer Betracht. Der „tätige“ Geiſt 
hat hier rein wirtſchaftliche Gründe, den Rieſenbedarf, der durch 
Abgaben nicht gedeckt werden kann. Der Staat muß ſelbſt erwerben, 
tätig ſein, um Güter zu erzeugen, große Einnahmen ſchaffen, allein 


1 156. Bd. der Schriften des Vereins für Sozialpolitik. München 1918, 
Duncker & Humblot. 
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oder als Geſellſchafter vorhandener Unternehmungen, alſo Monopole, 
Staatsſyndikate, um reich und groß zu werden. 

Das Großkapital und die Rieſenaktiengeſellſchaften mit ihrer 
bürokratiſchen Organiſation verdienen große Summen, warum ſoll 
es der Staat nicht tun. Die ungeheuren Gewinne in dieſem Kriege 
regen zum raſchen Denken und ſtarken Wünſchen kräftig an. Nach 
tieferen Gründen wird nicht viel gefragt. Und doch iſt die Frage 
ſchwer und ernſt. Sie muß ſo unterſucht werden, wie es ihre Größe 
und Bedeutung erfordert, nach wiſſenſchaſtlicher Art und mit guten 
Mitteln. Und wieder muß man fragen, was ſagt denn die Staats⸗ 
wirtſchaftslehre zu dem doch nicht neuen Probleme? Die Geiſtes⸗ 
arbeit von Generationen und Geiſtesgrößen hat ſich doch mit dem 
Wirtſchaften des Staates in der Geſchichte und in der dogmatiſchen 
Lehre beſchäftigt. Und dann wieder: die Erfahrungstatſachen aus 
der letzten, ernſten Zeit mit der in ſolchen Dimenſionen nie geführten 
Kriegswirtſchaft! Wir haben weiter verſucht, experimentiert, nicht 
im kleinen, ſondern im allergrößten Umfange! Und das Ergebnis? 
Das müſſen wir abwarten, bis die Rechnung abgeſchloſſen und die 
Tätigkeit des Staates und der. Kriegsgeſellſchaften, der großen Ver⸗ 
bände objektiv nach allen Seiten geprüft ſein wird. Wie nötig 
ruhige, unbeeinflußte Unterſuchung iſt, das ſehen wir deutlich an dem 
Wandel der Meinungen, nicht bloß in der öffentlichen, auch in der 
wiſſenſchaftlichen Welt. Heute überwiegt vielleicht ſchon das Loſungs⸗ 
wort: freie Wirtſchaft, Raum für das Spiel der freien Kräfte. In 
den erſten Kriegsjahren war die Stimmung, mit Bewunderung von 
den Kräften und Wirken der deutſchen Organiſation zu ſprechen. 
Man ſchwärmte von der Zwangswirtſchaft, von der Kriegsgemein⸗ 
wirtſchaft, von den organiſierten Kriegsgeſellſchaften. Im Anfang 
gab es Freude über das große Wort, zum Schluß war der Sinn 
für das gleiche Wort geſchwunden. Im erſten Kriegsjahre ſtellt ein 
ſozialdemokratiſches Blatt die Theſe auf: der Staatsſozialismus ift 
in Deutſchland die politiſche Religion geworden. Heute will ein 
anderes Blatt derſelben Partei „die bewährten Methoden der hanſea⸗ 
tiſchen Kaufmannſchaft nicht aufgeben zugunſten einer neuen Art 
von Berliner Staatsſozialismus“. Heute glaubt man nicht mehr 
an das Dogma; man ſieht nur das Ergebnis. Nach dieſem beurteilt 
man den Gedanken, bemängelt die Durchführung, die in vielfacher 
Richtung geführt hat zur Teuerung und Entbehrung, Güternot, die 
es früher nicht gegeben, Not in Kreiſen, die ſie früher nie gekannt 
haben. Daß es ſo kommen mußte, das lag nicht im Dogma, das 
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lag an den Menſchen und ihrem Tun und Laſſen, bei den Regierten 
und bei den Regierenden, die beide ſo waren und blieben, wie ſie 
vor dem Kriege waren und ſich ſeit Jahrhunderten entwickelt haben. 
Um den rettenden Gedanken durchzuführen, wurden Befehle erteilt, 
Gebote und Verbote erlaſſen, die logiſch den Kreis ſchloſſen, in dem 
die Zwangswirtſchaft leben ſollte. Der Staat hatte in der Haupt⸗ 
ſache für ſeine Normen nichts als die beſchränkte Macht, die er 
ſchon im Frieden hatte, d. h. die Norm ſollte ſich durchſetzen mit 
ihrem Rechtszwang. Die Hauptpunkte der Beſchränkung des freien 
Verkehrs waren die Beſchlagnahme und die Verteilung der Stoffe. 
Die in die ſtaatliche Bewirtſchaftung einbezogenen Stoffe wurden 
res extra commercium geradeſo wie bei anderen Monopolen des 
Staates. Erwerben oder erzeugen durfte ſie nur der Staat oder 
das beſondere Organ. Soweit die Güter nicht ganz beſchlagnahmt 
wurden, war der Verkehr beſchränkt, Verkauf, Transport nur zu⸗ 
läſſig mit ſtaatlicher Erlaubniserteilung; Buchungszwang, Auſſicht, 
Kontrollen uſw. bilden eine geſchloſſene Kette von Beſchränkungen, 
alle Glieder gefügt, um den Zweck zu erreichen. 

Ebenſo arbeitet die ſtaatliche Verteilung mit Geboten und Ver⸗ 
boten, die heute faſt jedes Kind kennt. Feſtgeſtellt durch das Recht 
iſt heute bei einer Menge von Gütern die Erwerbungsmöglichkeit, 
die Menge, der Preis, die Verkaufsſtelle, die Ausweispflicht uſw., 
alles geſetzt zum Zwecke der Durchführung. Die Logik hat leicht zu 
arbeiten, der Kreis iſt natürlich feſt geſchloſſen, die Glieder greifen 
feſt ineinander. Sie würden ihre Aufgabe gut erfüllen, wenn alles 
im Kreiſe bliebe. Die Pflicht, darin zu bleiben, die mit ihr ein⸗ 
tretende Einſchränkung und Beſchränkung, der Egoismus, der Selbſt⸗ 
erhaltungstrieb, die arbeiten bald gegen das einzelne Gebot und 
damit gegen den Gedanken und Plan, das Ganze, die Allgemeinheit 
zu erhalten auf Koſten der bisherigen Ungleichheiten, die dem einen 
alles gaben, dem anderen genügendes, dem großen Reſt das gerade 
noch zum Leben notwendige. Der Gedanke iſt im oberſten Grunde 
ein wirtſchaftlich ſozialer. Die Durchführung, von der die Rettung 
und das Gelingen des Planes abhängt, iſt die rechtliche Seite, iſt 
das Recht mit ſeiner Macht. Die zwei Seiten werden ſelten aus⸗ 
einandergehalten. Und doch nur ſo kommen wir zu einem richtigen 
Urteil. Die Idee der Art und Weiſe der Rettung war der einzig 
mögliche Weg, die Allgemeinheit vor der bitteren Not und dem 
Wucher mit Brot und anderen Lebensmitteln zu bewahren. Die 
Durchführung konnte nicht anders ſein, als es die Vorbedingungen 
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erlaubten; ſie war abhängig von der Durchſetzung des ſtaatlichen 
Willens und dieſe, wie im ganzen Recht, bedingt von dem Verhalten 
der Bevölkerung der Norm gegenüber, bedingt alſo von der Moral 
des Volkes und der Qualität der Rechtstechnik. Soviel verordnet, 
befohlen, ermahnt und gelehrt wurde, ſo hoch die angedrohten 
Strafen feſtgeſetzt wurden, ein neues, ausreichendes Zwangsmittel 
wurde nicht entdeckt, es blieb bei der alten Technik. Trüge das 
Recht und ſeine Befehle die wirkſame Kraft in ſich, ſo wäre der 
Zweck der Norm leicht erreicht; alles beſchlagnahmte Gut wäre dem 
Staate zugefloſſen, jeder hätte dann den ihm zugedachten Teil von 
der ſtaatlichen Organiſation zugewieſen erhalten. Aber ſo, wie in 
der ganzen Welt des Rechts konnte der Gemeinſchaftswille trotz des 
guten Zweckes, trotz der großen Not und der gefährlichen Lage das 
traurige, entgegenſtehende Unluſtgefühl und den hervortretenden Un⸗ 
gehorſam nicht niederhalten. Gerade in der öffentlichen Wirtſchaft 
langt nach den Erfahrungen der Geſetzes⸗ und Obrigkeitsbeſehl 
nur unter beſonders günſtigen Bedingungen aus. Kann nicht ein 
direkter Zwang, eine unmittelbare Nötigung ausgeübt werden, hat 
die öffentliche Wirtſchaft nach der Lage der Dinge keine faktiſche 
Herrſchaft in dem konkreten Gebiete, dann bleibt der Wille, mag er 
noch ſo gut und klug ſein, auf dem Papier; von dem guten Plane 
bleibt in der Ausführung wenig übrig. Wer ſeine Finanz aus 
guten Geſetzbüchern und aus dem Kampfe des Lebens die ſtreitenden 
Mächte, Volk und Verwaltung, kennt, dem war das Verhalten beider 
Teile in den Lebensfragen der Kriegswirtſchaft das naturnotwendige 
Ergebnis, keine Überraſchung. Wir kennen die Macht des Unrechtes, 
wir kennen die Grenzen des Rechts, die Formen und die Wirkungen 
des Zwanges. Wie wir es geſehen haben bei den Steuergeboten 
und Verboten in unſerer Unterſuchung „Unrecht und Zwang im 
Finanzweſen“, ſo rollte ſich das Bild der Kriegswirtſchaft ab, auf 
ein paar Stellen der Sieg des Rechts, an anderen Erfolge des 
nackten Egoismus, Siege des unbotmäßigen Kapitals, des ſchrei⸗ 
enden und frechen Unrechts ganz wie im Steuerleben; nur der all⸗ 
gemeine Jammer war größer, auch der Katzenjammer der Geſetz⸗ 
geber, der Gerechten und der Wiſſenſchaft. Ob Finanzmonopol oder 
Verwaltungsmonopol, die Lebensbedingungen ſind die gleichen. Aber 
die Folgeerſcheinungen! Bei der Steuer, wenn das Unrecht ſiegt, 
wird die Einnahme kleiner, der Abgang muß auf eine Art erſetzt 
werden. Als bei den Monopolen der Kriegswirtſchaft das Recht und 
der Wirtſchaftsplan ſich nicht durchzuſetzen vermochte, hungerte das 
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Volk, darbte der Mittelſtand, und der Reichtum ſaß vor vollen Tiſchen 
und ſchwamm in Fett. Beim Zucker ging's, weil das Recht die 
Macht hatte, in ein paar hundert Produktionsſtätten die Ordnung 
aufrechtzuhalten; ſie ſtanden ſchon im Frieden unter ſtaatlicher 
Kontrolle, waren mit Mauern ringsum umgeben und haben nur 
einen Ausgang, an dem der hinausgehende Zucker genau überwacht 
werden konnte. Anders liegt dies bei der Landwirtſchaft; Hundert⸗ 
tauſende von Bauernhöfen ohne Kontrollmöglichkeit und mit der lieben, 
alten Gewohnheit, nicht zu wiſſen, was man geerntet, was man zu 
verſteuern hat an Einkommen, an Ertrag. Abgeliefert wurden Teile 
der Ernte, je nach der Weite und Enge des Gewiſſens, in der Regel 
das Ortsübliche. Und nun komme Staat, Kriegsgetreidegeſellſchaft und 
Obrigkeit und beweiſe, daß ſoundſoviel tatſächlich geerntet, von dem 
die geſetzliche Quote dann ſoundſoviel abzuliefern war. Und dann erft 
beim Fett, bei der Milch, den Eiern! Das andere ging „unter der 
Hand“ an das liebe, gutzahlende Publikum; der Teil der Bevölke⸗ 
rung, der keine reichen Geldmittel und keine Beziehungen zu der ver⸗ 
borgenen Quelle hatte, der mußte die genannten Güter entbehren, 
trotz Rationierung und Höchſtpreiſe. Und „hintenherum“ verkaufte 
der Gerber das Leder, der Schuſter die Stiefel, der Seifenſieder die 
Seife, und die einen, die das Geld hatten und die Beziehungen, 
die hatten die Güter im Überfluß, die anderen haderten mit Gott und 
der Obrigkeit. Das Volk nannte dieſe Gütererzeugung und dieſen Um⸗ 
ſatz Schleichhandel. Es wäre ſehr intereſſant, feſtzuſtellen, wo und von 
wem das ſchöne Wort für dieſe Art von Geſchäften zuerſt angewendet 
wurde. Die Übeltat, Schleichhandel, iſt der terminus technicus für 
eine Art von ſozialer Volkskrankheit, die in moderner Zeit faſt erloſchen 
war. Das Übel hat die Staatswirtſchaft hart getroffen. Man leſe bei 
Treitfchle das Leben und Treiben des Schmuggels vor der Errichtung des 
Zollvereins oder die paar Hauptſtücke des öſterreichiſchen Finanzſtrafgeſetz⸗ 
buches über den Schleichhandel. Trotz allen Scharfſinnes des Geſetzgebers 
und angeſtrengter Tätigkeit der Verwaltung konnte der Staat des Übels 
nicht Herr werden; es fehlte ihm die Macht, das Recht durchzuſetzen. 

Den Retter, den ſtarken Staat hat die Not geboren. Die Organi⸗ 
ſationen hat der Mangel an Kraft und Stoff hervorgerufen. Das 
wirtſchaftsreguljerende Syſtem war vielleicht unſere einzige Rettung. 
Wir kennen heute die Mängel und Schäden des Syſtems. Wir 
ſchimpfen über die unzulängliche Bürokratie, wir haſſen die Kriegs- 
geſellſchaften. Wir erinnern an den fehlenden Geiſt des Gemein⸗ 
finnes und der Opferwilligkeit, an die Schwäche des Staates. Das 
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eine hat die ernſte Zeit feſtgeſtellt: wir brauchen den ſtarken Staat 
im Inneren wie nach außen. Was hat dazu die Neuzeit getan, 
welches war die Entwicklung, der Fortſchritt, insbeſondere in der 
Finanz, in den Staatswiſſenſchaften? Nicht Schlagworte oder Dok⸗ 
trinen braucht die Friedenszeit. Die Tat, mit dem großen Programm 
Staatskapitalismus, verlangt Überlegung. Hat der Staat zur Aus⸗ 
führung die Macht und die Kräfte? Was iſt von ihnen vorhanden, was 
nötig, was zu ſchaffen? Genügt das Kapital, um mit dieſer ureigen⸗ 
ſten, ſtarken Waffe den individualiſtiſchen Kapitalismus zu bekämpfen? 

Wie ſich die Theorie zu diefen Fragen ſtellt, wollen wir aus 
ihren Werken nach dem neueſten Stande feſtzuſtellen verſuchen. Aus 
guten Lehr⸗ und Handbüchern ſoll man den Stand der Wiſſenſchaft 
herausleſen können. Wir wählen die neueſte Literatur, die letzten 
Auflagen der Lehrbücher von Eheberg, Conrad, die letzte Neuigkeit, 
die Finanzwiſſenſchaft von Lotz, und aus der Kriegs⸗ und Reform⸗ 
literatur eine Ausleſe. Zur ſachlichen Würdigung dieſer Bücher und 
des gegenwärtigen Standes der Methode und der Lehrmeinungen 
erſcheint es mir nötig, die Entwicklung der deutſchen Finanzwiſſen⸗ 
ſchaft in den letzten 50 Jahren zu ſkizzieren. So kommen wir zu 
dem Stand, Sinn und Wert und den Aufgaben der Finanzwiſſenſchaft. 


I 


Die deutſche Staatswiſſenſchaft und mit ihr die Finanzwiſſen⸗ 
ſchaft beſitzen keine Geſchichte und insbeſondere keine Darſtellung, wie es 
„Die Geſchichte der deutſchen Rechtswiſſenſchaft“ von Stintzing⸗Lands⸗ 
berg iſt. Ohne viel Mühe vermittelt dieſes vorzügliche Werk nicht 
bloß die Kenntnis von der Entwicklung und dem Fortſchritte dieſer 
Wiſſenſchaft; es iſt eine Literaturgeſchichte der wiſſenſchaftlichen 
Arbeiten, der Lehrmeinungen und Richtungen der Autoren. Und die 
Bücher haben ihr Schickſal, ihr Glück und Ende, fo wech ſelvoll und 
reizvoll, wie die Erſcheinungen auf dem Felde der ſchönen Literatur. 
Iſt es Zufall, daß die Finanzwiſſenſchaft von Lorenz v. Stein in 
25 Jahren fünf Auflagen und ſeit der letzten (1885) keine mehr 
erlebte? Iſt es Zufall, daß die Finanzwiſſenſchaft Adolf Wagners, 
die objektive Beurteiler als die bedeutendſte und an Ergebniſſen 
reichſte Leiſtung anſehen, noch geringere Erneuerung aufzuweiſen hat, 
daß ein ſo hervorragendes Werk wie die Steuerpolitik Schäffles kein 
zweites Erſcheinen feierte, und die Finanzwiſſenſchaft von Cohn, 
Kaizl, Vocke, v. Heckel, die Steuern von Schäffle das gleiche Schickſal 
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erfuhren? Iſt es nichts als das Verdienſt der Bücher, daß die 
Finanzwiſſenſchaft Ehebergs bis heute die dreizehnte Auflage, jene 
Conrads in verhältnismäßig kurzer Zeit die ſechſte erlebte? Dieſe, 
als dritter Teil des Conradſchen Werkes: „Grundriß zum Studium 
der politiſchen Okonomie“, erſcheint von der zweiten Auflage an jede 
drei Jahre in neuer Ausgabe. Die Finanzwiſſenſchaft von Eheberg 
erſcheint 1882 als Grundriß, 1901 in ſechſter, 1915 in dreizehnter 
Auflage. In unſerem Jahrhundert iſt alſo ihr Erfolg noch größer 
als der Conrads. Vergleichen wir damit das Schickſal älterer Bücher, 
ſo ſehen wir, daß das einbändige Lehrbuch Steins von der erſten 
(1860) zur zweiten Auflage (1871) volle zehn Jahre, jenes von 
Umpfenbach ſiebenundzwanzig Jahre gebraucht hat. Es iſt klar, das 
Bedürfnis und die Nachfrage ſind in unſerer Zeit weſentlich geſtiegen. 
Der große Abſatz der Bücher von Eheberg und Conrad beweiſt vor 
allem ein großes Bedürfnis. Das iſt ganz natürlich. Unſere Zeit 
iſt aus den Finanzſorgen, ⸗fragen und »reformen nicht hinaus⸗ 
gekommen. Dann iſt die Zahl der Intereſſenten, der Studenten und 
der Praktiker, ſtark geſtiegen. Die eigentliche Wiſſenſchaft tritt da 
zurück. Wir können ſchon hier ganz ruhig behaupten, daß die erſte 
Auflage von Steins Finanzwiſſenſchaft der damaligen Doktrin 
etwas anderes bedeutet und ihr viel mehr gebracht hat, als Conrad 
und Eheberg der heutigen. Und ein zweites: Das Forſcherwerk, 
die mehrbändige Gelehrtenarbeit finden ſachgemäß einen viel kleineren 
Leſer⸗ und Intereſſentenkreis als das einbändige Lehrbuch. In der 
deutſchen Wiſſenſchaft ſehen wir es bei Wagner und auch bei Stein. 
Wir können wohl behaupten, daß auch ohne den eingetretenen Tod 
Steins ſeine Finanzwiſſenſchaft eine ſolche Nachfrage, wie das 
Ehebergſche Buch, nicht gefunden hätte, weil die fünfte Auflage 
zu einem vierbändigen Werke ausgewachſen iſt. Die Literatur⸗ 
geſchichte wird unterſcheiden müſſen: die Werke der Forſcher und 
die Bücher der Lehrer. Wir wiſſen es aus der Geſchichte und der 
eigenen Erfahrung, daß der große Forſcher nicht immer ein hervor⸗ 
ragender Lehrer iſt, und daß die geiſtigen Qualitäten und Voraus⸗ 
ſetzungen für den erſteren andere ſind als für den letzteren. Der 
Forſcher wird neben allen anderen Vorausſetzungen jeder wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Arbeit ein beſonderes Talent, ein ingenium, einen 
Reichtum an Ideen und Phantaſie beſitzen müſſen: Er wird vor 
allem entdecken, neu ſehen, neue Wege finden. Der Lehrer muß 
obenan den Stoff und die Lehren zuſammenfaſſen, darſtellen, gut 
und klar unterrichten. Der gute Lehrer, das gute Lehrbuch, ſie ſind 
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der praktiſche Segen der Wiſſenſchaft. Das haben wir wohl jeder 
erfahren, als wir auf der hohen Schule ſaßen, als wir uns im 
praktiſchen Leben an unſer Lehrbuch hielten und noch mehr, als wir 
in Theorie und Praxis an den großen Problemen unſere wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bildung erprobten. Der gute Lehrer bleibt das glück⸗ 
liche Erleben der Studentenzeit, dem wir das. Fundament unſerer 
Bildung verdanken; das gute Lehrbuch bleibt der Freund und Be⸗ 
rater des praktiſchen Lebens. Die Höhe der deutſchen Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft in der Weltliteratur gründet ſich zu einem großen Tejle mit 
auf die hervorragenden Lehrbücher, faſt können wir ſagen, in allen 
Zweigen des privaten Rechts und in vielen des öffentlichen Rechts. 
Unſere Pandektenlehrbücher, die des Zivil-, Handels⸗ und Wechſel⸗ 
rechts, des Prozeſſes und des Staats- und Strafrechts find in 
manchen Leiſtungen zu einer Vollkommenheit gelangt, die kaum zu 
übertreffen iſt. Wir können direkt von einer durch Gelehrten⸗ 
generationen herausgebildeten Technik dieſer Bücher ſprechen. 

An dieſe Meiſterleiſtungen können wir anknüpfen und mit ihnen 
vergleichen, wie die Finanzwiſſenſchaft arbeitet und was ſie bietet. 
Wir kommen dann vielleicht zu einer richtigen und gerechten Würdigung 
und zu den wahren Vorzügen und Mängeln in der Methode und 
Darſtellung. Die Rechtswiſſenſchaft iſt groß geworden durch die 
Art ihrer Arbeit, von der man in den praktiſchen Geiſteswiſſen⸗ 
ſchaften annehmen müßte, es gäbe keine andere, gewiß keine beſſere. 
Während da die Lehr⸗ und Handbücher aus allen vorhandenen Quellen 
geſchöpft haben, aus monographiſchen Werken, aus Fachzeitſchriften, 
Kritiken, aus den Fällen des tagtäglichen Lebens, waren in der 
Finanzwiſſenſchaft dieſe Vorſtufen und Vorarbeiten von Anfang an 
viel dürftigere. Das Material war verhältnismäßig klein, als in 
den fiebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts die Blüteperiode be⸗ 
gann. Von einer kritiſch⸗dogmatiſchen Durcharbeitung des Stoffes 
war noch keine Rede, die geſchichtliche Darſtellung kam aus dem 
Außeren nicht heraus. Das Finanzrecht, das den poſitiven Stoff zu 
liefern hatte, war kaum in die erſte Stufe wiſſenſchaftlicher Arbeit 
getreten; es war unter den Rechtsdiſziplinen die vernachläſſigteſte, 
mehr Finanzgeſetzkunde als Finanzrecht; und wo es wirklich tiefer 
forſchte, geſchah dies mit logiſch⸗grammatikaliſcher Geſetzes interpretation 
und mit rein formaler Begriffsbildung. Da war nicht viel mehr zu holen, 
als reichhaltiges Tatſachenmaterial, mit dem auch die ältere Finanz⸗ 
wiſſenſchaft arbeitet. Die deutſche Tatſachengründlichkeit, die nament⸗ 
lich durch Rau repräſentiert wird, kommt langſam dazu, das Weſent⸗ 
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liche vom Unweſentlichen zu ſondern. Die Hauptſache, die Analyſe 
nach der wirtſchaftlichen, ſozialen, ethiſchen und rechtlichen Seite, 
die Herausarbeitung der Hauptprobleme, die war erſt zu leiſten: 
Die Hauptarbeit lag in der Begriffs⸗ und Syſtembildung. Und 

merkwürdig, der Streit dreht ſich auch heute noch um die Grund⸗ 
begriffe und die Begriffsſyſtematik; er iſt heute, wie wir ſehen 
werden, ein formaler, während die Entwicklung von etwa 1860 an 
das Formaliſtiſche glücklich vermieden und das Materielle deſtilliert 
hat. Eine beſondere Erſcheinung in der Entwicklung der Finanz⸗ 
wiſſenſchaft bildet es, daß die Streitfragen, namentlich der Schul- 
ſtreit nicht ſo ſehr in Zeitſchriften und Monographien hervortreten, 
unterſucht und ausgetragen werden, daß vielmehr die Gegenſätze, 
alte und neue, mit wenigen Ausnahmen in den Syſtemen, in den 
Lehr⸗ und Handbüchern erſcheinen. In der Rechtswiſſenſchaft bes. 
ſchäftigt quantitativ die kritiſche, dogmatiſche Arbeit, die Einzelfrage 
und ſpeziell die kaſuiſtiſche in viel größeren Umfange die Kräfte der 
Theorie und Praxis, als die Lehrbuchtätigkeit. Noch bedeutungs⸗ 
voller erſcheint in der Entwicklung die Rolle und Methode der 
Literaturverwertung. Wer Syſteme der Rechtswiſſenſchaft ſtudiert 
hat, wird mir beipflichten, daß die Vorarbeiten dort trotz der rieſigen 
Menge nicht bloß zuſammengetragen, ſondern auch mit dem ganzen 
Rüſtzeug durchgearbeitet und verarbeitet werden, kritiſch und dog⸗ 
matiſch. So kam man in den Hauptfragen einer communis opinio 
viel näher, förderte die Rechtseinſicht und die Literaturkenntnis, 
indem die Lehrmeinungen anderer mehr oder weniger ausführlich 
angeführt, ihr Kern enthüllt, das Gemeinſame und das Trennende 
herausgehoben, das Unbrauchbare bekämpft, zurückgewieſen, das An⸗ 
erkannte und Verwertbare dagegen benutzt wird. Durch dieſe Technik 
der wiſſenſchaftlichen Arbeit wird die Literatur wirkliches Gemeingut. 
Sie führt zur Beherrſchung des Stoffes und Löſung der Fragen. 
Dieſe Arbeitsleiſtung ſtellt an die Liebe zur Sache, an den Fleiß, an 
den kritiſchen Scharfſinn und die beſondere Begabung hohe Anſprüche. 
Die Mühe hat ſich gelohnt. Der Fortſchritt entwickelt ſich aus der 
bienenartigen Arbeit von Hunderten und Tauſenden, und jeder hat 
ſeinen Teil an der Entwicklung. Durch dieſe Methode wird ins⸗ 
beſondere das gute Lehrbuch eine „zentrale Sammelſtelle“ der Arbeit 
und des Wiſſens. Der Vergleich, den treffend Landsberg! bei 
der Würdigung des Windſcheidſchen Lehrbuches gemacht hat, zeigt 


1 Geſchichte der deutſchen Rechtswiſſenſchaft, 3. Abt., II. Halbband, S. 588. 
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den Sinn und Wert dieſer Methode. „In dieſer Sammelſtelle 
floſſen alle Beiträge zur Lehre des gemeinen Privatrechts römiſchen 
Urſprungs zuſammen, um von da wieder befruchtend auf die Gefilde 
der Theorie und Praxis und der Gefetzgebung zurüdgeleitet zu 
werden“. Dieſen Segen, der gerade dort nicht genug gewürdigt 
werden kann, wo er, wie in der Finanz, nicht vorhanden iſt, zeigt 
Landsberg an dem Beiſpiel des Buches, indem er ſagt: „Die große 
Leiſtung dieſes Pandektenlehrbuches hat es ermöglicht, die Kluft 
zwiſchen Theorie und Praxis zu überwinden. Die Zeitſtrömung ſeit 
der Jahrhundertmitte hat es gebieteriſch verlangt, ein Pandekten⸗ 
lehrbuch herzuſtellen, das ſowohl wiſſenſchaftlich wie praktiſch ge⸗ 
weſen iſt, brauchbar für die Theoretiker wie für jeden Praktiker, 
ſowohl abſtrakter wie kaſuiſtiſcher Natur“. Die Finanzwiſſenſchaft 
beſitzt keinen Zuſammenhang mit der Praxis und keinen Einfluß auf 
die Praxis, weder auf die miniſterielle noch die parlamentariſche, 
weder auf die bürokratiſche noch die der Selbſtverwaltung und der 
öffentlichen Meinung. Die wenigen Fälle, die kurzen Perioden, in 
denen es anders war, find in der Steuer- und Finanzgeſchichte ſelten. 
Wir wiſſen, daß jede Wiſſenſchaft in erſter Linie Selbſtzweck iſt. 
Die Vertreter der „reinen“ Theorie, die für die Methodenfragen ſich 
ſo gerne auf das Beiſpiel und Muſter der exakten Wiſſenſchaften be⸗ 
rufen, möchten doch auch an den Zuſammenhang erinnert ſein. In 
der Chemie, in der Maſchinenbaulehre heißt es, die Praxis zu be⸗ 
einfluſſen und ſich wieder durch die Praxis beeinfluſſen zu laſſen! 

Anfänge einer derartigen wiſſenſchaftlichen Arbeitsleiſtung in der 
Finanzwiſſenſchaft können wir wohl vom Beginne der ſechziger Jahre 
des vorigen Jahrhunderts an feſiſtellen. Die Entwicklung iſt eine ganz 
natürliche. Die monographiſche Unterſuchung mit ihrem techniſchen 
Apparat, wie es ſchon die Juriſten damals übten, bahnt den Weg 
zur Erſchließung des bis dahin wenig und mit primitiven Mitteln 
bearbeiteten Bodens. 

Den neuen Weg geht, allen voran, Schäffle in ſeiner vortreff⸗ 
lichen Arbeit: „Menſch und Gut in der Volkswirtſchaft“, in der er 
zielbewußt die Grundſätze der Beſteuerung revidiert (1861). In der 
bekannteren und bedeutungsvolleren Unterſuchung: „Die Lehre vom 
Einkommen in ihrem Zuſammenhang mit den Grundprinzipien der 
Steuerlehre“, betritt der junge Schmoller (1863) den Plan; es iſt 
nicht leicht zu ſagen, was an dieſer Erſtlingsarbeit am meiſten im⸗ 
ponieren muß, ob das weitreichende Ergebnis, die Methode, die 
Unterſuchung der Frage, der weite Ausblick oder die Sicherheit und 
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der Mut, mit denen er eigene Gedanken und Lehren entwickelt und fremde, 
wie zum Beiſpiel die von Schäffle, bekämpft. Es iſt überaus lehr⸗ 
reich, die einzelnen Gedanken und Fragen mit den Lehren des gründ⸗ 
lichen, aber nüchternen Syſtematikers Rau zu vergleichen, der damals 
die Wiſſenſchaft mit ſeinem Lehrbuch beherrſcht. Der neue Geiſt iſt 
es, die neue Zeit, die als Neuheiten die Lehrbücher von Stein und 
Umpfenbach bringt. Der letztere iſt kein Stürmer und Bahnbrecher, 
und dem erſteren iſt noch nicht anzumerken, daß es mit ſeinen 
565 Seiten mit der Zeit zu dem vierfachen Umfange, vom üblichen 
Lehrbuch zum großen vierbändigen Werke anwachſen werde. Aber 
es iſt der neue Weg ins Moderne hinein, wenn Stein ſein Prinzip 
des abſoluten wirtſchaftlichen Rechts des Staates aufſtellt, das er— 
gänzt wird durch „das Prinzip der Harmonie der Intereſſen des 
Staats und ſeiner Angehörigen“ und das ſeine Ausführung erhält 
durch das „Prinzip der wirtſchaftlichen Ordnung oder das Staats: 
wirtſchaftsſyſtem“. Es iſt der Bahnbrecher, der fo gruppiert. 

Die Literatur war damals im Umfang nicht groß, ihre Ver⸗ 
wertung leicht und von Haus aus gegeben, die Bahn war freier, 
die Autoren haben es leicht, mit bloßer Deduktion aus dem reichen 
Tatſachenmaterial die Geſetzmäßigkeit und das Geſetz feſtzuſtellen. 
Zur Charakteriſtik dieſes Jahrzehnts ſind zu erwähnen vor allem: 
v. Hock, „Offentliche Abgaben und Schulden“ (1862), mit guten Ab⸗ 
ſtraktionen aus dem reichen öſterreichiſchen Stoffe, mit geſundem und 
gerechtem Urteile, das auf der Höhe ſteht. Wagner lobt es wegen 
der Lehren über die Steuertechnik, die manches Neue bringen. Was 
an Beherrſchung der Sache, an richtigem Blick und Führerkraft in 
ihm ſteckt, ſieht man an ſeinen ſpäteren Büchern über die franzöſiſchen 
und amerikaniſchen Finanzen. Keinen Fortſchritt bedeutet die Finanz⸗ 
wiſſenſchaft von Bergius (1861), die aus den preußiſchen Verhält⸗ 
niſſen herausgewachſen iſt; noch heute brauchbar und bekannt ſind 
die zwei Bände: „Staatseinnahmen“ von Pfeiffer (1866). Das Jahr 
1864/5 bringt die 5. Auflage von Raus Finanzwiſſenſchaft. Die 
nächſte beſorgt Wagner, und dieſem mehr zufälligen Umſtande hat 
nach meiner Überzeugung die deutſche Finanzwiſſenſchaft ihren großen 
Meiſter zu verdanken. Studiert man die Neubearbeitung des Rau- 
ſchen Werkes, ſo ſieht man, wie Wagner an vielen Stellen und in 
vielen Lehren den Text direkt übernimmt. Bei dieſer Prüfung muß 
Wagner in das angeſammelte Material eindringen, das Poſitive 
ſichten, werten, das Nebenſächliche fallen laſſen, das Weſentliche mit- 
führen. Und das zweite: bei Wagner wächſt die Lehre aus 
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dem Material, die Konſtruktion beruht auf dem logiſch und 
pſychologiſch verarbeiteten Stoff. Wir ſind mit Wagner in und bei 
der Arbeit, indem wir ſeinem Buche und dem Aufbau folgen. Er 
zerlegt vor unſeren Augen die Tatſachen, die Vorgänge in die tren⸗ 
nenden und vereinigenden Merkmale, bildet aus ihnen ſeine Ein⸗ 
teilungen und Unterabteilungen und ſetzt aus ihnen ſein reichgeglie⸗ 
dertes Syſtem zuſammen. Es iſt alſo die zweite ſtoffliche Durch⸗ 
arbeitung, da er jedesmal jede einzelne Steuer, das beſondere 
Inſtitut uſw. heranzieht. Indem er die Dinge von der wirtſchaft⸗ 
lichen, ethiſchen, ſozialen und rechtlichen Seite anſchaut und unter⸗ 
ſucht, wird er Kenner und Beherrſcher des Gebietes, wie keiner vor 
ihm und keiner nach ihm. Als Wagner ſich bald von ſeinem Rau 
emanzipiert, iſt die große, ſelbſtändige Tat vollbracht. Es iſt die 
allgemeine Steuerlehre, der zweite Band ſeiner Finanzwiſſenſchaft. 
Dieſes Werk hat in der deutſchen und in der Weltliteratur kein 
Gegenſtück, es hat keinen Konkurrenten, leider keinen Nachfolger. 
Es iſt faſt überflüſſig, zu ſagen, daß bei ſeiner Methode des Arbeitens 
die Mitarbeiter gewürdigt und berückſichtigt werden. Er beherrſcht 
die Literatur; er iſt in der Anerkennung warm, hält mit ihr auch 
beim Gegner nicht zurück und hat Verſtändnis für den gegneriſchen 
Standpunkt. Wie oft in dieſem zweiten Bande zollt er Stein reiches 
Lob und lauten Dank für das, was die Finanzwiſſenſchaft ſeinen 
Arbeiten ſchuldet, trotz der zahlreichen und großen Gegenſätze. 
Wagner kennt und würdigt ſeine wiſſenſchaftliche Mitwelt ehrlich, 
ſachlich, zumeiſt anerkennend, weil er nach dem weiſen Spruche 
Goethes „ſich nicht immer den anderen gleichſtellen wollte“. Und 
Wagner durfte dies tun! Die Gegenſätze zwiſchen ſeinen und Steins 
Anſchauungen mußten hervorkommen bei den beiden Arbeitsmethoden. 
Stein arbeitet mit freier Konſtruktion, aus ſich heraus, aus ſeinen 
Anſchauungen und Auffaſſungen, wie er ſich den Staat, die Geſell⸗ 
ſchaft, die Finanz zurecht gelegt hat. Er konſtruiert nach Hegels 
Art beſtechend, für ſich einnehmend, oft genial und richtig, oft aber 
ohne jedes Fundament, ſo daß er ſelbſt von einer Auflage zur anderen 
ſeinen Sinn ändert, Er ſchöpft zumeiſt aus ſich und kümmert ſich 
wenig um die Schöpfungen anderer. Wagner meint von ihm, Stein 
habe in ſeinen Werken „geringe Fähigkeit ſich in den Gedankengang 
anderer hineinzuverſetzen“; „liegt es an der Neigung und Aufmerk⸗ 
ſamkeit?“ Das Einzelne, das Kleine, die Durchführung intereſſieren 
Stein nicht oder wenig, das Ganze, das Syſtem war ihm die 
Hauptſache. So ſagt er ſelbſt, vielleicht zu ſeiner Rechtfertigung, 
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von den Deutſchen in der Wiſſenſchaft: „Sie mußten das Syſtem 
von abſoluten Kategorien, von Grundbegriffen, Hauptgebieten, Ein⸗ 
teilungen und Kauſalzuſammenhängen aufſtellen, deſſen Weſen es 
nun einmal für Deutſche wie für Nichtdeutſche iſt, die Grundlage 
für das einheitliche organiſche Verſtändnis aller Beſonderheiten zu 
bilden l.“ 

In ſeiner Würdigung? Steins ſagt Carl Menger: „Der Grund⸗ 
charakter von Steins einzelnen Schriften iſt die Großartigkeit. 
Steins umfaſſender, auf das Große gerichteter Blick hat ſich nament⸗ 
lich in ſeinen ſyſtematiſchen Arbeiten auf dem Gebiete der Finanz⸗ 
wiſſenſchaft und Verwaltungslehre bewährt.“ Stein iſt der jüngſten 
Literatur faſt nur dem Namen nach bekannt. Niemals hätte der 
Mangel an neuen Gedanken ſo um ſich greifen können, wenn ſeine Art, 
die Dinge mit ſeinem großen Blick und in ſeiner Weiſe anzuſchauen, 
den Epigonen nicht ſo fremd geworden wäre! Im großen: Staats⸗ 
wiſſenſchaften und die Verwaltung immer „im Hintergrunde“, wie 
Eheberg ſagt, oder, wie es Heckel ausdrückt, als ſyſtematiſche Grund⸗ 
lage; im einzelnen: feine Verſuche in der Begriffsſyſtematik, zum 
Beifpiel bei den Gebühren⸗ und Verkehrsſteuern! Menger, Eheberg 
und Heckel machen auf einen mißlungenen Verſuch Steins aufmerk⸗ 
ſam. Seine Idee einer europäiſchen Finanzwiſſenſchaft „im Sinne 
einer alle Steuern, Staatsſchulden und ſonſtigen finanziellen Ein⸗ 
richtungen der geſamten europäiſchen Staaten umfaſſenden, hiſtoriſchen 
und ſyſtematiſchen Darſtellung“ konnte Stein nicht verwirklichen. 
Menger meint, weil es ein dem Weſen und der geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung der ſyſtematiſchen Finanzwiſſenſchaft widerſtreitender Ge⸗ 
danke iſt, die Geſchichte und die Statiſtik des Finanzweſens 
und des Finanzrechts der einzelnen Staaten als ſolche der 
ſſtematiſchen Finanzwiſſenſchaft einzugliedern und dieſelben nicht 
vielmehr als grundlegende Hilfswiſſenſchaften der letzteren bei der 
Darſtellung vorauszuſetzen. Wohl ſchon aus dem Grunde, weil der 
obige Gedanke, wie der Erfolg auch anderer ausgezeichneter Finanz⸗ 
ſchriftſteller gelehrt hat, ſich ſchon um der Technik wiſſenſchaftlicher 
Darſtellung willen als undurchführbar erweiſt. Tatſächlich bietet 
uns Steins europäiſche Finanzwiſſenſchaft nur vergleichende Studien 
über Finanzgeſchichte, recht und ⸗ſtatiſtik, die er ähnlich, wie einzelne 


1 Finanzwiſſenſchaft, I. Bd., S. 99. 

2 Lorenz von Stein, Jahrbücher f. Nationalökonomie u. Statiſtik, 3. Folge B. 
I, 1891, S. 193. 
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ſeiner Vorgänger, mit der ſyſtematiſchen Darſtellung verbindet. Mit 
dieſer Kritik verfalle ich in die Fehler meiner Vorgänger, wenn 
ich in der Würdigung Steins für die Blüteperiode der deutſchen 
Finanzwiſſenſchaft dem höchſten Lob gleich den Tadel zugeſelle. 
Von den ſchwachen Seiten fängt man erſt ſpäter an zu ſprechen. 
Man vergleiche die Anerkennung und Wertſchätzung Steins in Wagners 
Steuerlehre, alſo 1880, und dann den Aufſatz: „Finanzwiſſenſchaft 
und Staatsſozialismus“ im 43. Bande der Zeitſchrift für die geſamte 
Staatswiſſenſchaft, alſo 1887. Den Anteil Steins an der Blüteperiode 
bilden nicht bloß die an ſich bedeutungsvollen Leiſtungen, wie ſie ſich etwa 
in der 3. Auflage ſeines Lehrbuches zeigen, und die nicht zahlreichen 
Zeitſchriftenaufſätze und Kritiken; es iſt vielmehr die Anregung und 
die Befruchtung des Stoffes in der damaligen Literatur. Das bezeugt 
die Mitwelt im Poſitiven, die ſeine Ideen weiterträgt und verarbeitet, 
im Negativen, wo ſie kritiſch abwehrt. Es war von den ſiebziger 
Jahren an richtiges geiſtiges Leben und in ihm Stein einer der 
Führer, Bahnbrecher und Anreger. Seine 5. Auflage fällt in eine 
Zeit, wo die großen Ergebniſſe der Wagnerſchen und Schäffleſchen 
Forſchung und die fruchtbaren Studien der anderen Gelehrtenwelt 
ſegensreich hervortreten. Wir haben bereits erwähnt, daß das Inter⸗ 
eſſe und Verſtändnis Steins für fremde Arbeit gering war. Biel 
leicht ging oder mußte ſeine Wiſſenſchaft damals nach Brot gehen. 
Wagners Zorn gilt mehr als der Perſon, der Methode und der 
Sache. Ich füge die Kritik hier an, einmal, um zu zeigen, wie ernſt 
es Wagner um die Wiſſenſchaft und die Methode zu tun war, und 
zweitens, weil dasſelbe Übel, in der neuen Zeit noch ſtärker ein⸗ 
geriſſen, feine verdiente Zurechtweiſung erfährt. In dem Aufſatze 
„Finanzwiſſenſchaft und Staatsſozialismus“! tadelt Wagner „eine 
mitunter frappierende Unkenntnis oder wenigſtens Flüchtigkeit und 
Obberflächlichkeit“ der Steinſchen Darſtellung. „Dabei kommen dann 
auch auffällige Lücken in der Kenntnis oder mindeſtens in der Be⸗ 
nutzung der Fachliteratur vor, wie nicht minder manche benutzten 
und zitierten Schriften öfters als mehr zufällig dem Autor bekannt 
geworden erſcheinen, dann unverhältnismäßig hervorgehoben, während 
andere hergehörige wieder nicht beachtet werden und augenſcheinlich 
dem Verfaſſer gar nicht bekannt geworden ſind.“ Daß dann die 
Kapitel, die ſtark mit dem Poſitiven oder mit neuen Ergebniſſen der 
Wiſſenſchaft arbeiten, bei ſo verſchiedener Arbeitsmethode zweier 
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Autoren gar nicht miteinander vergleichbar ſind, beweiſt der Ver⸗ 
gleich des Abſchnittes: Steuerverwaltung bei Stein und Wagner. 
Bei Stein ziemlich freie Konſtruktion nach eigenen Bahnen ſeiner 
ureigentümlichen Verwaltungslehre, bei Wagner eine mühſame Erſt⸗ 
darſtellung allerwichtigſter Rechtsinſtitute mit Berückſichtigung der 
ganzen Literatur und des Standes in den verſchiedenen Ländern. 

Cohn, einer der wenigen Geiſter, der mit zur Blüteperiode 
unſerer Wiſſenſchaft kräftig beigetragen hat und heute noch manch 
ernſtes und weiſes Wort an uns richtet, hat in feiner Beſprechung! 
der 5. Auflage der Steinſchen Finanzwiſſenſchaft an eine andere Seite 
der Bücher angeknüpft. Es iſt richtig, die Art und Weiſe der Dar⸗ 
ſtellung gibt dem Leſer eine gewiſſe Sicherheit oder Unſicherheit. 
Wie in der Touriſtik Bergbeſteigungen in den Handbüchern nach den 
Kräften, die nötig ſind, um eine Bergſpitze zu erklimmen, qualifiziert 
werden und Nichtgeeignete gewarnt werden durch den Zuruf: nur 
für Geübte, nur für Schwindelfreie, nur mit tüchtigem Führer uſw., 
ſo ſollte die Kritik, wenn ſie an die praktiſche Seite denkt, ähnlich 
auch Bücher charakteriſieren. Es gibt wiſſenſchaftliche Bücher, mit 
denen der Ungeübte nichts anzufangen weiß, andere, die direkt eine 
Gefahr bedeuten für den Lernenden oder den jungen Lehrer und 
Forſcher. Die Kritik oder die Literaturgeſchichte müßte ähnlich 
klaſſifizieren: vor dem Buche wird gewarnt, nur für Selbſtändige, 
mit Vorſicht zu gebrauchen. 

In feiner geiſtreichen, bitterſüß⸗ ſarkaſtiſchen Weiſe ſagt Cohn: 
„Unkenntnis deſſen, was Reiz und Bedeutung unſerer neuen Wiſſen⸗ 
ſchaft ausmacht, bringt es zuwege, daß der Lernende ein Gefühl 
angenehmer Sicherheit empfängt, daß ihm ein leicht zugänglicher 
Schematismus, nüchtern am liebſten, recht platte Wahrheiten vor⸗ 
getragen werden, dazu dann aber mit redlichem Bemühen die poſi⸗ 
tiven Materialien der Geſetzgebung und Statiſtik geboten werden. 
Das iſt zunächſt, was der gemeine Menſchenverſtand des Lernenden 
wünſcht, was er benötigen kann. 

Lorenz Stein, er iſt derjenige, der wie kein zweiter ein Lehrbuch 
vom anderen Schlage geſchrieben hat, zieht keinen Durchſchnitt aus 
der Geſamtheit der bisherigen Forſchungen. Das Lehrbuch dient 
als paſſende Gelegenheit, kühne Konſtruktionen zu entwerfen. Noch 
viel weniger vermag die Behandlung des Poſitiven, der Literatur, 
der Geſetzgebung, der Statiſtik uns die Empfindung der Sicherheit 


1 Jahrb. f. Nationalökonomie u. Statiſtik, N. F. III. Bd. (1886) S. 179. 
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zu geben. Und dennoch muß man vom Geiſte gänzlich verlaſſen 
ſein und von der Fortentwicklung der Wiſſenſchaft, zumal der 
unferigen, eine ſehr unklare Vorſtellung haben, wenn man im Zweifel 
ſein kann, ob man ſich deſſen zu freuen hat, daß auf einen Rau ein 
Lorenz Stein gefolgt iſt.“ 

Der Nachdruck iſt wohl auf das „ein“ Lorenz Stein zu legen; 
damit würde dann mein Werturteil über Stein ſtimmen. Viel 
wärmere Worte ſtehen einem anderen Forſcher der großen Blüte 
periode zur Verfügung. Vocke, der Cohn in dem Streben nach 
Sittlichkeit und Gerechtigkeit, nach ſittlichen Zielpunkten für die 
idealen Aufgaben des Staatslebens und der Finanz ſinnverwandt 
iſt, bringt Stein trotz weitgehender ſachlicher Differenzen hohe Ver⸗ 
ehrung und Wertſchätzung entgegen und widmet ihm ſein großes 
Buch: die Abgaben, die Auflagen und die Steuer vom Standpunkte 
der Geſchichte und Sittlichkeit. 

Was Stein von Rau und deſſen meiſten Zeitgenoſſen, auch den 
jüngeren trennt, und was Stein mit Wagner und Schäffle ver: 
bindet, iſt die Auffaſſung der Volkswirtſchaft. Die mangelhafte 
Behandlung der Beſteuerung bei den älteren nationalökonomiſchen 
Theoretikern war die notwendige Folge der einſeitig privatwirt⸗ 
ſchaftlichen Auffaſſung der Volkswirtſchaft. Erſt durch die neue 
Staats-, Geſellſchafts⸗ und Verwaltungslehre, daher insbeſondere 
durch Stein, iſt hier auch in der Steuerlehre, jo jagt Wagner“, 
eine andere tiefere Betrachtung eingedrungen; aber erſt durch die 
Lehre von der Organiſation der Volkswirtſchaft und Gemeinwirtſchaft, 
wie ſie von Schäffle und Wagner entwickelt wurde, erhielt mit der 
ganzen Finanzlehre auch die Steuerlehre die feſte Baſis. In dieſer 
Richtung herrſcht unter den drei Großen Harmonie, und wenn Wagner 
in ſeiner Grundlegung den beiden anderen glänzendſte Eigenſchaften 
zuerkennt, die geniale Intuition, die hervorragepde ſpekulative Ab⸗ 
ſtraktions⸗ und Konſtruktionsfähigkeit, ſo iſt das Lob reichlich ver⸗ 
dient. In dieſer Wegrichtung ſind wir gewaltig vorwärts ge⸗ 
kommen. Und noch einen gemeinſamen Zug beſitzen die beiden 
anderen; auch Schäffle iſt in der Finanz kein Dogmatiker, ſelbſt in 
den Steuern nicht, wo es Beziehungen und Verknüpfungen mit den 
anderen wiſſenſchaftlichen Hilfsmitteln gibt. In der Steuerpolitik 
abſtrahiert er direkt aus dem Steuerleben. Er arbeitet mit keinem 
nennenswerten literariſchen Apparat, und ſeine Syſtematik iſt be⸗ 


1 Finanzwiſſenſchaft II, S. 140. 
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grenzt. Deſto eindrucksvoller ſind ſeine neuen, ſtarken Geſichtspunkte; 
der Leſer wird nicht ſo in Anſpruch genommen durch Literatur und 
wiſſenſchaftliches Beiwerk; das Ergebnis kommt aus einer einzigen 
lebendigen Quelle, von einem feinen und gründlichen Kenner des 
Lebens und des Baues des ſozialen Körpers. Seine Abſtraktionen 
ſind dem Finanzleben entnommen, zu einem großen Teile aus der 
Geſchichte, aus dem ganzen Reichtum an Ideen und Inſtitutionen 
der öſterreichiſchen Finanz. Was Schäffle aus dem großen Buche 
der öſterreichiſchen Steuern, aus der Not und den Sorgen ernſter 
Finanzpolitik und gleich darauf aus der Sorg⸗ und Energieloſigkeit 
einer ſpäteren Epoche herausgeleſen hat, was er gefunden hat an 
Krankengeſchichten, Heilverſuchen, an Heilmitteln verſchiedener Art 
und Stärke, in der Geſetzgebung und Verwaltung, das geht bei 
Schäffle über in eine Ergründung und Erklärung der Funktionen 
der Steuern, Staatsausgaben uſw. im ſozialen Organismus. Niemand 
vor Schäffle hat die Phyſiologie der direkten und indirekten Steuern 
gekannt und ſo entwickelt wie Schäffle. Seine Theorie zur Deckung 
des Staatsbedarfes, ſeine Lehre von der verhältnismäßigen Deckung 
des Bedarfes von Volks⸗ und Staatswirtſchaft, ſeine Darſtellung 
der Belaſtungs⸗ und Entlaſtungskämpfe im Steuerleben ſind Perlen 
der deutſchen Wiſſenſchaft. Welchen Einblick und Weitblick in das 
ſo bewegte Finanz⸗ und Steuerleben der Gegenwart, welche Weis⸗ 
heit in der Erklärung der Tatſachen, wie ſie der Alltag erzeugt! 
Wagner hat recht, wenn er die hervorragende Abſtraktionsfähigkeit 
Schäffles rühmt; aber auch das andere, das zum großen Meiſterſtück 
gehört, iſt vorhanden, nicht bloß die Konſtruktionsfähigkeit, ſondern 
mehr noch die Kraft und Meiſterſchaft im Aufbau. Ich erinnere mich 
lebhaft auf den großen Eindruck, den die Steuerpolitik in meinen 
Lehrjahren machte, als ich die erſten Verſuche ſelbſtändiger Ar⸗ 
beiten zu unternehmen anfing. Das war etwas Neues, Geniales 
und für den Anfänger ſo klar und leicht faßlich. Was bedeutete 
damals demgegenüber die Durcharbeitung der Wagnerſchen Steuerlehre 
an Mühe und Plage! Die „Steuerpolitik“ habe ich ſeitdem oft und 
oft benutzt als Führer bei meinen eigenen Unterſuchungen, als 
Berater in zweifelhaften Fragen, als Anreger zu neuen Plänen und 
Wegen. Dieſes Bekenntnis muß ich ablegen, weil es in der jüngſten 
Epoche der Wiſſenſchaft Mode iſt, Schäffle zu verleugnen. Vielleicht 
wäre es richtiger geweſen, die Worte der Widmung herzuſetzen, die 
Wagner an Schäffle im Vorworte zum vierten Teile ſeiner Finanz⸗ 
wiſſenſchaft richtet und die den Menſchen und Gelehrten Wagner 
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ehren und ihm jelbft ein fchönes Denkmal ſetzen. Und wenn in 
ſeinem Nachrufe Bücher! von Schäffle rühmt: „An ſchöpferiſcher 
Kraft und Urſprünglichkeit, an Tiefe und Selbſtändigkeit des 
Denkens, an Unverzagtheit der Meinungsäußerung werden ihn 
wenige ſeiner Zeitgenoſſen erreichen“, ſo darf ich wohl den Ausſpruch 
bezüglich der Epigonen dahin ergänzen, daß keiner an ihn heran⸗ 
reicht, auch nur in einer der angeprieſenen Tugenden. Wir werden 
uns mit dem Thema wiederholt beſchäftigen müſſen. Die neue 
finanzwiſſenſchaftliche Literatur kennt faſt nur noch den Namen 
Schäffles. Neumann iſt in einer ernſten Arbeit einzelnen Lehren 
entgegengetreten. Andere machten es ſich bequemer und haben ſie 
mit einem Naſenrümpfen abgetan. Neumann hat geſprochen; es iſt 
kaum glaublich, oberſte und wichtigſte Fragen ſind erledigt. Eins 
iſt richtig, wenn es auch nicht geſagt wurde. Der große Dogmatiker, 
wie Adolph Wagner, iſt Schäffle nicht, auch nicht in ſeinen „Steuern“. 
Dieſes zweibändige Werk gehört gewiß nicht in die Cohnſche Kate⸗ 
gorie der Schematismen und platten Wahrheiten und Lehren. Es 
iſt ein ſchweres Buch, ein Forſcherwerk, dem nicht leicht zu folgen 
und aus dem nicht ſo einfach zu ſchöpfen iſt. Dogmatiſch, formal⸗ 
logiſch, kritiſch und deduktiv den Stoff der Geſetzgebung, Verwaltung, 
der Doktrin folgerichtig und ſyſtematiſch zu verarbeiten, den inner⸗ 
lichen Sinn und Wert mit techniſch gutem Hilfsgerüſt und Werk⸗ 
zeug herausfördern, iſt beſondere, faſt könnte man jagen angeborene 
Gabe. Dieſe beſitzt Wagner in größerem Maße. Und dazu kommt 
dann die äußere Veranlaſſung, die übernommene Aufgabe der Rau⸗ 
bearbeitung, die Wagner geradezu auf dieſen Weg gedrängt. Bei 
Schäffle iſt es umgekehrt von der Politik zum Poſitivismus. Aber 
auch da öffnen ſich dem hervorragenden ſozialen Sinn eines Schäffle 
hinter den Tatſachen mehr die Perſpektiven als poſitive Lehren. 
Der Politiker ſieht dort mehr die Bedürfniſſe, die Kräfte des finanz- 
wirtſchaftlichen Lebens, ihre Stärken und Schwächen, die er meſſen 
kann als Aufſtiegs⸗ und Niedergangsfaktoren; er ſieht dort, was die 
Zeit verlangt, er findet das Verſtändnis für die Bedürfniſſe von 
Staat und Volk im Finanzleben. Die Politik iſt dann mehr der 
„tätige“ Geiſt, die produktive Wiſſenſchaft. Die moderne Dogmatik, 
die vor dem Poſitiven ſteht, muß es auch erklären und kommt in 
unſerer Zeit in Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften nicht bloß zur 

formal⸗logiſchen Darlegung, ſondern zur Geſetzmäßigkeit und zum 
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Geiſt der Geſetze. Der Dogmatiker muß ſehen und erklären, was 
vor und hinter dem Geſetze ſteht, nicht als Forderung einer Schule 
oder Partei dieſer oder jener Richtung, ſondern als Erkenntnis, daß 
hinter der Norm dieſes oder jenes Bedürfnis, die konkrete Kraft uſw. 
ſteht. Das iſt Abſtraktion, nicht Konſtruktion! 

Wenn ich ein Einkommenſteuergeſetz der Neuzeit erkläre und aus 
dem Exiſtenzminimum, aus der ſtärkeren Beſteuerung der höheren 
Einkommen, aus der Berückſichtigung perſönlicher Verhältniſſe bei 
den kleineren Einkommen auf ſozialpolitiſche Gründe und auf das 
Vorwalten ſozialpolitiſchen Geiſtes hinweiſe, ſo treibe ich keine 
Sozialpolitik. Und wenn ſich nun ſolche und ähnliche Normen in 
den Einkommenſteuergeſetzen verſchiedener Kulturſtaaten, in anderen 
Steuergeſetzen und finanziellen Einrichtungen immer wieder vorfinden, 
ſo darf man von dem Vorwalten eines ſozialpolitiſchen Prinzipes ſprechen, 
das dann natürlich ſeine Erklärung verlangt, worauf es zurück⸗ 
zuführen iſt, wie es entſtanden iſt, wie weit es geht uſw. Wenn es 
dann in der Wirtſchaftslehre nach Gutem und Böſem gewürdigt wird, 
dies als dem Staate, jenes als dem Volke nützlich und zweckdienlich 
anerkannt wird, ſo iſt es nur ein Schritt, eine weitere Entwicklung, 
eine neue Lehre, mehr oder weniger deutlich, zu wünſchen oder 
zu fordern. Die Politik geht in die Dogmatik, und die Dogmatik 
gibt dem Politiker die Stärke. Man kann ſich über die beiden Auf⸗ 
gaben in einer Wiſſenſchaft ſo klar werden, als es möglich iſt, der 
Grenzſtrich wird ſich nicht ſcharf ziehen laſſen. Drüben im Recht gibt 
es Dogmatiker, die die Beſchäftigung mit der Politik nicht pflegen. 
Die Regel iſt aber, daß der hervorragende Politiker ein eminenter 
Dogmatiker iſt. Wir werden uns leider mit dem Geraunze und der 
wilden Klage der „reinen“ Theorie eingehender zu beſchäftigen haben. 
An dieſem Orte iſt in unſerem Zuſammenhange feſtzuſtellen, daß die 
Entwicklung der Finanz und insbeſondere der Steuer in den letzten 
50 Jahren tatſächlich in jener Richtung verläuft, die hervorragende 
Dogmatiker und Politiker der deutſchen Wiſſenſchaft gefordert haben. 
Schmoller ſcherzt über die Fruchtbarkeit der deutſchen Theorie in 
neuen Forderungen und Rezepten. „Welche babyloniſche Verwirrung 
exiſtierte in Deutſchland, wenn man für jede der Finanz⸗ und Steuer⸗ 
theorien, die in Deutſchland ſeit 25 Jahren auftraten, etwa einen Finanz⸗ 
miniſter in einem deutſchen Staate beſtimmt hätte, der ſie hätte aus⸗ 
führen müſſen; man denke, was man im Namen der Theorie alles 
forderte: die einzige Einkommenſteuer, die Auflöſung aller Steuern 
in Gebühren, die volle Durchführung des Prinzips von Leiſtung und 
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Gegenleiſtung, die Beſeitigung aller indirekten Steuern, die Beſeitigung 
der Ertragſteuern, die Kombination von Einkommen⸗ und Vermögens⸗ 
ſteuern, die Beſteuerung nach der Leiſtungsfähigkeit mit der verſchieden⸗ 
artigſten Bemeſſung derſelben, arithmetiſche Bemeſſung der Steuerſätze, 
wie Degreſſion und Progreſſion derſelben.“ Das ſteht in dem Aufſatze: 
„Theorie und Praxis der deutſchen Steuerreform in Reich, Staat 
und Gemeinde“, im 5. Jahrgang dieſes Jahrbuches 1881, S. 871! 
Man könnte zu dieſem Reichtum an Ideen wohl in erſter Linie 
ſagen, es handle ſich um eine beſondere Erfindungsgabe, die bekanntlich 
bei jeder größeren Steuerreform auch in weiten Kreiſen wach wird. 
Warum ſoll da die Theorie ausgeſchloſſen ſein und weiter, wem hat 
dieſe Fruchtbarkeit geſchadet? Der „reinen“ Doktrin doch am aller⸗ 
wenigſten! Für ſie liegt doch der Weg ganz frei, und wir warten 
doch lange genug auf die Erlöſung und die Tat! Die „reine“ 
Theorie lehnt, wie wir ſehen werden, das Fordern des Seinſollenden 
und mit dieſem Prinzip Adolph Wagner als Sozialpolitiker in der 
Finanz ab. Grundſätzlich und faſt allgemein wurde die Funktion 
der Steuer bei der Einkommensverteilung abgelehnt. Wagner war 
der weitſichtige. Jetzt im Krieg und wohl auch noch lange nach dem 
Frieden werden die Kurzſichtigen an die Lehre glauben müſſen, die 
dem einen 5% und dem anderen 50% nimmt. Oder die Lehre 
Wagners: die Steuer muß zureichend ſein. Das lehren die nackten 
Tatſachen, die Vorgänge in jeder Volksvertretung. So iſt es, und 
dazu das zweite: ſo muß es ſein; die Naturnotwendigkeit, der Staat 
muß denn doch auch leben können, nicht bloß das große Kapital! 
Seltſam, auch die Anhänger und Verehrer Wagners betonen regel⸗ 
mäßig dieſe politiſche Seite und vergeſſen die andere, die dog⸗ 
matiſche Leiſtung. Weil die Nachfolger von Wagner diefe dogmatiſche 
Methode und Darſtellung mit dem ganzen Apparat des Aufbaus 
und der Ausführung nicht kennen, haben ſie ihn in ſeiner Hauptſtärke 
als Dogmatiker ausreichend nicht gewürdigt. Folgen wir Wagner 
in der Steuerlehre Schritt für Schritt, dann kommen wir zu einer 
anderen Würdigung als der üblichen. Bei der eigenen Arbeit kann 
man ihn jo recht verſtehen und ſchätzen lernen, den tüchtigen, ver⸗ 
läßlichen, weitſichtigen Meiſter und Führer. Aus der Geſchichte, 
aus der Dogmatik können wir es erkennen, wie Wagner zu ſeiner 
Lehre vom ſtarken Staate kommen muß, die ihn über die Privat⸗ 
wirtſchaft ſetzt; aus jedem Blatte der Geſchichte können wir Wagners 
harte Lehre herausleſen, daß der große und ſtarke Staat eine gute 
‚und kraftvolle Finanz haben muß, und das zweite, daß er um feine 
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finanzielle Stärke kämpfen muß gegen den Egoismus der Parteien 
und Intereſſen, oft genug nur um die auskömmliche Finanzentwicklung. 
Die Darſtellung deſſen, was in dieſen Dingen war und was gegen⸗ 
wärtig iſt, lehrt die Schwäche des Staates und die Stärke der 
Privatwirtſchaft, des großen Kapitals in der Wirtſchafts⸗ und 
Rechtsordnung. Und den Teil der Wagnerſchen Steuerlehre darf 
niemand vergeſſen, der die Entwicklung der Finanzwiſſenſchaft in dem 
letzten Viertel des vorigen Jahrhunderts auch nur ſkizzieren will. 
Nehmen wir neuere Lehr⸗ und Handbücher der Finanzwiſſenſchaft in 
die Hand, ſo fällt ſchon bei einer flüchtigen Orientierung auf, daß 
ſie von den Aufgaben der Steuerverwaltung und von der Steuer⸗ 
technik wenig oder nichts enthalten. Das Publikum, die Preſſe, das 
Parlament verlangen von dem Staate jeden Tag Dinge, die ganz 
vernünftig, nützlich und gerecht ſind. Aber an die andere Seite, wie 
es der Staat gut und richtig machen ſoll, oft an die Vorfrage, ob 
dies oder jenes, was gut und praktiſch wäre, der Staat überhaupt 
ſchaffen kann, wo die Grenzen ſtaatlicher Kraft und Arbeit beginnen, 
wo ſie enden, an die Vorausſetzungen und Bedingungen wird nicht 
gedacht und nach dieſen nicht gefragt. Es bedeutet einen großen 
Fortſchritt, daß wir heute ziemlich allgemein die Steuern fordern 
nach der Steuerkraft, nach der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit. 
Wir wiſſen aus den Tatſachen, daß dieſe richtige Lehre, daß dieſes 
ſchöne Geſetz nicht gilt, weil wir es in der Wirklichkeit nur zu einem 
Teile durchführen können. Der denkende Laie fragt: hat denn der 
Staat nicht die Macht, ſeinen Geſetzeswillen durchzuſetzen, gibt es 
keine Mittel, keinen unmittelbaren Zwang, gegen das offenbare 
rechtswidrige Handeln keine Strafe? Iſt denn nicht möglich, bei 
den Steuerpflichtigen das richtige Einkommen, das wahre Vermögen 
zu ermitteln, wenn ſie es ſelbſt nicht gewiſſenhaft angeben? 
Wagner hat den Aufgaben der Steuerverwaltung genau den 
vierten Teil der ganzen Steuerlehre gewidmet. Glauben denn ſeine 
Nachfolger, die Sache verſtehe und mache ſich von ſelbſt, ſie brauche 
nicht erſt unterſucht und dargelegt zu werden? Iſt es Unkenntnis 
des täglichen Lebens oder Unkenntnis des Zuſammenhanges zwiſchen 
den Geboten und Verboten des Steuerrechts in materieller und for⸗ 
meller Pflichtrichtung und dem wirklichen Ergebniſſe der Einkommen⸗ 
oder Erbſchaftsſteuer? Und dann: was nützen mir die hervorragenden 
theoretiſchen Unterſuchungen und Antworten auf die Frage von der 
Steuergerechtigkeit, von der beſten Steuer, wenn gerade die Arten, 
die wir als gerecht anerkennen, in der Praxis ſich nicht durchſetzen 
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laſſen? Aus Steuergerechtigkeit wird Steuerwillkür, deren Grad 
wieder kein gleicher ift, ſondern die abhängt von dem Maße der 
Kühnheit oder Frechheit des einen und von dem Rechtlichkeitsgefühl 
des anderen. 

Theoretiſch iſt die Frage noch einfacher. Man muß doch endlich 
über alles Philoſophieren und Phantaſieren hinaus wiſſen und feſt⸗ 
ſtellen, was die Steuer iſt, wirtſchaftlich, ſittlich, ſozial und rechtlich. 
Von welcher Seite wir ſie anſchauen, das weſentliche Element bleibt 
das rechtliche; ohne dieſes bleibt vom Begriffe nichts übrig, der Reſt 
iſt beſtenfalls etwas anderes. Die Steuer iſt eine öffentlich ⸗ recht⸗ 
liche Schuld; es iſt ein Schuldverhältnis des Steuerſubjektes zum 
Staate, zur Gemeinde, und zwar nicht nur für das Finanzrecht, 
ſondern auch für die Wirtſchaftslehre. Das wiſſen die, die keine 
Juriſten ſind, oft nicht oder betonen es zu oberflächlich. Die keine 
Juriſten ſind und es leugnen, beſitzen den Hochmut, „man braucht 
nicht zu wiſſen, was man ſagt, wenn man ſpricht, und was man 
tut, wenn man handelt“. ö 

Dieſes obligatoriſche Verpflichtetſein, dieſes Gebundenſein, wie 
bei der zivilrechtlichen Obligation, beſteht in aller Regel bei jeder 
Steuer und Gebühr. Aus dem Geſetze hat der Staat oder eine 
andere öffentliche Körperſchaft vor allem einen Rechtsanſpruch auf 
eine beſtimmte Steuer. Wer Einkommen beſitzt, wer die Zollgrenze 
mit Waren überſchreitet, der iſt zu einer Steuer verpflichtet; er hat 
die feſtgeſtellte Steuer an den Staat, an ſeinen Gläubiger zu be⸗ 
zahlen. Alle materielle Schuld geht auf Zahlung und endet mit der 
Bezahlung. Damit einmal die Steuergröße feſtgeſtellt, die Gefahr, 
der der Steueranſpruch bis dahin ausgeſetzt iſt, vermieden werde, 
hat das Geſetz eine Reihe von Pflichten dem Steuerſubjekt auferlegt, 
nicht mehr materielle, ſondern wie ich ſie genannt habe und wie ſie 
jetzt faſt überall bis auf die Finanzwiſſenſchaft genannt werden, for⸗ 
melle Pflichten. Es werden Gebote und Verbote erlaſſen, die auf 
ein geſetzmäßiges Tun, Dulden, Unterlaſſen gehen. Es ſind Be⸗ 
kenntniſſe, Ausweiſe, Anſagen beim Amte zu überreichen; in den 
Erzeugungsſtätten von Bier, Branntwein, Zucker iſt eine formelle 
Ordnung geboten, die Gefäße müſſen Zeichen tragen, amtlich muß 
ihre Größe feſtgeſtellt, jede Erzeugung, jedes Fortbringen der er⸗ 
zeugten Ware dem Amte gemeldet werden. In jedem Steuer⸗ 
verfahren muß das Steuerſubjekt, den Angeſtellten und Auskunfts- 
perſonen der Behörde Rede und Antwort geben. Das berechtigte 
Subjekt, der Staat und andere haben auf dieſes geſetzmäßige Ver⸗ 
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halten einen Anſpruch. Dieſe beiden ſubjektiven Rechtsanſprüche 
hat die Steuerverwaltung wahrzunehmen und zu wahren mit einer 
Summe von Rechten, aber auch Pflichten. In der Regel nur unter 
Mittätigkeit des Steuerorgans kommt die konkrete, zahlbare Steuer⸗ 
forderung zuſtande; aber auch dort, wo der Verpflichtete ſelbſt 
Steuerbemeſſer iſt, wie beim Stempel, Porto uſw., bleiben Über⸗ 
prüfung, Kontrollen, Strafen vorbehalten. Rechtsſchutz für beide 
Teile, für Staat und Steuerſubjekt, das iſt das große Kapitel! 
Vielleicht iſt der Staat und die Steuerverwaltung nicht Partei 
und Stellvertreter im bürgerlichen Sinne. Aber gewiß ſind ſie bei 
der Beſteuerung ein Faktor; denkt man ihn weg, ſo bleiben Normen 
und Theorien übrig, von denen uns niemand ſagen kann, wie ſie 
vom Papier ins Leben überſetzt werden können. Es iſt gar nicht 
zu verſtehen, wie eine ſolche Behandlung und Darſtellung, die den 
einen Teil und das weſentliche Verfahren vernachläſſigt, ſich in der 
Gegenwart einbürgern konnte. 

Wagner ſteht die Aufgabe ſelbſt außer Frage; er legt nur ſeine 
richtige Anſchauung über den Ort dar, wo die allgemeinen Grund⸗ 
ſätze über die Steuerverwaltung und Technik ihren Platz zu finden 
haben. Sie gehören nach ſeiner Meinung in die allgemeine Steuer⸗ 
lehre und nicht in die beſondere. Er ſagt !: „Die Theorie hat auch 
in der reichen deutſchen finanzwiſſenſchaftlichen Literatur die Fragen 
der Steuerverwaltung ſehr unzureichend und kümmerlich behandelt. 
Die neueſte Theorie iſt darüber vielfach ganz hinweggegangen. Was 
an einſchlagender Erörterung in der allgemeinen Steuerlehre 
vorkommt, iſt meiſt nicht viel mehr als die Aufſtellung einer Reihe 
einfacher Zweckmäßigkeitsregeln, etwa im Anſchluß an Smiths be⸗ 
kannte Steuerregeln. Über die wichtigſten Punkte wird meiſtens 
ganz geſchwiegen, oder dieſelben werden mit einigen, wenig in 
die Sache eindringenden Bemerkungen erledigt. In der ſpeziellen 
Steuerlehre wird dann wohl bei jeder einzelnen Steuergattung und 
beſonderen Steuer etwas näher auf die bezüglichen Verhältniſſe der 
Steuerverwaltung eingegangen. Aber das genügt nicht, namentlich 
erlangt man auf dieſe Weiſe keine ordentliche Überſicht über die 
Aufgaben der Steuerverwaltung und überſieht vor der Unmaſſe des 
Details bald ganz, daß es ſich eben noch immer um dieſelben 
Probleme, nur in einer durch die Natur jeder Steuer modifizierten 
Geſtalt handelt. In der allgemeinen Steuerlehre müſſen und 
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hier allein können dieſe Probleme unter einem einheitlichen Geſichts⸗ 
punkte zuſammengefaßt und nach der Methode der Vergleichung er⸗ 
örtert werden. Dadurch gewinnt man erſt den richtigen Standpunkt 
der ſteuertechniſchen Kritik zu den einzelnen Steuerarten und 
Steuern. Dieſe Kritik hat ſich an die vorausgehende prinzipielle 
Kritik anzuſchließen und bringt erſt die Beurteilung der verſchiedenen 
Steuern zum Abſchluß.“ 

Wagner erörtert in den Vorbemerkungen zu dieſem Kapitel die 
Schwierigkeiten dieſer Lehren, die ſachlichen und die perſönlichen. 
„Mir ſelbſt“, geſteht er, „ſind die Schwierigkeiten kaum bei einem 
Gegenſtande der Finanzwiſſenſchaft ſo deutlich geworden als bei 
dieſem.“ Ich ſtimme ihm zu, daß dieſe Lehren dem National⸗ 
ökonomen beſondere Mühe machen, und daß gewiſſe Teile, die Samm⸗ 
lung und erſte Verarbeitung der Tatſachen, durch den Praktiker 
erfolgen ſollte. Das iſt weſentlich beſſer geworden in der deutſchen 
Literatur. Auch iſt die Arbeitsteilung zum Teile durchgeführt, das 
Verwaltungsrecht, das Finanzrecht haben ſeit 1880 große Fortſchritte 
gemacht. Und endlich, Wagner hat nicht bloß die Gründe dargelegt, 
weshalb die Finanzwiſſenſchaft den Stoff ordnen und meiſtern muß, 
ſondern hat die Lehre, namentlich organiſch ſyſtematiſch, ſelbſt wirt 
lich entwickelt. Oben haben wir darauf aufmerkſam gemacht, daß 
ſich die betreffenden Arbeiten Steins und Wagners nicht vergleichen 
laſſen Und bei Schäffle finden wir eine Fülle von richtigen und 
klugen Gedanken; es fehlt aber an der dogmatiſchen Darſtellung 
und an der Syſtematik, die zuſammenfaſſend erſt die volle Kraft der 
guten Beleuchtung bringt. Wie wenig es dieſen Autoren, denen 
eine ganze Reihe, Roſcher, Cohn, Vocke und andere, angefügt 
werden könnte, gelungen iſt, die theoretiſche und praktiſche Wichtig⸗ 
keit der Steuertechnik ins richtige Licht zu ſetzen, zeigt die nackte Tat⸗ 
ſache: der weiteren Entwicklung von Wagner herauf fehlt vollſtändig 
die Erkenntnis, daß dieſe Lehre einen wichtigen und notwendigen 
Beſtandteil der Finanzwiſſenſchaft bilde. Das Merkwürdige bei dieſem 
Zuſtand bildet die weitere Tatſache, daß große und kleine Meiſter in 
jedem Abſchnitt der Wiſſenſchaft mit der Technik ſich richtig auseinander⸗ 
ſetzen und daß in der Geſchichte der Steuern und in der beſonderen 
Steuerlehre bei den einzelnen Steuern unter den einflußnehmenden Ele⸗ 
menten die Technik die Hauptrolle mitſpielt. Wir wiſſen doch ganz genau, 
daß die Entwicklungsreihe der direkten Steuer: Vermögens⸗, Ertrag⸗ 
und Einkommenſteuer, auf die mangelhafte Kraft der Steuerverwaltung 
und auf das Verſagen der Technik zurückzuführen iſt, daß die ſtarke 


1179] Stand und Wert der deutſchen Finanzwiſſenſchaft 349 


Vermehrungstendenz der indirekten Steuern auf die beſſer und ficherer 
funktionierenden techniſchen Einrichtungen und Behelfe zurückgeht. 
Wir find in der Blüteperiode viel ſittlicher und fozialer geworden. 
Wir haben genügend die einfache Plusmacherei und fiskaliſtiſche 
Unternehmungen in der Geſetzgebung und Verwaltung bekämpft und 
ſtandhaft für gerechte Steuern und das richtige Steuerſyſtem gekämpft. 
Die Steuergerechtigkeit war das große Ziel. Zur Gerechtigkeit ge⸗ 
hört natürlich auch die Ordnung, das anſtändige Verhalten gegen⸗ 
über dem Gemeinſchaftswillen. Darüber müßte ſich auch die Finanz⸗ 
wiſſenſchaft klar werden, wie das Unrecht auftritt und Wirkungen 
ausübt und das theoretiſche und juriſtiſche Geſetz beeinflußt. Alſo, 
nicht nur aus moraliſchen Gründen, ſondern auch aus materiellen 
müßte Geſetz und Wiſſenſchaft das Unrecht bekämpfen. Wie ſich 
das Geſetz zum Unrecht ſtellt, danach erkennt man in der Finanz 
den Ernſt des Geſetzgebers und die eigene Wertung der geſchützten 
Steuernorm. Faſt durchgehends bis auf die neueſte ſchärfere Auf⸗ 
faſſung der deutſchen Steuergeſetze finden wir eine recht kurze und 
dürftige Behandlung des Strafrechts in den Entwürfen und in den 
Geſetzen. Kurz find die Gründe in den Regierungsvorlagen und in 
den Parlamentsverhandlungen; natürlich wird man zu einer kurzen 
Geſetzesbeſtimmung keine lange Ausführungsverordnung geben. Es iſt 
nur ganz natürlich, daß der Kommentar ſich kurz faßt und das 
ſyſtematiſche Werk ſich um den Gegenſtand herumdrückt. Wir werden 
in einem ſolchen Falle doch nicht erwarten, daß die zur Ausführung 
berufenen Organe die Wichtigkeit der Norm und Strafe erkennen 
werden, wenn die ganze maßgebende Welt ſie als Nebenſache wertet 
und behandelt. Das gilt nicht von irgendeinem Stempelgeſetze, das 
iſt der Stand bei der größten Schöpfung unſerer Zeit, bei der Ein⸗ 
kommen⸗ und Vermögensſteuer. Das Strafrecht ſteht im Geſetzes⸗ 
blatt, in der Wirklichkeit funktioniert es nicht, es wird nicht geſtraft. 
Ich habe keinen Grund zur Klage, daß die Wiſſenſchaft meine 
Unterſuchung „Moral und Technik bei der Veranlagung der preu⸗ 
ßiſchen Einkommenſteuer“! nicht gewürdigt hätte. Aber die Tatſache, 
die ich in dieſer Arbeit feſtſtelle, daß das Strafrecht in Preußen 
und anderwärts nicht funktioniert und nicht funktionieren kann, daß 
dort und in Oſterreich beiſpielsweiſe nicht geſtraft wird, dieſer, wie 
mir ſcheint, ſehr intereſſante Umſtand fand, ſoweit ich mich erinnere, 
kaum wo einer Erwähnung. Es iſt wohl nicht notwendig, Zahlen 
beizuſetzen, es genügt die Tatſache, daß in Preußen ſeit Beginn der 
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Wirkſamkeit des Geſetzes bis heute jedes dritte oder vierte Bekenntnis 
mit Erfolg als unrichtig beanſtandet wird, und daß das ſo gewonnenen 
Mehr an Einkommen und Steuer 30% beträgt. Wie der Staat 
dagegen reagiert, ob er ftraft oder nicht, das interefliert die Finanz⸗ 
wiſſenſchaft nicht. 

Um alle Gerechtigkeit und Vernunft, iſt es wirklich gleichgültig, 
ob das Bekenntnis auf Wahrheit oder Lüge beruht, iſt es gleichgültig, 
ob der Zollpflichtige die Zollſtraße geht und am Amt die Ware ver⸗ 
zollt, oder ob er auf Schleichwegen geht, Schleichhandel treibt und 
keinen Zoll zahlt, oder ob der Brauer das Gebräu ordentlich an⸗ 
meldet oder ob er ſchwarz braut?“ Das ſind vielleicht Tatſachen des 
Steuerlebens, die den Juriſten intereſſieren, nicht den Volkswirt. 
Und doch weiß dieſer aus ſeinem Fach, daß in England, Oſterreich, 
Preußen und in Amerika die erſten Einkommenſteuern abgeſchafft 
wurden, und es lange Zeit gebraucht hat, ehe man wieder den Mut 
fand, die Steuer neu einzuführen, weil bei den erſten Verſuchen 
wegen der ſchlechten Steuermoral und der unzulänglichen Technik die 
Ergebniſſe kläglich waren. 

Für den Juriſten iſt die Frage, wie wird die Ordnung, das 
Recht hergeſtellt, das Unrecht geſühnt, wie kommt der Staat, die 
Geſellſchaft zum Rechte, zum Schadenerſatz und Strafe, oder kurz 
die Frage des Rechtsſchutzes für den Staat und das öffentliche 
Intereſſe. Die Schutzlinie, der Schutzrayon beginnt ganz wie im 
Kriminalrecht mit der Gefährlichkeit des Angriffes. Der Rechtsgrund 
der Strafe liegt auch bei der Abgabe in der Notwendigkeit, die 
Rechtsordnung, das rechtlich geſchützte Intereſſe aufrechtzuhalten; 
die Strafe ift auch hier und hier ganz beſonders Mittel zum Zweck. 
Das iſt in der Hauptſache Liſzts Lehre; daß ſie für das Finanzunrecht 
gilt, war nicht ſchwer zu beweiſen. Meine Unterſuchung: „Unrecht 
und Zwang im Finanzweſen“ , hatte die Aufgabe, die Grenzen von 
Zweck und Gefahr in der Finanz feſtzuſtellen. Es iſt ja aufliegend, 
daß dieſe mit ihrem Inhalte aus der beſonderen Rechtsordnung und 
aus dem ſpeziellen Wirtſchaftsgebiete beſtimmt werden müſſen. Man 
ſollte meinen, daß eine Hinterziehung von 100 Mk. gleiche Gefahr 
und Schädigung bedeutet und auch gleiche Rechtsfolgen nach ſich zieht, 
ob es ſich um eine Gebühr, eine Gewerbes oder Einkommenſteuer 
handelt. Meine Unterſuchung hat feſtgeſtellt, daß eine ſolche Annahme 
unrichtig iſt. Sie hat vielmehr dargetan, daß das Finanzrecht nicht 
im Volksbewußtſein, ſein Unrecht nicht in allgemeinen Rechts⸗ 
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und Moralbegriffen wurzle. Das Unrecht ergibt ſich als beſondere 
Folge des beſonderen Gebotes im einzelnen Steuergeſetze. Aus der 
ganzen Lage, nach der Natur-, Wirtſchafts⸗ und Rechtsordnung er⸗ 
geben ſich für die Staats» und Privatwirtſchaft bei jedem Steuer⸗ 
geſetze verſchiedene Machtverhältniſſe des Berechtigten und Ver⸗ 
pflichteten und daraus die größere oder kleinere Gefahr für die 
Finanz. Bewegliches und unbewegliches Vermögen, freies und ge⸗ 
bundenes Kapital, offenliegendes und verſteckbares Einkommen, leicht 
oder ſchwer erfaßbarer Ertrag bedeuten für die Steuerverwaltung 
ganz verſchiedene Tatbeſtände für den Wiſſens⸗ und Machtbereich der 
Veranlagung. Was bei der Gebühr keine Gefahr bedeutet, der 
fehlende Stempel auf dem Geſuch um eine ſtaatliche Leiſtung, iſt 
bei der Verkehrsſteuer eine ſtarke Gefährdung; der fehlende Stempel 
auf der Schuldurkunde, auf der Rechnung, auf dem Wechſel bedeutet 
vielfach den Verluſt ſteuerrechtlicher Forderung. Ein paar Hundert 
großer Zuckerfabriken kann der Staat gut, viele Tauſend kleiner 
Branntweinbrennereien ſchwer und mangelhaft kontrollieren. Was 
heute bei der Rohſtoffbeſteuerung, bei der Pauſchalierung gefährlich 
und verboten iſt, erſcheint bei der Beſteuerung des fertigen Produktes 
erlaubt und ungefährlich und umgekehrt. Gefährdet iſt von Haus 
aus jedes Steuerverhältnis, das ſchwer oder gar nicht kontrolliert 
werden kann. Der ganze Steuerkampf dreht ſich in der Steuer⸗ 
verwaltung um das Wiſſen der Tatſachen, die die Finanz intereſſieren. 
Die Privatwirtſchaft beſitzt eine vorzügliche Stellung in dieſem 
Kampfe. Es iſt die Heimlichkeit. Der Staat beſitzt ſeinen Apparat, 
Gebote und Verbote des Rechts, direkten Zwang und indirekten in 
der Drohung und im Vollzug der Strafe. Die Gefährlichkeit des 
Angriffs, das, was für die Finanz Gefahr bedeutet, das liegt aus⸗ 
ſchließlich in den bei jeder Steuer anders geſtalteten Verhältniſſen, 
in der bei jeder Steuer verſchiedenen ſtaatlichen Macht und in dem 
ganzen Komplexe der Tatſachen und der durchſetzbaren Normen. Um 
die Tatſachen des Steuerlebens handelt es ſich in erſter Linie. Die 
ganze Grundlage und meine Beweisführung iſt, wie der erſte Blick 
zeigt, finanzwirtſchaftlich, finanzwiſſenſchaftlich. Nur das gefährliche 
Unrecht wird geſtraft, und nach der Größe der Gefahr richtet ſich die 
Strafandrohung und das Maß der Strafe. Das ungefährliche Un⸗ 
recht fürchtet die Verwaltung nicht; ſie wird mit ihm fertig, wie 
anderswo im Verwaltungsrecht, mit einfachen Ordnungsſtrafen und 
Zwangsvollſtreckung. Ganz dasſelbe Gebot wird bei der Übertretung 
einer Steuer mit ſtrenger Strafe bedroht, bei der anderen nur gerügt. 
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Und endlich wechſelt mit den Bedürfniſſen der neuen Idee und des 
beſonders erforderlichen Rechtsſchutzes die Norm und die Strafe. 
Die Übeltaten des Kriminalrechts gehen zurück in die Anfänge der 
Kultur. Hunderte Jahre ſtehen feſt die Normen, du ſollſt nicht 
morden, nicht ſtehlen. Sie ſind in das Volksbewußtſein übergegangen; 
die Steuerdefraudation hat die Volksſeele nie als Betrug angeſehen. 

Iſt dies das Weſen des Unrechts und des Strafprinzips, ſo 
iſt damit die Zugehörigkeit zu der Unrechtsgruppe gegeben, die wir 
jetzt in einen gewiſſen Gegenſatz zum Kriminalrecht ſtellen. Wir 
können vorläufig die Übertretung der Steuergebote und Verbote 
nicht mit jener Strenge und Rechtsfolge verfolgen wie im Kriminal⸗ 
recht. Daraus zieht die Rechtsökonomie die richtige Lehre, wir 
brauchen nicht mit jener feinen Technik zu arbeiten wie das Kriminal- 
recht. Wir fragen nicht nach einem beſonders arbeitenden böſen 
Willen, wir konſtruieren die Haftung für fremde Schuld; wir ſehen 
oft ab von dem regelrechten Prozeßverfahren und begnügen uns 
mit einem ſummariſchen; wir kaſſen mit uns bezüglich der Strafhöhe 
reden und ſchlagen die Strafſache, weil ſie geringfügig und des 
Verfahrens nicht erſt lohnt, einfach nieder im gewöhnlichen, kurzen 
Adminiſtrativwege. Soweit war ich mit meiner Lehre an der Hand 
eines meiſterhaften Buches, des öſterreichiſchen Finanzſtrafgeſetzbuches 
aus dem Jahre 1835 gekommen. Die theoretiſche Grundlegung und 
die Beweisführung wäre aber unmöglich jenem gelungen, dem die 
deutſche Finanzwiſſenſchaft und ihre Meiſterleiſtungen nicht Führerin 
und Helferin geweſen wäre. Damals habe ich deutſche Geiſtesarbeit 
im kleinen und im großen kennen und ſchätzen gelernt. Mittlerweile 
hat die neue, kraftvolle deutſche Verwaltungswiſſenſchaft die Lehre 
vom Verwaltungsunrecht zu bearbeiten begonnen, und die größere 
Mehrheit ihrer hervorragenden Vertreter hat ſich in den Erſcheinungen 
der letzten Jahre für das Verwaltungsſtrafrecht und damit für die 
beſondere rechtliche Natur des Verwaltungsunrechts in einer Reihe 
von vorzüglichen Arbeiten entſchieden. Wenn Fleiner in feinen ſonſt 
ſo vorzüglichen „Inſtitutionen des Verwaltungsrechts“ behauptet: 
Es gibt kein beſonderes, auf die Bedürfniſſe der Verwaltung zu⸗ 
geſchnittenes Verwaltungsſtrafrecht, ſo kennt er die Geſchichte des 
Finanzſtrafrechtes nicht und ſchließt vielleicht nur aus der Zwitter⸗ 
natur des Finanzunrechts, wie es ſich in der Geſetzgebung des 
Deutſchen Reiches ausgebildet hat. Auch im Strafrecht hat die 
Bewegung für das Verwaltungsſtrafrecht eingeſetzt. Eine rege Tätig⸗ 
keit geht von James Goldſchmidt in Berlin aus, die der Erforſchung 
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dieſes lang vernachläſſigten Rechtsgebietes dient. Die neueren Straf⸗ 
rechtslehrbücher verhalten ſich dieſer Art von Unrecht gegenüber 
ablehnend. Sie kennen das Finanzunrecht nur aus ihren Büchern; 
ſie kennen die Not der Finanzen und des täglichen Steuerlebens nicht. 
Ihnen iſt das Finanzunrecht eine Art des Formalvergehens, das mit 
ein paar Redewendungen mit dem ganzen Polizeiunrecht in einem 
Winkel der Wiſſenſchaft untergebracht wird. Hoffentlich führen die 
Verhandlungen über den Entwurf eines deutſchen Strafgeſetzbuches 
zu einem gedeihlichen Ende. 

Mittlerweile beginnt aus den Erfahrungen der Neuzeit die 
öffentliche Meinung im Deutſchen Reiche ſich mit der Frage der 
Strafe praktiſch zu beſchäftigen, und den Reichstag verlaſſen die 
neuen deutſchen Steuergeſetze mit immer ſchärfer werdenden Strafen 
und Strafmitteln. An Stelle der typiſchen Geldſtrafparagraphen 
mit unbedeutenden Sätzen treten hohe Geld- und ſelbſtändige 
Freiheitsſtrafen mit ernſten Verſchärfungen. Das alles intereſſiert 
die neuere Finanzwiſſenſchaft nicht! Und doch iſt dieſer Wandel die 
Frucht der erwachten öffentlichen Meinung, die faſt überall, wo ſie 
auftritt, dahin geht, daß große Vermögen⸗ und Einkommenſummen 
der Veranlagung entgehen. Das iſt die gegenwärtige Meinung des 
preußiſchen Finanzminiſteriums und faſt ſämtlicher, ſchriftſtelleriſch 
hervortretender Veranlagungsorgane und, was noch erfreulicher und 
beweiſender erſcheint, die einſtimmige Meinung des ſonſt vielſtimmigen 
Preußiſchen Abgeordnetenhauſes. Die Wandlungen in den Meinungen 
von dem hungrigen, mit der böſen Steuerſchraube arbeitenden Fiskus 
bis zum bedauerten, betrogenen Staate zu erörtern, den Gründen 
nachzuforſchen und ſie klarzulegen, gäbe eine intereſſante Steuerſtudie. 

Wenn einmal die Finanzwiſſenſchaft mit den Materialien der 
Geſetze arbeiten wird, wie ſie es früher getan und heute die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft immer noch tut, ſo wird ſie wohl auch die Frage be⸗ 
antworten müſſen, warum bei den traurigen Erfahrungen, die die 
verſchiedenen Staaten mit der Einkommenſteuer bei den erſten Ver⸗ 
ſuchen gemacht haben, das Veranlagungs⸗ und Strafverfahren der 
neuen Geſetze ſo armſelig ausgeſtattet wurde. Konnte der erfahrene 
Fachmann oder konnten die Männer der Wiſſenſchaft im Ernſt an⸗ 
nehmen, daß mit ſo dürftigen Mitteln ein gutes, richtiges Ergebnis 
erzielt werden könne? Sicher iſt, daß die Literatur der ſiebziger und 
achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts über die Einkommenſteuerfrage 
zwar die ſchlimmen geſchichtlichen Erfahrungen Englands, Amerikas, 
Preußens und Oſterreichs gekannt hat, ebenſo die Bedeutung un⸗ 
Schmollers Jahrbuch XLII 3/4. 23 
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richtiger Bekenntniſſe, daß fie aber bezüglich der ganzen Technik 
kaum zu Fingerzeigen, geſchweige zu Wegweiſern und Wegrichtungen 
gelangt iſt. Oder glaubte die Zeit und ihre Männer, und durften 
ſie nach den Erfahrungen der Geſchichte glauben, daß der Erfolg der 
Einkommenſteuer wegen der beſſeren Moral beſſer ſein werde als bei 
den erſten Verſuchen? Meine Unterſuchungen haben mich belehrt, 
daß Moral und Technik ſich gegenſeitig beeinfluſſen. Eine gute 
Moral geſtattet eine einfache Technik. Die gute, zweckmäßige Technik 
beſſert die Moral, namentlich in den oberen Schichten. Es iſt aber 
ganz fraglos, daß das 19. Jahrhundert in der Technik der Ertrag⸗ 
ſteuern manches geleiſtet hat, daß es ſich aber zu einer feineren, 
leiſtungsfähigen nicht hinaufſchwingen konnte, weil das Problem der 
modernen Perſonalſteuer erſt im letzten Viertel des Jahrhunderts 
praktiſch hervortritt. Das gilt von der Theorie und Praxis. Und 
als die Einkommen⸗ und Vermögensſteuer kam, da hatte man kein 
brauchbares praktiſches Muſter noch theoretiſche Unterſuchungen. 
Was eine gute Technik leiſten kann, das ſehen wir in der Geſchichte 
der indirekten Steuern. Die Praxis der gleichen Zeit iſt eine ganz 
andere, eine neue Welt, in der die Technik im großen Stile arbeitet. 

Die öſterreichiſche Zoll⸗ und Monopolsordnung, das große 
Gefällsſtrafgeſetzbuch, beide aus dem Jahre 1835, das öſterreichiſche 
Gebührengeſetz von 1850 ſind Großtaten nicht nur im Verfahren, 
ſondern auch in der Organiſation; ſie enthalten eine Fülle von 
intereſſanten Beobachtungen und Folgerungen, einen bisher kaum 
behobenen Schatz weiterbildungsfähiger Ideen. 

Es iſt bekannt, daß die Motive zu dem Perſonalſteuergeſetze 
aus dem Jahre 1896 eine lehrreiche Studie, mehr finanzwiſſen⸗ 
ſchaftlicher als finanzrechtlicher Natur, darſtellen, die der hervor⸗ 
ragende Nationalökonom der öſterreichiſchen Schule Böhm⸗Bawerk 
und der bekannte Finanztheoretiker Robert Meyer verfaßt haben. In 
manchen Punkten war der öſterreichiſche Entwurf eine ſelbſtändige 
Tat. So hat er der Selbſtverwaltung, nicht wie das Miquelſche 
Beiſpiel, die „Realſteuern“ überliefert, ſondern nur den Ländern 
einen Anteil zugeſichert. Die böſen Konſequenzen, die Preußen 
heute daraus trägt, hat Oſterreich glücklich vermieden. Aber die 
Technik der Einkommenſteuer hat Oſterreich glatt von Preußen 
herübergenommen. Bei der Beratung im Reichsrate ſetzte gerade 
beim Kapitel Strafrecht die erſte Obſtruktion der Jungtſchechen ein. 
Ihr Führer, der Profeſſor der Nationalökonomie an der tſchechiſchen 
Univerſität, Kaizl, der nachmalige Finanzminiſter, hielt eine mehr⸗ 
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ſtündige Dauerrede, die, ſoweit ſie ſachliche Kritik übte, auf meinen 
„Beiträgen zur Lehre vom Finanzunrecht“! beruhte. Die Rede war 
eine ſcharfe Kritik des Entwurfes und gelangte mit den Gründen 
meiner Beweisführung namentlich an der Hand der Statiſtik und 
der Erfahrungen der früheren Einkommenſteuer aus dem Jahre 1849 
zu dem Schluſſe, daß das Steuerſtrafrecht des Entwurfes nicht lebens⸗ 
fähig ſei und nicht richtig und zweckentſprechend funktionieren könne. 

Die Folge dieſer Rede war zunächſt der Sturz des Miniſteriums 
Windiſchgrätz⸗Plener. An dem Entwurfe wurde herumgedoktort, die 
Wiſſenſchaft ließ die gelehrten Verfaſſer des Entwurfes vollſtändig 
im Stich, ein Rezept und ein Mittel waren nicht zur Hand, das 
preußiſche Muſter wurde mit kleinen Anderungen Geſetz. Meine 
Vorausſage war nicht ſchwer. Bei der Steuermoral und mit der 
Steuertechnik konnte das Ergebnis der Veranlagung kein befriedigendes 
ſein. Die Statiſtik hat mir recht gegeben. Wunder der Technik 
haben wir erlebt bei den Feſtbeſoldeten und — bei der Landwirtſchaft 
und natürlich beim flüſſigen Kapitale. Die Feſtbeſoldeten ſteuern 
mit 41% , die Landwirtſchaft 7—8 „%, das Kapital 12%! Mit 
dem Anteile von Gehalt und Lohn wird Oſterreichs Steuerehre noch 
übertroffen oder doch erreicht von Sachſen, Baden, Bayern und 
Württemberg; dort ergibt ſich die gleichtraurige Erſcheinung beim 
Kapital. Die Ziffern bezüglich der Landwirtſchaft laſſen leider keinen 
Vergleich zu. Noch ſchlimmer ſteht es mit dem Vergleiche der 
preußiſchen Ergebniſſe, in deren Werden und Walten wir die beſten 
Einblicke haben. Dort liegt der Statiſtik nicht das geſamte ſteuer⸗ 
bare Einkommen zugrunde, ſondern ſie berechnet das Verhältnis der 
einzelnen Quellen des Einkommens von 3000 Mk. an und mehr. 
Auch von dieſer Grenze iſt das Verhältnis dort keines, das den 
natürlichen Stärkeverhältniſſen entſprechen würde. Das Bild, das 
wir von der Verteilung des Einkommens nach den Steuerergebniſſen 
bekommen, iſt ein ſchlechtes; aber die Kontraſte ſind nicht ſo ſchreiend 
wie in den anderen fünf Staaten, ein annähernd richtiges Bild der 
Einkommensverteilung erlangen wir auch da nicht. 

Wenn nun die neuen, großen Laſten wirklich die Steuer auf 
das große Einkommen und Vermögen ſcharf treffen werden, jo er⸗ 
öffnet ſich deutlich die Perſpektive des Kampfes und Enderfolges. 
Von dieſen Ausſichten wenden die einen ſich weg zum Staats⸗ 
kapitalismus oder Staatsſozialismus, die anderen erſinnen neue, 
erhöhen die alten und verlangen gewöhnlich in einem Satze oder 
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beſtenfalls in einem kurzen Abſatz Verbeſſerung der Veranlagung uſw. 
Wagner in ſeiner letzten Schaffensperiode und andere Optimiſten 
haben wiederholt die Behauptung aufgeſtellt, daß im Laufe der Zeit 
mit der Vervollkommnung der Technik und Verbeſſerung der Moral 
die Erfolge der Veranlagung und die eingebrachten Summen gerade 
bei den modernen Perfonalſteuern immer größer werden. Nun beſteht 
die Einkommenſteuer in Preußen bereits über 25 Jahre; doch weder 
die Technik noch die Moral ſind beſſer geworden, die Bekenntniſſe 
bleiben, ſo wie ſie waren, ſehr verbeſſerungsbedürftig, jedes vierte 
und wenn man die richtigen Bekenntniſſe, das find die der Felt: 
beſoldeten und der Anſtändigen, abzieht, ſo wird jedes zweite be⸗ 
anſtandet mit großen Erfolgen, und zwar in der Zahl der bemängelten 
Fälle und in der Höhe des ſteuerbaren Einkommens. Die Ziffern, es 
find rund jährlich 150 —200 000 Fälle, wären wohl eines Nach⸗ 
denkens und einer ernſten Würdigung wert. Wie durch dieſe Kor⸗ 
rekturen im Jahre 1913 in den Städten ein Mehr an Steuer von 
34,4% , in den größeren Landgemeinden 37,4% , in den übrigen 
Landgemeinden gar 39,5 % , im ganzen ein Mehr von 523 Mill. Mt. 
oder 30,7 an Einkommen erzielt wurde, fo find das Ergebniſſe, 
an denen ein ernſter Volkswirt mit offenem Blick nicht vorübergehen 
darf. Wir werden die Stellung der neuen Theorie zu der Technik 
kennen lernen. An dieſer Stelle iſt die Würdigung Wagners ab⸗ 
zuſchließen. Das ganze Werk der Steuerlehre iſt mit dem zweiten 
Bande und dem allgemeinen Teile abgeſchloſſen. In dem beſonderen 
Teile verläßt Wagner ſeine Arbeitsweiſe und den üblichen Weg der 
Literatur. Der weiteren Forſchung, dem dritten und vierten Bande 
der Finanzwiſſenſchaft liegt eine andere Einteilung zugrunde, nicht 
mehr die ſachlich⸗dogmatiſche Behandlung der beſonderen Steuern, 
ſondern die Geſchichte und das Syſtem der Beſteuerung in den ein⸗ 
zelnen Ländern. In dem beſonderen Teile, wie wir ihn vor Wagner 
finden und wie er heute noch die Regel iſt, treten natürlich die 
grundſätzlichen Fragen zurück und die beſonderen hervor. Dieſer 
Teil der Steuerlehre wird durch die techniſchen Einrichtungen be⸗ 
herrſcht, die Aufgaben der Steuerverwaltung werden die Hauptſache. 
Hätte Wagner mit der Gründlichkeit und dem Maßſtabe der all⸗ 
gemeinen Steuerlehre weitergearbeitet, ſo wäre das für unſere 
Wiſſenſchaft ein allergrößter Gewinn, für Wagner aber wohl eine 
ungeheuere, ins kleine und beſondere gehende, deshalb mühevollſte 
Arbeit geworden. Freilich, die ſtreng dogmatiſche, einheitliche Dar⸗ 
ſtellung und Verarbeitung des Ganzen hat durch die Anderung der 
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Methode gelitten, und namentlich die Weiterbildung der Lehren von 
der Steuerverwaltung und der Steuertechnik durch die gleiche feſte 
und kundige Hand wurde auf lange unterbunden. So iſt die all⸗ 
gemeine Steuerlehre ſtreng genommen ohne Abſchluß geblieben; ſie 
iſt eine große Tat, ein meiſterhaftes Werk; als erſter Wurf mußte ſie 
naturgemäß gerade in jenen Abſchnitten, die Vorarbeiten verlangen — 
dies hat Wagner ſelbſt allgemein und an der beſonderen Stelle 
hervorgehoben — ein lehrreicher Anfang, kein vollkommenes und 
fertiges Werk werden. In dem beſonderen Teil tritt das Poſitive, 
namentlich die Technik zurück. Wir ſehen bezüglich der oberſten 
Grundſätze und des Syſtems ſcharf hinein in den Geiſt des eng⸗ 
liſchen, franzöfifhen und deutſchen Finanzweſens als in das andere 
Teilgebiet, in die Verwaltung und Technik. Was da fehlt, das er⸗ 
kennen wir am beſten bei einem Vergleiche mit der muſterhaften, 
abgeſchloſſenen Verarbeitung und Darſtellung der direkten Steuern 
durch Wagner in Schönbergs Handbuch. Der beſondere Teil, der 
dritte und vierte Band, zeigt Wagner doch mehr als Finanzpolitiker. 
Der kritiſche Blick iſt das imponierende. Wagner iſt vom hervor⸗ 
ragenden Dogmatiker zum großen Finanzpolitiker hinaufgewachſen. 
Wer ſeinen Weg genau verfolgt, der wird begreifen, daß er die 
Sozialpolitik in die Finanz hineintragen mußte. Aus der Dogmatik 
mußte das ſozialpolitiſche Prinzip zu den anderen oberſten Grundſätzen 
hinzukommen und in dieſe hineinwachſen, nicht konſtruktiv, nicht 
aprioriſtiſch, ſondern als Abſtraktion aus dem Poſitiven. Wer 
Wagners Steuerlehre ſtudiert, der kommt auf die Mitarbeiter und 
Vorarbeiter des Werkes. Wagner iſt gründlich auch in der Literatur⸗ 
verwertung. Wir können die Vorläufer und Zeitgenoſſen bei Wagner 
kennen lernen, nicht bloß die Namen. Die vielen aus dieſer Periode 
können wir hier nicht einzeln und gebührend würdigen. In unſerer 
weiteren Unterſuchung wird uns manche der vielen grundlegenden 
Arbeiten beſchäftigen. Und wenn man nicht den einzelnen charak⸗ 
teriſieren ſoll, wird es ſchwer, die Leiſtungen dieſer Zeit als Geſamt⸗ 
heit anders als allgemein zu würdigen. Nicht von den Früchten 
will ich ſprechen, die liegen offen in unſerem Beſitzſtand. 

Faſt geht es uns mit der Kenntnis dieſes Beſitzſtandes wie 
mit der des Volks vermögens Er liegt nicht offen zutage. Wir 
beſitzen einen großen Schatz, die Entwicklung der Wiſſenſchaft in den 
Jahren 1870—1890 war eine gewaltige. Zu Anfang der achtziger 
Jahre ſtellt Schmoller! der Finanzwiſſenſchaft das wertvolle Zeugnis 
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aus, daß fie als ſolche trotz des nicht einheitlichen Entwicklungs⸗ 
prozeſſes große Fortſchritte macht und damals (1881) auf ſehr viel 
höherem Standpunkt ſteht als vor 30 Jahren. Und der große Fort⸗ 
ſchritt fällt gerade erſt in das achte Dezennium! Was wir heute 
haben, können wir beurteilen, wenn wir Malchus oder ſelbſt 
Umpfenbach mit Cohn, Eheberg oder Conrad vergleichen, wenn wir 
Rau Wagner und die erſte Auflage von Stein der fünften gegen⸗ 
überſtellen. Aber im einzelnen werden wir den Zuwachs erſt dann 
meſſen können, wenn durch ſachkundige Hand die Geſchichte der 
Forſchung in dieſer Periode geſchrieben ſein wird, oder wenn das 
Handbuch kommen wird, das uns, wie in der Rechtswiſſenſchaft, 
unterrichten wird, wem wir die oder jene Lehre, die einzelnen Ge⸗ 
danken und Richtungen zu verdanken haben. Dann werden wir erſt 
genau überblicken, was eine nicht zu lange Reihe von arbeitsfreudigen 
Männern geſchaffen hat und wie weit wir in unſerer Erkenntnis 
der Dinge vorgeſchritten ſind. Der Zahl nach ſind es nicht viele, 
zumeiſt Gelehrte, akademiſche Lehrer, die die große Arbeit vollbringen, 
neben Stein und Wagner, Schäffle, Roſcher, Neumann, Cohn, Held, 
Naſſe, Knies, Conrad, v. Mayr, von den damals jüngeren Schanz. 
Eheberg. Die Praktiker ſind in der Minderheit, Hock, Vocke und Buchen⸗ 
berger. Und dieſe Namen lehren uns etwas, was heute auch anders 
geworden iſt. Trotz der Verſelbſtändigung der Finanzwiſſenſchaft 
blieb ſie auf der hohen Schule ein Teil des Faches Nationalökonomie; 
es iſt das Natürliche, daß die meiſten Lehrer von Zeit zu Zeit auch zu 
den Finanzproblemen Stellung genommen und die Finanzwiſſenſchaft 
bereichert haben, auch ſolche, deren beſonderes Forſchungsgebiet auf 
- anderen Teilgebieten der Volkswirtſchaftslehre lag. Ein ſchönes 
Beiſpiel bietet Schmoller, der nicht zu den großen Forſchern der 
Finanz gezählt wird. Aber es iſt ſein Fach und ſeine Pflicht, und 
es iſt intereſſant, wie er immer, oft in langen Zeiträumen, zu der 
erſten Liebe zurückkommt und uns Früchte ſeines Geiſteslebens dar⸗ 
bietet, reife und wertvolle, die fern von dem großen Arbeitsgebiet 
liegen, dem er feine ganze Kraft durch fein langes, der Wiſſenſchaft 
raſtlos dienendes Leben gewidmet hat. Es iſt ganz intereſſant, wie 
er in der Finanz ſeinen ganzen Mann ſtellt, ſei es in den Reform⸗ 
fragen, ſei es in der Finanzgeſchichte oder in den Fragen des Tages 
und der Technik. Wie Schmoller das Feld beherrſcht, wie er darin 
führen kann, ſehen wir in ſeiner „Skizze! einer Finanzgeſchichte 
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von Frankreich, Oſterreich, England und Preußen“. In ſeinem 
weiten und großen Forſchungsgebiete war die Finanz vielleicht 
Nebenfach, für ſeinen Beruf ein Teil des Hauptfaches. Heute 
wüßte ich manchen Vertreter der Wiſſenſchaft zu nennen, dem die 
Finanztheorie vollſtändig Nebenfach, ich will nicht ſagen Nebenſache 
wurde. 

Dem Freunde der Finanzwiſſenſchaft gewährt es Freude und 
Reiz, den Arbeiten und den Fortſchritten der Meiſter zu folgen, die 
wir genannt haben. Wie alle echte Wiſſenſchaft beginnt die For⸗ 
ſchung jener Jahre an der Grundlegung. Wie hat die deutſche 
Wiſſenſchaft jener Zeit die Steuerregeln von Adam Smith zu den 
oberſten Prinzipien der Beſteuerung fortentwickelt! Wie hat ſie die 
großen Probleme der Steuergerechtigkeit, der Leiſtungsfähigkeit, die 
Funktion und Natur der Steuergattungen, der einzelnen Steuern 
erkannt und ausgebaut! Die neue Richtung und die bewährte 
Methode waren bald gegeben. Es galt, die alte, einfache Plus⸗ 
macherei, die bloße Routine und Schablone auszuſchalten und das 
Geſetz und die Geſetzmäßigkeit aus dem lebendigen Recht und aus 
der Geſchichte zu entwickeln. Und das große Ziel: das richtige und 
gerechte Recht für die neue Zeit, nachdem Jahrhunderte Willkür und 
falſche, einſeitige Staats⸗ und Standesintereſſen regiert haben! Das 
war die große Anziehungskraft und dazu das weitere, der ganz be⸗ 
ſondere Reiz, die der Finanz eigen iſt. Plenge! hat es vorzüglich 
ausgedrückt. Die Finanzwiſſenſchaft iſt ein Arbeitsgebiet von klarer 
Abgrenzung; ſie hat eine Syſtematik von wenigen ſicheren und 
deutlichen Gliedern, eine Fülle bunter Einzelheiten in den Unter⸗ 
abteilungen und ein Urmaterial von Geſetzen und Finanzſtatiſtik, 
das ſich in ſeiner Vermehrung beſſer überſehen läßt als die Ver⸗ 
änderungen in einem anderen großen Wirtſchaftsgebiet. „Es ſind 
wohl die bekannten methodiſchen Vorzüge der Finanzwiſſenſchaft,“ 
ſagt er, „die man neben der betäubenden Vielſeitigkeit der all⸗ 
gemeinen Wirtſchaftslehre immer wieder ſo angenehm empſindet.“ 
Die große Einheitlichkeit der Tatſachen und ihre naturnotwendige 
Logik erleichtern die Forſchung direkt aus dem Leben heraus; vom 
lebendigen Recht kam die Deduktion, und der Geſetzmäßigkeit war 
die Grenze geſetzt durch das Erfordernis der Lebens fähigkeit. Der 
tätige Geiſt war an der Arbeit, nach der Methode wurde nicht 
lange geſucht, fie kam aus der Sache. Ehrliche Wahrheitsforſchung, 
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die ſich ſelbſt und anderen Rechenſchaft legt, geſunder wirtſchaftlicher 
Sinn bewahren vor Verirrungen. Die Gefahr lag nahe, aus der 
Betrachtung des Beſtandenen und Beſtehenden mit dem Fortſchritts⸗ 
gedanken und mit dem Fortſchrittsglauben ſtatt in die Wiſſenſchaft 
in das Reich der Phantaſie und Utopie zu gelangen, im Sozialen, 
im Wirtſchaftlichen und Sittlichen. Wir finden in der Forſchung 
jener Tage manchen auf Irr⸗ und Abwegen. Die Gefahr iſt nicht 
groß, der Dilettant fällt ihr zum Opfer, ſelten der ehrliche Gelehrte. 
Und zum Schluß, auch für das große Problem gibt es in einer 
Wirklichkeitswiſſenſchaft einen Prüfſtein für die Sachlichkeit, das iſt 
die Durchführungsmöglichkeit. Doch die andere Seite! Mehr viel⸗ 
leicht als in den anderen Staatswiſſenſchaften bringt die richtige 
Löſung einer wichtigen Frage der Staats wirtſchaft eine Förderung 
der Wiſſenſchaft und der Geſetzgebung. Und ſo wächſt der Theo⸗ 
retiker zum Geſetzgeber hinaus. Man muß zugeben, ein kräftiger 
Anſporn, aber auch eine ſtarke Verſuchung! Wir müſſen leider auf 
dieſe Methodenfrage zurückkommen. Hier möge nur noch das Zeug⸗ 
nis Schmollers! für die Leiſtungen der Theorie in dieſer Richtung 
angeführt werden. Er ſagt, und es iſt vollkommen richtig, daß um 
die Zeit von 1880 „die maßvolleren und einſichtigeren Theoretiker 
ſeit geraumer Zeit auf die Ziele hinweiſen, die jetzt in der Praxis 
der deutſchen Regierungen zutage treten“. 

Es wäre vielleicht von Nutzen, wenn ich hier eine Literaturtafel 
der Erſcheinungen jener Jahre bringen würde. Eine Großtat folgt 
der anderen. Die Meiſterwerke von Wagner, Stein, Schäffle, Rofcher, 
Neumann, Bode, Cohn bezeichnen die Blüteperiode der deutſchen 
Finanzwiſſenſchaft; ſie geben ein durchgeiſtigtes Bildnis des aktuellen 
Standes dieſer Diſziplin. In den großen Zeitſchriften herrſcht 
tätiges geiſtiges Leben. In ihnen führt die Wiſſenſchaft Wagner, 
Schäffle, Neumann, Vocke und andere ſachliche, gerechte Kritik. Es 
gibt Kontroverſen, Gegenſätze der verſchiedenen Richtungen, zumeiſt 
Wahrheitsforſchung im beſten Sinne mit gründlicher Stoffbehandlung 
und Durcharbeitung. Zu Anfang dieſer glänzenden achtziger Jahre 
gründet Schanz die Zentralſtelle, die große Fundgrube für das ge⸗ 
ſamte Finanzweſen und Finanzwiſſen, das Finanzarchiv. Nehmen 
wir heute den erſten Band hervor, ſo erſehen wir den Geiſt, der die 
Wiſſenſchaft damals beherrſcht. Den heutigen kleinen Zweiflern und 
Nörglern muß man vor allem ſagen: dieſe Schätze muß man zuerſt 
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gründlich kennen und dann ehrlich würdigen! Um das Ende des 
neunzehnten Jahrhunderts war die Theorie auf eine Höhe gelangt, 
von der faſt das ganze erſchloſſene Gebiet gut überblickt und genau 
erkannt werden kann. Wir kennen das Ganze, wir kennen die Teile, 
wir beherrſchen die äußere Struktur, wir ſehen klar und beſtimmt 
in das Innere, in die Zuſammenſetzung, in den Bau und das Leben 
des Finanzorganismus. Natürlich ſind nicht alle Teile gleichmäßig 
durchgearbeitet, die Einnahmswirtſchaft beſſer als die der Ausgaben, 
unter den Einnahmen wieder die Abgaben mehr als die Erwerbs⸗ 
einkünfte. Es iſt eine junge Wiſſenſchaft mit allen Vorzügen und 
Mängeln, wir warten ſchon lange auf eine feinere Methode, mancher 
Weg iſt zu mühſam, mancher noch unausgebaut, und hinauf zu den 
großen Problemen, die uns die ſchwere Zeit beſchert, führt ein 
ſchwieriger Pfad. Eine große Ecke des Gebietes, die wir die Technik 
nennen, iſt auch gegenwärtig nur in Teilen ausgebaut. Iſt der Bau 
vollendet, wird mancher der Hauptwege umgelegt werden können. 
Wir kommen dann leichter und weniger mühſam zum Ziele. Um 
im Bilde zu bleiben, in dieſe Ecke und den unerſchloſſenen Teil 
find wir eingedrungen langſam, oft mühſam Schritt um Schritt. 
Dabei haben wir die ganze Größe der Theorie recht würdigen ge⸗ 
lernt. Selten hat ſie uns in der Orientierung im Stiche gelaſſen; 
in der Regel war der Weg vorgezeichnet und gegeben. Das Höchfte, 
was die Theorie bieten kann, in den Hauptſachen Sicherheit und 
Beherrſchung des Stoffes, im weſentlichen die volle Kenntnis der 
Dinge, die vor uns liegen, das hat ſie erreicht. Was wir beim ge⸗ 
bildeten Juriſten als Rechtsgefühl bezeichnen, jene Befähigung, die 
auch im Schwierigen das Richtige zu finden weiß, die Bildungs⸗ 
ſtufe und Urteilsfähigkeit vermittelt mit ihren Lehren die deutſche 
Finanzwiſſenſchaft. 

Und faſt aus der Größe heraus kam unvorhergeſehen der 
Stillſtand. In den neunziger Jahren die Finanzwiſſenſchaft von 
Vocke, die Steuern von Schäffle, da und dort in den Zeitſchriften 
noch manche gute Unterſuchung, ein lehrreicher Aufſatz und 1901 faſt 
als Abſchluß das Spätkind, der vierte Band von Adolph Wagner, 
und dann wird es ſtill; kaum eine Handvoll bedeutenderer Werke, 
darunter Heckels Finanzwiſſenſchaft (1907), Gerloffs Finanz⸗ und 
Zollpolitik des Deutſchen Reiches (1913), bringt das neue Jahrhundert. 

In der Zentralſtelle des Finanzweſens, im Finanzarchiv finden 
wir feit 1901 kaum ein Dutzend Arbeiten aus der akademiſchen 
Welt, kaum ſoviel als Meiſter Schanz uns dort in ſeiner ſoliden, 
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tüchtigen Arbeitsweiſe allein ſpendet. Sie finden keinen Widerhall, 
geradeſo wie die ſchönen Aufſätze Cohns. Wo ſteckt unſer aka⸗ 
demiſcher Nachwuchs, haben die Meiſter wirklich keine Schüler er⸗ 
zogen? Die Frage iſt ernſt. 

Die Neuauflagen von Eheberg und Conrad, die ſchwächlichen 
Aufſätze zur Reichsfinanzreform, ein paar Unterſuchungen über die 
Frage der Kommunalbeſteuerung, das iſt alles. Die Kritik gegen 
die Methode der deutſchen Finanzwiſſenſchaft von Sax, Kaizl, dem 
Italiener Loria, Ricca Salerno, Mazzola ſetzt zu Ende der acht⸗ 
ziger und Beginn der neunziger Jahre kräftig ein. In der Zeit⸗ 
ſchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft! ſagt Böhm⸗Bawerk 
in einer Beſprechung des Werkes von Sax, „Die Grundlegung der 
theoretiſchen Staatswirtſchaft“: „Und ich glaube kein falſcher Prophet 
zu ſein, wenn ich vorherſage, daß jene Theorie des Wertes ſich als 
eine Fundgrube erweiſen wird, aus der man die Löſung ſtaats⸗ 
wirtſchaftlicher Probleme bald in noch größerer Zahl und Klarheit 
holen wird, als dies Sax gelungen iſt.“ Die Vorausſage iſt nicht 
in Erfüllung gegangen; aber die „reine“ Theorie hat eine ſachliche 
Entkräftung nicht gefunden, ſo notwendig und ſo leicht es geweſen 
wäre. Sie ſpukt an mancher unklaren Stelle und klingt ſo vor⸗ 
nehm wiſſenſchaftlich. Die richtige Antwort iſt vielmehr, wie 
wir ſehen werden, daß eine rein wirtſchaftliche Begründung des 
Finanz⸗ und Steuerweſens nicht möglich iſt. Den Stillſtand der 
deutſchen Finanzwiſſenſchaft habe ich ſchon in meiner Beſprechung“ 
des erſten Bandes der Finanzwiſſenſchaft von Heckel feſtgeſtellt, und 
in feiner Skizze einer Finanzgeſchichte“ erinnert Schmoller, „daß es 
bis ins achtzehnte Jahrhundert eigentlich keine Wiſſenſchaft der 
Finanz gab und daß ſie bis heute (1909) in ihrer Ausbildung hinter 
der der Volkswirtſchaft zurückblieb“. Wie kam das? Wir müſſen 
nur noch eins feſtſtellen. Nicht nur die Wiſſenſchaft ſchien am Ende, 
auch das Wiſſen und Erkennen der großen Parteien und der Re⸗ 
gierungen. Von den bürgerlichen Parteien nimmt es uns nicht 
wunder, es ſtimmt mit dem Rückgang in den anderen Dingen. Daß 
aber die tatenfrohe, arbeitsfreudige Sozialdemokratie in ihrem 
Steuerprogramme nur um weniges vorwärtsgekommen iſt, beſtätigt 
meine Annahme: bei unſerer Wirtſchaftsverfaſſung und Rechts⸗ 


1 44. Jahrg. 1888, S. 157. 
Finanzarchiv, XXV. Jahrg., 2. Bd., S. 385. 
3 S. 8. 


1193] Stand und Wert der deutſchen Finanzwiſſenſchaft 363 


ordnung war die Zeit mit ihrer Weisheit fertig. Dazu kommt ein 
zweites. 

Die doktrinäre Kritik, von der wir vorher geſprochen haben, 
iſt nicht weit vorgedrungen. Im Gegenteil, der allgemeine Eindruck 
war vielmehr, die Fülle der Früchte, die Summe der Werke der 
Meiſter in unſerer Blüteperiode habe ihre Schuldigkeit getan, die 
Wiſſenſchaft habe ihre Arbeit vollendet. 

Die prinzipiellen Fragen, die hervorragende Begriffsbildung und 
Syſtematik, das fertige Syſtem waren ſo weit gediehen, daß mancher 
der ehrlichen, arbeitsfreudigen Forſcher annahm, die Lehre von der 
Staatswirtſchaft habe ihre Aufgabe gelöſt. Dazu kommt ein weiterer 
Grund. Um dieſe Zeit tritt im Deutſchen Reiche die großartige 
Entwicklung der Privatwirtſchaft und Volkswohlfahrt in die Er⸗ 
ſcheinung. Das wiſſenſchaftliche Intereſſe wendet ſich ganz der 
kräftig aufblühenden Volkswirtſchaft und den damit verbundenen 
Fragen der Sozialpolitik zu. Ein Blick in die wiſſenſchaftlichen Zeit⸗ 
ſchriften oder auf die Erſcheinungen des Büchermarktes der Zeit 
kann die Behauptung nachprüfen. In den Arbeitsſtätten der her⸗ 
vorragenden Meiſter und Schulen, in den Staats⸗ und ſozialwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Forſchungen von Schmoller und Sering oder in den 
Münchner volkswirtſchaftlichen Studien, herausgegeben von Lujo 
Brentano und Walther Lotz, iſt der Zug der Zeit deutlich feſt⸗ 
zuſtellen. Die Staatswirtfchaft iſt in auffallender Minderheit. Von 
den 155 Bänden der Schriften des Vereins für Sozialpolitik ſind 
ſieben den Steuerfragen gewidmet. 

Vielleicht find die unerfreulichen Wege der deutſchen Finanz⸗ 
wirtſchaft, die endlofen Kämpfe um die Reichsfinanzreform und ihr 
unbefriedigendes Ergebnis ein Grund der Abneigung gegen finanz⸗ 
wiſſenſchaftliche Arbeiten; ſelbſt bei den Meiſtern iſt eine Müdigkeit 
und ein Stillſtand in der Ideenentwicklung zutage getreten. An 
anderer Stelle habe ich es hervorgehoben, daß die Finanzwiſſenſchaft 
in den Reformfragen die Führung nicht beſitzt, daß die alten Wege 
und Ideen von der Praxis verlaſſen, neue, richtige und gangbare 
in der Literatur nicht betreten wurden. Auch dies liegt klar zu⸗ 
tage: die alten Meiſter haben zum Schluß Neues nicht mehr gebracht, 
und das Neue, das Hilf⸗ und Ratloſigkeit einer ſchwachen Regierung 
und einer kurzſichtigen Volksvertretung zuwege gebracht, die Wert- 
zuwachs⸗ und Beſitzſteuer mit den Variationen über dieſes Thema 
und das, was uns die traurige Finanzpolitik in dieſem Kriege Neues 
beſchert, die Kohlen⸗, die Warenumſatzſteuer, die neuen Ideen der 
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Verbrauchseinkommenſteuer, der Beſteuerung nach der Erſparungs⸗ 
möglichkeit und nach dem Überſchuß, das Pflichtteilsrecht des Staates 
und wie die Ratſchläge alle heißen, die uns die Tagesmeinung für 
den Tag bringt, das alles führt ab vom Wege der Gerechtigkeit und 
Zweckmäßigkeit, das korrumpiert mit den endloſen Bekenntniſſen die 
letzten Reſte von Steuermoral, kompliziert die Verwaltung, vermehrt 
die Koſten und bringt nicht, was es tragen ſollte. Davon nehmen 
wir vorläufig die Reichsumſatzſteuer aus, die wenigſtens techniſch ein 
intereſſantes Experiment darſtellt. Der Anlauf zur Reichsluxusſteuer, 
die Steuer bei der Kapitalanlage in Wertpapieren, die ſchärfere 
Börſenſteuer rühren aus der Vorratskammer der guten Tage der 
deutſchen Finanzwiſſenſchaft. 

Das große Sterben kam auf unſere Wiſſen ſchaft. Von den 
Großen weilt keiner unter den Lebenden, und von den Meiſtern ſind 
wenige übriggeblieben. Die Generation, die in der zweiten Hälfte 
des neunzehnten Jahrhunderts in den Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften 
gewirkt und geſchaffen hat, beſaß eine hervorragende Tugend, die 
Liebe zur Wiſſenſchaft und eine Summe von Arbeitskraft und 
Arbeitswillen, die im allgemeinen unſerer Zeit im gleichen Maße 
nicht gegeben ſind. Die Aufgaben der Finanzwiſſenſchaft ſind ſo 
groß wie die der Praxis. Wir müſſen unterſuchen, wie die un⸗ 
geheueren Summen zu ſchaffen, natürlich nicht mit Willkür, ſondern 
mit Gerechtigkeit, nicht am Papier, ſondern in der Wirklichkeit. 
Dazu müſſen wir die Theorie revidieren, ergänzen, fie zu tätigem 
Geiſt und geiſtiger Tat aneifern. Wir fragen: wieweit iſt ſie ge⸗ 
langt, wo ſteht ſie? 


(Ein zweiter Aufſatz folgt.) 


—— — 
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Beiprechungen 


„Die Bulgaren in ihren 5 ethnographiſchen und 
politiſchen Grenzen“ (Atlas mit 40 Landkarten, Vorwort von 
a ov, Bulgariſchem Geſandten in Berlin). Berlin 1917, Wilhelm 

räve. 


Die Propaganda für ihre politifchen Ziele war bisher die ſchwache 
Seite der Bulgaren. Aus verſchiedenen Gründen vermochten ſie es nicht, 
vor den Augen des Auslandes, beſonders des weſtlichen Europas, die 
innere Berechtigung ihrer nationalen Einheits ideale darzulegen und dort 
populär zu machen. Sie befanden ſich darin im ſchwerſten Nachteil 
gegenüber ihren Nachbarn, mit denen ſie eben um ihre nationale Einheit 
zu kämpfen hatten. In griechiſch⸗bulgariſchen Streitigkeiten hatten die 
Griechen ohne weiteres den gewaltigen Vorteil ihrer Abſtammung und 
ihres doch immerhin noch lebendigen Zuſammenhanges mit der antiken 
Kultur, deren Verehrung ihnen ohne weiteres die größten Sympathien 
in allen europäiſchen Staaten ſicherte. Die Bulgaren hatten ferner nicht 
die große Gewandtheit der Serben, die in menſchlich liebens würdiger 
Weiſe für ſich Neigung zu wecken verſtehen, ſei es durch geſchickte Auf⸗ 
machung künſtleriſcher Leiſtungen, ſei es durch moraliſche Rhetorik. Die 
Bulgaren fühlten in ſich die tiefſte Berechtigung ihrer Anſprüche und 
kamen, verſchloſſen und gegenüber den Formen gleichgültig, wie ſie auch 
untereinander waren, zunächſt überhaupt nicht auf den Gedanken, Propm 
ganda für ſich zu machen. Erſt im Jahre 1913 mußten ſie mit bitterer 
Schärfe erleben, welche rein politiſche Bedeutung die Verbreitung einer 
günſtigen Stimmung haben kann. Sie mußten ganz unerwartet ſehen, 
wie es im zweiten Balkankriege die Serben und Griechen ſowie auch die 
Rumänen verſtanden, ihre Gegner nicht nur militäriſch, ſondern auch 
moraliſch von der maßgebenden Welt abzuſchneiden und dadurch deren 
politiſche Lage vollkommen verzweifelt zu geſtalten. Aus dieſen Erfah⸗ 
rungen hat man in Bulgarien gelernt, freilich nicht, ohne weitere Fehler 
zu machen. Seit dem Eintritt Bulgariens in den Weltkrieg 1915 hat 
die Veröffentlichung einer verhältnismäßig ſtarken Propagandaliteratur 
in Zeitungsartikeln, Broſchüren und Büchern eingeſetzt. Gerade aus 
freundſchaftlicher Geſinnung gegenüber den Bulgaren muß man betonen, 
daß ſehr vieles davon ſeinen Zweck nicht erreicht, eben weil es die 
ſchwierige Kunſt der modernen demagogiſchen Gewinnung der öffentlichen 
Meinung fremder Völker noch nicht gelernt hat. Nunmehr liegen aber 
einige Arbeiten vor, die, wie uns ſcheint, mit großem Geſchick für Bul⸗ 
gariens Sache werben. 

Die intereſſanteſte iſt der von dem zu früh verſtorbenen bulgariſchen 
Geſandten in Berlin herausgegebene Atlas, auf den er in den letzten 
Monaten ſeines Lebens liebevollſte Arbeit verwandte. Das Kartenwerk 
zerfällt in zwei Teile, einen hiſtoriſchen und einen ethnographiſchen. 
Der erſte, 11 Karten umfaſſend, bringt die Darſtellung der Grenzen des 
alten bulgariſchen Reiches vom 8. bis 14. Jahrhundert, und zwar nach 
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den Forſchungen des bewährten Profeſſors für bulgariſche Geſchichte an 
der Univerſität Sofia, Slatarski. Es iſt zu bedauern, daß wegen 
Zeitmangels die hiſtoriſchen Umriſſe auf moderne Karten gezeichnet 
werden mußten, jo daß wir dort überall die modernen Orte und Orts⸗ 
bezeichnungen finden. Viele Einzelheiten dieſer Grenzen des aufſteigenden, 
verfallenden, wiederhergeſtellten und wieder verfallenen alten Bulgaren⸗ 
reiches werden der Diskuſſion, dem wiſſenſchaftlichen Zweifel und von 
den nationalen Gegnern heftiger Polemik unterliegen. Das Weſentliche 
ſcheint jedoch zu ſein, daß mit objektiver Eindringlichkeit vor Augen ge⸗ 
führt wird, wie tatſächlich das alte Bulgarentum auf der Balkanhalbinſel 
im Mittelalter die politiſch und damit auch kulturell vorherrſchende Macht 
außerhalb des byzantiniſchen Reiches war. Dadurch erhalten die gegen⸗ 
wärtigen Anſprüche Bulgariens ein Gewicht, das zwar an ſich nichts 
entſcheiden würde, aber doch als moraliſcher Beitrag nicht zu unter⸗ 
ſchätzen iſt. — Der zweite Teil, von dem Sofioter Univerſitätsprofeſſor 
Iſchirkov beſorgt, enthält das ethnographiſche Kartenmaterial, das uns 
mitten hinein in die ſchweren und verwirrten Völkerkämpfe auf der 
Balkanhalbinſel im 19. Jahrhundert führt. Hier war es nun eine 
außerordentlich glückliche Idee, die erſten und objektivſten Gelehrten aller 
europäiſchen Staaten ſelbſt ſprechen zu laſſen, indem man die Karten 
aus ihren ſchon vor vielen Jahren erſchienenen Werken getreulich und 
ohne Veränderungen reproduzierte, was übrigens in der Kriegszeit auch 
rein techniſch eine achtbare Leiſtung war. Wir finden hier Völkerkarten 
des Balkans von tſchechiſchen Gelehrten (Schaf arik von 1842; Jaromir 
Erben von 1868), von Deutſchen und Oſterreichern (Ami Boué von 
1847; von Hahn von 1861; Kiepert von 1876; Sax von 1847), 
von Franzoſen (Guillaume Lejean von 1861, Reclus von 1876, 
Synvet von 1876, von Engländern (Mackenſie von 1876), von 
Ruſſen und ſogar auch von Serben (die letzteren von 1848 — 1853, alfo 
vor dem Ausbruch der ſcharfen Nationalkämpfe zwiſchen Serben und 
Bulgaren.) Auch an dieſen Karten wird, obwohl ſie von den beſten und 
anerkannteſten Gelehrten ſtammen, im einzelnen mancher Streit möglich 
ſein. Sie beweiſen aber mit vollſtändiger Klarheit, daß zunächſt in der 
Zeit der türkiſchen Herrſchaft von niemandem, auch von jenen Serben 
nicht, der bulgariſche Charakter der ſlawiſchen Bevölkerung Mazedoniens 
und des angrenzenden Morawagebietes bezweifelt wurde. Die Bulgaren 
bildeten eben innerhalb des türkiſchen Reiches einen klaren, geſchloſſenen 
Bevölkerungskomplex, der ſich von der Donaumündung bis zum Ochrida⸗ 
ſee und vom Morawa⸗ bis zum Maritzatal erſtreckte und natürlich an 
den verſchiedenen Stellen mehr oder minder von türkiſchen Elementen 
durchſetzt war. Die Serben ſpielten nur eine ganz verſchwindende Rolle, 
während Rumänen im Norden und Griechen im Süden in größerer Zahl 
zu finden waren. Auch bis 1912, nachdem ſchon Jahrzehnte ein freies 
Bulgarien beſtanden hatte und ein wilder Kampf zwiſchen ſerbiſcher 
Propaganda und bulgariſcher Abwehr in Mazedonien tobte, änderte ſich 
an dieſen Verhältniſſen nichts Weſentliches. Dieſe Karten find das 
ſtärkſte Argument in ethnographiſcher Hinſicht, das die Bulgaren zur 
Begründung ihrer gegenwärtigen Kriegsziele beibringen können. — Den 
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Schluß bilden dann einige politiſche Karten, die die Zerſtückelung des 
bulgariſchen Volkskörpers in den verſchiedenen politiſchen Verträgen von 
San Stefano über Berlin bis Bukareſt klarmachen. Zu jeder der 
40 Karten iſt eine geſchickte knappe Erklärung in deutſcher, engliſcher, 
franzöſiſcher und bulgariſcher Sprache gegeben. Eine ſehr intereſſante 
Beigabe iſt ferner die gleichfalls vierſprachig gedruckte, aus dem Dezember 
1917 ſtammende Vorrede Riſovs. Hier gibt er nach einer kurzen 
politiſch⸗hiſtoriſchen Einleitung ſein Programm der Neugeſtaltung der 
politiſchen Grenzen auf dem Balkan, eben auf Grund des ethnographiſchen 
Materials. Über dieſe Vorrede hat fich eine recht heftige Polemik er⸗ 
hoben. Von beiden Seiten wurden Riſov Vorwürfe gemacht: die 
Serben ſuchten ihn zu verhöhnen und ſtellten ſeine Ziele als ungeheuerlich 
hin, während von bulgariſcher Seite aus die Anſprüche Riſovs als zu 
gering getadelt würden, indem beſonders ſein Verzicht auf Saloniki An⸗ 
ſtoß erregte. Jedenfalls gibt die Vorrede Riſovs in ihrer präziſen 
Form und ihrem zwar leidenſchaftlichen, aber doch politiſch kühlen 
Patriotismus wohl die beſte Darſtellung des bulgariſchen Kriegszieles in 
großen Züge, die bisher veröffentlicht wurde. Für die Leſer dieſer Zeit⸗ 
ſchrift dürfte von beſonderem Intereſſe die Feſtſtellung fein, daß wirt ⸗ 
ſchaftliche Fragen darin überhaupt nicht erwähnt werden. Der 
Kampf der Balkanvölker iſt eben durch und durch politiſch, ein Macht⸗ 
kampf der Völker, Sprachen und Traditionen. 
Berlin H. von den Steinen 


Stuhlmann, Franz: Der Kampf um Arabien zwiſchen der 
Türkei und England. (Hamburgiſche Forſchungen. Wirtſchaft⸗ 
liche und politiſche Studien aus hanſeatiſchem Intereſſengebiet herausg. 
von Prof. Dr. Karl Rathgen und Kaiſ. Geh. Regierungsrat 
Dr. Franz Stuhlmann, Heft I.) Hamburg⸗Braunſchweig⸗Berlin 
1916, George Weſtermann. 8°. XVI u. 277 mit 72 S. als Anhang 
nebſt 4 Kartenbeilagen. Geheftet 10 Mk. 


In den einführenden Worten zu der Sammlung bemerken die Heraus⸗ 
geber: „Wir denken uns als Leſer, über den Kreis der Fachgelehrten 
hinaus, die breite Schicht derer, die mit uns nach politiſcher Bildung, 
nach Belehrung über die Probleme der Gegenwart verlangen. Wir 
wünſchen dazu beizutragen, daß der Weg, den die Männer der Tat zu 
gehen haben, heller beleuchtet werde, daß immer mehr klare Erkenntnis 
an Stelle des inſtinktmäßigen Taſtens trete.“ 

Das iſt ein Programm; und zwar eins, deſſen Tendenz, wenn auch 
unter Wahrung der Wiſſenſchaftlichkeit, vornehmlich auf die praktiſche 
Nutzanwendung hinausläuft. Von dieſem Geſichtspunkt aus wird daher 
auch in erſter Linie das hier zur Anzeige gelangende Werk zu prüfen 
und zu würdigen ſein. Der Verfaſſer, der ſich als Reiſender, Ethnograph 
und Kulturhiſtoriker, namentlich primitiver Völkerſchaften, einen weit ver⸗ 
breiteten und ſehr geſchätzten Namen gemacht hat, nennt ſich ſelbſt einen 
„Laien“ in rein geſchichtlichen Dingen. Für ſeine Darlegungen bediente 
er ſich neben der vorhandenen Literatur auch der Tagespreſſe, ohne ſich 
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zu verhehlen, „daß die Zeitungsnachrichten — aus dem Bedürfnis des 
Tages geſchaffen und oft auch von den politiſchen Rückſichten beeinflußt — 
nicht immer die geſchichtliche Wahrheit wiedergeben.“ Aber er nahm 
dennoch zu dieſem Notbehelf ſeine Zuflucht, „weil eine Darſtellung ohne 
Berückſichtigung der Tagespreſſe lückenhaft geweſen wäre. Denn ihm 
kam es vor allem darauf an, ein umfaſſendes Bild von der großen 
Wichtigkeit Arabiens ſowohl für die Türkei als auch für England — und 
die infolgedeſſen unabläſſig um deſſen Beſitz ringen — zu geben und 
damit dem Politiker über die ungeheure Bedeutung der ſich hierin bergenden 
Probleme, die nur den Wenigſten geläufig ſind, einige Aufklärung zu 
bringen. Iſt ihm dieſes Vorhaben gelungen? Das iſt die Frage, auf 
die wir eine Antwort zu geben haben. 

In fünf einleitenden Kapiteln (S. 1—32) gibt der Verfaſſer, nach 
einer kurzen Schilderung von Land und Leuten, einen ſummariſchen Über⸗ 
blick über die Geſchichte Arabiens ſeit den älteſten Zeiten bis zum Auf⸗ 
treten der Türken, vornehmlich ſoweit dies zur Beleuchtung der heutigen 
Verhältniſſe beizutragen ſich als geeignet erweiſt, um mit einer Betrachtung 
über die Grenzregulierungsfrage, die allerdings uur bezüglich der Sinai⸗ 
halbinſel zwiſchen Agypten und der Türkei ſtrittig war und infolgedeſſen 
hier allein zur Behandlung gelangt, zu ſchließen. Es folgt dann in einer 
Reihe von Abſchnitten eine Darſtellung der politiſchen Verhältniſſe, wie 
ſie ſich im Laufe der Geſchichte in den einzelnen Gebieten Arabiens ge⸗ 
ſtaltet haben, wobei den von europäiſcher, namentlich engliſcher Seite 
unternommenen Minierarbeiten gegen die Türkenherrſchaft jedesmal eine 
beſondere Beleuchtung zuteil wird. Als Gliederung ſeiner Ausführungen 
dient dem Verfaſſer die türkiſche Provinzeinteilung. Er behandelt dem⸗ 
gemäß zuerſt den den Nordweſten umfaſſenden Hifi, (S. 32—60), 
woran ſich der Südweſten, Jemen und Aſir (S. 60 — 120), anreiht. 
Es folgen hierauf die engliſchen Beſitzungen und Intereſſengebiete in 
Südarabien (S. 120— 151). Daran ſchließt ſich weiter als nichttürkiſches 
Gebiet das Land Masqat oder Oman (S. 151—195). Kurze Dar⸗ 
ſtellungen von den Bahraininſeln und der türkiſchen Provinz El Ahſa 
(S. 195 — 206), ſowie von Innenarabien mit den Sultanaten Sammar 
und Negd (S. 206—217), dann eine etwas ausführlichere von Meſo⸗ 
potamien, wobei das „Sultanat“ Komsit beſondere Berückſichtigung findet 
(S. 217-251), und endlich eine knappe zuſammenfaſſende Betrachtung 
unter beſonderer Hervorkehrung der allgemeinen politiſchen Geſichtspunkte 
(S. 252— 261) bilden den Abſchluß des Buches. 

Daß freilich der Verfaſſer eine ſolche lokale Gliederung erſt vor⸗ 
nehmen mußte, beweiſt, daß eine einheitliche Behandlung des Gebiets 
ſich nicht durchführen ließ. In der Tat bietet jeder Teil ein ganz anderes 
hiſtoriſches Bild, wenn ſie auch alle von den gleichen allgemeinen Linien 
beherrſcht ſind und ſich in den gemeinſamen politiſchen Rahmen einfügen. 
Dadurch wächſt natürlich die Aufgabe des Autors außerordentlich und 
kompliziert ſich ihre Löſung. Auch wir müſſen uns eine Wiedergabe des 
Geſamtinhaltes, da ſie unter dieſen Umſtänden zu weit führen würde, 
verſagen. Etwas länger verweilen wollen wir nur beim Abſchnitt, der 
den Hißäz behandelt, ſchon um zugleich eine Probe von der Darſtellungs⸗ 
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weiſe des Verfaſſers zu geben, während wir bei den weiteren Ausführungen 
nur einige flüchtige Streiflichter zu werfen, uns begnügen werden. 

Aus dem beſonderen Umſtande, daß die Städte Mekka und Medina, 
die zu „Heiligen Orten“ proklamiert wurden, im Higarz liegen, erklärt 
ſich die hohe Bedeutung dieſer Provinz. Das muß man im Auge be⸗ 
halten, um die politiſchen Kämpfe, in den Beſitz des Gebietes zu gelangen, 
und die dabei angewandten Methoden zu verſtehen. Maßgebend war in 
den meiſten Fällen der Einfluß der Großſcherife, die bald zu Agypten, 
bald zu Bagdad neigten, je nach den Geldern, die ſie von dem einen 
oder dem anderen Orte bezogen. Immerhin nahmen die Agypter aus 
wirtſchaftlichen Gründen eine bevorzugte Stellung ein. Formell ſogar 
wurden die Scherife angeſtellt oder beſtätigt von Agypten, was auch 
äußerlich durch Verleihung eines Ehrengewandes zum Ausdruck kam. 
Seit 1452 verſuchten die Schutzherren von Agypten eine Art Kontrolle 
über die Scherifenverwaltung auszuüben. 

Bei der Eroberung Agyptens durch Sultan Selim I. ging der da⸗ 
malige Großſcherif auf die Seite der Türken über, denen alſo Mekka 
automatiſch zufiel. Der Zuſammenhang des Hifärz mit Agypten blieb 
freilich aus wirtſchaftlichen Gründen nach wie vor beſtehen. Aus Agypten 
ſowohl als auch aus Konſtantinopel fanden jährlich Kornſendungen und 
Geldſtiftungen nach Mekka ſtatt; ja, Beträge für dieſe ſind heute noch 
im offiziellen Staatsbudget der Türkei zu finden. 

Nach und nach gelang es der Konſtantinopeler Regierung, im Hißäz- 
gebiete feſteren Fuß zu faſſen. So unterhielt ſie eine kleine ſtändige Be⸗ 
ſatzung in Mekka, deren Emir der Scheich al⸗Haram, der Inſpektor der 
Heiligen Städte, war. Später wurde dort ein Gouverneur eingeſetzt, 
dem eine Leibwache zur Verfügung ſtand, und der ungefähr die Funktionen 
eines Reſidenten ausübte. Er hatte die ideelle Hoheit des Sultans der 
Türkei zu vertreten, auch den Verkehr mit der türkiſchen Außenwelt zu leiten. 

Rückſchläge blieben freilich nicht aus. Mehrfach wurden durchreiſende 
türkiſche Gouverneure beleidigt; einmal wurde ſogar der türkiſche Mufti 
auf Befehl des Großſcherifen getötet. Eine beſonders ſtarke Erſchütterung 
erlitt die Macht der Hohen Pforte, als im Anfang des vorigen Jahr⸗ 
hunderts durch Mohammed abd ul⸗Wahhäb die Wahhabitenſekte ins 
Leben gerufen und mit Hilfe dieſer der bekannte Wahhabitenaufſtand in 
Szene geſetzt wurde. Dem Großſcherifen blieb, nachdem er ſich flüchten 
und Mekka den Wahhabiten überlaſſen mußte, nichts anderes übrig, als 
deren Oberherrſchaft anzuerkennen und ſein Gebiet aus ihrer Hand wieder 
entgegenzunehmen. Die Türken wurden nicht nur aus dem Lande ver⸗ 
drängt, ſondern ihnen wurde ſogar der Zutritt zu den Heiligen Orten 
verboten. 

Es gelang allerdings ſpäter der Regierung in Konſtantinopel, den 
Aufſtand niederzuſchlagen und wieder Herr der Situation zu werden. 
Aber der Mann, deſſen fie ſich dabei bediente, war Mehmed “Ali, jener 
bekannte Arnautenführer, der kurz zuvor Agypten den Mameluken, die 
nach Abzug der Franzoſen und Engländer dort von neuem zur Herrſchaft 
gekommen waren, entriſſen und wieder unter türkiſche Botmäßigkeit ge⸗ 
bracht hatte. So war es denn auch dazu gekommen, daß das im Namen 
Schmollers Jahrbuch XLII 3/4. : 24 
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der Türkei eroberte Agypten und der Hifäz von Mehmed “Ali ganz felb- 
ſtändig verwaltet und ſchließlich ſogar im Frieden von Kutahia (6. Mai 
1833) feinen Nachkommen als Erbgut geſichert wurde. Der in Mekka 
eingejeßte Paſcha reſidierte namens des Vizekönigs von Agypten. 

1840 kam indeſſen zwiſchen der Türkei und Agypten ein Vertrag 
zuſtande, demzufolge Syrien und der Higaz der direkten Vewaltung der 
Türkei unterſtellt wurde. Seitdem war der Sultan in Mekka durch einen 
Paſcha als Reſidenten vertreten, der den Titel Muhäfiz Makka, Bewahrer 
Mekkas, führte. 1869 ging die Regierung dazu über, in Mekka, Medina, 
Gidda und Taif die heimiſche bürokratiſche Verwaltung einzurichten. 
Auch Gemeinderäte wurden zu dem Zwecke in den Ortſchaften gebildet. 
Der politiſche Zuſtand läßt ſich im weſentlichen wie folgt charakteriſieren: 
„In den Häfen war die Verwaltung rein türkiſch; die Erhebung der 
Zölle geſchah für Rechnung der Türkei, dem Großſcherifen war ein be⸗ 
ſtimmtes Jahresgehalt ausgeſetzt. Den Befehl über die Armee hatte nur 
der türkiſche Wali, der aus Konſtantinopel feine Weiſungen erhielt. Über 
die Rechtſprechung entſtanden Schwierigkeiten, da der Gouverneur nach 
modernem türkiſchen Recht, der Scherif hingegen nur nach dem göttlichen 
Recht, dem Sari‘a, urteilen wollte. So gab es zwei verſchiedene Recht⸗ 
ſprechungen und Gerichtshöfe.“ 

Aber bei all dem handelte es ſich um die „Heiligen Städte“, um 
den Zentral⸗ und Brennpunkt des Mohammedanismus, durch deſſen Befitz 
die ohnehin vermöge des Kalifats gewaltige Macht des Sultans über 
die Iſlamwelt ins Unermeßliche zu wachſen angetan war. Einen ſolchen 
Zuſtand, glaubte England, als die größte mohammedaniſche Macht der 
Welt und mit Rückſicht auf die zahlreichen Millionen iſlamiſcher Unter⸗ 
tanen in ſeinem vielgeſtaltigen Kolonialreich nicht dulden zu können. Es 
ſetzte infolgedeſſen alle Hebel ſeiner feinausgeklügelten Staatskunſt in 
Bewegung, um den türkiſchen Einfluß im Higaz zu untergraben. Als 
1858 in Gidda einige Chriſten, darunter der engliſche und der franzöſiſche 
Konſul, ermordet wurden, nahmen dies die Engländer ſofort als Gelegen⸗ 
heit zur Einmiſchung wahr. Sie bombardierten und beſetzten die Stadt, 
in der ſie ſo lange blieben, bis ein aus Europäern und Türken zuſammen⸗ 
geſetztes Richterkollegium mit faſt unbeſchränkter Vollmacht entſandt wurde, 
welches in der Tat die angeblich Hauptſchuldigen zum Tode verurteilte. 
Das Anſehen der Türken hat dadurch in den Augen der Einheimiſchen 
eine ſtarke Erſchütterung erfahren. Nach der Okkupierung Agyptens im 
Jahre 1883 verſuchte England von dort aus unmittelbaren Einfluß auf 
die Scherifen zu gewinnen. Die Söhne des Großſcherifen wurden in 
Kairo vielfach wie Fürſten empfangen, und 1905 erklärten (ſicher auf 
Anſtiften Englands) die Provinzen Jemen, el⸗Ahſa und Hißaz ihre Un⸗ 
abhängigkeit von der Türkei. Das hatte zunächſt ja nicht den gewünſchten 
Erfolg; in der Folge aber ſcheint doch in Mekka und Medina die auto⸗ 
nomiſtiſche Bewegung immer mehr an Boden gewonnen zu haben. 

Gegen dieſe Wühlarbeit, die nicht nur die Türkei mit dem Verluſt 
einer Provinz, ſondern auch das Kalifat mit der Einbuße ſeiner ſtärkſten 
Anziehungskraft bedrohte, führte Abd⸗ ul⸗Hamid den genialen Schachzug, 
indem er die paniſlamiſche Bewegung nach Möglichkeit zu fördern fuchte. 
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Ein beſonders wichtiges Mittel hierzu war ihm die Schaffung der Hißaz⸗ 
oder Mekkabahn. Und man muß ſtaunen, mit welchem Geſchick der 
Sultan die Ausführung des Planes in die Wege zu leiten und alle ihm 
dabei entgegengetretenen Schwierigkeiten zu überwinden gewußt hat. Da 
die Türkei ſelbſt die Mittel nicht aufbringen konnte und an eine Ren⸗ 
tabilität der nur religiöſen und politiſchen Zwecken dienenden Bahn nicht 
zu denken war, nahm man zur Mildtätigkeit ſeine Zuflucht. Dem Appell 
des Kalifen leiſteten die Mohammedaner aller Länder — ſogar aus 
Indien, Java und China — Folge und ſtifteten für den guten Zweck 
viele fromme Gaben. Aber es war nicht allein, daß jeder Rechtgläubige 
ſeinen Obolus beigetragen hatte; er fühlte ſich hinfort — und das iſt 
pſychologiſch noch weit wichtiger — gewiſſermaßen als Teilnehmer am 
heiligen Werke. So ſchlang ſich die Hißazbahn gleichſam als geiſtiges 
Band um die ganze Iſlamwelt, in deren Mittelpunkt Mekka ſtand, das 
ſich nicht nur zum Kalifen bekannte, ſondern zu dem auch von Konſtanti⸗ 
nopel aus, dem Sitz des Kalifen und dem Sitz der türkiſchen Zentral⸗ 
macht, künftighin eine bequeme und ſchnelle Bahn hinführen ſollte. 

Als Stachel im eigenen Fleiſche empfand England das Higäz- 
Unternehmen, gegen den es mit aller Gewalt zu löcken ſich bemühte. 
Da es nicht direkt gegen den Plan etwas vornehmen konnte, ſuchte es 
auf Umwegen deſſen Ausführung zu ſtören. Als Frankreich 1914 der 
Türkei eine Anleihe gewährte, verlangte es unter anderem die Entfernung 
des deutſchen Ingenieurs Meißner Paſcha von der Leitung der Higäzbahn. 
»Auf Betreiben Frankreichs mußte damals ferner der Bau der Strecke 
Haifa —Jeruſalem eingeſtellt werden. Da eine Haifa —Damaskusbahn, 
die den ſehr wichtigen Anſchluß der Mekkabahn an das Mittelmeer bildet, 
bereits beſtand, ſollte wenigſtens der Ausbau eines Bahnnetzes, wodurch 
das Unternehmen ja erſt ſeine volle Bedeutung erlangt hätte, verhindert 
werden. Schon vorher ließ England, um derlei Projekte zu verhindern, 
alle Minen ſpringen. Nachdem die Strecke bis Ma an fertig war, wollte 
die türkiſche Regierung eine Verbindung nach Aqaba am Roten Meere 
herſtellen. Dieſe Linie wäre allerdings von der größten Bedeutung, denn 
ſie hätte die Stellung der Engländer in Agypten beeinflußt, auch dem 
Suezkanal Konkurrenz gemacht. Obſchon Lord Cromer formell beſtritt, 
etwas gegen das Bahnprojekt zu haben, leiſtete doch die engliſche Re⸗ 
gierung den ſtärkſten Widerſtand und drohte ſogar (im Mai 1907) mit 
einer Flottendemonſtration vor Konſtantinopel, ſo daß tatſächlich die Aus⸗ 
führung des Planes unterblieb. Nach Fertigſtellung der 1320 km um- 
faſſenden Strecke bis Medina im September 1908 trat plötzlich eine 
Stockung im Weiterbau ein. Die Araber lehnten ſich gegen die Fort⸗ 
führung der Bahn auf, und die arabiſchen Scherife drohten mit der Zer⸗ 
ſtörung der ganzen Bahn, wenn ſie über Medina hinaus weiter gebaut 
würde. „Dieſe Drohung gewinnt eine gefährliche Beleuchtung durch die 
Berichte der türkiſchen Gouverneure über die große Waffeneinfuhr von 
modernen Gewehren (Syſtem Martini) nach Arabien. Sogar Dynamit 
haben die Araber bei ihren Angriffen auf die Telegraphenlinien benutzt. 
Es iſt ein offenes Geheimnis, daß dieſe Waffen von engliſchen Kaufleuten 
ſtammen. Unter wohlwollendem Zuſehen der engliſchen Kriegsſchiffe 
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wurden fie in den Häfen des Roten Meeres und des Perſer Golfes 
gelandet.“ 

All dieſe von England im Intereſſe ſeiner Kolonien unternommenen 
Schritte waren freilich nur mehr negativer Natur: ein Hintanhalten des 
wachſenden Einfluſſes des türkiſchen Sultans als Kalifen auf die Iſlam⸗ 
welt. Aber auf die Dauer glaubte England auch von der Ergreifung 
poſitiver Maßnahmen zum Schutze wenigſtens ſeiner wichtigſten Beſitzung, 
Indien, nicht abſehen zu können. Woraus denn der Wunſch nach Sicher⸗ 
ſtellung einer bequemen und ſchnellen Verbindung mit den britiſchen 
Inſeln. Aus dieſem Beſtreben hatte ſich bereits die Beherrſchung des 
Suezkanals durch Aufkauf des größten Teils ſeiner Aktien, die Olkupation 
von Agypten, die Anlage von Flottenſtützpunkten am Ausgang des Roten 
Meeres, die Beherrſchung des Ausganges vom Perſer Golf und die 
Schutzerklärung über Koweit ergeben. Aber dies alles ſchien der eng⸗ 
liſchen Regierung noch nicht hinreichend, um die Sicherheit der Verbindung 
unter allen Umſtänden zu gewährleiſten. Es ſollte vielmehr noch eine 
Landverbindung geſchaffen werden: eine transarabiſche Bahn, mit deren 
Hilfe England ſeine indiſchen Truppen in ganz kurzer Zeit nach Agypten 
und ſomit nach Europa und ebenſo umgekehrt europäiſche Truppen nach 
Indien werfen könnte. Die Konzeſſion für den Bahnbau ſuchte indeſſen 
England nicht etwa bei der türkiſchen Regierung nach, ſondern bei ge⸗ 
wiſſen in Betracht kommenden arabiſchen Stämmen, die es zuerſt gegen 
die Hohe Pforte aufwiegelte, um ſie dann, wie es klaſſiſcherweiſe geradezu 
bekanntlich mit Koweit geſchah, von der Türkei für unabhängig zu er⸗ 
klären und zur angeblichen Wahrung ihrer Unabhängigkeit in eigenen 
Schutz zu nehmen. Infolge des Ausbruches des Weltkrieges iſt ja der 
Plan zunächſt ins Stocken geraten. Gelänge es aber England einmal, 
die transarabiſche Bahn wirklich zur Ausführung zu bringen, dann er⸗ 
hielte es einen ſo großen Machtzuwachs, daß der Einfluß der Türkei in 
den Heiligen Orten des Iſlam und damit in der mohammedaniſchen 
Welt überhaupt als außerordentlich gefährdet bezeichnet werden müßte. 

Aber auch türkiſcherſeits blieb man nicht ſtill. Man ſuchte die 
Sympathien der Araber zu gewinnen, indem man ihrer Eigenart weit 
mehr als vorher Rechnung zu tragen anfing. Daß gerade die Jung⸗ 
türken, denen ſonſt Türkiſierung und Zentraliſierung als Parole auf dem 
Gebiete des Kultur⸗ und Verwaltungslebens gelten, dieſen Weg beſchritten 
haben, ſpricht für ihre ſtaatsmänniſche Einſicht, wenn ſie auch ihnen, 
wie die Geſchichte der letzten zehn Jahre lehrt, nach mancher Richtung 
ein wenig gar zu ſpät gekommen iſt. Ein Regierungserlaß von Mitte 
1913, der ſich auf die arabiſchen Gebiete bezieht, beſtimmt, daß die Ein⸗ 
künfte und Güter des Wakuf in den einzelnen Wilajets den religiöſen 
Gemeinden der betreffenden Wilajets gehören ſollen. Der elementare und 
mittlere Unterricht ſoll in der Sprache der Mehrheit der Bewohner ge⸗ 
geben werden. Daneben ſollen höhere Schulen geſchaffen werden, in 
denen der Unterricht auf Arabiſch erfolgt. Alle Beamten in arabiſchen 
Ländern müſſen die arabiſche Sprache beherrſchen. Die Regierung in 
Konſtantinopel behält ſich nur vor, den Wali, den Generalſekretär, den 
oberſten Schatzmeiſter und beſtimmte Richter zu ernennen, die aber alle 
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Arabiſch können müſſen. Selbſt bezüglich der örtlichen Dienſtleiſtung 
der Soldaten ſind einſchränkende Beſtimmungen getroffen worden, ſo daß 
die Verwendung der in den arabiſchen Provinzen ausgehobenen Truppen 
nur unter beſonderen Umſtänden außerhalb der Gebietsgrenze erfolgen 
dürfe. Sogar zur Gründung einer Univerſität in Medina, in der das 
Arabiſche alleinige Unterrichtsſprache ſein ſoll, hat man ſich entſchloſſen. 
Die Grundſteinlegung fand am 29. November 1913 bei Anweſenheit 
einer Sonderkommiſſion aus Konſtantinopel ſtatt. Die Angliederung einer 
Landwirtſchaftsſchule iſt für ſpäter in Ausſicht genommen. Eine weitere 
iſlamiſche Univerſität, „Saladin el⸗Ejübi“, iſt im September 1915 in 
Jeruſalem eröffnet worden. In Bagdad, Damaskus und Jemen ſollen 
ähnliche Einrichtungen dann gleichfalls folgen. Durch die Einräumung 
beſonderer Rechte, vor allem durch die Anerkennung und Förderung ihrer 
völkiſchen Eigenkultur, hofft man, die Geſinnung der arabiſchen Völker⸗ 
ſchaften für ſich zu gewinnen, und zwiſchen den geiſtes⸗ und religions⸗ 
verwandten Türken und Arabern neue ſtarke Bande zu ſchaffen, die künftig⸗ 
hin allen diplomatiſchen Ränkeſpielen widerſtehen werden. 

So vollzieht ſich der Kampf um den Hißzaz zwiſchen England und 
der Türkei Zug um Zug, Angriff und Abwehr, bisweilen in brutalem 
Vorgehen, zumeiſt auf dem Wege fein eingefädelter Intrige. Aber was 
wir eben kennengelernt haben, iſt nur ein Beiſpiel für die Vorgänge 
auf der arabiſchen Halbinſel überhaupt, welche England ſamt und ſonders 
unter ſeinen Einfluß zu bringen von jeher angeſtrebt hatte. Könnten 
wir etwa annehmen, daß es auf den Südweſtteil Arabiens, das Arabia 
felix der Alten, deſſen Städte ſchon in früheſten Zeiten Zentren des 
Welthandels bildeten, verzichten würde? In der Tat legten 1839 die 
Engländer ihre Hand auf Aden, das Arabia emporium, alſo die Stadt 
Arabiens der alten Römer. In der Folge hat es ſo ziemlich ganz Süd⸗ 
arabien in ſeine Abhängigkeit gebracht, indem es ſyſtematiſch mit den 
meiſten Stämmen dort formelle Protektoratsverträge abſchloß, die durch 
den Vizekönig von Indien ratifiziert wurden. Man leſe hierzu beſonders 
das hochintereſſante Kapitel: „Die engliſchen Beſitzungen und Intereſſen⸗ 
gebiete in Südarabien“, in welchem der Verfaſſer auf rund dreißig Seiten 
in gedrängteſter Form, aber dennoch durchaus überſichtlich und nahezu 
erſchöpfend eine Geſchichte jenes Landteiles ſeit den älteſten Zeiten, ins⸗ 
beſondere eine Schilderung der nicht immer glücklichen, aber unabläſſigen, 
zähen und ſtets zielflaren Bemühungen der Engländer, ſich dort ein⸗ 
zuniſten, gibt. Das Landinnere, das die Provinzen Jemen und Aſir 
umfaßt, blieb allerdings im Befige des türkiſchen Sultans, der als In⸗ 
haber des Kalifats und als Rechtsnachfolger der Agypter auf das Gebiet, 
das früher zu Agypten gehört hatte, Beſitzrechte geltend machte. Seit 
1849 wird auch Jemen amtlich als türkiſches Wilajet aufgeführt. Der 
moraliſchen Geltendmachung von Hoheitsrechten entſprach jedoch nur in 
den ſeltenſten Fällen deren faktiſche Ausübung ſeitens der Türkei in jener 
Gegend. Die Engländer, denen eine kräftige türkiſche Provinz in Süd⸗ 
arabien ſehr hinderlich ſein mußte, ſorgten durch ſtändige Anſtiftung und 
Schürung von Aufſtänden, daß die Bevölkerung nie ganz unter türkiſche 
Botmäßigkeit kam. Nicht nur engliſche Waffen, ſondern auch engliſche 
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Kapitalien floſſen in reichſtem Maße ins Land. Und wenn auch nicht 
mehr, wie ehmals, durch den Handel, ſo konnten doch die Einheimiſchen 
durch die von England angezettelten Händel ein glückliches Leben führen. 

Ahnliche Kämpfe fanden auch an den anderen Teilen Arabiens ſtatt, 
nur bisweilen ſogar noch zäher, unerbittlicher, intrigenreicher, weil dort 
engliſche Intereſſen in noch höherem Grade auf dem Spiele ſtanden. 
Im weſtlichen Arabien glaubte England es zulaſſen zu können, daß hier 
und da eine andere europäiſche Macht ſich in der Nähe feſtſetzte. So 
haben wir das franzöſiſche Somaliland, ebenſo gehört Obok und feine 
Umgebung den Franzoſen, während von Aſſab an nördlich das Gebiet 
zum italieniſchen Beſitzſtand zählt. Auf der Oſtſeite hingegen, wo die 
Frage der Sicherung Indiens unmittelbar mit hineinſpielte, wollte Eng⸗ 
land eine Nebenbuhlerſchaft unter keinen Umſtänden dulden und ſtrebte 
infolgedeſſen mit allen Mitteln danach, im Perſer Golf eine Monopol - 
ſtellung zu erlangen. Daß man die Türkei in ihren Hoheitsrechten auf 
jede Weiſe zu beſchneiden ſuchte, läßt ſich leicht denken. Wie in Indien, 
Agypten, Perſien, war es die heißeſte Sehnſucht der Franzoſen, auch in 
»Omän Einfluß zu gewinnen. Schon während der Revolution wurde in 
Masgqat ein franzöſiſches Konſulat errichtet. Aber ſchließlich mußte Frank⸗ 
reich doch, nach einem langen politiſchen Duell, den Kürzeren ziehen und 
das Feld räumen. Eine gefährliche Konkurrenz begann ſich ſpäter für 
die Engländer durch die Ruſſen zu bilden, die in Masqat ebenfalls ein 
Konſulat errichteten und eine Dampferlinie, die den Verkehr zwiſchen 
Odeſſa und dieſer Stadt vermitteln ſollte, anlegten. Auf einem Umwege 
wußte indeſſen England ſich dieſes Nebenbuhlers zu entledigen. „Es 
hatte die Japaner auf Rußland gehetzt, und durch den Frieden von Ports⸗ 
mouth wurde dieſes ſo geſchwächt, daß es ſeine Beſtrebungen im Perſer 
Golf aufgab.“ 

Die ſtärkſte Hochſpannung entſtand aber anläßlich der Erbauung der 
Bagdadbahn, als der Plan, den Schienenſtrang bis zum Perfiſchen Golf, 
den die Engländer als Vorfeld für das Indiſche Kaiſerreich und damit 
als ihr unantaſtbares Herrſchaftsgebiet zu betrachten ſich gewohnt hatten, 
fortzuführen Wirklichkeit werden ſollte. Die Geſchichte der hierbei vor⸗ 
gekommenen Ränke und Machenſchaften gehört ja nicht mehr in den 
Rahmen des Buches, das die Kämpfe um Arabien zu ſchildern ſich zur 
Aufgabe gemacht hat. Allein ideell weiſen doch die beiden Gebiete ſehr 
ſtarke gemeinſame Berührungspunkte auf; zumal vom dynamiſchen Stand⸗ 
punkt großbritanniſcher Weltmachtpolitik. Denn ſelbſt die letzte Phaſe 
dieſes Ringkampfes, der Weltkrieg, iſt ganz nur im Lichte des Geſamt⸗ 
prozeſſes zu verſtehen. „Ein Erfolg in Meſopotamien würde den eng⸗ 
liſchen Einfluß in Arabien ungemein ſtärken, den England ſo lange auf 
Hintertreppen erſtrebt hatte, er würde die Möglichkeit eröffnen, gegen das 
türkiſche ein arabiſches Kalifat unter engliſchem Einfluß einzurichten.“ 
Aus dieſem Grunde unterläßt es der Verfaſſer auch nicht, Meſopotamien 
in den Kreis feiner Betrachtungen zu ziehen, wennſchon er in feinen Aus⸗ 
führungen hier ſich auf die bloße Skizzierung der wichtigſten Begeben⸗ 
heiten beſchränkt. In ausgezeichneter Weiſe gelingt es ihm dabei, wenn 
auch bei knappſter Linienführung, uns eine überaus anſchauliche Darſtellung 


1205] Beſprechungen 2375 


von der Geſchichte, den Lebens bedingungen, der weltpolitiſchen und welt⸗ 
wirtſchaftlichen Bedeutung des Iraq zu geben, wobei ſogar eine eingehende 
Schilderung der letzten Kämpfe und (in einem Nachtrag) eine nahezu 
wortgetreue Wiedergabe des „Amtlichen Berichts des Generals Nixon 
über die engliſchen Unternehmungen in Meſopotamien von Mitte April bis 
Ende September 1915“ nicht fehlen. Ein Anhang, in welchem eine 
Anzahl hochintereſſanter, dem Leſer im allgemeinen nicht leicht zugänglicher 
Aktenſtücke im Urtext gebracht wird, ergänzt in wertvoller Weiſe das 
intereſſante Buch. 

Was mir am Stuhlmannſchen Werke einen ganz beſonderen, faſt 
möchte ich ſagen, äſthetiſchen Reiz bot, iſt ſeine Anlage, die von einem 
ſcheinbar unbedeutenden Ausgangspunkt zu gewaltigen, ſchier unüberſeh⸗ 
baren Perſpektiven ſich emporhebt: von feinem pianissimo zu ſtärkſtem 
fortissimo. Der Verfaſſer glaubt anfangs geradezu mit einer Entſchul⸗ 
digung beginnen zu müſſen: „Es mag als eine wunderliche Laune er⸗ 
ſcheinen, ſich im Getümmel des Weltkrieges mit einem ſo abgelegenen 
Lande wie Arabien, das mit Recht das unbekannteſte Gebiet der Erde 
genannt wird, zu beſchäſtigen.“ Arabien tft aber nicht nur geographiſch, 
ſondern für das Gros des Publikums auch politiſch ein höchſt unbekanntes 
Gebiet. Der Verfaſſer leuchtet nun ſcharf in dieſe Dunkelheit hinein. 
Er führt uns fortſchreitend von Provinz zu Provinz, die ſich als von 
wachſender Bedeutſamkeit enthüllen. Überaus wichtig iſt der Higaz mit 
den Heiligen Orten. Noch wichtiger iſt Jemen mit Aden. Nicht minder 
wichtig iſt Oman mit Masgat, dem Aden des öſtlichen Arabiens, zumal 
dieſes den Schlüſſel zum Perſiſchen Golf bildet. „Um Indien dreht ſich 
für England alles, und Arabien iſt Vorfeld für die Verteidigung Indiens,“ 
kann er nunmehr feſtſtellen. Aber von der allergrößten Wichtigkeit gerade 
für Indien iſt auch Meſopotamien. So daß der Verfaſſer zuletzt ſeine 
Ausführungen mit dem bedeutungsvollen Hinweis ſchließen kann: „Die 
Kämpfe, die ſich in Meſopotamien zwiſchen den engliſchen 
Invaſionstruppen und den Türken abſpielen, ſind für 
den Ausgang des Weltkrieges von ganz weſentlicher Be- 
deutung, ja ſie können entſcheidend mit Bezug auf Eng⸗ 
land ſein.“ Dann die ſouveräne Beherrſchung des Stoffes, die um⸗ 
faſſende Art der Darſtellung, das überlegene, klare Urteil — das alles 
macht das Buch zu einer ebenſo intereſſanten und lehrreichen wie nütz⸗ 
lichen und zeitgemäßen Lektüre. 

Berlin⸗Halenſee Alphons J. Sußgnitzki 


Hoetzſch, Otto: Rußland. Eine Einführung auf Grund 
ſeiner Geſchichte vom Japaniſchen bis zum Weltkrieg. 
Zweite, voll ſtändig umgearbeitete Auflage. Berlin 1917, Georg Reimer. 
489 S. Br. 12 Mk., geb. 13 Mk. 


Hoetzſchs „Rußland“ liegt nunmehr in zweiter „vollſtändig um⸗ 
gearbeiteter“ Auflage vor. Die erſte begegnete neben anerkennenden Ur- 
teilen auch einer recht ſcharfen, ja heftigen Anfechtung von verſchiedenen 
Seiten. Und ſo iſt auch eine erneute Beſprechung des Buches wohl an⸗ 
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gezeigt. Dem Charakter des „Jahrbuchs“ entſprechend, wird uns bei 
dieſer Beſprechung nicht ſo ſehr das Hiſtoriſche i. e. S. als das hiſtoriſch 
Grundſätzliche und Soziologiſche intereſſieren. Wir glauben von dieſem 
Standpunkte aus auch die grundſätzliche Bedeutung des Buches in klareres 
Licht zu rücken. 

Hoetzſch hält auch in dieſer Auflage an dem Prinzip der erſten feſt, 
die Geſchichte Rußlands nur bis zum Weltkrieg darzuſtellen. Das iſt, 
da die ruſſiſchen Dinge ſich immer noch in einem Fluſſe befinden, deſſen 
Ende und Ergebnis unabſehbar ſind, nur eine weiſe Selbſtbeſchränkung; 
ſie iſt aber auch, angeſichts der ſtarken politiſchen Verlockung, die die 
Verfolgung der ruſſiſchen Geſchichte bis in den Krieg und die Gegenwart 
hinein darſtellt, für das Streben Hoetzſchs nach Objektivität charakteriſtiſch. 
Anderſeits, trotzdem er nur die Geſchichte Rußlands „vom Japaniſchen 
bis zum Weltkrieg“ darſtellen will, geht er doch, als echter Hiſtoriker, 
zur Erklärung dieſes Abſchnitts weit in die Vergangenheit zurück, ſo 
daß ſein Buch ſich zu einer Geſamtgeſchichte Rußlands auswächſt. Dieſe 
Geſamtgeſchichte teilt Hoetzſch in drei Perioden ein: Altertum 980 — 1015, 
Mittelalter 1015 1613, Neuzeit von 1613 an. Es iſt gut, wenn auch 
etwas zu knapp, wenn Hoetzſch hier im Ausdruck das ſpezifiſch Ruſſiſche 
andeuten will und zum Beiſpiel „ſein (d. h. Rußlands) Mittelalter“ 
ſagt. Denn es iſt kein Mittelalter und auch keine Neuzeit im europäiſchen, 
inneren Sinn: im Mittelalter fehlt der Katholizismus und dem⸗ 
gemäß, wie bereits Caadajew in ſeinem berühmten „Philoſophiſchen 
Schreiben“ erkannte, die Zugehörigkeit zu einem damals gemeinſamen 
Band der europäiſchen Völker — eine Erſcheinung, in der der tiefſinnige 
Philoſoph mit Recht die Quelle der ruſſiſchen Iſolierung und der 
ruſſiſchen Eigenarten bis in die Neuzeit erkannte; und in der Neuzeit 
fehlt die Reformation — ein nicht minder bedeutſames Moment. Schon 
hier alſo tritt an uns das Problem heran, das uns auch des weiteren 
beſchäftigen wird, das Problem nach der Natur des Unterſchieds Rußlands 
von Europa. Hoetzſchs nimmt bei der angeführten Zeiteinteilung wie 
bei der Stellungnahme zum ſoeben bezeichneten Zentralproblem überhaupt 
zum Kriterium die ſtaatlichen Formen (Übergang zum Abſolutismus, 
dann zum Verfaſſungsſtaat) und die Rezeption weſteuropäiſcher Lebens⸗ 
formen. 

Auch hinſichtlich des Problems der Entſtehung oder vielmehr Kon⸗ 
ſolidierung des ruſſiſchen Staates nimmt Hoetzſch den Standpunkt der 
Analogie der ruſſiſchen mit der univerſalen Entwicklungsgeſchichte ein, 
der namentlich für die Beurteilung der jetzt ſo akuten ruſſiſchen Nationa⸗ 
litätenfrage von großem Intereſſe iſt. Soweit demnach die dem früheren 
ruſſiſchen Reich einverleibten Nationalitäten heute auf die einſtmaligen 
Garantien der ſtändiſchen Rechte durch die ruſſiſchen Monarchen pochen, 
iſt dies ein vor dem Forum der Geſchichte und der Wiſſenſchaft kein 
zwingendes Beweisverfahren. Die Verdrängung der ſtändiſchen Rechte 
durch den abſolutiſtiſchen Staat iſt vielmehr eine univerſale und folglich 
eine hiſtoriſch geſetznäßige Erſcheinung der Verfaſſungsgeſchichte. Wollte 
man jenem Beweisverfahren ſtattgeben, fo würde, um ein parabores, 
aber konſequentes Beiſpiel zu nehmen, etwa den oſtpreußiſchen Ständen 


1207] Beſprechungen 877 


auf Grund ihrer Rezeſſe mit dem Großen Kurfürſten gegebenenfalls 
auch in der Gegenwart ein Recht auf Lostrennung vom ihrem Staate 
zuzugeſtehen ſein. Jene ſeparatiſtiſchen Beſtrebungen können alſo wohl 
nationale und politiſche, nicht aber ſtaatsrechtliche Gründe für ſich in 
Anſpruch nehmen. 

Kehren wir zur inneren ruſſiſchen Geſchichte als ſolcher zurück, ſo 
liegt hier offenbar der Nachdruck auf dem 2. und 3. Kapitel des erſten 
Buches, die „die Entſtehung des modernen Rußlands und die Voraus⸗ 
ſetzungen der Revolution von 1905“ zum Gegenſtand haben. In der 
Tat liegen hier die unmittelbaren Wurzeln des Zeitabſchnitts 1904 bis 
1914, der zur Gegenwart überleitet. Wenn Peter der Große und 
Alexander I. den ſtaatlichen und adminiſtrativen Grund Rußlands legten 
— durch die Errichtung des Senats, Synods und der Miniſterien —, 
ſo legt erſt Alexander II. durch die Gerichtsreformen und die Bauern⸗ 
befreiung den Grund zum Verfaſſungsſtaate. Nimmt man, wie Hoetzſch, 
dieſen geſchichtlichen Standpunkt ein, ſo ergibt ſich hieraus gleichſam eine 
organiſche und überſichtliche Gliederung des weiteren Stoffes: der Geſchichte 
der Volksvertretung, der Volkswirtſchaft, ganz beſonders der Agrarreform, 
der Nationalitäten⸗ und Machtpolitik uſw. Die Weiterentwicklung faſt 
auf allen dieſen Gebieten wird durch die Zäſuren des liberalen, dann 
reaktionären Regimes treffend gekennzeichnet und im einzelnen durch⸗ 
geführt. Auch bei dieſen Einzelmaterien können wir indeſſen nicht, wie 
eingangs erwähnt, ins Detail gehen, ſondern die großen Geſichtspunkte 
hervorheben und die ſich aus Hoetzſchs Darſtellung ergebenden prinzipiellen 
ſoziologiſchen Konſequenzen ziehen. 

Der ganzen ruſſiſchen Entwicklung fehlt die Mitte, 
der Übergang, die Zwiſchenglieder, das Kompromiß. 
Darin beſteht die Tragik der ruſſiſchen Geſchichte und ihre Lehre für 
andere Staaten. Dieſer Satz gilt ſtatiſch wie dynamiſch, in der Geſamt⸗ 
heit der ruſſiſchen Geſchichte wie auf ihren einzelnen Gebieten. Und 
durch nichts iſt dieſer Satz uns ſo klar geworden wie durch Hoetzſchs 
Darſtellung. Auf dem verfaſſungsgeſchichtlichen Gebiete zeigt ſich dieſe 
Eigenart in dem Gegenüberſtehen und Kampf des abſolutiſtiſchen Radika⸗ 
lismus gegen den liberalen und ſozialiſtiſchen Radikalismus, in dem 
eine organiſche Entwicklung durch Kompromiſſe verſchiedener Kräfte immer 
nur Anſätze zeigt, um ebenſo ſchnell zu ſcheitern. Es iſt wie ein circulus 
vitiosus: der Radikalismus der Oppoſition treibt einen ſolchen der Re⸗ 
gierung hervor und vice versa immerfort. Mit Recht ſagt Hoetzſch 
ſelbſt (S. 48): „Es liegt eine ungeheure Tragik nicht nur für Alexander 
als Menſchen, ſondern für die Geſchichte des neuzeitlichen Rußlands 
überhaupt darin, daß, als Alexander II. am 13. März 1881 von dem 
tödlichen Bombenwurfe getroffen wurde, wenigſtens der Anſatz zu einer 
Verfaſſung in ſeinem Kabinett unterſchrieben vorlag: die ſogenannte 
Konſtitution des Grafen Loris-Melikow. Sie hätte zunächſt die Wünſche 
der konſtitutionellen Semſtwomänner wenigſtens einigermaßen befriedigt, 
indem fie eine Kommiſſion aus Semſtwo⸗ und Städtevertretern und er⸗ 
nannten (auch Regierungs-) Mitgliedern zur Ausarbeitung dringender 
Geſetze, alſo eine Art von Volksvertretung in Ausſicht nahm.» Wie 
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anders wäre die Entwicklung Rußlands verlaufen, wenn das Neformwerk 
der ſechziger Jahre früh genug in dieſer Weiſe gekrönt worden wäre!“ — 
Oder denken wir 28 Jahre ſpäter an die Geſchichte der erſten Duma, 
wie hier ſelbſt die Liberalen ein außerordentlich radikales, geradezu ſozia⸗ 
liſtiſch anmutendes Agrargeſetz einbringen, dadurch die Reaktion der Re⸗ 
gierung und den Abbau der eben in ihren Anfängen ſteckenden Volks⸗ 
vertretung hervorrufen uſw. 

Auf dem Gebiete der Volkswirtſchaft drückt ſchon das alte Wort, 
nach dem Rußland nur Eiſenbahnen, aber keine Chauſſeen kennt, dieſes 
Fehlen der Mitte aus. Und in der gleichen Richtung bewegte ſich, wie 
auch Hoetzſch unterſtreicht, die ganze induſtrielle Entwicklung. Es war 
eine fiskaliſche Entwicklung, die über das organiſche Wachstum des Landes 
hinausging, das Volk in Elend und Unwiſſenheit hinter ſich zurücklaſſend. 

Auf dem Gebiete der Verwaltung und der Juſtiz fehlten gleichfalls 
die Zwiſchenglieder, die vom Zentrum bis in die Peripherie reichten. 
Der Gouverneur ſollte die Fäden geregelter ſtaatlicher Verwaltung zwiſchen 
der Reſidenz und dem Lande ſpinnen, war aber in Wirklichkeit eine Art 
Satrap in ſeiner Provinz, der die Beamtenwillkür nicht beſeitigte, ſondern 
ſteigerte. Und in der Juſtiz gelang es der Reform nicht, das ordentliche 
einheitliche Gerichtsweſen bis in die Bauern⸗, d. h. doch die Volksmaſſe 
hinein auszubauen. Im Kirchenweſen verdrängte die Liturgie die Predigt, 
der Gottesdienſt die Seelſorge. In dieſem Fehlen der geſunden Mitte 
liegt auch der Schlüſſel zum Verſtändnis der jüngſten Ereigniſſe in 
Rußland. Dieſe Ereigniſſe ſind, neben dem Kriege, die hiſtoriſche Strafe 
für den Mangel einer organiſchen Entwicklung. 

Wie iſt aber das alles zu erklären? Trifft immer noch das alte 
Wort zu, mit dem angeblich die fremden Varjagen ins Land zur Re⸗ 
gierung berufen worden ſind: „Unſer Land iſt weit und reich, aber es 
fehlt in ihm die Ordnung“? Hat nicht Caadajew die „geographiſche 
Tatſache“ als die „zentrale Tatſache unſeres Daſeins“ hingeſtellt und 
zuletzt auch Witte die gleiche Tatſache als Rußlands zentrale Schwäche 
betont? Warum hat aber etwa die weite Ausdehnung der „Ver⸗ 
einigten Staaten“ nicht die gleichen oder auch nur ähnliche Erſcheinungen 
gezeitigt? Alſo liegt der Grund nicht nur in der Geographie, ſondern 
auch in der Geſchichte. Aber hier liegt eine Wechſelwirkung vor: nicht 
nur ſormt die Geſchichte das Volk, ſondern das Volk macht auch ſeine 
Geſchichte, wie ein Blick auf Preußen, dieſes von Natur aus arme, 
kleine und ſchwache Land beſtätigt. „Man kann nicht unſeren politiſchen 
Exiſtenzbedingungen allein die Schuld an unſerem ſchlechten Gerichtsweſen 
zuſchieben,“ ſagt der Juriſt B. Kiſtjakowskij in der berühmten Sammel⸗ 
ſchrift „Wjechi“ (Grenzpfähle), die der Charakteriſtik der ruſſiſchen revo⸗ 
lutionären Intelligenz gewidmet iſt: „wir ſind auch ſelber daran ſchuld. 
Unter ganz analogen politiſchen Umſtänden haben bei anderen Völkern 
die Gerichte dennoch das Recht ſiegreich behauptet. Das Sprichwort 
‚ea gibt noch einen Richter in Berlin“ bezieht ſich auf das Ende des 
18. und die erſte Hälfte des 19. Jahrhunderts, als Preußen noch eine 
abſolute Monarchie war.“ Und an einer anderen Stelle, wo er die 
Mängel der ruſſiſchen Rechtskodiſikation hervorhebt: „Bei Völkern mit 
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ausgeprägtem Rechtsbewußtſein, wie beiſpielsweiſe den Römern und Eng⸗ 
ländern, entwickelte ſich unter gleichen Umſtänden ein harmoniſches Syſtem 
ungeſchriebenen Rechts, bei uns aber blieb die bürgerliche Rechtsordnung 
in dem alten Zuſtand der Unordnung.“ 

So ſind wir von ſelbſt zum Ausgangspunkt unſerer Beſprechung 
zurückgekehrt, den die Frage bildete: Läuft die Entwicklung Rußlands 
der von Weſteuropa parallel oder abweichend und wie, dem Grade oder 
der Art nach? Das iſt die Frage Rußlands, die allen hervorragenden 
Geiſtern, Ranke, Caadajew, Sſamarin mit Recht als die wichtigſte, in 
ſich alles andere enthaltende erſchien. Sie iſt, wie auch Hoetzſch bemerkt, 
„auch noch für die Gegenwart die Zentralfrage, die bis heute weder in 
der ruſſiſchen noch außerruſſiſchen Wiſſenſchaft und Welt ſchon als ent⸗ 
ſchieden gilt“ (S. 3.) In der Tat iſt ſie auch für die unmittelbare 
Gegenwart bedeutſam: die ſozialiſtiſche Bacchanalie, die jetzt in Rußland 
ihre Orgien feiert und die durch den Umfang ihrer Gewalt zu einem der 
Faktoren der Weltpolitik ſelbſt geworden iſt, iſt ſelber nur ein Orgasmus 
aller ruſſiſchen Eigenarten und wurzelt wie dieſe in jener Zentralfrage. 
Hoetzſchs Löſung dieſer Zentralfrage, wie ſie durch ſein ganzes Werk geht, 
iſt eine Löfung im Sinne der Analogie, des Gradunterſchieds von Rußland 
und Weſteuropa. Wir glauben, daß hier, um mit Hegel zu reden, der Grad⸗ 
unterſchied einen Grad erreicht, der ihn zum Artunterſchied macht. Dieſe 
Steigerung kann, da, wie ich oben zu zeigen verſuchte, Geographie und 
Geſchichte keine ausreichende Erklärung geben, nur durch die volkspſycho⸗ 
logiſche Art ſelbſt bedingt ſein, der aber Hoetzſch räumlich und inhaltlich 
nur eine ganz gelegentliche Rolle (II. Buch, Kap. VIII, Abſchn. IV, 
S. 275— 280: „Die ruſſiſche Seele“) einräumt. Die Beſtrebungen der 
hervorragenden Literatur über Rußland in den letzten Jahren richteten 
ſich, angeregt namentlich durch die Vorgänge der ruſſiſchen Revolution, 
auf die Ergründung dieſer pſychiſchen Eigenart. Schon die Verfaſſer der 
oben erwähnten berühmten ruſſiſchen Sammelſchrift Wjechi! erkannten, 
daß es außer der ruſſiſchen Geſchichte noch etwas gibt, was den Gang 
der letzten Ereigniſſe in Rußland entſcheidend mitbedingt, und erblickten 
dieſes bedeutungsvolle Etwas in dem ſeeliſchen Habitus der ruſſiſchen 
Intelligenz als Lenkerin der jüngſten Geſchicke Rußlands, namentlich in 
der Revolution. Dann ſuchte Maſſaryk in ſeinem bekannten Werke 
„Rußland und Europa“ dieſes Innere zu ergründen, übertrieb aber doch 
zu ſehr den Einfluß der ruſſiſchen orthodoxen Religion?; Nötzel hat ein 
glänzendes und treffendes Bild der „Geiſtigen Grundlagen des heutigen 
Rußland“? entworfen, vermochte aber, wie ich dies an anderer Stelle“ 
näher darlegte, doch nicht ſeine Abſicht durchzuführen, die ſeeliſchen Eigen⸗ 


1 Ich darf vielleicht an dieſer Stelle bemerken, daß dieſe Schrift in einer 
deutſchen Überſetzung von mir nächſtens im Verlage S. Fiſcher, Berlin, unter 
dem Titel „Rußlands politiſche Seele“ erſcheint. 

8 5 meine Beſprechung des Werkes in dieſem Jahrbuch 1918, 
8 Siehe Jennys Beſprechung in dieſem Jahrbuch 1918, S. 372—377. 
Siehe meine „ der Schrift von Nötzel in der Zeitſchrift für 

Sozialwiſſenſchaft 1918, Heft 3—4, S. 251 f. 
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arten des ruſſiſchen Lebens lediglich aus den geſchichtlichen Schickſalen 
Rußlands abzuleiten, und mußte ſelber an verſchiedenen Stellen auf 
„urſprüngliche“, „angeborene Anlagen“ zurückgreifen. Wir müſſen nun⸗ 
mehr, wie mir ſcheint, den letzten Schritt machen. Es muß doch in 
dieſem Volke ſelbſt oder doch zumindeſt in ſeiner führenden Schicht, der 
Intelligenz, ein Mangel an abſoluter Ordnungsliebe, an Stetigkeit, an 
nationalem Gemeinſchaftsgefühl, eine Abneigung gegen Kompromiſſe 
ſtecken, ſonſt wären ja — exemplar Germaniae docet — all dieſe 
Ereigniſſe, deren Zeugen wir ſind, undenkbar. Hoetzſch ſpricht gelegentlich 
ſelbſt von ſchwankendem Gleichgewicht im ruſſiſchen Charakter. Und 
wurzelt nicht jener Radikalismus in der ruſſiſchen Staatsgeſchichte, von 
dem wir oben ſprachen, letzten Endes ſelbſt in der, wenn nicht dem 
ruſſiſchen Volke im engeren Sinne, ſo doch der — politiſch maßgebenden — 
Intelligenz ſo eigenen Impulſivität? Wurzelt nicht der Revolutionismus, 
der Maſſencharakter ſozialer Bewegungen in der Erpanfivität des Ruſſen, 
in ſeiner Mitteilſamkeit? Beruht nicht der politiſche Fanatismus im 
letzten Grunde auf einer eigenartigen Miſchung religiöſer, moraliſtiſcher 
und künſtleriſcher Anlagen, wie wir ſie zum Beiſpiel in Doſtojewskij 
verkörpert ſehen? 

Wenn wir alſo (und mit uns gar mancher) in der Unterſuchung 
des zuletzt dargelegten Fragekomplexes eine Vervollſtändigung des Hoetzſchen 
Werkes gern geſehen hätten, ſo müſſen wir doch, wenn wir einen Rück⸗ 
blick aufs Ganze werfen, ſagen, daß Hoetzſch ſich des überreichen und 
verwickelten Stoffes meiſterhaft und mit großer Objektivität bemächtigt 
und ihn zu einem plaſtiſchen, überſichtlichen und, auf eingehendes Quellen⸗ 
ſtudium und eigene Anſchauung geſtützt, durchaus zuverläſſigen Werke 
geſtaltet hat, das einen dauernden Wert als Quelle der Kenntnis 
Rußlands behalten wird !. 

Wir können dieſe Beſprechung nicht abſchließen, ohne wenigſtens 
mit einem Worte der heftigen, ja häßlichen Polemik zu gedenken, der 
Hoetzſchs viel befehdetes Buch ſich ausſetzen mußte. Am heftigſten war 
wohl die Hallers. Aber Hoetzſch hat ſelbſt (in ſeiner Gegenſchrift 
„Ruſſiſche Probleme. Eine Entgegnung auf J. Hallers Schrift ‚Die 
ruſſiſche Gefahr im deutſchen Hauſe““, Berlin 1917, G. Reimer) richtig 
erkannt, daß Hallers Vorwürfe nicht perſönlichen, ſondern politiſchen 
Motiven entſtammen. Nun mag wohl derjenige ſich recht eigentlich als 
Politiker vorkommen, der an politiſcher Hypertrophie leidet, der die 
Politik auch dort hineinbringt, wo ſie nicht gehört, ja an den Stoff be⸗ 
reits mit einer politiſchen Voreingenommenheit herantritt. Aber „das 
Volk wird die Welt beherrſchen, das über ſie am beſten informiert iſt“, 
ſagte mit Recht — ein Engländer. Erſt die Informierung, dann die 
Politik. Wer aber dieſes Verhältnis umkehrt, der iſt nicht ein guter, 
ſondern ein ſchlechter Politiker. 


1 Der Leſer, der in die Materie etwas tiefer eindringen will, ſei ganz 
a auf das wertvolle Literaturverzeichnis am Schluſſe des Werkes hin⸗ 
gewieſen. 
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In diefem Zuſammenhange noch ein Wort über die jetzt fo aktuelle 
ukrainiſche Frage. Hoetzſch betont mit Recht (S. 23, 399), bei aller 
Würdigung der ſogenannten ukrainiſchen Frage, daß es ſich bei den 
Kleinruſſen um eine Sprache und einen Stamm handelt, die von allen 
im ruſſiſchen Reiche lebenden dem Großruſſentum am nächſten ſtehen; daß 
jedenfalls weder die Ethnographie noch die Linguiſtik erlauben, die 
„Ukrainer“ als eigene Nation den „Moskowitern“ gegenüberzuſtellen. 
Daß dieſe Sätze nicht nur zur Zeit ihrer Abfaſſung, ſondern auch für 
die Gegenwart und Zukunft von weittragender Bedeutung ſind, muß ſich 
jeder ſagen, der mit dem Gefühl politiſcher Nüchternheit begabt iſt. In 
ihnen liegt ein heilſames Gegengewicht gegen die Theorien, mit denen 
Rohrbach und ſeine Geſinnungsgenoſſen die deutſche öffentliche Mei⸗ 
nung — bona fide — irreführen und deren Bodenloſigkeit fie teilweiſe 
letztens auch ſelbſt erkannt haben. 

Berlin E. Hurwicz 


Nußbaum, Dr. Arthur, Privatdozent an der Univerſität Berlin: 
Tatſachen und Begriffe im deutſchen Kommiſſions⸗ 
recht. Berlin 1917, Julius Springer. 8%. VII u. 111 ©. 


Es gab eine Zeit, wo unter dem überragenden Einfluß der hiſtoriſchen 
Schule die deutſche Volkswirtſchaftslehre ihre empiriſchen Aufgaben mehr 
in der Vergangenheit als in der Gegenwart ſuchte: Monographiſche Be⸗ 
ſchreibung und genetiſche Erklärung einſt geweſener Wirtſchaftszuſtände 
zog die Wiſſenſchaft ſtärker an als der Reichtum heutiger Tatſachen⸗ 
probleme. Längſt iſt die Volkswirtſchaftslehre davon zurückgekommen, 
und in dem Spiegel ihrer Tatſachenforſchung ſucht ſie das Bild der 
Wirtſchaftsgegenwart ebenſo und eifriger noch aufzufangen als das der 
Vergangenheit. 

Einen ähnlichen Wandel hat die deutſche Rechtswiſſenſchaft bis zur 
Schwelle der Gegenwart nicht zu verzeichnen gehabt. In dem gelehrten 
Schrifttum ſtanden und ſtehen rechtsgeſchichtliche Probleme ferner Vorzeiten 
im Vordergrund des Intereſſes; ihnen gegenüber die volle wiſſenſchaftliche 
Gleichberechtigung ſich zu erkämpfen, war der Dogmatik bisher nicht 
möglich. Mit dem Bewußtſein überlegener Wiſſenſchaftlichkeit war der 
Hiſtoriker geneigt, die Dogmatik um ſo geringer einzuſchätzen, als die 
Arbeitsmethoden rechtsgeſchichtlicher Forſchung ſich, ſeit einem Menſchen⸗ 
alter etwa, weſentlich verfeinert und vertieft hatten, die Arbeitsweiſe 
theoretiſierender Dogmatik dagegen trotz Ihering ziemlich unverändert ge⸗ 
blieben war. Dort, in der Rechtsgeſchichte, an Stelle der ehemaligen 
philologiſch einſeitigen und formaljuriſtiſch iſolierenden Betrachtungsweiſe 
eine vertiefte ſoziologiſche Methode, dank der papyrologiſchen Forſchung 
im römiſchen Recht, den bahnbrechenden Arbeiten eines Brunner und eines 
Gierke auf dem Gebiet der Germaniſtik, die Rechtsgeſchichte jetzt hinein⸗ 
geſtellt in ihre allgemeinen kulturgeſchichtlichen Entwicklungszuſammen⸗ 
hänge, zu ungeahnter Bereicherung auch für die reine Rechtserkenntnis. 
Hier, in der Dogmatik, zum Teil noch ſtarres Feſthalten an der formallogiſch 
iſolierenden Rechtsbetrachtung, die ihre Aufgaben erfüllt wähnt, wenn 
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fie eine entſtehungsgeſchichtliche und ſyſtemlogiſche Exegeſe der Geſetzes⸗ 
paragraphen gibt, konſtruktiv daraus beherrſchende Oberbegriffe, formal- 
logiſche Prinzipien der Rechtsfindung ableitet und aus dieſen dann wieder 
deduktiv zu Einzelſolgerungen hinabſteigt, unbekümmert um den normativen 
Wert ſolcher ſcheinbar logiſch zwingenden Folgerungen vom Standpunkt 
geſunder Intereſſenwägung, unbekümmert auch um die Welt der wirklichen 
Rechtstatſachen, des empiriſchen Rechtslebens ringsum, das vergeblich 
ſeine Stimme erhebt. 

Geſundes Rechtsgefühl freilich, ſchöpferiſche Intuition bedeutender 
Juriſten hat wider den Stachel dieſes Logizismus ſtets zu löken verſucht, 
und neuerdings ſcheint endlich Leben und Bewegung auch in die dogmatiſche 
Methodik kommen zu wollen: Die Soziologie, als ein heuriſtiſches Prinzip 
von der Rechtsvergangenheitsforſchung übertragen auf die Rechtsgegen⸗ 
wartsforſchung, entreißt den Rechtsſatz ſeiner formaliſtiſchen Iſolierung, 
ſtellt ihn hinein in den Strom der allgemeinen Kulturentwicklung und 
ſucht aus der Ermittlung der Wechſelbeziehungen zwiſchen der Rechtsnorm 
und den übrigen Faktoren geſellſchaftlichen Lebens beherrſchende Geſichts⸗ 
punkte zu gewinnen auch für die dogmatiſche Fortbildung des Rechts. 

Was aber die Rechtsnorm mit den Tatſachen des geſellſchaftlichen 
Lebens verbindet — mit Verkehrstechnik, Privatwirtſchaft, Volkswirtſchaft, 
Sozialethik, Kunſt, Religion —, das iſt ihr Zweck als Soll⸗Funktion, 
und ihre davon vielleicht abweichende Wirkung als Iſt⸗Funktion, beides 
ſich ergebend aus der Abſtellung der Norm auf einen beſtimmten ſozialen 
Tatbeſtand, eine beſtimmte geſellſchaftliche Intereſſenlage. Die ſoziologiſche 
Betrachtung der Rechtsnorm muß deshalb, wenn anders ſie ihrer dog⸗ 
matiſchen Aufgabe gerecht werden will, mit Notwendigkeit eine vor⸗ 
bereitende Tatſachenforſchung treiben, ſie muß frühere und 
heutige Intereſſenlagen, Zweckvorſtellungen, Wirkungserſcheinungen tat⸗ 
ſächlich ermitteln und erklären, — und damit öffnen ſich neue Tore zu 
neuen Forſchungswegen, die Dogmatik wird zur Erfahrungswiſſen⸗ 
ſchaft, ſie wird erlöſt von dem Bannfluch eines nur allzuoft ſcholaſtiſch 
angehauchten einſeitigen Rationalismus. Und da das Geſetz ganz über⸗ 
wiegend nachgiebiges Recht enthält, d. h. dem freien rechtsgeſchäftlichen 
Willen Spielraum zu Abweichungen läßt, da das Geſetz ferner ſelbſt als 
zwingende Norm an den ehernen Tatſachen veränderter Lebensnotwendig⸗ 
keiten zu zerſchellen pflegt, von neuer Verkehrsſitte, neuem Gewohnheits⸗ 
recht im gegebenen Augenblick zum toten Buchſtaben gemacht wird, ſo 
öffnet ſich der Rechtswirklichkeitsforſchung abermals ein weites Tatſachen⸗ 
feld: Es gilt, die typiſchen Vertragsſchlüſſe des wirklichen Lebens, die 
Verkehrsübung — namentlich in Handel und Wandel —, das unmerklich 
aufkeimende Gewohnheitsrecht praeter et contra legem in allem Tat⸗ 
ſächlichen und pſychologiſch⸗ſoziologiſch Urſächlichen zu ermitteln und zu 
erklären, um von dort aus gegebenenfalls neue Syſtembegriffe, neue 
Rechtsprinzipien der Intereſſenwägung, neue Einzelnormen mit geſellſchafts⸗ 
wiſſenſchaftlich geleitetem Werturteil aufzuſtellen. 

Erſt dieſe Arbeitsmethode einer auf Tatſachenforſchung fun⸗ 
damentierten Dogmatik ſtellt letztere ebenbürtig neben die methodiſch 
vorangeſchrittene rechtsgeſchichtliche Tatſachenforſchung, erſt mit ihr gelangt 
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auch in der Dogmatik der Grundgedanke jeder wahrhaft geſchichtlichen 
Auffaſſung, der Gedanke einer fortſchreitenden Entwicklung, 
zur vollen Entfaltung. Und wenn nicht alle Anzeichen trügen, wird das 
20. Jahrhundert — das Jahrhundert der Weltenwende und des Sozia⸗ 
lismus — auch die Wiſſenſchaftswende, den Sieg der ſoziologiſchen 
Dogmatik bringen. 

Nicht, als ob es nicht längſt ſchon hier und da rechtsdogmatiſche 
Arbeiten gegeben hätte, die mit mehr oder weniger unbewußter Intuition 
aus dem Quell der Tatſachenforſchung zu ſchöpfen verſtanden. Namentlich 
auf dem Gebiet des Handels⸗ und Induſtrierechts, deſſen Rechtsinſtitute 
ja mit Verkehrstechnik, Privatwirtſchaft, Volkswirtſchaft aufs engſte ver⸗ 
flochten ſind, war das der Fall. Aber erſt im letzten Jahrzehnt vor 
dem Kriege mehren ſich die handelsrechtlichen Arbeiten, die mit metho⸗ 
diſcher Bewußtheit dieſen Weg gehen. Es ſei beiſpielsweiſe erinnert an 
Arbeiten wie die von James Breit über das Vinkulationsgeſchäft, von 
Flechtheim über die rechtliche Organiſation der Kartelle, von Sinzheimer 
über den korporativen Arbeitsnormenvertrag, von Wüſtendörfer über die 
moderne Entwicklung des Seefrachtvertrags. Auch Arthur Nußbaum iſt 
ein Vorkämpfer der kommenden Dogmatik. Wieſen ſchon ſein „Deutſches 
Hypothekenweſen“ (1913) und ſeine „Zwangsverſteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung“ (1916) auf dieſes Ziel hin, ſo bildet nunmehr die vor⸗ 
liegende Schrift das erſte Heft einer Serie von „Beiträgen zur Kenntnis 
des Rechtslebens“, die in programmatiſcher Weiſe die neue Arbeitsmethode 
entwickeln helfen ſollen. ö 

Mit glücklichem Griff wählte der Verfaſſer ein Thema, das nach 
ſoziologiſcher Rechtsbehandlung geradezu ſchreit. Zeigt doch die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Literatur des Kommiſſionsrechts, namentlich Grünhuts be⸗ 
kanntes Werk, wie Nußbaum in kurzer, vernichtender Kritik feſtſtellt 
(S. 80 ff.), faſt nur ein „ſtarres Syſtem zeitloſer logiſcher Zuſammen⸗ 
hänge“ unter ſouveräner Mißachtung der Lebenstatſachen. Nußbaum 
legt demgegenüber in feiner, entwicklungsgeſchichtlicher Analyſe dar, daß 
im heutigen deutſchen Kommiſſionsrecht zwei verſchiedene Schichten über⸗ 
einanderliegen, eine ältere von altväteriſch umſtändlichen Vorſchriften, die 
auf das alte Warenkommiſſionsgeſchäft zugeſchnitten ſind, und eine 
jüngere Schicht ausgeprägt börſenpolitiſcher Vorſchriften, namentlich über 
den Selbſteintritt (§§ 400 ff. HGB.), denen praktiſche Bedeutung für das 
Warenkommiſſionsgeſchäft überhaupt nicht zukommt, die aber auch im 
Effektenkommiſſionsgeſchäft, auf das fie gemünzt find, tatſächlich vom 
Leben beiſeite geſchoben zu werden pflegen. Nußbaum ſchildert die 
Typen des Kommiſſionsgeſchäfts in der erſten Hälfte des verfloſſenen 
Jahrhunderts, die Ausfuhr⸗ und Einfuhrkommiſſion des Überſeehandels, 
er ſtellt alsdann einen Umſchwung feſt in der zweiten Hälfte des Jahr⸗ 
hunderts: Das Ausfuhrgeſchäft bediene ſich jetzt mehr und mehr der 
Rechtsform des Eigenhandels (S. 14), das Effektenkommiſſionsgeſchäft 
des Bank: und Börſenverkehrs trete dagegen mehr und mehr in den 
Vordergrund. Dann folgen die heutigen Haupttypen des Kommiſſions⸗ 
handels, und ein Ausblick in die Zukunft verweiſt auf die vorausſichtlich 
beträchtliche Rolle, die in der Zeit geſpannter Wirtſchaftsbeziehungen nach 
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dem Kriege das Kommiſſionsgeſchäft neutraler Nachbarländer ſpielen wird. 
Eine „wirtſchaftliche und techniſche“ Würdigung einzelner, beſonders 
hervortretender Vorſchriften des Kommiſſionsrechts ſchließt ſich an. Der 
Begriff des Handelns „für fremde Rechnung“ wird unterſucht und danach 
das Kommiſſionsgeſchäft von gewiſſen verwandten Geſchäftsarten ab⸗ 
gegrenzt. Da das Handeln für fremde Rechnung in einer Rechenſchafts⸗ 
pflicht gipſelt, ſo ſchließt ſich deren Darſtellung an, namentlich die Be⸗ 
ſchränkung der Rechenſchaftspflicht, die durch den Selbſteintritt des 
Effektenkommiſſionärs bewirkt wird. Schließlich unterzieht der Verfaſſer 
das Verhältnis der Börſenkommiſſion mit Selbſteintritt des Bankiers 
zum Eigenhandel des Bankiers einer kurzen Betrachtung. 

So verdienſtvoll die Arbeitsmethode des Verfaſſers iſt, ſo hat er 
ſie doch offenbar bisher theoretiſch auf ihre Mittel, Ziele und Ergebniſſe 
noch zu wenig durchdacht, als daß dieſer erſte Verſuch praktiſcher Nutzbar⸗ 
machung ſchon in jeder Beziehung zu befriedigen vermöchte. Zwei Be⸗ 
denken ſind es namentlich, die ſich mir aufgedrängt haben: 

I. Das Material für den Aufbau der Entwicklung des Kommiſſions⸗ 
geſchäfts im 19. Jahrhundert entnimmt Nußbaum faſt ausſchließlich den 
Tatbeſtänden veröffentlichter Gerichtsentſcheidungen, namentlich der Praxis 
des ehemaligen Lübecker Oberappellationsgerichts, ſowie, für die neuere 
Zeit, auch den Sammlungen von Handelskammergutachten. Das iſt 
gewiß ſehr wünſchenswert. Es iſt geradezu erſtaunlich, wie ſehr das 
juriſtiſche Schrifttum dieſe Quellen der Tatſachenerkenntnis bisher aus⸗ 
zuſchöpfen verſäumt hat. Nur die rationaliſtiſche Abkehr der Dogmatik 
von aller Lebensbeobachtung vermag das zu erklären, wenn auch nicht zu 
entſchuldigen. Wer zum Beiſpiel das Hauptblatt der Hanſeatiſchen 
Gerichtszeitung kennt, der weiß, welche Fundgrube des Wiſſens auch in 
handelstechniſcher und handelswirtſchaftlicher Beziehung die dort ab⸗ 
gedruckten Urteilstatbeſtände bilden, Tatbeſtände, die, im Gegenſatz zu 
der leider oft verſtümmelten Tatbeſtandswiedergabe in der amtlichen 
Sammlung von Reichsgerichtsentſcheidungen, mit vollſter Anſchaulichkeit 
und unter Nennung der beteiligten Handelsfirmen das Leben und Weben 
des Handelsverkehrs widerſpiegeln. Aber anderſeits birgt natürlich die 
faſt ausſchließliche Abſtellung der ganzen Tatſachenforſchung auf dieſe eine 
Grundlage manche Gefahren, manche Fehlerquellen in ſich. Einmal bleibt 
dabei alles unberückſichtigt, was das volkswirtſchaftliche und privat⸗ 
wirtſchaftliche Schrifttum ſeinerſeits an Tatſachenmaterial, aus anderen 
Quellen ſchöpfend, zuſammengetragen hat. Es wäre Nußbaums Dar⸗ 
ſtellung der Entwicklung des Kommiſſionshandels zum Beiſpiel zuſtatten 
gekommen, wenn er benutzt hätte, was etwa bei Wiedenfeld, Nordweſt⸗ 
europäiſche Welthäfen, S. 286 ff., oder bei Schumacher in dieſem Jahr⸗ 
buch N. F. XXIII, S. 657ff. und bei manchem anderen Schriftſteller 
zu leſen iſt. Vielleicht darf ich auch auf meinen Seefrachtvertrag S. 9 ff. 
verweiſen. 

Dann aber und vor allem: Die Tatbeſtände von Gerichtserkennt⸗ 
niſſen ſpiegeln die tatſächliche Entwicklung der Dinge nur unvollkommen 
wider. Die zunehmende dogmatiſche Klärung und Durchknetung einer 
Rechtsmaterie kann es mit ſich bringen, daß die Zahl der ſtrittigen 
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Rechtsfragen und damit die Zahl der Prozeſſe allmählich abnimmt. Die 
ſtändige Vervollkommnung des kaufmänniſchen Schiedsgerichtsweſens ferner 
entzieht in zunehmendem Maße ganze Komplexe rechtlicher Verkehrs⸗ 
beziehungen der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Beide Umſtände führen 
dazu, daß gewiſſe Gruppen von Tatbeſtänden in den Entſcheidungs⸗ 
ſammlungen ſeltener und ſeltener werden. Grundfalſch wäre es, allein 
hieraus zu folgern, daß ſie auch im Leben ſeltener geworden ſeien. Dieſer 
voreiligen Schlußfolgerung ſcheint der Verfaſſer nicht ganz entgangen zu 
ſein. Der Umſtand, daß in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
die Entſcheidungen „über das eigentliche Kommiſſionsgeſchäft einem un⸗ 
aufhaltſamen Rückgang verfallen“ und ſchließlich „faſt ganz aufhören“ 
(S. 13), verleitet ihn anſcheinend zu der Schlußfolgerung, der Export 
bediene ſich jetzt in zunehmendem Maße der Rechtsform des Eigenhandels, 
der Exporteur bleibe zwar das Bindeglied zwiſchen dem deutſchen Fabrikanten 
und dem Ausländer, „jedoch nicht mehr auf der Grundlage der Kommiſſion, 
ſondern auf der des Kaufes“ (S. 14). Demgemäß verlegt Nußbaum 
die Blütezeit des Kommiſſionshandels in die Zeit um 1800 und die 
nachfolgenden Jahrzehnte (S. 20 Anm. 3). Schwerlich mit Recht! In 
Wahrheit hat die Tendenz der Ausſchaltung von Zwiſchengliedern zwiſchen 
Erzeuger und Verbraucher dazu geführt, daß der urſprüngliche Eigenhandel 
der Seeſtädte allmählich von ihrem bloßen Kommiſſionshandel, dieſer aber 
wieder vom Eigenhandel der binnenländiſchen Fabrikanten und Groß⸗ 
abnehmer abgelöſt wird, die ſich des Seeplatzes nur noch zu Speditions⸗ 
zwecken bedienen und durch Agenten, Geſchäftsreiſende, Zweignieder⸗ 
laſſungen eigene Geſchäftbeziehungen im Auslande anzuknüpfen trachten. 
Dem entſpricht es, daß vor dem Kriege manches angeſehene Kommiſſions⸗ 
haus der Hanſeſtädte ſich nicht mehr ſcheute, auch Agenturgeſchäfte zu 
machen, obwohl gerade dort der Warenagent auf der ſozialen Stufenleiter 
mindeſtens eine Sproſſe tiefer ſteht als das Kommiſſionshaus. Richtig iſt 
zwar, daß der Ausfuhrhändler als Kommiſſionär „auch von ſich aus die 
Neigung“ hat, zum Eigenhandel überzugehen, da dieſer größere Gewinne 
verſpricht. Allein dieſe privat wirtſchaftliche Entwicklungstendenz wird 
durchkreuzt und gelähmt von der entgegenſtehenden vol ks wirtſchaftlichen 
Entwicklungstendenz der Ausſchaltung des Zwiſchenhandels, — ähnlich, 
wie etwa vor dem Kriege der Schiffsmakler, der als ſpekulativer Unter⸗ 
nehmer Linienfahrten mit gecharterten Dampfern einrichtete, beſtrebt war, 
ſich ſo allmählich zum Reeder emporzuarbeiten, aber dieſes Streben nur 
allzuoft ſcheitern ſah an der volkswirtſchaftlichen Entwicklungstendenz der 
großkapitaliſtiſchen Zuſammenballung des Reedereigewerbes in der Hand 
von Rieſengeſellſchaften. Nußbaum hat, offenbar im Anſchluß an die 
Ausführungen bei Hellauer, Welthandelslehre I, S. 120 ff., 160, die 
privatwirtſchaftliche Entwicklungstendenz mit der volkswirtſchaftlichen ver⸗ 
mengt, und er muß ſich ſelbſt widerſprechen, wenn er (S. 16) feſt⸗ 
ſtellt, daß im deutſchen Ausfuhrhandel „die Bedeutung der Einkaufs⸗ 
kommiſſion zunimmt“. 

II. Der methodiſche Mangel eines zu engen und einſeitig juriſtiſchen 
Quellenkreiſes läßt ſich verhältnismäßig leicht abſtellen, ſobald der ſozio⸗ 
logiſche Dogmatiker Ernſt damit macht, bei der Wirtſchaftswiſſenſchaft in 
Schmollers Jahrbuch XLII 3/4. | 25 
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die Lehre zu gehen und ſowohl deren poſitiven Wiſſensſtoff wie deren 
empiriſch⸗ induktive Methode ſich anzueignen. Schwerer wiegt es methodo⸗ 
logiſch, wenn in Nußbaums Schrift auch ein gewiſſer Mangel an dog⸗ 
matiſcher Abrundung und Ausgeſtaltung zutage tritt. So anregend die 
Arbeit in Einzelheiten iſt, das Ganze bildet doch nur ein loſe aneinander⸗ 
gereihtes buntes Allerlei. Man vermißt die reſtloſe dogmatiſche Aus⸗ 
beutung des gewonnenen Tatſachenmaterials. Zum Teil hat das ſicher 
ſeinen Grund in einer vom Verfaſſer mehrfach angedeuteten und durchaus 
erklärlichen Arbeitsſparſamkeit: Etwa gleichzeitig mit ſeiner Schrift brachte 
Nußbaum auch ſeine Darſtellung des Börſenweſens in Ehrenbergs großem 
Handbuch des Handelsrechts, Bd. II., heraus, und es lag für ihn nahe, 
die Erörterung von Einzelfragen in dieſes Handbuch zu verweiſen, in der 
Monographie dagegen ſich mehr auf die Herausarbeitung der Grund⸗ 
gedanken zu beſchränken. Aber auch in dieſer Beziehung bleibt manches 
zu wünſchen übrig. Ein Fortſchritt freilich gegenüber des Verfaſſers 
„Hhpothekenweſen“ iſt unverkennbar. In jenem Werke waren eine Schilderung 
der Tatſächlichkeiten des Berliner Hypothekenmarktes und anderſeits ein 
kurzer Überblick über die einſchlägigen Geſetzesvorſchriften und deren 
herrſchende Auslegung ziemlich unvermittelt und ohne innere Verbindung 
nebeneinandergeſtellt. Es fehlte der Brückenſchlag von der Tatſachen⸗ 
forſchung zur dogmatiſchen Rechtsgeſtaltung, die doch für den Juriſten 
ſtets das letzte Ziel bleiben muß. Jetzt iſt der Verſuch zu ſolchem 
Brückenſchlag wenigſtens in einigen Hauptfragen unternommen. Aber 
eine gewiſſe Abneigung gegen juriſtiſche Konſtruktion, menſchlich erklärlich 
als Reaktionserſcheinung gegen die Verſtiegenheiten konſtruktiver Scholaſtik, 
hat den Verfaſſer abgehalten, die Goldbarren neuer Tatſachenkenntnis 
dogmatiſch voll auszumünzen. Und doch bedarf natürlich auch die ſozio⸗ 
logiſche Dogmatik der Einordnung neu ermittelter Lebenstatſachen in den 
Rahmen der Rechtsnormen („Tatbeſtandskonſtruktion“), der Gewinnung 
beherrſchender Syſtembegriffe und Zurückführung der Einzelnormen auf ſie 
(„Rechtsſatzkonſtruktion“), der Vervollſtändigung des lückenhaften Rechts⸗ 
ſyſtems durch Aufſtellung allgemeiner Rechtsgrundſätze der Intereſſen⸗ 
wägung („Prinzipienkonſtruktion“). Nur müſſen Tatbeſtands⸗, Rechts⸗ 
ſatz⸗ und Prinzipienkonſtruktion ſoziologiſch geleitet und geläutert 
ſein, ſtatt wie bisher ſo vielfach, rein formallogiſch gerichtet. (Vgl. 
meine Ausführungen zur Hermeneutik der ſoziologiſchen Rechtsfindungs⸗ 
theorie im Archiv für Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie Bd. 9, S. 170 ff., 
namentlich S. 433 f.). Auch in den grundlegenden Fragen einer fo ge⸗ 
richteten dogmatiſchen Würdigung des Kommiſſionsgeſchäfts weiſt Nuß⸗ 
baums Schrift Lücken auf. So geht er dem wichtigen Problem der un⸗ 
mittelbaren Beteiligung des Kommittenten am rechtlichen Erfolg des 
Ausführungsgeſchäfts (Eigentumserwerb bei der Einkaufskommiſſion!) 
ganz aus dem Wege. Und doch iſt die ſtrenge Gegenſätzlichkeit von un⸗ 
mittelbarer und mittelbarer Stellvertretung, an der Nußbaum feſtzuhalten 
ſcheint, nur ein Gebilde formallogiſcher Begriffsjurisprudenz, ein Gebilde 
von gefährlicher Scholaſtik, da man an die Realität dieſes begrifflichen 
Gegenſatzes zu glauben und daraus extreme Folgerungen zu ziehen ge 
wohnt iſt. In Wahrheit kennt das Leben vermittelnde Übergangstypen 
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von der mittelbaren zur unmittelbaren Stellvertretung, und einer der 
wichtigſten von ihnen iſt das Kommiſſionsgeſchäft. Auch dieſe grundlegende 
Frage — die Frage des Handelns „im eigenen Namen“ — bildet alſo 
ein Problem der Rechtswirklichkeitsforſchung, und von ſolcher 
höheren Warte aus geſehen, hätten § 392 Abſ. 2 HGB. und der 
Eigentumserwerb des Einkaufskommittenten wohl eine andere und tiefer 
eindringende Erörterung erheiſcht (vgl. die Bemerkung S. 83 Anm. 3), 
wobei die rechtsvergleichende Heranziehung des engliſchen Stellvertretungs⸗ 
rechts manchen Wink hätte geben können. 

Auch die konſtruktive Behandlung oder richtiger: Nichtbehandlung 
der Effektenkommiſſion weckt Bedenken. James Breit hatte ſeinerzeit den 
geiſtvollen Verſuch gemacht, einen beſonderen Rechtstypus des „Kunden⸗ 
effektengeſchäfts“ aufzuſtellen. Nußbaum lehnt das ab (S. 72), ſetzt 
aber nichts Beſſeres an die Stelle. Wenn, wie er richtig bemerkt, der 
Unterſchied zwiſchen „Selbſteintritt“ und „Eigenhandel“ des Rommiffionäre 
äußerft künſtlich, dem Kaufmann im allgemeinen unbekannt und in der 
Praxis undurchführbar iſt, wenn der häufig gebrauchte Ausdruck „Selbſt⸗ 
kontrahent“ vom Kaufmann durchweg als „Eigenhändler“ ausgelegt wird, 
unſere Rechtſprechung dagegen die heute üblich gewordene Eigenhändler⸗ 
klauſel ſtändig zu einer bloßen Erklärung des Selbſteintritts umdeutet, 
wenn aber der Verkehr wiederum ſich an die Vorſchriften über den Selbſt⸗ 
eintritt nicht zu halten pflegt, ſo zeigt dies alles doch deutlich, daß die 
ſcharfe Scheidung von Eigenhandel und Selbſteintritt tote Begriffsjuris⸗ 
prudenz iſt, und es gibt aus dieſer Wirrnis meines Erachtens nur einen 
praktiſchen Ausweg: die Annahme jenes Sondertypus des Kundeneffekten⸗ 
geſchäfts, das als gemiſchter Vertrag einen Kauf, aber modifiziert durch 
eine Treupflicht des Bankiers, darſtellt. — 

Kurz en wird (S. 41 ff.) der von mir ſeinerzeit entdeckte 
(Zeitſchr. f . Handelsrecht, 58 S. 132 ff.) und inzwiſchen vom Reichs⸗ 
gericht in die Rechtſprechung eingeführte neue Typus des „Kommiſſions⸗ 
agenten“, d. h. des Agenten, der nach außen hin im eigenen Namen, 
wie im Eigenhändler, auftritt. Die Polemik, die Nußbaum in dieſem 
Zuſammenhang S. 43 Anm. 2 gegen einen „Irrtum“ meiner Aus⸗ 
führungen vorbringt, iſt fehl am Ort. Nußbaum legt mir das Gegen⸗ 
teil von dem in den Mund, was ich (Zeitſchr. f. Handelsrecht 58, S. 133 
Anm. 38) behauptet habe. — 

Wenn die vorſtehenden Ausführungen im weſentlichen kritiſch ge⸗ 
halten ſind, ſo ſollen und wollen ſie doch den Blick nicht trüben für den 
hohen methodologiſchen Wert, der Nußbaums Schrift zukommt. Es iſt 
die geheimnisvolle Welt einer neuen Jurisprudenz, in die er uns ſchauen 
läßt. Hinfürder wird es nicht mehr nötig ſein, daß Juriſten, deren 
wiſſenſchaftliches Streben auf empiriſche Tatſachenerkenntnis gerichtet iſt, 
ſich flüchten in die nebelfernen Gefilde grauer Rechtsvergangenheit. Auch 
die Gegenwart erſchließt ihnen Schätze empiriſcher Erkenntnis. Und im 
Lehrbetrieb der deutſchen Univerſitäten wird das Handelsrecht der Gegen⸗ 
wart nicht dauernd ein bloßes und gern überjehenes Anhängſel er 
Germaniſtik bleiben dürfen. | 

Roſtock Hans Wüſtendörfer 

25 * 


388 Beſprechungen [1218 


Wolzendorff, Kurt: Der Polizeigedanke des modernen 
Staats. (Abhandlungen aus dem Staats- und Verwaltungsrecht 
mit Einſchluß des Kolonialrechts und des Völkerrechts, herausg. von 
Siegfried Brie, Max Fleiſchmann, Friedrich Gieſe, 
Heft 35.) Breslau 1918, Marcus. 277 S. 8%. Geh. 10 Mk. 


Die Forſchung Kurt Wolzendorffs pflegt mit Bewußtſein diejenigen 
Gebiete der Staatswiſſenſchaft, an denen ihre beiden Hauptgruppen, die 
ſtaatswirtſchaftlichen und die ſtaatsrechtlichen Studien, von verſchiedenen 
Seiten vorüberzugehen gewohnt ſind: die Gebiete, welche allein von einer 
hinter Wirtſchaft und Recht vordringenden, geſellſchaftswiſſenſchaftlichen 
Betrachtung des poſitiven Staats zu erſchöpfen ſind. Ich glaube, er hat 
recht, dieſe Betrachtung ſeit Lorenz v. Stein für verwaiſt zu halten. 
Jedenfalls iſt die neuere Soziologie in dieſer Richtung, die man als ihre 
wichtigſte anſprechen ſollte, trotz Anton Menger und Friedrich v. Wieſer 
bemerkenswert unfruchtbar geblieben. Schon in ſeinem Werk über die 
Widerſtandslehre (vgl. dies Jahrbuch 40, 2072 ff.) und feiner Schrift vom 
deutſchen Staat und ſeinem Recht (Leipzig 1917) zeigte Wolzendorff eine 
ungewöhnliche Begabung, die Geſchichte der Staatsformen auf der Suche 
nach wichtigen verſchütteten Elementen, hier dem Genoſſenſchaftsgedanken 
des Volksrechts und des Ständeſtaats, ſyſtematiſch zu durchleuchten. Das 
vorliegende Buch ſtellt ſich die Aufgabe, das entgegengeſetzte Prinzip der 
Staatsbildung, die Autorität, in feiner hiſtorifchen Verkörperung durch 
die „Polizei“ des neuzeitlichen Staats zu erkennen. 

Der Verfaſſer bezeichnet ſeine Unterſuchungen beſcheiden als Kärrner⸗ 
arbeit, weil fie nicht ſelbſt geſchaffenes, ſondern nur von der „Geſchichte“ 
geliefertes Material verwendeten. Ich fürchte, dieſe Bezeichnung könnte 
irreführen, da ſie die Hauptbedeutung der Arbeit immerhin im Stoff 
ſuchen läßt. Ihr weſentlicher Ertrag ſcheint mir aber gerade in der 
neuen ſcharfen Formung von Dingen zu beſtehen, deren hiſtoriſche Zu⸗ 
verläſſigkeit und Verkettung außerhalb, großenteils in eigenen früheren 
polizeirechtlichen Monographien Wolzendorffs geſucht werden muß. 
Während man daher das Verdienſt reichſter ſyſtematiſcher Belehrung un⸗ 
mittelbar ihm ſelbſt dankbar zuerkennt, wird über Fragen tatſächlicher 
Natur ſchwerer zu urteilen ſein. 

Sehr richtig geht Wolzendorff davon aus, daß der Polizeibegriff 
des modernen Staats urſprünglich mit der Geſamtheit der neuen, dem 
ſtändiſchen Dualismus als Einheit gegenübertretenden Staatsordnung 
ein und dasſelbe iſt und daher die ihm eigene Neigung zu ſelbſtherrlicher 
Stärkung und Ausdehnung hat. Dieſe Selbſtherrlichkeit der Staats⸗ 
gewalt erzeugt dann aber in der beſonderen Einkleidung ſtaatlicher Für⸗ 
ſorge auf den Höhepunkt alsbald den Verfall, der für die Revolution 
und den Liberalismus den „Polizeiſtaat“ zum Inbegriff der Reaktion 
macht: Das iſt die Auffaſſung, die Wolzendorff ſchon kurz zuvor in einer 
eigenen Abhandlung (Zeitſchrift f. d. gef. Staatswiſſenſch. 72, 493 ff.) 
neu begründet hatte. Unter den beiden möglichen (oder herkömmlichen) 
Beurteilungen des aufgeklärten Abſolutismus, deren eine ihn als den 
triumphierenden Aufſtieg des Rechtsſtaats, die andere umgekehrt als deſſen 
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ſchlecht verhüllte Entartung ſieht, ſchließt er ſich im allgemeinen der 
zweiten an, die in Deutſchland gleich von der der Friderizianiſchen Epoche 
folgenden bitteren Kritik und neuerdings wieder von Max Lehmann oder 
populärer etwa von Hugo Preuß vertreten worden iſt. Er tut es jedoch 
in breitem geiſtesgeſchichtlichen Zuſammenhang. In dem Polizeiſtaat 
des 18. Jahrhunderts erblickt er (anders als ſonſt der Liberalismus) 
das geſellſchaftliche Ergebnis der Aufklärung, deren individualiſtiſches 
Ideal nur zur Beſchönigung des Abſolutismus, nicht zur Bildung einer 
wirklichen Staatsgeſinnung hingereicht habe: Daher hinter den ideal⸗ 
philoſophiſchen Schlagworten jener Realismus, der im Grunde auf einer 
völlig materialiſtiſchen Menſchen⸗ und Geſellſchaftsauffaſſung ruht und ſie 
in feinen Regierungsmethoden ſkeptiſch oder gar frivol zur Anwendung 
bringt. Die innere Hohlheit dieſes Zuſtandes wird dann ſchonungslos 
auch in der geprieſenen Zeit der großen Reformen vor und nach den 
Befreiungskriegen aufgedeckt, wo die Schulenburgſche Norm der Ruhe als 
erſter Bürgerpflicht viel mehr bedeutet als das letzte Lebenszeichen einer zu 
Grabe gehenden Geſinnung; der bevormundende Rationalismus der Bureau⸗ 
kratie reicht vielfach durch dieſe Glanzperiode hindurch in die folgende 
Reftauration der alten Staatsgrundſätze hinein. Erſt der Verfaſſungs⸗ 
ſtaat erneuert in der Anerkennung und Heranziehung des genoſſenſchaft⸗ 
lichen Prinzips die ſeit der Entſtehung des Abſolutismus fehlende Voraus⸗ 
ſetzung für die Beſchränkung der Polizeigewalt durch das materielle und 
formelle Recht der Freiheitsrechte, der Selbſtverwaltung und der Ver⸗ 
waltungsrechtſprechung. 

Dieſe Darſtellung iſt, abgeſehen von der Fülle feinſter Einzel⸗ 
beobachtungen, auch als Ganzes höchſt beachtenswert, weil ſie die geſunde 
Befreiung von einer Reihe dogmatiſch ſtarrer Rechts⸗ und Geſchichts⸗ 
. auffafjungen will. Die dem deutſchen politiſchen Denken eingewurzelte 
Uberſchätzung der Autoritäts⸗ und Amtsgrundlagen des Staats wird an 
vielen eindrücklich vorgetragenen Wahrheiten nicht vorübergehen können. 
Um ſo bedauerlicher wäre es, wenn die ſcharf betonende Auswahl des 
Beweisſtoffes hier und da den Anſchein erweckte, jene Dogmen mehr durch 
Skepſis als durch wirkliche, alle Seiten der Sache wägende Kritik zu er⸗ 
ſetzen. Wolzendorffs Forſchung iſt unter den heutigen geiſtesgeſchichtlichen 
Methoden eine der wenigen, die mit Glück überall die ganze Breite der 
hiſtoriſchen Zuſtändlichkeit im Auge zu behalten ſuchen. Dennoch hätte 
dies Beſtreben im gegenwärtigen Fall wohl noch etwas weiter getrieben 
werden können. Statt der bloßen inneren Abfolge der theoretiſchen 
Entwicklungsſtufen des Polizeigedankens hätte ſich dann mancher Einblick 
in die im engeren Sinn ſoziologiſchen, d. h. äußeren Urſachengeflechte 
dieſer Stufen eröffnet. Zunächſt hätte ſich vielleicht gezeigt, daß die Ver⸗ 
bindung zwiſchen den dunklen Seiten der Aufklärung und des Polizei⸗ 
ſtaats für beide nicht ganz von der hier behaupteten Weſentlichkeit iſt. 
Die Aufklärung war eine kulturelle Zeitform für die wertvollen ſo gut 
wie für die minderwertigen Inhalte der damaligen Politik, und neben 
den Unwerten werden doch auch die Werte beider zum Verſtändnis des 
gleichzeitigen Polizeigedankens herangezogen werden müſſen. Das würde 
am beſten aus dem Standpunkt der ſozialen Wirklichkeit geſchehen: Die 
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gewiſſenloſe oder lächerliche Polizeiſchikane, die die unmittelbaren Über⸗ 
winder des aufgeklärten Deſpotismus (aus ihren bitteren Erfahrungen mit 
Recht) für ſeinen innerſten Kern hielten, war großenteils nur die Neben⸗ 
erſcheinung der allgemeinen Haltloſigkeit, in die eine herkömmlich und 
grundſätzlich allmächtige Staatsgewalt gegenüber einem allenthalben 
ſtockenden und ſich reibenden Wirtſchafts⸗ und Geſellſchaftsſyſtem geriet. 
Abdankung war da ebenſowenig möglich als einheitliche „Befreiung“ der 
gebundenen Kräfte, die ſtets auf den revolutionären Widerſtand der 
bindenden, privilegierten und (dieſen) Staat erhaltenden Kräfte geſtoßen 
wäre. Der allein übrige Weg des Kompromifje und der kleinen Mittel 
aber war unter dieſen Umſtänden dem Staat und ſeiner Polizei von den 
an ſeine Herrſchaft gewöhnten Intereſſen mindeſtens ebenſoſehr auf⸗ 
gezwungen wie ſeine eigene Wahl. Erſt mußte ſich die ſoziale Gärung 
in gewaltſamen oder friedlichen, immer jedoch vom Staate letzthin un⸗ 
abhängigen Neubildungen durchgeſetzt haben, bevor von einem Wandel 
der Staatsgeſinnung und damit auch des Polizeigedankens die Rede ſein 
konnte. 

Mit dieſem gerechteren Entwicklungsbild ſcheint mir auch der Wechſel 
der polizeirechtlichen Formen übereinzuſtimmen. Gewiß war der Sieg 
der einſchränkenden, (im engeren Sinn) rechtsſtaatlichen Auffaſſung der 
Po yizei in dem berühmten 5 10 T. 2 Tit. 7 AL R., wie ſchon die 
Mö glichkeit der Roſinſchen Auslegung (Beſchränkung nur des behördlichen 
Verfügungs⸗, nicht des Königlichen Verordnungsrechts) lehrt, ſchon im 
Syſtem des preußiſchen Landrechts ſelbſt, geſchweige denn in der vor⸗ 
konſtitutionellen Verwaltungspraxis einer jener vorübergehenden Triumphe 
der Aufklärung, deren der Zeit vorauseilender Radikalismus eben aus 
dieſem Grunde doppelt leicht der Reaktion ausgeſetzt war. Aber einmal 
iſt doch ſeitdem die Abwehr der Bevormundungspolizei ſogar aus der 
vorherrſchend eklektiſchen Überlieferung der Staatsrechtswiſſenſchaft niemals 
wieder ganz verſchwunden. Und hauptſächlich: auch der Verfaſſungsſtaat 
hat weder im Polizeiverwaltungsgeſetz vom 11. März 1850 noch in der 
Verwaltungsreform nach der Reichsgründung, wie Wolzendorff ſelbſt zu⸗ 
gibt (S. 195 ff.), das Problem der verfaſſungsmäßigen Polizeidefinition 
gelöſt. Ob die ſo eingetretene Scheidung zwiſchen einem „politiſchen“ 
Polizeigedanken, der dem Staate ein für allemal die nötige Vollmacht 
zum Schutz der ſtaatlich wichtigen Geſellſchaftszwecke überträgt, und einem 
„rechtlichen“ Polizeigedanken, den auf dieſer Grundlage die Tätigkeit der 
Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte ausbildet — ob dieſe 
Scheidung unter allen Bedingungen politiſcher und ſozialer Spannung 
eine dem „Polizeiſtaat“ überlegene Polizeiübung gewährleiſtet, iſt eine 
Frage für ſich, die ich durch die zweifellos herrſchende liberaliſierende 
Neigung der heutigen Praxis, die Polizeigewalt von den fördernden auf 
die ſchützenden Tätigkeiten zurückzudrängen, für die Bedürfniſſe des 
modernen ſozialen Rechtsſtaats nicht ohne weiteres genügend be⸗ 
antwortet glauben möchte. Die Rechtsvergleichung hätte dazu außer dem 
Beiſpiel des franzöſiſchen Rechts, das mit einer geſetzlichen, wenn man 
will naturrechtlichen Umgrenzung der Polizeizwecke noch heute nicht ſchlecht 
arbeitet, auch das Beiſpiel des älteſten Polizeirechts, des engliſchen bei⸗ 
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getragen, das umgekehrt den praktiſchen Schutz vor der Polizeiwillkür ſeit 
Jahrhunderten auf das ganz andere Rechtsmittel der Privatklage vor den 
ordentlichen Gerichten aufgebaut hat. Das Weſentliche der Entwicklung 
liegt, glaube ich, in keinem von dieſen Unterſchieden, ſondern wiederum 
in dem verſchiedenen ſoziologiſchen Gehalt der Polizeiverfaſſungen. Auch 
die Provinzialſtände der preußiſchen Reſtauration waren Selbſtverwaltungs⸗ 
körper, wie es ihre Vorgänger unter dem Polizeiſtaat geweſen waren, und 
für den Polizeizweck nicht ſo ſehr viel weniger als die gleichzeitigen erſten 
„Volksvertretungen“ der ſüddeutſchen Mittelſtaaten. Anderſeits: Auch 
im vollreifen Verfaſſungsſtaat bietet der aus der konſtitutionellen Früh⸗ 
zeit beibehaltene Gegenſatz der kommunalen und „königlichen“ Polizei 
(Wolzendorff S. 242 ff. iſt abermals entfernt davon, das zu leugnen) 
der rechtspolitiſchen Ausgeſtaltung der Polizei Schwierigkeiten, deren Über⸗ 
windung von anderen Dingen als den rechtlich geſetzten Sicherungen des 
Genoſſenſchafts⸗ und Staatsbürgergedankens abhängt. Die Entſcheid ung 
brachte in dem einen wie dem anderen Fall nicht ſo ſehr die allgemeine 
verfaſſungsrechtliche, ja nicht einmal die beſondere polizeirechtliche Re⸗ 
gierungsform, ſondern erſt ihre Erfüllung und nähere Beſtimmung durch 
die politiſchen und ſozialen Machtverhältniſſe. Dieſe müſſen dann freilich 
in den rechtlichen Einzelheiten jener Regierungsformen durchaus konkret 
faßbar und alſo von da aus zum Teil auch wieder beeinflußbar ſein. 
Aber die letzten Bewegungsmittel dieſer wie aller anderen ſtaatlichen 
Lebensorganiſationen werden immer nur in jenen Machtverhältniſſen ſelbſt 
zu ſuchen und da auch allein mit der erforderlichen Vollſtändigkeit und 
Wahrheit zu finden ſein. 

Ich wiederhole zum Schluß, daß meines Erachtens Wolzendorffs 
Unterſuchungen keineswegs dieſem oberſten Grundſatz einer ſoziologiſchen 
Staatslehre abgewandt ſind, ſondern vielmehr in erfreulichſter Weiſe 
geradeswegs auf ihn zu führen. Was die vorſtehenden Bemerkungen be⸗ 
zwecken, iſt denn auch lediglich, zu erwartendem Einſpruch gegenüber 
darzutun, daß einige Einſeitigkeiten und Kraßheiten darin, ſtatt etwa 
durch die Methode ſeiner Forſchung bedingt zu ſein, im Gegenteil bei 
einer ganz folgerechten Anwendung dieſer Methode von ſelbſt fortfallen. 

Berlin Carl Brinkmann 


Prutz, Hans: Die 875 ensidee. Ihr Urſprung, anfänglicher 
Sinn und allmählicher Wandel. München und Leipzig 1917, 
Duncker & Humblot. 213 S. Geb. 3 Mk. 


Plenge, Johann: Die Geburt ve Bun Berlin 1918, 
Springer. IV u. 83 S. Geh. 3 M 


Lauterburg, Moritz: Recht und a: Rektorratsrede. 
Bern 1918, Max Drechſel. 23 S. Geh. 1,20 Mk. 


Einleitend zeigt Prutz zunächſt nicht nur, daß das Wort Friede im 
Alten und im Neuen Teſtament meiſt gar nicht den zwiſchenſtaatlichen 
Zuſtand, ſondern vielmehr einen innerſeeliſchen bedeutet, ſondern vertritt 
ſogar die Auffaſſung, daß „die moderne Friedensidee“ überhaupt „der 
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Begründung in der Heiligen Schrift“ „entbehrt“, daß in ihr vielmehr 
„Krieg und Frieden als gleichberechtigt, als im Wechſel der Zeiten ſich 
naturgemäß ablöſende Formen des geſchichtlichen Lebens und daher unter 
Umſtänden als notwendig“ erſcheinen (15), wie denn auch zum Beiſpiel 
„der Kirchenvater Auguſtin den Krieg für erlaubt erklärt“ (10). Auch 
für das ja fo kriegeriſche Mittelalter (18—61; 202) kann von der 
Idee eines Weltfriedens nicht die Rede ſein, und wenn ſchon einzelne 
hochſtehende Menſchen für Verbrüderung eintreten, ſo geſchieht das, wenn 
nicht wie auch ſonſt zum eigenen weltlichen Vorteil (28), ſo doch meiſt 
aus Gründen des perſönlichen Seelenheils (21) und bezieht ſich nur 
auf kleinere Gebiete (20). Alle Verſuche, einen dauernden, für weite 
Länder geltenden Frieden durchzuſetzen — der „eigennützige“ von Kaiſer 
Heinrich II. (24 ff.), der ſelbſtloſe des frommen Heinrich III. (26 ff.), der 
in der Synode von Konſtanz 1043 vor der Verſammlung die feierliche 
Erklärung abgab, „daß er allen, die ſich gegen ihn vergangen, Verzeihung 
gewähre“, und die anweſenden ſchwäbiſchen Großen dasſelbe zu tun auf⸗ 
forderte (28), der Heinrichs IV., der im Jahre 1103 den Gottes frieden 
auf das ganze Reich erſtreckte (31 f.), der der Jungfrau von Orleans und 
ihrer Anhänger (36—45) — ſchlugen fehl. Ja, nicht einmal die Verſuche 
der Kirche, von Pius II., Paul II. und Sixtus V., wenigſtens die Chriſten 
— zum Kampf gegen die Türken — zu vereinen, hatten Erfolg, noch 
viel weniger natürlich der wunderliche, in einem offenen Brief an 
Mohammed II. vom 1. Juli 1461 enthaltene Plan Pius II., dieſen 
zum Chriſtentum zu bekehren und ſo den Kriegen, zwiſchen Türken und 
Chriſten wenigſtens, ein Ende zu machen (48 ff.). Daß ſie überhaupt 
aufhören werden, daran denkt auch er nicht (53), ebenſowenig wie übrigens 
Th. Morus in ſeiner „Utopia“ (60). „Von Friedenswünſchen und 
Friedensbeſtrebungen“ alſo, „die nach Begründung und Ziel der modernen 
Friedensidee als ihr gleichgeartet oder doch innerlich verwandt an die 
Seite geſtellt werden könnten, hat das Mittelalter nichts aufzuweiſen 
gehabt“ (62). 

Erſt in der Reformationszeit entwickelt ſich zunächſt in Frank⸗ 
reich in der „bewußten Reaktion der mühſam gewonnenen und bewahrten 
nationalen Einheit gegen die drohende Zerſplitterung infolge der religiöſen 
Streitigkeiten“ „der erſte Keim der modernen Friedensidee“ (65 f.). Was 
die Stellung der Reformatoren ſelber betrifft, ſo iſt weder bei 
Zwingli noch bei Kalvin eine beſondere Friedensneigung zu be 
merken. Luthers Stellung iſt nicht ſo ganz einheitlich, doch „für das, 
was wir kurzweg Friedensidee nennen, war in ſeinem Denken“ ſicher 
„überhaupt kein Platz“ (82). Erſt Jean Bodin ift, zunächſt bloß als 
Vorkämpfer religiöſer Duldung, für ſie eingetreten, ſowohl in dem hoch⸗ 
geſinnten, aber erſt um die Mitte des 19. Jahrhunderts (zweiundeinhalbes 
Jahrhundert nach feinem Tode) bekannt gewordenen „Siebengeſpräch“ 
(99 ff.), wie in den „nüchtern und ſtreng ſachlich“ geſchriebenen, 1577 er- 
ſchienenen ſechs Büchern „De la République“. Er ſchon iſt für die 
Abſchaffung der ſtehenden Heere und denkt in der Tat an eine „röpu- 
blique universale“, eine respublica humana, — inſofern mit Recht als 
„Vater der modernen Friedensidee“ bezeichnet. Nicht ohne ſeinen Ein⸗ 
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fluß (134 f.) iſt dann der angebliche „große Plan“ Heinrichs IV., der 
vielmehr wie Prutz beſonders mit Th. Küchelhaus annimmt, eine bloße, 
in ſeinen „Mémoires“ enthaltene „Erfindung Sullys“ iſt, entſtanden. 
Weniger ſeines Inhaltes wegen — die allerdings erſt durch kriegeriſche 
Niederwerfung der Macht des Hauſes Habsburg (133) mögliche Bildung 
einer „chriſtlichen Republik“ mit einem ſchiedsrichtenden „Bundesrat“ — als 
ſeines „langen und nicht ganz ſo einflußloſen Nachlebens“ wegen wird 
ſie behandelt. Zunächſt noch mehr in mittelalterlicher Beſorgnis um das 
Heil der einzelnen Seele, doch auch unter der Einwirkung von Heinrichs IV. 
„großem Plan“ (152) iſt dann in England im Kreiſe der Quäker die 
Friedensidee wieder aufgetaucht. Im beſonderen hat ſie W. Penn 
(1644 —1718) in feinem 1693 erſchienenen „Essay towards the present 
and future peace of Europe“ vertreten. Auch er will eine Streitig⸗ 
keiten begleichende „Staatenverſammlung“, die ſtehende Heere unnötig 
macht, und ſieht einen ſolchen Zuſtand in den von Temple geſchilderten 
„Vereinigten Staaten der Niederlande“ für ein kleines Gebiet ſchon 
verwirklicht. 

Seine Darlegungen zeichnen ſich nicht „durch beſondere Neuheit und 
Klarheit“ aus und find deshalb auch „raſch vergeſſen worden“ (153) — 
nur ſein Name iſt bekannt geblieben (144). Auch das Buch „Projet 
de traité pour rendre la paix perpétuelle entre les souverains 
chrétiens“ (1713 f.) des Abtes von Saint-Pierre, der ſich darin „über 
die in Wirklichkeit gegebenen Verhältniſſe in feiner überſtrömenden 
Menſchenfreundlichkeit und voll naiven Glaubens an den Sieg des Guten 
fröhlich hinwegſetzte“ (155), ſoll „bloß um des Aufſehens willen, das es 
ſeinerzeit gemacht“, behandelt werden — Verzicht auf „das verderbliche 
Mittel der Waffen“ und Unterwerfung unter das Urteil eines Kongreſſes 
ſind auch ſeine Vorſchläge, gewaltſame Zwingung zum Gehorſam gegen 
das Urteil kann aber auch er nicht entbehren (168 f.). 

In Deutſchland iſt es zuerſt Leibniz geweſen, der ganz ſeiner 
harmoniſchen Denkweiſe gemäß an einen endlichen Völkerbund glaubt, 
bedingt vor allem durch die Verſöhnung der Bekenntniſſe und mit herbei⸗ 
geführt durch eine „die geſamte gebildete Welt umfaſſende internationale 
Organiſation zur Hebung der Geiſteskultur“ (183). Doch überſieht er 
nicht, daß der Krieg zum Beiſpiel gegen die Ungläubigen „mehr als ein 
notwendiges Übel”, vielmehr „eine auch ſittlich berechtigte, unter Umſtänden 
ſittlich gebotene Form menſchlicher Betätigung“ (179) iſt. Hoch über 
all dieſen Plänen aber ſteht Kant mit ſeiner Abhandlung „Zum ewigen 
Frieden“ (1795). Nicht bloß weite Ziele ſteckt er ſich in ſeinen drei 
Definitivartikeln — republikaniſche, d. h. Geſetzgebung und Ausführung 
trennende, und deshalb kriegerſchwerende Verfaſſung, Errichtung eines 
Völkerbundes und allgemeine Hoſpitalität als Weltbürgerrecht —, ſondern 
beachtet auch in den ſechs Präliminarartikeln mit „viel praktiſchem 
Sinn“, „klarem geſchichtlichen Verſtändnis“ und „kritiſcher Schärfe“ (198) 
die näheren Mittel und Wege — vorbehaltloſe Friedensſchlüſſe, Verzicht 
auf Staats erwerbung, allmähliche Abſchaffung ſtehender Heere, Ver⸗ 
bot von ſtaatlichen Kriegsſchulden, Fernhaltung von inneren Angelegen⸗ 
heiten anderer Staaten und Erhaltung des gegenſeitigen Vertrauens 
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durch Ablaſſen von ehrloſen Kriegsmitteln. Auf Kant geht denn auch 
„die moderne Friedensidee im weſentlichen“ zurück. „Er hat ihr Form 
und Inhalt gegeben und ältere Anregungen verwandter Art ſeiner Zeit 
angepaßt“ (201). 

Prutz ſelber ſteht auf dem Standpunkt Moltkes: „Der ewige Friede 
iſt ein Traum und nicht einmal ein ſchöner, und der Krieg iſt ein Element 
in der von Gott geſetzten Weltordnung“ (205). Er betont deshalb auch immer 
wieder den tatſächlichen Mißerfolg beſtimmter Verwirklichungsverſuche und 
die Undurchführbarkeit der Vorſchläge überhaupt, für die betreffende Zeit 
oder für immer, und zeigt, wie kaum einer der Pläne ganz auf den Krieg 
verzichtet, ſei es, daß er ihn zur Bekämpfung Andersglaubiger zuläßt, 
wie meiſt im Mittelalter, ſei es als Mittel gegen ungehorſame Mitglieder 
des Völkerbundes (Penn und der Abt von Saint⸗Pierre). Mit einer 
gewiſſen Genugtuung führt er die Worte Leſſings aus einer Beſprechung 
von v. Palthens Vorſchlägen an: „Wenn ſich nun unter den europäiſchen 
Mächten Halsſtarrige fänden, die dem Urteil des Tribunals Genüge zu 
leiſten ſich weigerten? Wie da? Oh, der Herr von Palthen hat voll⸗ 
ſtreckende Völker, er hat militäriſche Exekutionen. Hat er die? Nun 
wohl, fo hat er den Krieg... (187 f.). In feiner Auffaſſung hat ihn 
1550 völlige Scheitern der Wilſonſchen Pläne (205 ff.) nur noch mehr 

eſtärkt. 

Nicht geſchichtlich wiedergebend, ſondern neu aufbauend, nicht mit 
zager Zurückhaltung des erfahrenen Alters, vielmehr mit einer vom Ver⸗ 
faſſer ſelber als „amerikaniſch“ gefühlten „unbekümmerten Entſchloſſenheit“ 
geht Joh. Plenge in der „Geburt der Vernunft“ an die Frage des 
ewigen Friedens heran — ‚Geburt der Vernunft‘ d. h. „die vollbewußte 
Erkenntnis der Wirklichkeit des menſchlichen Geſellſchaftslebens und die 
1 105 der menſchlichen Lebensordnung auf Grund dieſer Erkennt⸗ 
nis“ (3). 

Auch Kant — von Prutz als Höhepunkt dargeſtellt — hat für ihn 
noch nicht das letzte Wort geſprochen. Um Kants im allgemeinen zu 
individualiſtiſche und rechtsgeſetzliche Auffaſſung aus ihm ſelber zu über⸗ 
winden, geht man am beſten (11) von einer wenig bekannten (1784 er⸗ 
ſchienenen) kleinen Schrift aus, der „Idee zu einer allgemeinen Geſchichte 
in weltbürgerlicher Abſicht“, unter deren „ſtarkem Eindruck“ (III) die im 
I. Teil von Plenges Buch zuſammengeſtellten vier Aufſätze (Die Vernunft 
in der Weltgeſchichte; Organiſation und Freiheit; Der Status quo poſt; 
Die Begründung der Weltorganiſation) auch niedergeſchrieben ſind. In 
ihr ſieht er „das ſtrategiſche Knie in der Front des kantiſchen Gedanken⸗ 
baus, wo der entſcheidende Durchbruch möglich iſt“ „von der Vernunft 
der Freiheit zur Vernunft der Organiſation“ (17), von der „Revolution 
der Zerſtörung“ (1799) zur „Revolution des Aufbaus“ (1914), vom 
Individualismus zum Sozialismus (17), vom Liberalismus mit ſeiner 
„Rechtsgleichheit, die Ausbeutungsfreiheit zuläßt“ (57), zur unterſchieds⸗ 
beachtenden „Zweckvergliederung“ (19). Ahnlich fo wie Marx in feinem 
kommuniſtiſchen Manifeſt, ja noch mehr hat Kant in dieſer Schrift ſeinen 
Blick aus der Enge der Betrachtung eines einmaligen Zuſtandes (der 
gewordenen Vernunft entſprechend dem Kapitalismus bei Marx) erhoben 
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und iſt „zu ſeinen großen Geſichten von der Entwicklung des Weltganzen 
zurückgekehrt“ (16). „Da entwirft er die Skizzen, wie die Vernunft im 
Naturmenſchen durchbricht und wie es ſchließlich am Ende der Geſchichte 
durch das allerhärteſte Aufeinandertreffen der geſellſchaftlichen Gegenſätze 
zum Siege des Friedensreiches kommen muß“ (16). „Die Zwecke 
der Menſchheit werden in der Geſchichte der Gattung verwirklicht.“ 

An dieſe Gedanken, die nicht nur bei Hegel ſich weiter ausgeführt 
finden, ſondern die in neuerer Zeit auch als „Univerſalismus“ von 
O. Spann in ſeiner bedeutenden Gefellſchaftslehre vertreten werden, will 
Plenge anknüpfen. Warum iſt Kant aber nicht ſelber dieſen Weg weiter⸗ 
gegangen? „Weniger bürgerliche Klaſſenbefangenheit als die Blendung 
durch die Erkenntniswelt Newtons“ (20), von der ihn ſelbſt die Macht 
Rouſſeaus nicht befreien konnte, haben ihn gehindert. „In der verfehlten 
Lehre vom Organiſchen und von der Organiſation“, meint Plenge, „ ſteckt 
der Grundmangel der kantiſchen Philoſophie“ (23), Organiſation ver⸗ 
ſtanden als „zweckbewußtes, frei und gern gewolltes Zuſammenwirken aller 
Organiſationsgenoſſen“ (25). Während Kant noch den ewigen Frieden 
in der „Faſſung eines juriſtiſchen Traktats“ (29) ſah, faßt Plenge ihn 
als „Organiſationsaufgabe“ (28), und er glaubt, daß das 20. Jahrhundert 
auf Grund des ſich im weſentlichen gleichbleibenden, im 19. Jahrhundert 
geſchaffenen techniſchen Unterbaus, eine „Epoche der Ideen und der Zu⸗ 
ſammengliederung der Menſchengruppen“ (28) ſein wird. Eine ſolche 
Organiſation — Veranſtaltung heißt wohl am beſten, wie auch Spann 
will, das (42) dafür vermißte deutſche Wort — erfordert aber nicht nur 
perſönlich guten Willen und Einſicht, ſondern vor allem „Ausreifung 
aller organiſatoriſchen Bedingungen“ (29, 45, 69), wie auch Kant geſehen 
hat (29 ff.). Deshalb ſoll man auch nicht glauben, daß nach dieſer Welt⸗ 
kataſtrophe die Weltveranſtaltungsaufgabe mit einemmal durch einen 
ſchnellen Friedensſchluß gelöſt werden könnte. Dazu iſt der Haß zwiſchen 
den einzelnen Völkern dann noch zu groß (31), ſind auch die Staaten 
noch nicht genug in ſich gefeſtigt (32). 

Eine einfache Wiederherſtellung des Vorzuſtandes (status quo ante) 
(32 f.) iſt nicht möglich. Wie ſollen uns die uns abgeſchnittenen „welt⸗ 
wirtſchaftlichen Wurzeln“ ſo ſchnell wieder wachſen? Es fehlt über⸗ 
haupt an einem Bauplan — ſelbſt der Sozialismus, deſſen Grund 
problem doch „die Frage der beſtmöglichen Zuſammenfaſſung der geſell⸗ 
ſchaftlichen Produktivkräfte“, ein Nachzuſtand (status quo post), iſt, und 
der trotzdem eigenſinnig den Gedanken der bloßen Wiederherſtellung des 
Vorzuſtandes vertritt (1), hat nicht dafür geſorgt —, und es fehlt 
auch der rechte Baugrund — die Staaten und Völker ſind nicht nur 
jetzt, ſondern werden auch noch für lange in zu ſtarker Umbildung be⸗ 
griffen ſein (34). „Zwiſchen jetzt und der Zeit des endgültigen Welt⸗ 
frieden“ muß daher „eine organiſatoriſche Übergangsperiode“ liegen 
(35), und der jetzige Friedensſchluß kann nichts weiter als ein „Notbau“ 
ſein, „Raum für geſunde Wachstumsmöglichkeiten“, „ein vorläufiger Verſuch 
für dauernde Übereinkunft“, die als ſolche erſt „hinter dem Frieden“ liegen 
kann (35 f.). Bei aller Bereitheit zum „nüchternſten Realismus“ ſoll 
man aber doch nicht an der hohen Aufgabe, das Staatenſyſtem „organi⸗ 
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ſatoriſch zu organiſieren“, verzweifeln (41). Gerade wir Deutſche haben 
mit unſeren Organiſationen „das Recht zu einem beſonderen Zukunfts⸗ 
glauben“ (44). Bisher allerdings fehlt für die Löſung dieſer „ge⸗ 
ſellſchaftlichen Generalſtabsaufgabe“ (45) eine beſondere Stelle, wie ſie 
etwa für die Übergangswirtſchaft geſchaffen iſt. 

Was zunächſt die Perſonen betrifft, ſo ſind „Induſtrieleiter und 
Arbeiterführer“ (48; 37) wohl am berufenſten; handelt es ſich doch um 
„ein Mittelding zwiſchen Großunternehmung und Gewerkſchaſtsleitung“ 
(48). Beide müſſen zuſammen arbeiten im „Geiſt einer gerechten 
Teilung der Völker über Produktivkräfte und Märkte“ (48). Die 
Löſung der ſachlichen Fragen iſt bisher nur von wenigen verſucht 


worden, nur von Renner — „Durchſtaatlichung des Wirtſchafts⸗ 
lebens“ als „Anfang der Wirklichkeit des Sozialismus“ (52) — und 
von Lenſch — „Der durch den Krieg revolutionierte Weltzuſtand“ 


(53) —, von beiden aber nicht erreicht. Lenſch vor allem hätte noch 
ſchärfer den aufkommenden Gegenſatz ſehen ſollen zwiſchen Europa, in 
dem es „einen Wettkampf des ſozialiſtiſchen Aufſtieges“ geben wird, und 
ſeinem Gegner, der „Vormacht des triumphierenden Geldintereſſes: 
Amerika“, zwiſchen „Ländern des Kriegsverluſtes“ und dem „Land des 
Kriegsgewinnes“ (53). 

Die tatſächliche Grundlage aller Veranſtaltungsarbeit wird die 
„organhafte Abtrennung jeder Volkswirtſchaft von jeder anderen Volls⸗ 
wirtſchaft“ (56) nach dem Kriege ſein. Dieſe notwendige Entwicklung 
ſollte nicht durch unüberlegte Beſeitigung von Zollſchranken geſtört werden 
(57). Um eine Rückſicht auf die Nationen, d. h. die einzelnen Sprach⸗ 
ſchaften, kommt man nicht herum (58) — zunächſt muß ſich der Sozialis⸗ 
mus mit dem Nationalismus abfinden (57). Von den Mitteln, zu 
denen auch der Organiſationszwang gehört, iſt das allgemeinſte die 
Handelspolitik (59), als Organiſationspolitik der zwiſchenſtaatlichen 
Marktverteilung. Sie muß in Zukunft „einerſeits die ſelbſtändige 
Durchſtaatlichung des Wirtſchaftslebens möglich machen und anderſeits 
die engere Zuſammengliederung zuſammengehöriger Staatsgebiete be⸗ 
gründen“, und zwar durch ein „Syſtem der Organiſationszölle“, weſentlich 
in „Grundzölle“, „Bundeszölle“ und „Sperrzölle“ zerfallend, zu denen 
innerhalb des Bundes noch „Vorzugszölle“ und gegenüber Außenſtehenden 
mildere „Abwehrzölle“ treten können (61 f.). Man vergleiche hierzu die 
ähnlichen Vorſchläge, die Mai 1916 die Handelskammer in Mancheſter 
der engliſche Regierung gemacht hat (Dyes, Kriegsfolgezeit, 1917, 35), 

Dabei „hat der Kontinent ein gemeinſames Organiſationsintereſſe 
gegen England“, „ganz Europa ein gemeinſames Organiſationsintereſſe 
gegen Amerika“ (58, 63 ff.). Die kontinentalen Gegner der Mittelmächte 
müßten unter Umſtänden in dieſen Feſtlandbund hineingenötigt werden. 

ſt aber Europa einig, ſo wird die Welt einig ſein“ (67). „So 
triumphiert das ewige Geſetz der Vernunft“ (69), im „entſchloſſenen Gruß 
von Volk zu Volk: Wir waren beſeſſen und müſſen uns jetzt, ſo gut es 
geht, zur neuen Arbeit zuſammenfinden!“ (69). 

Im II. Teil des Plengeſchen Buches „Ein Pfingſten ohne Erfüllung“ 
kommt beſonders des Verfaſſers Unzufriedenheit über den auf dem Partei⸗ 
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tag 1917 zutage getretenen Mangel an Verſtändnis für die Zukunfts⸗ 
aufgabe des Sozialismus zum Ausdruck. 

Wichtig an der ganzen Auffaſſung Plenges iſt der überall ſich 
zeigende Wille, zwiſchen Macht und Recht einen Ausgleich zu 
finden. „Soviel Macht, wie ſich mit dem Recht vor der Geſchichte ver⸗ 
einigen läßt“ (37) — zum Beiſpiel für Deutſchland gegen Frankreich: 
„Ein Volk mit aufſteigender Kinderzahl hat Arbeitsunterlagen notwendiger 
wie ein ſtillſtehendes Volk!“ (55) —, für Europa gegen Amerika, das 
„nicht die Hand auf alle Rohſtoffe der Welt legen darf“, „wo es als 
Volk das reichſte Territorium der Welt beſitzt“ (65 f.), oder in bezug auf 
„die Ziehung einer Landesgrenze“, „bei der es auf die Abtrennung 
größerer oder kleinerer Nationalitätenſplitter nicht ankommen darf“. 
Zufälligen Bewohnern ein ewiges Recht auf den Boden geben, geht 
ſchlechterdings ganz und gar gegen den Geiſt einer ſozialiſtiſchen Be⸗ 
trachtung der möglichen Organiſation der Produktivmittel und der Ent⸗ 
ſcheidung aller geſellſchaftlichen Fragen aus der geſunden Entwicklung 
des Ganzen“ (58 f.). 

Auf dieſe Fragen der zwiſchenſtaatlichen Beziehungen kommt auch 
der Theologe M. Lauterburg in ſeiner überſichtlichen Berner Rektoratsrede 
„Recht und Sittlichkeit“ zu ſprechen: eine auf „gegenſeitiger Achtung, Ver⸗ 
ſtändnis und Vertrauen“ (23) beruhende, „organifierte Gemeinſchaft“ der 
Völkerindividualitäten ſtellt er „als zu erſtrebendes Ziel“ hin (22) — ohne 
dabei aber zu überſehen, wie nicht etwa nur „Wunſchintereſſen materieller 
Selbſtbehauptung“ (20), ſondern gerade auch der Kampf zwiſchen Recht 
und Sittlichkeit es iſt, der die friedlichen Zuſtände durch Umſturz und Krieg 
gefährdet, um „durch rechtbrechende Gewalt neues Recht“ zu ſchaffen (19). 
Die „ungeſchriebenen Geſetze“, das „Naturrecht“, das „ſoziale Ideal“ 
(20 f.) machen immer wieder ihre Anſprüche an die augenblicklichen 
Rechtszuſtände. Recht, im Sinne geltender Geſetze, darf eben nicht im 
Unterſchiede von der auf Autonomie beruhenden Sittlichkeit als auf 
Heteronomie und auf Zwang beruhend in Mißkredit gebracht (1—6), 
Sittlichkeit nicht bloß als „Verneinung jedes Bedürfniſſes“ und als 
bloß in Geſinnung beſtehend viel zu eng gefaßt werden (6—8), fo daß 
dann beide nichts miteinander zu tun hätten; ſie liegen vielmehr 
bei aller Eigenart doch auf gleicher Ebene, inſofern es die Sittlichkeit 
ſicherlich auch mit der Regelung des Zuſammenlebens zu tun hat, genau 
wie das Recht (10). Und daraus entſteht ja dann gerade die von 
Simmel ſo genannte große „Tragödie der Kultur“ (11). Der Einzelne 
tritt wie an die Sprache mit anderen Begriffen, für die die vorhandenen 
Wörter nicht geſchaffen ſind, ſo ähnlich an das geſellſchaftliche Zuſammen⸗ 
leben mit anderen — ſittlichen — Forderungen heran, die ſich mit den 
vorhandenen Rechtsgeſetzen nicht vereinen laſſen wollen. Ja, der 
Anarchismus zum Beiſpiel von einem Tolſtoi kämpft fogar gegen das 
Recht überhaupt. Wenn man auch dem nicht zuſtimmen kann, ſo wird 
man aber doch mit dem Beſtehen eines Widerſtreites „zwiſchen perſön⸗ 
licher Überzeugung und kategoriſchen Zumutungen der Rechtsgewalt“ (18) 
immer rechnen müſſen. Dabei wird man aber von dem Einzelnen er⸗ 
warten dürfen, „daß er mitten im Konflikt“ — trotz des Bewußtſeins 
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der höheren Sittlichkeit ſeiner gegen das Geſetz gerichteten Handlung — 
„die Notwendigkeit der Rechtsgrundlage achte und ehre, und daß er 
daher die geſetzlichen Folgen ſeines Tuns oder Unterlaſſens, feine Be 
ſtrafung, willig, nicht als ob er ſich über ein erlittenes Unrecht zu be⸗ 
klagen hätte, auf ſich nehme“ (19) — eine übrigens auch von H. Cohen 
in der „Ethik des reinen Willens“ und von G. J. Steffen in ſeinem 
beſonders wertvollen Buch „Der Weltfriede und ſeine Hinderniſſe“ (1918, 
S. 110) vertretene Anſicht. 
Berlin H. L. Stoltenberg 


Deutſche Gedenktage. Reden von Prof. Dr. Chr. Eckert, 
Geheimer Regierungsrat, Studiendirektor der Cölner Hochſchulen. 
Bonn 1918, A. Marcus & E. Webers Verlag. 80. IV u. 55 S. 


Wenn ein geſchulter Beobachter den Verlauf der Ereigniſſe während 
des Krieges mit redneriſchen Ausführungen verfolgt, ſo haben dieſe eine 
doppelte Bedeutung; fie find zugleich Verſuch einer denkmäßigen Erfaſſung 
wie anderſeits für ſpätere Zeiten auch Objekt, weil eben Zeitäußerung. 
Die Auswahl der Stoffe ſchon iſt charakteriſtiſch dafür, was in der Zeit 
der Entſtehung weitere Kreiſe bewegte: die Rheinlande unter preußiſcher 
Herrſchaft, das Auslanddeutſchtum, deutſche Kriegsfinanzen, das ſind die 
Stoffe von drei der ſechs Reden, die Eckert vorlegt, während die drei 
anderen Reden allgemeiner gerichtet ſind. Kennzeichnend für den Geiſt, 
aus dem dieſe Anſprachen hervorgegangen ſind, iſt vielleicht am meiſten 
die letzte (Gegenwartsaufgaben und Zukunftshoffnungen). Eckert führt 
aus, wie auf der einen Seite als Aufgabe nach dem Kriege die Steigerung 
der Gütererzeugung unter gleichzeitiger vollkommenerer Ausnutzung der 
vorhandenen Kräfte und vorteilhafterem Aufbau und Teilung der Arbeit 
notwendig ſei, auf der anderen Seite aber nicht minder notwendig, die 
erzielten Erträgniſſe gerechter als früher zu verteilen. Darin liegt alſo 
eine entſchiedene Verurteilung der bisherigen Güterverteilung, die als 
Ausdruck der Zeitſtimmung vielleicht deshalb noch ſchärfere Geltung be⸗ 
anſpruchen kann, weil ſie von dem Leiter einer gerade dem Studium des 
Wirtſchaftslebens gewidmeten Hochſchule im Zentrum der Großinduſtrie 
ausgeht. Auch für Sicherung gleicher politiſcher Rechte der Minder⸗ 
bemittelten ſetzt Eckert ſich ein. Daß dieſer ſoziale und politiſche Aus⸗ 
gleich unvollkommen ſei, wenn er nicht zugleich zu einer wechſelſeitigen 
Anerkennung aller ſchaffenden Stände führe, iſt eine weitere Folgerung 
des Verfaſſers; dafür wiederum fordert er für die unteren Schichten der 
Bevölkerung die Beſeitigung fortgeerbter Bildungsfremdheit, die Möglich- 
keit ungehemmteren Emporkommens. 

Bonn a. Rh. W. Wygodzinski 


Fleiſchl, Paul: Verſuch einer Theorie der Produktion. 
München und Leipzig 1915, Duncker & Humblot. VI u. 163 ©. 
Der Verfaſſer beſtimmt in der Einleitung das Weſen der Erzeugung 

als „mittelbare Verwendung der Güter“, ſofern fie durch „weſentliche 
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Veränderung ihrer Beſchaffenheit“ geſchieht, zum Unterſchied vom Ver⸗ 
brauch, der in „unmittelbarer Verwendung“ der Güter beſteht. Die 
Grundfrage der Theorie der Erzeugung faßt Fleiſchl als Frage der Ge⸗ 
ſamtverſorgung der Volkswirtſchaft mit Gütern auf unter Abſehung ſo⸗ 
wohl von der Verteilung wie von Umlauf und Verbrauch, obwohl dieſes 
Abſehen eine Entfernung von der Wirklichkeit in ſich ſchließe. „Ein 
Blick in das Wirtſchaftsleben zeigt uns, daß ſo Verteilung wie Zirkulation 
und Konſumtion Einfluß auf die Geſtaltung der Produktion haben“ 
(S. 16). Dieſes Abſtrahieren von Verteilungs⸗ und Umlaufstheorie iſt 
dem Verfaſſer neben dem wirtſchaftlichen Grundſatze die Vorausſetzung 
der Theorie der Erzeugung. 

Auf dieſer Grundlage unterſucht er die Wertbildung der urſprüng⸗ 
lichen Erzeugungselemente, worunter er verſteht: die Leiſtungen des 
Menſchen, der Natur und der Geſellſchaft; ferner die Wertbildung der 
erzeugten Erzeugungselemente (Kapital) und ſchließlich der Erzeugniſſe 
ſelbſt. Der Verfaſſer überfieht aber, daß die Leiſtungen der Natur mit 
den Leiſtungen des Menſchen, der Arbeit, nicht weſensgleich ſind, ferner, 
daß ſich die Leiſtungen der Geſellſchaft auch als Arbeit, nämlich als ge⸗ 
ſamtheitliche (kollektive) darſtellen. Wenn Fleiſchl dagegen das Kapital 
als urſprüngliches Erzeugungselement ablehnt, weil es nur erzeugtes 
(alſo nicht urſprüngliches) Erzeugungselement ſei (S. 19), ſo iſt dies 
nicht ſtichhaltig. Um die Urſprünglichkeit handelt es ſich nicht, es handelt 
ſich um das Spezifiſche dabei. Denn handelte es ſich um das Urſprüng⸗ 
liche, ſo könnte es nur „Natur“ als wirkſamen Beſtandteil der Erzeugung 
geben, da dieſe auch in der Arbeit (Begabung, pſychiſche Kraft) ent⸗ 
halten iſt. Im übrigen iſt die Hervorhebung der Leiſtungen der Geſell⸗ 
ſchaft als eigenes Erzeugungselement ſehr wichtig und verdient Beachtung. 
Auch ich habe verſucht (Fundament der Volkswirtſchaftslehre, Jena 1919, 
die geſellſchaftlichen Leiſtungen als ſpezifiſche Beſtandteile des Wirtſchafts⸗ 
vorganges, und zwar als „Kapital höherer Ordnung“, zu beſtimmen. 

Das wertbildende Prinzip findet Fleiſchl (auf dem Boden der Grenz⸗ 
nutzenlehre Böhm⸗Bawerkſcher Prägung) in der relativen Seltenheit, die 
wiederum durch die Dringlichkeit des Bedürfniſſes (im Zurechnungswerte) 
einerſeits, durch die Menge der Güter anderſeits beſtimmt iſt. Dieſe 
relative Seltenheit nennt Fleiſchl den Monopolcharakter des Erzeugungs⸗ 
elementes oder der Erzeugniſſe. 

Die Hauptfragen der Erzeugungstheorien ſelbſt entwickelt der Ver⸗ 
faſſer als ſolche der Qualität: wie wird erzeugt, in welchem Verhältnis 
ſtehen die Erzeugungselemente zueinander, welche Zuſammenhänge be⸗ 
ſtimmen wirtſchaftlich den Erfolg oder Mißerfolg; und als Frage der 
„Quantität“: was wird erzeugt, was beſtimmt den Geſamtumfang der 
Erzeugung, und in welcher Ausdehnung haben die einzelnen Erzeugungs⸗ 
zweige daran teil? Das „Qualitätsproblem“ fällt mit privatwirtſchaftlicher 
Einträglichkeit (Rentabilität), das „Quantitätsproblem“ mit volkswirt⸗ 
ſchaftlicher Fruchtbarkeit oder Produktivität zuſammen. 

Dieſe Unterſuchungen bilden den Schwerpunkt des Buches. Doch 
muß für ſie auf das Buch ſelber verwieſen werden. Nur ſoviel ſei ge⸗ 
ſagt, daß Fleiſchl die reine Einträglichkeit (ſoweit ſie nicht bloß aus Zu⸗ 
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rechnungselementen wie Zins und Unternehmerlohn beſteht) haupt⸗ 
ſächlich aus dem Zeitmoment erklärt, da die Übertragung der geſteigerten 
Werte der Erzeugniſſe (bei Ergiebigkeitsſteigerungen) auf die Erzeugungs⸗ 
mittel ſich nicht mit einem Schlage durchſetzen kann. Die bisherigen 
Geſetze vom abnehmenden Ertrag der Arbeit auf dem Boden und dem 
zunehmenden Ertrage (im Gewerbe) entwickelt Fleiſchl in einer der Grenz⸗ 
nutzentheorie angemeſſenen und nach ihr berichtigten Faſſung gegenüber 
den bisherigen nicht⸗werttheoretiſchen (ſondern mehr techniſchen) Formu⸗ 
lierungen (S. 109, 145 ff.). Doch halte ich dieſe Unterſuchung dennoch 
für etwas mangelhaft. So fehlt die Betonung der Marktausdehnung 
bei ſteigendem Preiſe im Falle des abnehmenden Ertrages, der Markt⸗ 
ausdehnung bei mindeſt gleichbleibender Preiſe im Falle des zunehmenden 
Ertrages. Dieſe beiden Momente ſind aber meines Erachtens unerläßliche 
Bedingung der Erzeugungsausdehnung und alſo der Ertragsveränderungen 
in beiden Fällen. — Bei der Behandlung der volkswirtſchaftlichen Frucht⸗ 
barkeit erweckt die treffliche theoretiſche Erörterung des Erſatzweſens 
— das während des Krieges als eine Grundtatſache als Wirtſchaft klar 
geworden iſt! — eine beſondere Anteilnahme. Die Vertretbarkeit oder 
Erſetzbarkeit wurde neben der Komplementarität, ſoviel ich weiß, von 
v. Komorczinsky zuerſt klar hervorgehoben und planmäßig behandelt. 
Bei der Erörterung des Verhältniſſes privatwirtſchaftlicher Einträglichkeit 
zu volkswirtſchaftlicher Fruchtbarkeit hebt der Verfaſſer hervor, daß haupt⸗ 
ſächlich durch Monopoliſierung der Unterſchied beider geſchaffen wird. 
Damit iſt allerdings die Sache nicht erledigt. Denn Monopoliſierung 
ſchließt auch in ſich feſte Ordnung (Organiſation), was Kräftebildung, 
Stetigkeit, Sparſamkeit in ſich ſchließt; freier Wettbewerb dagegen: Kräfte⸗ 
vernichtung durch Schwanken, Umſatteln, Unüberſichtlichkeit. Die volks⸗ 
wirtſchaftliche Rechnung iſt jedenfalls verwickelter. Man muß auf die 
erzeugenden Kräfte zurückgehen, wie Liſt es tat. — Lebhaft muß ich dagegen 
dem Verfaſſer beiſtimmen, wenn er zum Ergebnis der Weſengleichheit 
aller Erzeugungszweige im Gegenſatz zur alten, eigentlich phyſiokratiſchen 
Gegenüberſtellung von Urerzeugung und Weitererzeugung kommt. 

Im ganzen bedeutet das Buch einen Fortſchritt gegenüber der bisher 
üblichen, meiſt ſtark an Ricardo bzw. Marx angelehnten Behandlung der 
Erzeugungslehre, indem es die ſchon vorhandenen Lehren und Gedanken 
der Grenznutzentheorie zuſammenfaßt und dabei auch die amerikaniſche, 
nicht nur die öſterreichiſche Schule berückſichtigt. In einer „kritiſchen 
Betrachtung der prinzipiellen Gegenſätze“ ſtellt der Verfaſſer ſein Ver⸗ 
hältnis zur bisherigen Lehre vom abnehmenden Bodenertrag und zu 
Büchners „Geſetz der Maſſenproduktion“ feſt. 

Der Wert des Büchleins liegt darin, daß es zum erſtenmal eine 
zuſammenfaſſende Bearbeitung der erzeugungstheoretiſchen Fragen 
auf Grund der Grenznutzenlehre gibt, während bisher die Unterſuchung 
zerſtreut war (Böhm⸗Bawerk, Wieſer, Schumpeter). — Als Jugendarbeit 
hat das kleine Werk auch die Mängel einer ſolchen. Der Erzeugungs- 
vorgang wird manchmal noch techniſch gefaßt (zum Beiſpiel S. 94), trotz 
des richtigen und im weſentlichen auch gelungenen Strebens des Ver⸗ 
faſſers, nur das wirtſchaftliche Moment feſtzuhalten. Der Begriff der 
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„volkswirtſchaftlichen Brauchbarkeit“, welcher die Grundlage des Produk⸗ 
tivitätsbegriffes bildet, iſt nicht genau beſtimmt. Die gleichen Ziele und 
ihre gleiche Gültigkeitsſtärke ſind die Vorausſetzungen eines ſolchen Be⸗ 
griffes. — Der Kreis der benutzten Schriftwerke iſt zu klein; auf die 
Anſichten Brentanos, die nicht immer ganz auf der Höhe find, iſt zu viel 
Wert gelegt. Schlimmer als dieſe Mängel iſt, daß die Sprache ſchonungs⸗ 
los mit Fremdwörtern angefüllt iſt (den holprigen Stil muß man dem 
Verfaſſer als Ungarn zugute halten). Am meiſten dürfte aber die Leſung 
des Buches darunter leiden, daß der Verfaſſer nicht genug damit gerechnet 
hat, wie gering heute die theoretiſche Bildung auch des Fachmannes in 
Deutſchland iſt, wie wenige die Grenznutzenlehre ſo gut kennen, daß ſie 
ſeinen Ausführungen mühelos folgen könnten. Der Verfaſſer hätte von 
langer Hand und elementarer die grenznutzentheoretiſchen Begriffe, mit 
denen er arbeitet, entwickeln ſollen. Ein weiterer Nachteil iſt die ſtellen⸗ 
weiſe reichliche Verwendung mathematiſcher Formeln und Kurven. Zwar 
ſind ſie alle leicht und einfach, aber in der theoretiſchen Volkswirtſchafts⸗ 
lehre wollen wir denken, aufbauend denken. Gedanken, ihre Folgerungen 
und Beziehungen wie mit eiſernen Klammern in der freien Unterſuchung 
aneinander ſchmieden, das iſt der innere Trieb und Schwung aller Theorie. 
Was man aber ſchon erforſcht hat und weiß, dann mathematiſch dar⸗ 
zuſtellen und wiederzukauen, iſt dagegen ſchal und leer — und in was 
anderem ſollte das mathematiſche Verfahren in der Volkswirtſchaftslehre 
beſtehen? Der darſtellende und ausdrückende Nutzen des Mathematiſchen 
darf nicht abgenutzt und mißbraucht werden. 

Wie ſchon hervorgehoben, ſteht der Verfaſſer auf dem Boden der 
Grenznutzenlehre — das ſollte diejenigen unter den heutigen deutſchen 
Wirtſchaftsforſchern, die noch immer Gegner dieſer Lehre ſind, doch einmal 
ſtutzig machen, daß das ganze jüngere Geſchlecht, E es überhaupt 
Theorie treibt, gar keine andere Wahl zu haben ſcheint! 

dzt. Wien Othmar Spann 


Studien zur . der 3 in Frankfurt a. M 
während des 17. und 18. Jahrhunderts. Auf Grund des 
Nachlaſſes von Dr. Gottlieb Schnapper⸗Arndt herausgegeben 
von Dr. Karl Bräuer. 1. Teil: Darſtellung; 2. Teil: Quellen 
und Materialien. Veröffentlichungen der Hiſtoriſchen Kommiſſion der 
Stadt Frankfurt a. M. II. 2 Bände Bd. 1: XXXII und 
405 S., Bd. 2: XL und 433 S.). Frankfurt a. M. 1915, 
Joſeph Baer & Co. 


Ein durch feinen Gegenſtand, durch ſeine Verfaſſerſchaft wie durch feine 
Bearbeitungsmethoden eigenartiges und in vieler Hinſicht wohl als grund⸗ 
legend zu bezeichnendes Werk. Iſt ſchon die Erforſchung und Dar⸗ 
ſtellung der Lebenshaltung in der Gegenwart eine der ſchwierigſten Auf⸗ 
gaben, zu deren Löſung ſtatiſtiſche und monographiſche Methode ſich die 
Hand reichen müſſen, fo vervielfachen ſich die Schwierigkeiten beim Zurück 
gehen auf frühere Jahrhunderte. Schnapper⸗ Arndt, deſſen liebevoll 
gründliche, den kleinſten Einzelheiten nachgehende Erforſchung neuerer 
Schmollers Jahrbuch XLII 34. 26 
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Haushaltungen das Muſter einer Unterſuchung nach der Methode Le Plays 
darſtellt, hat ſich ein großes Verdienſt erworben, indem er eine wertvolle 
Quelle für die Kenntnis der Lebenshaltung in Vorväterzeiten aufgedeckt 
hat, die in Frankfurter und Darmſtädter Archiven aufbewahrten Haus⸗ 
haltungsbücher dreier Frankfurter Patrizierfamilien des 17. und 18. Jahr⸗ 
hunderts. Ihre Bearbeitung ſollte aber nur der Teil eines Werkes über 
die Geſchichte des Geldverkehrs, der Preiſe und der Lebenshaltung in 
Frankfurt vom Ausgang des Mittelalters bis zum Beginn des 19. Jahr⸗ 
hunderts ſein, deſſen Vorarbeiten er nach den Mitteilungen Bräuers 
mehr als zwei Jahrzehnte ſeines Lebens gewidmet, für das er einen 
außerordentlich reichen Stoff geſammelt und an deſſen Bearbeitung, ge⸗ 
ſchweige denn Vollendung ein zu früher Tod ihn gehindert hat. Nur 
ein offenbar verhältnismäßig kleiner Teil dieſes Stoffes iſt es, den aus 
ſeinem Nachlaſſe als ſein würdiger Nachfolger Bräuer bearbeitet hat, 
wobei er einzelne, bereits bis zur Darſtellung gediehene Ausarbeitungen 
Schnapper⸗Arndts einflechten konnte. Sein beſonderes Verdienſt iſt es, 
die Hauptquellen, nämlich die Haushaltungsbücher ſelbſt, bearbeitet und 
— im zweiten Bande — zwar in bearbeitetem Zuſtande, nämlich gegliedert 
nach Arten der Einnahmen und Ausgaben, jedoch unter vollſtändiger 
Wiedergabe aller Einzelpoſten veröffentlicht zu haben. Es muß nun 
allerdings geſagt werden, daß, rein vom Geſichtspunkt der Haushaltungs⸗ 
ſtatiſtik aus betrachtet, die Ausbeute nicht gar zu groß iſt und die er⸗ 
hebliche Mühe der Bearbeitung wohl kaum gelohnt haben würde. Weit 
größer iſt der Ertrag für die wirtſchaftsgeſchichtliche und kulturgeſchicht⸗ 
liche Forſchung und er wird geſteigert durch die Verbindung mit weiterem 
Quellenmaterial, wie Nachlaßinventaren, Taxen und ſonſtigen Verordnungen, 
das Bräuer den Plänen Schnapper⸗Arndts auf eigenen Wegen folgend 
in muſtergültiger Weiſe zu einer Geſamtdarſtellung der Lebensverhältniſſe 
verarbeitet hat. 

Die Haushaltungsbücher find geführt von dem Mitgliede des Rats 
und zeitweiligen Bürgermeiſter Joh. Maximilian zum Jungen in den 
Jahren 1642 — 1648, von Joh. Balth. Kaib, ebenfalls zeitweiſe Bürger⸗ 
meiſter, in den Jahren 1686— 1695 und von Nikolaus von Uffenbach, 
Mitglied des Rats, Schöffen und Bürgermeiſterkandidaten, in den Jahren 
1734-1786. Die Beobachtungszeiträume find alſo durch etwa je 40 Jahre 
voneinander getrennt, während die äußeren Familienverhältniſſe ähnliche 
ſind, nur daß ſich im Wohlſtand eine abſteigende Reihenfolge ergibt. 
Die abſoluten Geldbeträge ſind miteinander nicht ohne weiteres ver⸗ 
gleichbar, da der Geldwert von 1648—1736 erhebliche Veränderungen 
erlitten hat. Die Geldbeträge ſind auf einen einheitlichen Nenner ge⸗ 
bracht, indem ihr Goldwert nach dem Gewichtsverhältnis in Reichsmark 
berechnet iſt, womit, wie beide Verfaſſer eingehend erörtern, natürlich 
nichts über die Kaufkraft ausgeſagt wird. Die Aufzeichnungen von zum 
Jungen und Kaib beſchränken ſich auf die Ausgaben, doch liegen gewiſſe 
Anhaltspunkte für ihr Vermögen und ihr Einkommen vor. Leider fehlt 
auch die Ergänzung der Geldrechnung (die immerhin bei den wohl ⸗ 
habenden Patriziern der großen Handelsſtadt für die Verhältniſſe ihrer 
Zeit ſchon ſehr ſtark ausgebildet und vorherrſchend iſt, wohnt doch zum 
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Beiſpiel zum Jungen zur Miete) durch die naturalwirtſchaftliche Rechnung; 
doch iſt auch hier über die Naturalbezüge der Bürgermeiſter und Schöffen 
einiges Material beigebracht. Ohne auf die Einzelergebniſſe einzugehen, 
ſei nur folgendes hervorgehoben. Die jährlichen Geſamtausgaben ohne 
Kapitalanlagen ſchwanken bei zum Jungen zwiſchen 2532 und 4653 fl., 
bei Kaib zwiſchen 1417 und 3082 fl., bei Uffenbach zwiſchen 1138 und 
1513 fl., das Einkommen des letzteren zwiſchen 1996 und 2170 fl. 
Von den Geſamtausgaben entfielen auf Nahrungsmittel und das ver⸗ 
mutlich in der Hauptſache auch für ſolche verausgabte Wirtſchaftsgeld 
der Hausfrau bei zum Jungen 24,0, bei Kaib 23,2, bei Uffenbach 35,9%. 
Erſtaunlich iſt der Anteil der Ausgaben für Getränke (ganz überwiegend 
alkoholiſche). Er beträgt bei zum Jungen 18,9, bei Kaib 13,6, bei 
Uffenbach 10,0% o der Geſamtausgaben. Zum Jungen, der nahezu ein 
Fünftel ſeiner nicht geringen Ausgaben und dreimal mehr als für 
Wohnung, im Durchſchnitt jährlich 638 fl. für Getränke ausgibt, iſt 
dabei kein Mann, der im materiellen Wohlleben aufgeht, ſondern ein 
Freund der Wiſſenſchaft und Bücherſammler. Leider iſt aus dem Material 
nicht erſichtlich, ob ein offenes Haus und ausgedehnte Gaſtfreundſchaft 
die Urſache des hohen Getränkeaufwands bilden. Die Ausgaben für 
Wohnhaus und Garten betragen bei zum Jungen, der 180 fl. (nach 
Goldgewicht 576 Mk.) Miete für ſein ſicherlich nicht ganz kleines Haus 
bezahlt, 5,7% der Geſamtausgaben. Weit geringer find die Bar⸗ 
ausgaben bei den beiden anderen Haushaltungen, die eigene Häuſer be⸗ 
wohnen. Die Ausgaben für Wäſche, Kleidung und Schuhwerk betragen 
bei zum Jungen 10,28, bei Kaib 9,84, bei Uffenbach 13,18 %, Sätze, 
die ungefähr auch dem heutigen Anteil dieſer Ausgaben entſprechen. Für 
Steuern und öffentliche Abgaben wenden — bei einer die Wohlhabenden 
ſehr ſchonend behandelnden Ordnung der direkten Steuern — zum 
Jungen 1,86, Kaib 5,40 und Uffenbach 2,74% auf. Für Unterricht 
betragen die Ausgaben bei zum Jungen 1,30 (dazu für Univerſitäts⸗ 
beſuch des Sohnes 7,04), bei Kaib 4,25, bei Uffenbach 2,84% ufw. 
Über die Verbrauchsmengen der Nahrungsmittel geben die Haushalts- 
bücher naturgemäß keinen vollſtändigen Aufſchluß. Am eheſten iſt das 
bezüglich der ſelbſt geſchlachteten Ochſen und Schweine und der im 
großen gekauften Mengen von Butter ſowie von Wein und Bier der 
Fall, aber es fehlt doch wohl auch hier der Verbrauch im kleinen und auf 
der anderen Seite bei den Getränken jeder Anhaltspunkt für die Zahl 
der Mitzecher. 

In der Darſtellung des erſten Bandes bilden die Ergebniſſe der Haus⸗ 
haltungsrechnungen der drei Patrizierfamilien das oft faſt verſchwindende 
Gerippe unter einer Fülle aus anderen Quellen geſchöpften Stoffes über 
die Lebensverhältniſſe in Frankfurt des 17. und 18. Jahrhunderts. So 
finden ſich im Abſchnitt über die Kapitalanlagen wertvolle Mitteilungen 
über Wiederkaufsgülten und Rechneibriefe, in denen über die Nahrungs- 
mittel eingehende Ausführungen über die ſtädtiſche Getreideverſorgungs⸗ 
politik, die Brottaxen, die Organiſation des Lebensmittelhandels, wobei 
zum Beiſpiel die Mitteilungen über die italieniſchen Südfruchthändler, 
die Brentano, Guaita uſw. mit ihren den Nachlaßinventaren entnommenen 

26 * 
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Lagerbeſtänden von befonderem Intereſſe find, über die Herkunft der 
Nahrungsmittel, der Weine und Biere, über den Hausbau, die Wohnungs⸗ 
einrichtung, Haus⸗ und Küchengeräte, Ofen, Heizmaterial und Kerzen, 
über Geſindeweſen, über Betten, Leinwand und Kleidungsſtücke, über die 
Kleiderordnungen und die Luxusbekämpfung, über Schulen und Uni⸗ 
verſitäten, Bücher und Zeitungen, Geſundheits⸗ und Körperpflege, Ge⸗ 
ſelligkeit und Wirtshäuſer, Steuern und Abgaben uſw. Aus dem umfang⸗ 
reichen Stoff, deſſen Wert für den Kultur: und Wirtſchaftshiſtoriker hier 
nur angedeutet werden kann, ſei doch noch dasjenige erwähnt, was zur 
Geſchichte der Preiſe, daneben auch zu der der Löhne und Gehälter dar⸗ 
geboten wird. So finden ſich zum Beiſpiel Mitteilungen über Fleiſch⸗ 
preiſe und ihr Verhältnis zum Tagelohn (I, 66, 69), Butterpreiſe und 
ihr Verhältnis zu Fleiſchpreiſen und Tagelohn (I, 84), Zuckerpreiſe mit 
der gleichen Verhältnisberechnung (I, 103), Weinpreiſe (I, 118), über 
Tagelöhne (I, 195), Geſindelöhne (I, 206) unter Berechnung der Kauf⸗ 
kraft für Fleiſch, Mehl, Wein und Kleidung, Lehrergehälter (I, 246), 
Studienkoſten (I, 263) und Profeſſorengehälter in Helmſtedt (I, 281), 
endlich ein Auszug ſämtlicher Preisangaben aus den drei Haushaltungs⸗ 
rechnungen (I, 398). Von beſonderer Bedeutung find die Hinweiſe auf 
die Währſchaftsbücher als Quelle einer Häuſerpreisſtatiſtik für die Zeit 
von 1358 —1810 (I, 144) und die Nachlaßinventare als Quelle einer 
Wohnungsſtatiſtik, für die Stichproben gegeben werden (I, 151), wie 
auch als Quelle kultur- und ſozialgeſchichtlicher Aufſchlüſſe (II, XXV), 
deren Art aus einigen in Band II mitgeteilten Inventaren erhellt. 
Auch zur weiteren Aufſuchung und Bearbeitung älterer Haushaltungsbücher 
regt Bräuer an, wobei er einige ſchon vorhandene Veröffentlichungen 
anführt und auf zwei noch ungehobene Schätze, das Ausgabenbuch des 
Herrn Rat Goethe und die hauswirtſchaftlichen Aufzeichnungen des be⸗ 
rühmten Arztes und Stifters Dr. Senckenberg hinweiſt, die ſich in un⸗ 
übertrefflicher Genauigkeit über 22 Jahre erſtrecken. Daß die Hoffnung 
Bräuers ſie bearbeiten zu können, ſich verwirkliche, werden alle Leſer 
des hier beſprochenen Werkes auf das dringendſte wünſchen. 
Charlottenburg Joh. Feig 


Noſſié, Dr. Frieda: Die Entwicklung und heutige Lage 
des Crefelder Kleinwohnungsweſens. (Tübinger Staats⸗ 
wiſſenſchaftliche Abhandlungen, herausg. von Carl Johannes 
Fuchs in Verbindung mit Ludwig Stephinger. Neue Folge, 
Heft 14.) Stuttgart 1917. IV u. 144 S. 80. 


Zur Grundlage ihrer Unterſuchung nimmt Verfaſſerin in zutreffender 
Weiſe die Gewerbegeſchichte der Stadt. Die Siedelung Crefeld, in den 
weiter zurückliegenden Jahrhunderten ohne jede Bedeutung, empfing erſt 
nach 1600 infolge der Einwanderung mennonitiſcher Weberfamilien die 
Anfänge einer gewerblichen Entwicklung; indes mochte die Stadt bis 
gegen das Ende des 17. Jahrhunderts ſchwerlich mehr als 500 Ein⸗ 
wohner zählen. Der Aufſtieg Crefelds ſetzt erſt im 18. Jahrhundert mit 
der preußiſchen Herrſchaft und der planmäßigen Begünſtigung der Seiden⸗ 
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weberei ein. Der Stand der Seideninduſtrie ift ſeitdem und bis in die 
a Gegenwart für das Gedeihen Crefelds von entſcheidender Bedeutung 
geblieben. 

Aus den älteren Perioden des Städtebaues iſt für Crefeld nichts 
zu berichten; die ſtädtebauliche Entwicklung kommt hier erſt zugleich mit 
der des Gewerbeweſens im 18. Jahrhundert, zeigt dann aber ein um ſo 
raſcheres Fortſchreiten. In der Zeit von 1711 bis 1766 fanden nicht 
weniger als vier Stadterweiterungen ſtatt. Nachdem die Seideninduſtrie 
die Stockungen der Franzoſenzeit überwunden hatte, beginnt in der Be⸗ 
völkerung nach 1815 wiederum eine langſame Aufwärtsentwicklung, die 
zur Vornahme einer Stadterweiterung im Jahre 1819 führte. Das 
nächſte Jahrzehnt brachte eine verſtärkte Zunahme des ſtädtiſchen Haupt⸗ 
gewerbes und demzufolge der ſtädtiſchen Bevölkerung, ſo daß die Aus⸗ 
arbeitung einer neuen Planung für eine größere Stadterweiterung er⸗ 
forderlich wurde. Der im Jahre 1843 feſtgeſtellte Entwurf iſt der letzte 
allgemeine Erweiterungsplan von Crefeld; die neuere ſtädtiſche Ausbreitung 
hat ſich auf Grund von Teilplänen für die einzelnen, zur Erſchließung 
gelangenden Gebiete vollzogen (S. 14 u. 62). 

Die in den Stadtplanungen jeweils herrſchenden Anſchauungen 
— das Ideal der „Symmetrie“ in dem Plan von 1819, die Gerad⸗ 
linigkeit in dem von 1843, die Grundſätze über die Blocktiefen und die 
Straßenbreiten — werden von der Verfaſſerin in dem Wechſel der Zeiten 
eingehend geſchildert. Unter den zahlreichen Einzelheiten iſt zu erwähnen, 
daß für die Durchführung der Bebauungspläne das Recht der Enteignung 
unter Anwendung des allgemeinen franzöſiſchen Enteignungsgeſetzes vom 
8. März 1810 gewährt wurde: 

„Der Eigentümer konnte der Expropriation ſeines Grundſtücks, für das 
ſich ein Bauluftiger gefunden hatte, nur dann entgehen, wenn er ſich verpflichtete, 
innerhalb von drei Jahren auf dem fraglichen Bauplatz ſelbſt zu dauen. Damit 
war es auf ſehr energiſche Art unmöglich gemacht, baureifes Gelände innerhalb 
des Stadtbebauungsplanes lange Jahre zurückzuhalten“ (S. 17). 


Die Koſten für den Straßenbau wurden ſeitens der Stadtverwaltung 
bis in die neuere Zeit niedrig gehalten. Bei neu zu pflaſternden 
Straßen waren nach dem Ortsſtatut von 1877 ſeitens der Anlieger Bei⸗ 
träge zur Pflaſterung nur bis zu 4 m Straßenbreite zu leiſten; für ein 
Kleinhaus von 7 m Frontbreite ergab ſich hieraus ein Betrag von 168 Mk. 
In verkehrsloſen Straßen ſollte indes von einer harten Pflaſterung 
gänzlich abgeſehen werden und die Anlegung einer Kiesſchicht genügen, 
ſo daß, wie Verfaſſerin hervorhebt, die jüngſten Auffaſſungen von der 
geſonderten Behandlung der Wohnſtraße ſchon im Jahre 1877 in Crefeld 
eine — wenn auch nur vorübergehende, im Jahre 1882 befeitigte — 
Geltung hatten (S. 20). 

Wie die Seideninduſtrie für das geſamte Bauweſen der Stadt ent⸗ 
ſcheidend war, fo wurde fie auch beſtimmend für die örtliche Haus- 
form. Das Crefelder. Dreifenſterhaus iſt in ſeiner Anlage ausgebildet 
gemäß den Bedürfniſſen des Seidenwebers. Bis zur Einführung des 
mechaniſchen Webſtuhls, d. h. bis zum Ende des 19. Jahrhunderts, 
wurde die Crefelder Seiden⸗ und Sammetinduſtrie als Heiminduſtrie be⸗ 
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trieben; die Anſprüche des Webers — Aufftellung der Webſtühle, Be⸗ 
lichtung der Arbeitsräume, Anordnung der Wohnräume — wurden maß⸗ 
gebend für die Geſtaltung des Hausgrundriſſes. Mit der Umwandlung 
der Technik im 20. Jahrhundert und dem Übergang zum Fabrikbetrieb 
ändern ſich dagegen die Anſorderungen, und es entſteht die Aufgabe, 
Arbeiterhäuſer lediglich für den Wohnzweck zu bauen. Die Abſchnitte, 
in denen Verfaſſerin dieſe Entwicklung behandelt, gehören zu den leſens⸗ 
werteſten ihrer Unterſuchung. In der Schilderung des Einfluſſes der 
Gewerbetechnik auf das Wohnungsweſen begegnet ſich Dr. Roſſié mit 
Dr. Johanna Schimper, die die gleichen Vorgänge in der Ent⸗ 
wicklung der Pforzheimer Goldwareninduſtrie darſtellt; vgl. dieſes Jahrbuch 
Bd. 41, S. 528. 

Unter der Vorherrſchaft des Einfamilienhauſes und der kleinen Haus⸗ 
formen haben ſich die Wohnverhältniſſe und die Mieten in günſtiger 
Weiſe geſtaltet. Die Behauſungsziffern wie die Belegungsziffern der 
einzelnen Wohnungen ſind niedrig; die Mietskaſerne iſt in Crefeld un⸗ 
bekannt. Die ſtädtiſche Bodenpolitik erfährt ſeitens der Gemeindeverwaltung 
eine tatkräftige Förderung; während der altüberlieferte ſtädtiſche Grund⸗ 
beſitz in dem bedeutenden Beſtand von 278 ba in den Jahren 1816 bis 
1844 zum Teil aus Finanznot veräußert wurde, hat die Stadtgemeinde 
neuerdings in großem Umfang Gelände erworben. Namentlich die weit⸗ 
ausſchauenden, mit Eingemeindungen verbundenen Unternehmungen, die 
Crefeld zum Rheinhafen gemacht und der Stadt neue Entwicklungs⸗ 
möglichkeiten eröffnet haben, wurden zum Anlaß größerer Geländeankäufe. 
Die Stadtgemeinde verfügt heute über 13,48 é der geſamten Stadt⸗ 
fläche. Unter den ſozialpolitiſchen Aufgaben behandelt Verfaſſerin aus⸗ 
führlich die Beſtrebungen, kinderreiche Familien mit geeigneten Wohnungen 
zu verſorgen. Die Schrift zeigt in ihrer trefflichen Anlage den Wert 
der monographiſchen Unterſuchung für das Wohnungsweſen; ſie bietet in 
der geſchichtlichen Darſtellung wie in der Erörterung der Gegenwarts⸗ 
probleme ein reiches, mit Gründlichkeit bearbeitetes Material. 

Berlin Rud. Eberſtadt 


Koch, Oberbürgermeiſter: Städtiſche Anfiedlungs- und Be⸗ 
bauungsfragen. (Verein für Kommunalwirtſchaft und Kommunal⸗ 
politik, Vereinsſchriften Heft 7, herausg. von Generalſekretär 
Erwin Stein.) Berlin⸗Friedenau 1916. II u. 52 S. 80. 


Die Schrift iſt hervorgegangen aus der Ausarbeitung eines Vor⸗ 
trags; ſie ſtellt ſich die ſchwierige und trefflich gelöſte Aufgabe, auf 
engem Raum eine Überſicht der Hauptgebiete des ſtädtiſchen Wohnungs⸗ 
weſens zu geben. Zum Ausgangspunkt ſeiner Ausführungen nimmt 
Verfaſſer das Problem der in Deutſchland eingetretenen Verdrängung des 
Kleinhauſes durch das Großhaus und die Mietskaſerne. Die Entwicklung 
zur Mietskaſerne entſtammt nicht dem dichtbevölkerten und induſtrialiſierten 
Weſten, ſondern dem Oſten; die gedrängteſte Bauweiſe entſteht ferner 
nicht auf dem hochwertigen Boden der Innenſtadt, ſondern in den 
Außenbezirken. Aus beiden Umſtänden ergibt ſich, daß nicht der hohe 


1237) Beſprechungen 407 


Bodenpreis die Bauform der Mietskaſerne herbeigeführt hat, ſondern daß 
das urſächliche Verhältnis das umgekehrte iſt: die Errichtung der Miets⸗ 
kaſerne hat den Bodenpreis emporgetrieben (S. 15). Der Grund für 
die Einführung der Mietskaſerne in Deutſchland ſcheint in den bewußten 
und unbewußten Maßnahmen der Behörden zu liegen; eine Auffaſſung, 
die durch die a. a. O. S. 17 wiedergegebenen Darlegungen des Stadt⸗ 
baurats Hobrecht⸗Berlin geſtützt wird. Die Wohnungsmieten ſtehen am 
höchſten im Gebiet der Mietskaſerne; die Bauform als ſolche iſt fehler: 
haft und bedeutet einen ſchweren Schaden in wirtſchaftlicher, ſozialer und 
hygieniſcher Beziehung. 

Die Mittel der Abhilfe ſucht Verfaſſer in öffentlich rechtlichen und 
in kommunalwirtſchaftlichen Maßnahmen. Zu den Vorkehrungen der 
erſtgenannten Gattung zählt an erſter Stelle die Bearbeitung des Be⸗ 
bauungsplanes, die zwiſchen Verkehrsſtraße und Wohnſtraße ſcheiden muß. 
In den Bauordnungen iſt die einheitliche Behandlung der verſchiedenen 
Bauformen, die die Errichtung des Maſſenmietshauſes ſyſtematiſch be⸗ 
günſtigt hat, zu beſeitigen; für das Kleinhaus ſind geſonderte Vorſchriften 
aufzuſtellen. Nach einer vom Verfaſſer in ſeiner früheren Amtsſtellung 
angeſtellten Berechnung wurden durch die damals geltende Bauordnung 
die Koſten einer Arbeiter⸗Doppelwohnung von 6000 Mk. auf 6700 Mk. 
verteuert. Wo die gedrängte Bauweiſe eingeführt iſt, wird es im all⸗ 
gemeinen ſchwerlich möglich ſein, ſie plötzlich zu beſchränken. In Neu⸗ 
baugebieten ſieht Verfaſſer dagegen nicht das geringſte Bedenken, die Ge⸗ 
ſchoßzahl herabzumindern. 

Die öffentlich⸗rechtlichen Maßnahmen bleiben indes wirkungslos, wenn 
ihnen nicht eine kräftige wirtſchaftliche Initiative der Gemeinde zur Seite 
ſteht, „denn zum Bauen gehören Land und Geld“. Die Gemeinde ſoll 
ſich in der Bodenpolitik betätigen, deren Förderung Verfaſſer für durch⸗ 
aus notwendig hält. Für den praktiſchen Erfolg iſt die Art der Durch⸗ 
führung der Bodenankäufe weſentlich; andernfalls iſt auch die energiſchſte 
Grundſtückspolitik nicht immer von Nutzen, wie das Beiſpiel von 
Frankfurt a. M. mit ſeinen hohen Bodenpreiſen und hohen Mieten zeigt 
(S. 44). Als Hauptgebiet für die Förderung der Bautätigkeit bleibt 
die Beſſergeſtaltung des Realkreditweſens. Hier zeigt ſich wiederum die 
wirtſchaftstechniſche Bedeutung der Bauformen. Die Verdrängung des 
Kleinhauſes durch das Großhaus hat zur Folge, daß die wichtigſten und 
natürlichſten Geldquellen für den Wohnungsbau, das ſind die Erſparniſſe 
der Wohnungſuchenden, faſt völlig ausgeſchaltet ſind (a. a. O. S. 47 
und meine „Neuen Studien“ Bd. I, 1912, S. 129). Unter den 
heutigen Verhältniſſen iſt die Beſchaffung der II. Hypothek ein 
Finanzierungsgeſchäft; ein wirklicher Markt für zweite Hypotheken iſt ſo 
gut wie gar nicht mehr vorhanden. In beachtenswerter Weiſe befür- 
wortet hier Verfaſſer das Eintreten der Gemeinden: 

„Soviel die Kommunen auch an werden mögen, auf dieſem Gebiet 
vorzugehen, ſoviel auch mit der Erſchütterung ihres Kredits gedroht wird, 
ſchließlich iſt die Fürſorge für das Siedlungsweſen doch die ureigenſte Aufgabe 
einer jeden Stadt, und ſie muß ſich an die Löſung dieſer Aufgabe machen, ſelbſt 
auf die Gefahr hin, daß ſich ihre allgemeinen Kreditverhältniſſe aus dieſem 
Grunde ungünſtiger geſtalten“ (S. 49). 
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Die Beteiligung der Gemeinden im Realkredit könnte in der Weiſe 
erfolgen, daß die öffentlichen Sparkaſſen in die Lage verſetzt werden, 
zweite Hypotheken auszugeben. Dies wäre dadurch zu ermöglichen, das 
die Gemeinde die Darlehensbürgſchaft übernimmt; ein Verfahren, das 
Verfaſſer für unbedenklich hält, namentlich wenn die Stadt (nach dem 
Beiſpiel von Charlottenburg und Rüſtringen und anderer Städte) ſich 
eine Rückbürgſchaft von Grundbeſitzervereinen geben läßt. Endlich iſt für 
die Geſundung unſeres Siedlungsweſens der Ausbau der Verkehrspolitik 
nach belgiſchem Vorbild und die Erleichterung der Eingemeindungen für 
Kommunen mit unzureichendem Weichbild erforderlich. 

Die Darlegungen der Kochſchen Schrift gewinnen ein geſteigertes 
Intereſſe durch die Berufsſtellung des Verfaſſers, die dafür bürgt, daß 
die vertretenen Anſchauungen auf Grund der Praxis geprüft worden find. 
Die Erfahrungen, die die vom Verfaſſer verwaltete Stadt Caſſel mit dem 
herrſchenden Bauſyſtem gemacht hat, ſind allerdings beſonders unerfreulich; 
die Stadterweiterung, an deren Entwicklung namentlich ein einflußreicher 
Großgrundbeſitzer beteiligt geweſen iſt, hat ſich in anfechtbaren Formen 
vollzogen, über die Stadtbaurat Wilhelm Fabarius ſeinerzeit in 
eindrucksvoller Weiſe berichtet hat. Um fo auffälliger erſcheint es, daß 
die Regierung im Jahre 1913 — wenige Jahre bevor die Ausübung 
der Baupolizei an die Gemeinde überging — gegen den entſchiedenen 
Widerſpruch der Stadtverwaltung eine Heraufzonung der Bauordnung 
verfügt hat, die für das Hauptwohnviertel im Weſten von Caſſel eine 
weſentlich verſtärkte Bodenausnutzung einführt und in dieſem Wohnbezirk 
die fünfgeſchoſſige Bebauung bei Anlage von Vorgärten und entſprechender 
Straßenbreite allgemein ermöglicht. Die Stadtgemeinde wird nunmehr 
verſuchen, eine Umarbeitung der Bauordnung im Verhandlungswege zu 
erreichen. 

Der Urſprung des durch willkürliche und adminiſtrative Maßnahmen 
eingeführten Syſtems des koſtſpieligen Straßenbaues und der Mietskaſerne 
wird von Oberbürgermeiſter Koch richtig erkannt. Welche Wandlungen 
ie während der letzten Jahrzehnte in den Kreiſen der Selbſtverwaltung 
vollzogen haben, ergibt ſich ſchon daraus, daß Verfaſſer in der oben 
erwähnten Stelle die hiſtoriſche, die Mietskaſerne fordernde Berliner 
Urkunde zum Abdruck bringt mit dem knappen Zuſatz: „Jede Kritik iſt 
hier wohl überflüſſig.“ Aber nicht nur auf den Einzelheiten, ſondern 
mehr noch auf der Geſamtauffaſſung beruht der Wert der Koch ſchen 
Schrift, die den Nachdruck auf die großen Zuſammenhänge im ver⸗ 
waltungstechniſchen Aufbau des Wohnungsweſens legt. Die Beſſerungs⸗ 
beſtrebungen im Wohnungsweſen treten heute in der Hauptſache an unfere 
vielbeſchäftigten Oberbürgermeiſter in der Form der Agitationsſchriften 
und der Schlagworte heran. Nicht allzu häufig fanden bisher die über⸗ 
laſteten Leiter unſerer Großſtädte die Zeit, ſich hier mit einer anderen 
Behandlungsweiſe als der der Einzelmaßnahmen und der Einzelforderungen 
des Augenblicks vertraut zu machen; eine Politik, die trotz des Aufwandes 
an Geldmitteln und Vergrößerung des Verwaltungsapparates ſchwerlich 
zu einem befriedigenden Ergebnis führen kann. Es iſt demgegenüber 
ein Verdienſt des Oberbürgermeiſters Koch, daß er ein zuſammenfaſſendes 
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Programm des Wohnungsweſens aufgeſtellt und die Siedlungsaufgabe 
als ein grundlegendes Gebiet der Selbſtverwaltung behandelt hat. 


Berlin Rud. Eberſtadt 


Deumer: Das Hamburgiſche Hypotheken⸗Kreditweſen. 
(Heft 3 von Hamburgiſchen Forſchungen aus hanſeatiſchem Intereſſen⸗ 
gebiet. Herausg. von K. Rathgen und F. Stuhlmann. Verlag 
von se Weſtermann in Hamburg, Braunſchweig und Berlin. 
4,50 Mk. 


Eine Darſtellung des Hamburger Hypothekenkreditweſens iſt aus ver⸗ 
ſchiedenen Gründen von Intereſſe. Einmal hat ſich die Gewohnheit 
herausgebildet, die großſtädtiſchen Hypothekenkreditverhältniſſe faſt aus⸗ 
ſchließlich vom Standpunkte Groß⸗Berlins zu unterſuchen und die hier vor⸗ 
gefundenen Verhältniſſe als allgemein vorherrſchend, ja als typiſch an⸗ 
zuſehen. Dazu kommt als zweites hinzu, daß Hamburg auf dem Ge⸗ 
biete des Hypothekenkredits eine Fülle von Eigentümlichkeiten aufzuweiſen 
hat, deren Vergleich mit den entſprechenden Verhältniſſen anderer Städte 
wiſſenſchaftlichen Wert beanſpruchen darf. 

Die Beſonderheiten des Hamburger Hypothekenverkehrs, die ſich viel⸗ 
fach nur „aus den beſonders gelagerten wirtſchaftlichen und rechtlichen 
Verhältniſſen erklären“, darzulegen, ihre Urſachen zu erforſchen, Vorzüge 
und Mängel kritiſch zu beleuchten, iſt die Aufgabe, die Deumer ſich in 
vorliegendem Buche geſtellt hat. Die weſentlichſten Eigentümlichkeiten 
des Hamburger Hypothekenkredits liegen in der Hauptſache begründet in 
der Art der Geldbeſchaffung, in der Kreditdauer und in der Zerſplitterung 
des Hypothekenkredits. Nicht Inſtitute des organiſierten Realkredits treten 
in der Hauptſache als Geldgeber auf den Markt, ſondern Privatkapitaliſten, 
Stiftungs⸗, Teſtaments⸗ und Mündelgelder. Deumer ſchätzt (S. 85) 
die Beteiligung des organiſierten Realkredits einſchließlich der Banken, 
Sparkaſſen und Verſicherungsgeſellſchaften auf eine halbe Milliarde. Dem⸗ 
gegenüber nimmt er die geſamte hypothekariſche Belaſtung Hamburger 
Grundſtücke auf über 2½ Milliarden Mark an. Dieſe auffallende Tat⸗ 
ſache läßt ſich nur erklären aus der großen Zahl der privaten Geldgeber, 
aus einer gewiſſen Organiſation der Geldbeſchaffung nach Art der Börſe 
und vor allem auch aus dem hochqualifizierten Hausmaklerſtand, deſſen 
Stellung als ſachverſtändiger Berater und Vertrauensperſon derjenigen 
eines Rechtsanwalts oder Notars ähnlich iſt. Aus der geringfügigen 
Beteiligung der Hypothekenbanken an dem geſamten hamburgiſchen Hypo⸗ 
thekenverkehr erklärt ſich auch, daß ſich der Begriff der typiſchen erſten 
Hypothek, wie er ſich aus der Beleihungspraxis der Hypothekenbanken 
herausbildete, in Hamburg nicht eingebürgert hat. Man ſpricht hier 
in aller Regel nicht von „erſter“ und „zweiter“ Hypothek, ſondern man 
unterſcheidet die ſogenannten Sparkaſſenhypotheken, mündelſichere Hypo⸗ 
theken und endlich Hypotheken, die die Mündelgrenze überſchreiten. 

Die zweite Beſonderheit des hamburgiſchen Hypothekenverkehrs liegt 
in der Kurzfriſtigkeit des Kredits. Der Hypothekenkredit iſt in der Regel 
nach ſechs Monaten kündbar. Dieſe Tatſache überraſcht um ſo mehr, als 
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wir bei dem Hypothekarkredit die Langfriſtigkeit als eine Weſensnotwendigkeit 
anſehen. Deumer verſchließt ſich den Bedenken, die gegen dieſe Kurz⸗ 
friſtigkeit ſprechen, nicht, er führt jedoch aus, wie dieſe Bedenken durch 
beſondere Umſtände in Hamburg „überhaupt nicht oder nicht ſo ſtark wie 
anderwärts“ in die äußere Erſcheinung getreten ſind. Den von Schwartz 
(„Die Tilgungshypothek und der ſtädtiſche Hausbeſitz“ im Bankarchiv XIV 
S. 393) aufgeſtellten Satz: „Die kündbare Hypothek drückt auf den 
Markt, erhöht die Nachfrage und treibt damit natürlich den Zins in 
die Höhe“, erklärt Deumer (S. 30) nur für bedingt richtig. Was er 
hierüber ſagt, hat ſeine Berechtigung; er verneint die Notwendigkeit 
des Auftretens ſolcher Folgeerſcheinungen; die Möglichkeit bleibt 
jedoch beſtehen. Legt man auf letztere den Nachdruck, ſo muß unbedingt 
zugegeben werden, daß, ſobald für das Privatkapital beſſere Anlage⸗ 
möglichkeiten auftreten und Realkreditinſtitute oder öffentliche Gelder 
nicht in die Breſche ſpringen können, der Zins fuß für kurzfriſtige Hypo⸗ 
theken, um das Privatkapital feſtzuhalten, ſprunghaft in die Höhe gehen 
muß, eine Tatſache, die dann leicht große Beunruhigungen in den Haus⸗ 
beſitzerſtand hineinbringen kann. 

Die dritte Eigenart des Hamburger Hypothekenverkehrs beruht in 
der Zerſplitterung des Hypothekenkredits. Die ſogenannten „erſten“ und 
„zweiten“ Hypotheken (dieſe Bezeichnungen behält Deumer bei, wahr 
ſcheinlich zur Erleichterung für das Verſtändnis feines Vergleiches) fegen 
ſich häufig aus mehreren, im Grundbuch geſondert gebildeten, aneinander 
anſchließenden Einzelpoſten zuſammen. Dieſe Erſcheinung läßt ſich aus 
beſonderen rechtlichen Verhältniſſen und aus der Art der Geldbeſchaffung 
erklären. Mit dieſen Verhältniſſen hängt auch das in Hamburg äußerſt 
entwickelte Inſtitut der Teilabtretung (S. 37) zuſammen, deſſen Schwierig⸗ 
keiten und Gefahren bei Deumer objektive Darſtellung finden. Die Ge⸗ 
fahren, die für den Grundeigentümer aus der Zerſplitterung des Hypo⸗ 
thekarkredits im Zuſammenhang mit ſeiner Kurzfriſtigkeit ſich ergeben 
können, ſind in Hamburg nicht in die Erſcheinung getreten. 

Die Darſtellungen Deumers ſchließen ab mit dem Entwurf einer 
Hypothekarreform (S. 112 — 122): Die hamburgiſche Beleihungskaſſe für 
Hypotheken (eine Kriegskreditorganiſation), die weiter ausgebaut werden 
ſoll, tritt als Kreditgeberin für zweitſtellige Hypotheken auf. Sie verſucht 
dann dieſe an Privatkapitaliſten abzuſtoßen. Das Riſiko für den zweitſtelligen 
Kredit wird für das Privatkapital durch die Garantieübernahme der Kaſſe 
beſeitigt. Dadurch kommen die zweitſtelligen Hypotheken hinſichtlich des 
Wertes ihrer Sicherung den beſten erſtſtelligen Hypotheken gleich. Die 
hierdurch erzielte Zinsfußdifferenz kommt der Kaſſe zugute. Die Be⸗ 
leihungsgrenze reicht bis zu 80 %% des wahren Grundſtückswertes, als 
welcher unter vorſichtiger Zugrundelegung des Mietertrages der gewöhnliche 
Verkaufswert anzunehmen iſt. Die Taxation erfolgt durch zwei Ham⸗ 
burger Hausmakler, welche auf Verlangen der Kaffe noch einen Bau: 
ſachverſtändigen hinzuzuziehen haben. Dadurch, daß dem Privatkapital 
durch dieſe Maßnahme das Riſiko für zweitſtellige Hypotheken genommen 
wird, werden letztere leichter unterzubringen ſein. Bei der Kaſſe wird 
ein Riſikoausgleich ſtattfinden können. Zum Zwecke der Verwaltung der 
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für Rechnung der Beleihungskaſſe im Zwangsverſteigerungsverfahren er⸗ 
worbenen Grundſtücke — eine Erſcheinung, die gewiß nicht ausbleiben 
wird —, ſoll eine Art Tochtergeſellſchaft der Beleihungskaſſe, die Grund⸗ 
ſtücksverwaltungskaſſe, gegründet werden. Beide Kaſſen ſind nur als 
vorübergehende Hilfsorganiſationen zu betrachten, die bald ihre Hypotheken 
bzw. Grundſtücke wieder an Private abtreten ſollen. 

Es ſei mir geſtattet, auf einen Punkt der Deumerſchen Arbeit 
etwas näher einzugehen: Während im allgemeinen bei Bewertung der 
Mündelſicherheit als Pupilaritätsgrenze die Hälfte des durch freie, indivi⸗ 
duelle Schätzung ermittelten gemeinen Grundſtücks wertes gilt, 
wird in Hamburg der Bewertung der Grund ſteuerwert zugrundegelegt. 
Letzterer wird ſchablonenmäßig gefunden in der Weiſe, daß von Mieten 
über 240 Mk. ein Viertel, von Mieten von 240 Mk. und darunter die 
Hälfte gekürzt und der Reſt mit 31/5 %% kapitaliſiert wird (S. 11). Als 
mündelſicher gelten nun ſolche Hamburger Hypotheken, welche innerhalb 
der erſten Hälfte des Grundſteuerwertes liegen bei Grundſtücken bis zu 
300 000 Mk. Grundſteuertaxe. Die großen Mängel, die bei dieſer Feſt⸗ 
legung der Pupilaritätsgrenze liegen, werden von Deumer in aller Schärfe 
hervorgehoben und ſtellenweiſe ziffernmäßig belegt (S. 14— 19); er er⸗ 
klärt ſelbſt die Bewertung der Mündelſicherheit für den angreifbarſten 
Punkt des hamburgiſchen Hypothekenkreditſyſtems. Reformbewegungen 
ſind im Gange; ſie erſtrecken ſich aber nur auf die Höhe der Quote des 
Grundſteuerwertes, von der ab die Hypothek als mündelſicher zu be⸗ 
trachten ſei. Daß der Grundſteuerwert überhaupt als Grundlage zur 
Bemeſſung der Mündelſicherheit verwendet wird, davon geht man aus. 
Die Gründe dafür, daß für die Berechnung der Mündelſicherheit in Ham⸗ 
burg eine Taxe nach dem gemeinen Wert nicht in Frage kommt, ſieht 
Deumer (S. 11) in den beſprochenen Eigentümlichkeiten des Hamburger 
Hypothekenverkehrs begründet und in dem Mangel einer Beſteuerung 
der Grundſtücke nach dem gemeinen Wert. Er kann aber auch den 
Vorteil einer individuellen Schätzung gegenüber dem Grundſteuerwert 
nicht anerkennen (S. 10), was aufs engſte damit zuſammenhängt, 
daß er den Vorwurf der Schablone bei der Bewertung der Pupilaritäts⸗ 
grenze durch ein Prozentuales des Grundſteuerwertes zurückweiſt. Er 
ſagt: Alle diejenigen Momente, die die freie Schätzung zur Bildung 
eines zutreffenden gemeinen Wertes heranzieht, berückſichtigt der freie 
Markt bei der Abſchätzung der Hausnutzleiſtungen bereits automatiſch; 
ſolche Wertſchätzung iſt bereits in dem Mietpreiſe zum Ausdruck gebracht. 
Eine individuelle Schätzung, welche dieſe Faktoren nochmals in Rechnung 
ſetzt, gibt ein falſches Bild (S. 10). Hiergegen könnten gewiß Einwände 
erhoben werden, die darauf hinwieſen, daß die Mieten doch tatſächlich 
nicht immer der Ausdruck des wahren Nutzungswertes der Wohnung 
ſind (durch beſondere verwandtſchaftliche und ſonſtige Beziehungen können 
die Mieten in beſtimmten Fällen beſonders niedrig ſein), desgleichen daß 
für den Grad der Beleihungsmöglichkeit nicht allein der augenblick⸗ 
liche Nutzwert, ſondern auch die künftige Entwicklung, ſoweit ſie 
ſchon mit einiger Sicherheit überſehen werden kann, Berückſichtigung finden 
muß (vergl. die Abſchätzungsgrundſätze der Hypothekenbanken). Bezüglich 
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der ſonſtigen Einwände, die in dieſem Zuſammenhang noch erhoben werden 
könnten, mag auf die ſehr guten Ausführungen Schultes (Die Hypotheken⸗ 
banken. Schriften des Vereins für Sozialpolitik. 154. Bd., II. Teil. 
München 1918) in feinem Paragraphen über die Schätzung (S. 322—373) 
verwieſen werden. Dies wäre zunächſt als Grundſätzliches gegen die 
Zugrundelegung des Grundſteuerwertes bei Bewertung der Mündelſicherheit 
zu ſagen. Dazu kommt ein zweites: Bei der Art der Grundſteuer⸗ 
berechnung hatte man die erforderliche nachſichtige Behandlung der Eigen⸗ 
tümer von Kleinwohnungsbauten im Auge. Dieſer Vorteil wird aber 
für ſie, wenn der Grundſteuerwert der Bewertung der Mündelſicherheit 
zugrundegelegt wird, zu einem großen Nachteil. Vor allem dürfte eine 
Kapitaliſierung mit 31/5 Yo ſowohl bei Mieten über 240 Mk. wie bei 
ſolchen von 240 Mk. und darunter im Intereſſe des Kleinwohnungs⸗ 
weſens höchſt fragwürdig ſein; man müßte hier, wenigſtens bei letzteren 
— natürlich nur vom Standpunkte der Beleihung aus —, den Kapitali⸗ 
ſierungsfaktor höher ſtellen als bei erſteren. 

Als Ganzes betrachtet, kann man die Arbeit von Deumer als durch⸗ 
aus wohlgelungen bezeichnen. Der Verfaſſer, der uns bereits mit einer 
ganzen Reihe vortrefflicher Arbeiten auf dem Gebiete des Genoſſenſchafts⸗ 
und Kreditweſens beſchenkt hat, hat die ſich geſtellte Aufgabe, die er im 
Vorwort dahin formuliert: „Sie will für die nach Kriegsende erforder⸗ 
lichen Reformen auf dem Gebiete des Hypothekarkreditweſens das für 
Hamburg in Betracht kommende Material zuſammenſtellen und es kritiſch 
unter Berückſichtigung der außerhalb Hamburgs üblichen Kreditgebräuche 
prüfen“, mit großem Geſchick gelöſt. Die Arbeit dürfte für alle, die in 
irgendeiner Form am Bodenkreditweſen intereſſiert find, Beachtung ver⸗ 
dienen. 

Heinz Queſter 


Schloſſer, Fr., Geheimer Oberregierungsrat: Jugendfürſorge⸗ 
geſetz nebſt Geſetz zur Ergänzung des Arbeitsſcheuen⸗ 
geſetzes. Die neuen Geſetzentwürfe mit einer Einleitung. Berlin 
1918, C. Heymann. 


Das Schriftchen bringt zwei Geſetzentwürfe, die dem preußiſchen 
Landtage eben zugegangen ſind. Die Einführung wie die Begründung 
geben zu den Entwürfen knappe Erläuterungen. Der kürzere will den 
Arbeitszwang des Arbeitsſcheuengeſetzes vom 23. Juli 1912 auf den 
unehelichen Vater anwenden, der ſeinem Kinde die Unterhaltsbeiträge 
nicht zahlt und es der Armenpflege anheimfallen läßt. Man wird über 
die Zuläſſigkeit jenes Arbeitszwanges überhaupt in einem Landesgeſetz 
gegenüber den Beſtimmungen des Reichsſtrafgeſetzbuches vielfach anders 
urteilen als die Begründung; da er jedoch einmal für eheliche Väter 
gilt, muß es folgerichtig auf die unehelichen Väter angewandt werden. 
Mit einigem Recht meint ferner die Begründung, daß eine ſolche Er⸗ 
gänzung durch die beſſere Verſorgung des unehelichen Kindes in dem 
neuen Jugendfürſorgegeſetz nahegelegt ſei. Um nicht den Anſchein zu 
erwecken, als werde durch ſie den Eltern ein Teil ihrer Pflicht abgenommen, 
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ſollen die Väter ſtärker herangezogen werden. Das wird man freilich 
endgültig nur durch reichsgeſetzliche Vorſchriften — beſonders im BGB. — 
erreichen können, immerhin geſchieht hier ein kleiner Schritt nach der 
Richtung. 

Das Jugendfürſorgegeſetz, das den größten Teil der Schrift einnimmt, 
will die Fürſorge größeren leiſtungsfähigen Verbänden übertragen und 
ihre verſchiedenen Aufgaben, die bisher von vielerlei Behörden neben⸗ 
einander gelöſt werden, in einer Behörde vereinigen; das ſind die beiden 
Grundpfeiler des Gebäudes. Auf ihnen beiden erhebt ſich der Bau der 
Jugendämter. Sie ſollen von jedem Stadt⸗ und Landkreiſe errichtet 
werden; die Größe des Kreiſes bürgt für ihre Leiſtungsfähigkeit. Die 
Jugendämter übernehmen die Kinderfürſorge mehrerer gemeindlicher und 
ſtaatlicher Behörden: Die Geſchäfte des Gemeindewaiſenrats und die 
polizeiliche Haltekinderaufſicht, Teile der Fürſorgeerziehung und der 
Armenpflege für Kinder, dazu die Jugendgerichtshilfe, die noch nicht 
geſetzlich geregelt iſt, und die neue Berufsvormundſchaft über uneheliche 
Kinder. Ferner ſollen die Jugendämter die freie Liebestätigkeit anregen 
und auf einen planmäßigen Aufbau der geſamten Säuglings-, Klein⸗ 
kinder⸗ und Schulkinderfürſorge hinarbeiten. Das iſt der weſentliche 
Inhalt des Entwurfs; das übrige iſt eine Fülle von Einzelheiten, die 
mehr oder weniger wichtig, aber nicht von entſcheidender Bedeutung find. 

Man wird weder dem Geſetz noch ſeinem Urheber gerecht, wenn man 
es, ſo wie es vorliegt, auf ſeine Mängel hin beurteilt. Die Vorlage hat 
bereits eine Reihe von Wandlungen durchgemacht; ſie wurde mehrmals 
von Sachverſtändigen durchberaten, mehrere Miniſterien haben dabei mit⸗ 
gewirkt. Aus den vielen Einzelwünſchen hat der Verfaſſer nach und nach 
ein Gebilde geformt, in dem gewiſſe Grundzüge klarer hervortreten. Man 
glaubt der Schilderung der Einleitung anzumerken, wie ein Gebiet nach 
dem anderen in den Geſichtskreis des Geſetzgebers trat und je nach den 
Schwierigkeiten, die ſich boten, mehr oder weniger gründlich hinein⸗ 
gearbeitet wurde. Dabei mußte ſich die Entwicklung notwendig in der 
Linie des geringeren Widerſtandes bewegen. So blieb die Kinderarmen⸗ 
pflege zum großen Teil außerhalb des Geſetzes, während die freie Für⸗ 
ſorgearbeit der Vereine mehr und mehr hineingezogen wurde. So wurde 
aus dem urſprünglichen Geſetz über Jugendämter und Berufsvormund⸗ 
ſchaft das vorliegende Jugendfürſorgegeſetz. So kommt es, daß S. 44 
als Ziel genannt wird: „Die Zuſammenfaſſung aller amtlichen und 
privaten Fürſorge in einer hierfür verantwortlichen Stelle“, während große 
Teile der amtlichen Fürſorge im Geſetz gar nicht oder nur zum kleinenren 
Teil jener Stelle zugewieſen wurden. 

Kennt man dieſen Entwicklungsgang, dann wird man dem Verfaſſer 
zugeſtehen, daß er eine hübſche Anzahl von Fortſchritten durchgeſetzt hat. 
Das betrifft zunächſt Einzelheiten wie die Beſeitigung des Mitvormunds 
bei der Berufsvormundſchaft oder die neue Regelung der Beziehungen 
zwiſchen Jugendamt und Vormundſchaftsgericht, wie ſie ohne Anderung 
des Reichsrechts jetzt kaum beſſer zu machen iſt. Dem Ziele, die Kinder⸗ 
fürſorge auf große Verbände zu übertragen, iſt man um einiges näher 
gekommen: fo bei der Armenpflege für uneheliche Minderjährige, bei der 
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Beſeitigung der Befugnis des Kreisausſchuſſes, beſondere Waiſenräte für 
kleinere Gemeinden vorzuſchreiben. Vor allem iſt mehr Fürſorge im Jugend⸗ 
amt einheitlich zuſammengefaßt worden. Die urſprünglichen Beſchränkungen 
der Zuſtändigkeit ſind gefallen, ſo daß nun alle Kinder dem Jugendamt 
unterſtehen, die ſich in ſeinem Bezirk aufhalten. Ebenſo iſt das Jugend⸗ 
amt bei der Armenpflege für Uneheliche und bei der Fürſorgeerziehung 
mehr beteiligt worden. Bei der Haltekinderaufſicht iſt es gelungen, einen 
fertigen Geſetzentwurf der Medizinalabteilung zu beſeitigen, allerdings nur 
gegen das Zugeſtändnis, daß er faſt vollſtändig in die neue Vorlage 
übernommen wurde und ſie nun unnötig mit Einzelheiten belaſtet. 

Wenn man dieſe Verbeſſerungen gern anerkennen wird, als das 
Höchſtmaß deſſen, was bei den ſchwierigen Vorverhandlungen zu erreichen 
war, fo darf man doch nicht überſehen, daß die Geſtaltung der Berufs⸗ 
vormundſchaft im neuen Entwurf entſchieden mißglückt iſt, daß die Be⸗ 
handlung der freien Liebestätigkeit ebenſo unklar iſt wie vorher, und daß 
weite Gebiete amtlicher Fürſorge immer noch nicht einbezogen ſind. Die 
ganze Vorlage iſt ein mühſamer vorläufiger Ausgleich; darüber konnten 
auch Einführung und Begründung nicht hinauskommen, da ſie ja den 
Entwurf mit all ſeinen Schwächen vertreten mußten. 

Hier muß die Kritik einſetzen; ſie wird dieſen Entwurf nur als 
einen Übergang betrachten, als einen Zwiſchenzuſtand, der durch die 
weiteren Verhandlungen beſonders im Abgeordnetenhaus überwunden 
werden muß. Ohne in jede kleinere Frage einzugehen !, wird man ſich 
dabei an die entſcheidenden Ziele halten können, die das Schriftchen 
Schloſſers ſelbſt aufſtellt. Schloſſer bekennt ſich (S. 5) mit erfreulicher 
Deutlichkeit zu der Forderung, der räumliche Bezirk des Jugendamts 
müſſe fo bemeſſen fein, daß eine genügende Leiſtungsfähigkeit zur Er 

füllung der geſtellten Aufgaben und eine ausreichende Beſchäftigungs⸗ 
möglichkeit für amtliche und freiwillige Tätigkeit vorhanden ſei. Gegen 
dieſen richtigen Grundſatz wird aber gleich in § 1 des Entwurfs arg 
verſtoßen. Außer den Stadt⸗ und Landkreiſen ſollen Gemeinden über 
10 000 Einwohner, ja in Hannover alle ſelbſtändigen Städte eigene 
Jugendämter errichten dürfen. 

Das kann die üble Folge haben, daß Städte von ein paar tauſend 
Einwohnern ſelbſtändige Jugendämter errichten. Auch dort, wo die aus⸗ 
geſchiedenen Gemeinden ſelbſt groß genug für ein eigenes Jugendamt 
ſind, entzieht ihr Austritt dem verbleibenden ländlichen Reſt des Kreiſes 
wertvolle Kräfte, wenn er ihn nicht gar ganz leiſtungsunfähig macht. 
Mit dem wichtigen Grundſatz, leiſtungsfähige Verbände zu bilden, ſteht 
alſo jene Ausnahme des § 1 in offenbarem Widerſpruch. Begründet 
wird ſie in der Schrift nicht; ſie will wohl jenen größeren Gemeinden 
entgegenkommen, die für den Ausbau ihrer Jugendfürſorge eine größere 
Selbſtändigkeit wünſchen, als ihnen bei Unterordnung unter das Kreis⸗ 
jugendamt zuſtünde. Dieſe Abſicht läßt ſich aber erheblich beſſer auf 


1 Vgl. dazu meinen Gegenentwurf in der Zeitſchrift für das Armenweſen, 
Heft 7/9, September 1918. 
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anderem Wege verwirklichen. Die Abhängigkeit vom Landrat follte man 
ausgleichen durch Stärkung der Selbſtverwaltung, indem man die Jugend⸗ 
ämter der Kreiſe in Landesjugendämter der Provinzen vereinigt. 

Die Provinzen find reine Selbſtverwaltungskörper. In den Landes⸗ 
jugendämtern würden die Jugendämter ſelbſt wieder in ausreichender 
Weiſe vertreten ſein. Auf dieſem Wege könnte man auch die großen 
Gebiete der Fürſorgeerziehung und des Anſtaltsweſens wie die beſten 
Teile der Armenkinderpflege planmäßig in die Neuordnung einfügen. 

Neben dieſen Zuſätzen zum Geſetz iſt noch eine ſehr wichtige Auf⸗ 
gabe zu löſen. Die einheitliche Durcharbeitung des Entwurfs, zu der 
bereits Anſätze gemacht ſind, muß energiſch fortgeſetzt werden. Das 
Jugendamt vereinigt vieles, was bisher getrennt war; in ihm fließen 
die Befugniſſe einer Reihe von Behörden zuſammen. Dieſe dürfen in 
der Vereinigung nicht einfach nebeneinander ſtehen bleiken, als arbeite 
jede für ſich weiter; ſie ſind zu einer neuen Einheit zu verſchmelzen — 
daran fehlt aber im Entwurf noch ſehr viel. Wenn das Jugendamt 
Berufsvormund der unehelichen Kinder wird, ſo braucht es nicht für 
jede ſeiner Handlungen in der Koſtkinderaufſicht, die ihm ebenfalls über⸗ 
tragen iſt, eine beſondere Begründung aus deren polizeilichen Befugniſſen, 
wie das nötig iſt, wenn dieſe Aufſicht einer anderen Behörde übertragen 
iſt. Für all das, was es aus ſeinen vormundſchaftlichen Rechten ab⸗ 
leiten kann, bedarf es keiner neuen Berechtigung auf polizeilichem Gebiet. 
Ahnlich iſt es bei den Rechten, die das Jugendamt als Gemeindewaiſen⸗ 
rat beſitzt. Geht man von Berufsvormundſchaft und Gemeindeweiſenrat 
aus, deren Befugniſſe im Reichsrecht feſtgelegt find, jo iſt es überflüffig, 
nochmals im Landesgeſetz dieſelben Befugniſſe als Rechte der polizeilichen 
Haltekinderaufſicht anzuführen. Vielmehr ſollte bei dieſer Aufſicht nur 
das feſtgelegt werden, was für das Jugendamt zu jenen Rechten hinzu⸗ 
kommt. Dies aber — das einzige, was da ſein ſollte — fehlt gerade 
im Entwurf. Wenn ein Kind aus einer ſchlechten Pflegeſtelle entfernt 
werden ſoll, haben Berufsvormund wie Gemeindewaiſenrat kein Recht, ſelbſt 
Abhilfe zu ſchaffen, weil der unehelichen Mutter zuſteht, den Aufenthalt 
des Kindes zu beſtimmen. Beide müßten rechtlich zunächſt das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht anrufen, damit dies der Mutter das Sorgerecht für die 
Perſon des Kindes entziehe. Das nimmt Zeit in Anſpruch, und während 
des bleibt das Kind in der ſchädlichen Umgebung. Die Geld⸗ und Haft⸗ 
ſtrafen gegen die uneheliche Mutter, die der Entwurf bringt, nützen hier⸗ 
gegen wenig, wenn die Haltefrau ſich hartnäckig weigert. Da ſollte man 
auf das Recht der Polizei zurückgreifen, bei Gefahr im Verzuge vorläufig 
ſelbſt Abhilfe zu ſchaffen. Erhielte das Jugendamt dieſes Recht, ſo könnte 
es das Kind gleich wegnehmen und ſo lange unterbringen, bis die Mutter 
für eine ordentliche Pflege geſorgt hat oder das Vormundſchaftsgericht ein⸗ 
greift. Dieſe Befugnis muß dem Jugendamt beſonders überwieſen werden, 
da es nur beſtimmt begrenzte polizeiliche Rechte erhält. Dieſes Recht 
würde auch genügen, um eheliche Kinder aus einer ſchlechten Pflege 
herauszubringen. Es wäre wohl geeignet als Grundlage der ganzen 
Aufſicht zu dienen, da die Androhung der Wegnahme wirkſamer iſt als 
irgendwelche Strafen. 


416 Beſprechungen [1246 


Die Haltekinderaufſicht ſteht aber noch in anderer Beziehung zur 
Berufsvormundſchaft. Die Berufsvormundſchaft eines Beamten kann nach 
Art. 136 des EG. BGB. nur eintreten, wenn dieſer Beamte bereits für 
das Kind zu ſorgen hat; er muß die Pflegeſtelle für es ausgeſucht haben 
und ſie beaufſichtigen. 

Beides, Auswahl und Aufſicht, muß gerade die Haltelinderaufficht 
dem Beamten zuweiſen, damit er Berufsvormund werden kann. Iſt er 
es einmal, ſo ſteht ihm als Vormund mindeſtens die Aufſicht, oft auch 
die Auswahl zu; darum bedarf es eben dafür keiner näheren Vorſchriften. 
Um aber jene Grundlage der Berufsvormundſchaft ſicherzuſtellen, 
empfiehlt es ſich, in die polizeiliche Anordnung die Worte Auswahl und 
Aufſicht aufzunehmen; das geht ſehr leicht, wenn man dem Jugendamt 
die Auswahl aller Pflegeſtellen für Haltekinder allgemein zuweiſt. Ferner 
iſt es aus logiſchen Gründen zu wünſchen, daß die Haltekinderaufſicht 
auch im Geſetz vor der Berufsvormundſchaft geregelt wird. 

Wilhelmsbad bei Hanau Klumker 


Bayerns Entwicklung nach den Ergebniſſen der amtlichen 
Statiſtik ſeit 1840, herausg. vom Kgl. Statiſtiſchen Landesamt. 
München 1915, J. Lindauer ſche Univerſitäts⸗ Buchhandlung. 145 S. 


Wir haben im vorletzten Hefte des Jahrbuchs auf die Vorzüge 
dieſes vom Bayeriſchen Statiſtiſchen Landesamt herausgegebenen ſtatiſtiſchen 
Handbuchs hingewieſen, aber bedauert, daß jegliche textliche Verknüpfung 
des ſtatiſtiſchen Stoffes fehle. Indes hat Friedrich Zahn einen ſich ganz 
auf dies Handbuch ſtützenden Überblick über Bayerns Entwicklung ſeit 
1840 in der Zeitſchrift des Bayeriſchen Statiſtiſchen Landesamtes 
47. Jahrg. 1915 Nr. 1 gegeben und hierbei namentlich hervorgehoben, 
wie ſehr Bayerns wirtſchaftliche und kulturelle Entfaltung im treibenden 
Wettbewerb mit anderen deutſchen Staaten durch das Reich belebt und 
bereichert ſei. Denſelben Gedanken nimmt auf und führt fort Zahns 
Aufſatz über Bayern in der deutſchen Volkswirtſchaft vor, in und nach 
dem Kriege (Zeitſchrift des Bayeriſchen Statiſtiſchen Landesamtes, 
50. Jahrg. 1918 Nr. 2 und 3). Dieſem Aufſatz iſt eine ganz beſonders 
wertvolle, recht ausführliche Überſicht über den Anteil der Königreiche 
Preußen, Bayern, Sachſen und Württemberg an der Reichswirtſchaft 
beigefügt. Insbeſondere noch für die Kriegsernährungswirtſchaft be⸗ 
handelt Zahn das Verhältnis zwiſchen dem Reich und Bayern im All⸗ 
gemeinen Statiſtiſchen Archiv, 10. Band, Heft 3/4 1917. 

Hannover Karl Seutemann 
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Die Neichseiſenbahnfrage 


Zu der Beſprechung meiner Schrift: Die Reichseiſenbahnfrage 
durch A. v. d. Leyen in dieſem Jahrbuch ſei berichtigend folgendes 
angeführt: 

I. Da die Befürworter eines Reichseiſenbahnſyſtems ſich nur auf 
die jedermann zugänglichen Statiſtiken geſtützt haben, mußte ſich jede 
wiſſenſchaftliche Erörterung ihres Vorſchlags derſelben Unterlagen 
bedienen. Wären von mir Materialien verwendet worden, die nur durch 
die Gefälligkeit von Behörden, die ſich einem Reichseiſenbahnſyſtem 
widerſetzten, zu erlangen waren, ſo hätte man den Schlußfolgerungen 
ohne weiteres eine Tendenz untergelegt. 

II. Der Vergleich der Verkehrsſtatiſtiken von Deutſchland, England 
und Frankreich iſt keineswegs ſo unverſtändlich, wie es die Beſprechung 
darſtellt. Da in allen drei Ländern eine Mehrzahl von Verwaltungen 
vorhanden iſt, beweiſt der hohe Grad der deutſchen Betriebsmittel 
ausnutzung, daß wir uns dem Maximum der techniſchen Vereinheit⸗ 
lichungsmöglichkeiten ſchon ſtark annähern, ſo daß von einem einheitlichen 
Syſtem kaum beſſere Ergebniſſe erwartet werden könnten. 

III. Es muß der Auffaſſung widerſprochen werden, daß die Zug⸗ 
kilometer keine bedeutſamen ſtatiſtiſchen Einheiten darſtellen. Für die 
Benutzung der Strecken, der Lokomotiven und der Sicherheitsvorrichtungen 
iſt die Länge der Züge vielfach belanglos, während die Zahl der ge⸗ 
fahrenen Züge in 24 Stunden entſcheidend iſt. 


Dieſe Ergänzungen zu den wichtigſten Geſichtspunkten der Beſprechung 
— die übrigens durch zahlreiche, weniger wichtige Einzelheiten erweitert 
werden könnten — beweiſen, daß die Beſprechung von abſoluten Forde⸗ 
rungen ausgegangen iſt, während die Unterſuchung nur mit beſchränkten 
Mitteln einen erſten Verſuch zur wiſſenſchaftlichen Behandlung eines 
bisher nur politiſch erörterten Problems machen wollte. 
Edwards 


Die Beſprechung, auf die ſich die vorſtehende Erwiderung bezieht, 
iſt, was der Verfaſſer zu erwähnen vergißt, im Band 41, Heft 3, 
S. 527 ff. (1917) des Jahrbuchs abgedruckt. Ich bemerke dazu 
folgendes: 

Zu J. Ich habe geſagt, daß die veröffentlichten, jedermann zugäng⸗ 
lichen Statiſtiken nicht ausreichen, um das zu beweiſen, was der Ver⸗ 
faſſer beweiſen will. Daß er die „Gefälligkeit der Behörden“ hätte in 
Anſpruch nehmen ſollen, um ſich beſſere Unterlagen zu beſchaffen, habe 
ich nicht verlangt. 

Zu II. Die aus dem Archiv für Eiſenbahnweſen abgedruckten Ver⸗ 
gleiche zwiſchen deutſchen, franzöſiſchen und engliſchen Eiſenbahnen be⸗ 
ziehen ſich auf drei Eiſenbahnnetze von nicht einheitlich verwalteten 
Eiſenbahnen. Aus ſolchen Vergleichen kann man doch unmöglich ſchließen, 
Schmollers Jahr buch XLII 34. 27 
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daß ein einheitlich betriebenes Eiſenbahnnetz beſſere Ergebniſſe ergibt 
als ein von mehreren Verwaltungen betriebenes. Dieſe Vergleiche ſind 
alſo für die vom Verfaſſer erörterte Frage ohne jede Bedeutung. Nur 
das habe ich S. 529 ausgeführt. 

Zu III. Daß „die Zugkilometer keine bedeutſame ſtatiſtiſche Ein⸗ 
heit darſtellen“, habe ich nicht geſagt. Meine Bemerkung lautet, „ein 
Zugkilometer ſei keine ſtatiſtiſche Einheit, wenn man aus der An⸗ 
zahl der Zugkilometer Schlüſſe auf die Verkehrsdichtig⸗ 
keit ziehen wolle“. Der letztere, hier geſperrt gedruckte und von 
mir a. a. O. erläuterte Satz iſt das Entſcheidende, was der Verfaſſer 
augenſcheinlich nicht verſtanden hat. 

Die Schlußbemerkungen bedürfen keiner Erwiderung. Sollten ſich 
Leſer des Jahrbuches für die Angelegenheit intereſſieren, ſo ſtelle ich 
anheim, meine ee nachzuleſen. 

A. v. der Leyen 
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Eingeſandte Bücher 


— bis Mitte Auguſt 1918 — 


1. Druckſachen amtlichen Charakters (Staaten und Selbſt⸗ 
verwaltungskörper) 


Ausländiſche Geſetzgebung über Berufsvereine, Einigungs⸗, Schieds⸗ 
und Tarifweſen. 18. Sonderheft zum Reichs⸗Arbeitsblatte. Be⸗ 
arbeitet im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte. Berlin 1918, Carl 
Heymanns. 287“ u. 468 S. 


Bulletin des Internationalen Arbeitsamtes. Jena 1918, 
Guſtav Fiſcher. 
Band XVI, Nr. 10—12 (Analyſenheft). S. 385 — 48“ und 
S. 217—235 und S. 49—97. I 
Band XVII, Sonderheft (Textheft). 175 ©. 
. = Nr. 3—5 (Textheft). S. 65—136. 


Grundlagen des Wirtſchaftslebens von Oſtpreußen. Denk⸗ 
ſchrift zum Wiederaufbau der Provinz, im amtlichen Auftrage 
herausg. von A. Heſſe in Gemeinſchaft mit J. Hanſen und 
F. Werner. 

VI. Teil. Das Gewerbe in Oſtpreußen von Dr. phil. 
G. Metz. Mit 2 Zeichnungen und 4 Karten. Jena 1918, Guſtav 
Fiſcher. 240 S. 


Mitteilungen des Statiſtiſchen Amtes des Kantous Bafel- 
a. o Herausg. vom Statiſtiſchen Amt. Baſel 1918, C. F. Len⸗ 
dorff. 8°. 

Nr. 34. Bautätigkeit und Wohnungsmarkt im Kanton Baſel⸗ 
Stadt 1917. VIII u. 24 S. 

Staatliche Arbeitsloſenkaſſe von Baſel⸗Stadt. 8. Jahresbericht 
pro 1917. 28 S. 

28. Bericht und Rechnung über das öffentliche Arbeitsnachweis⸗ 
büro (mit Dienſtbotenheim) des Kantons Baſel⸗ Stadt und Statiſtik 
der Vermittlungstätigkeit im Jahre 1917. 41 S. 


Neichs⸗ Arbeitsblatt. Herausg. vom Kaiſerlich Statiſtiſchen Amte. 
Abteilung für Arbeiterſtatiſtik. XVI. Jahrgang. Nr. 7. 


De Socialistische Gids. Maandschrift der Sociaal - Democratische 
Arbeiderspartij. Amsterdam, „Ontwikkeling“. 
III. Jahrgang, Nr. 5, Mai 1918. 
III. = = 6, Juni 1918. 
III 5 = 7, Juli 1918. 


Statistiska Meddelanden. Ser. F. Band XIII, Nr. 4, 5 und 6. 
Stockholm 1918, P. A. Norstedt & Söner. gr. 8°. 
Soziala Meddelanden, utgivna av K. Sozialstyrelsen, 1918. 
Nr. 4—6. 
27 * 
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Sveriges Offiziella Statistik. Socialstatistik. Stockholm 1918, 
Norstedt & Söner. gr. 8°. 
Kooperativ verksamhet. I. Sverige ären 1911—1913. 597 S. 
Levnadskostnaderna. I. Sverige 1918—1914. 
II. Lokalmonografier 6. Hälsingborg. 
Aberſichten über die Beſchäftigung der Arbeiter und Arbeiterinnen in 
gewerblichen Betrieben und die Überwachungstätigkeit der ſächſiſchen 
Gewerbe⸗Aufſichtsbeamten in den Jahren 1914—1917 nebſt Ver⸗ 
zeichnis der Gewerbe⸗Aufſichts⸗ und Berginſpektions⸗ Beamten des 
Königreichs Sachſen. Sonderausgabe der vom Reichsamte des 
Innern noch zu veröffentlichenden Jahresberichte der Gewerbe⸗ 
Aufſichtsbeamten. Dresden⸗N. 1918, C. Heinrich. VIII u. 99 S. 


2. Druckſachen von Arbeitsnachweiſen, Genoſſenſchaften, 

Handels-, Gewerbe⸗, Handwerker⸗ und Landwirtſchafts⸗ 

kammern, Gewerkvereinen, anderen Arbeits vertretungen; 

Geſchäftsberichte von gemeinnützigen Inſtituten und Er⸗ 
werbsgeſellſchaften 


Mitteilungen der Gewerbekammer Dresden. Herausg. von 
der Gewerbekammer Dresden. gr. 8°. 
5. Jahrgang, Nr. 2. 


Mitteilungen der Handelskammer Breslau. Herausg. von 
Dr. Freymark. Selbſtverlag. 
XX. Jahrgang, 1918, Nr. 8/4 und 5/6. 


Nußbaum, Arthur: Die geſetzliche Neuordnung des Schiedsgerichts⸗ 
weſens. Denkſchrift im Auftrage und unter Mitwirkung der Handels⸗ 
kammer zu Berlin. Berlin 1918, Julius Springer. 85 S. 


Zentral- Arbeitsnachweis für den Bezirk der Kreishauptmannſchaft 
Dresden. Bericht über die Tätigkeit der Anſtalt im Kriegsjahre 1917. 
Achter Jahresbericht, erſtattet vom Geſchäftsführer Dr. Nerſchmann. 
Dresden, C. Heinrich. 112 S. : 


3. Druckſachen von Geſellſchaften uſw. 


Berg, Guſtav: Geſchichte der Stadt und Feſtung Cüſtrin. (Schriften 
des Vereins für Geſchichte der Neumark, Heft 35 u 36.) Herausg. 
von Prof. Dr. Rehmann. Landsberg a. W., Schaeffer. 

I. Teil. 192 S. 
II. Teil. S. 193—409. 


Deutſches Statiſtiſches Zentralblatt. Organ der Deutſchen 
Statiſtiſchen Geſellſchaft und des Verbandes Deutſcher Städteſtatiſtiker. 
Herausg. von E. Würzburger, J. Feig und O. Morgenroth. 

10. Jahrgang, Nr. 3, April / Mai 1918. 
10. Jahrgang, Nr. 4, Juni 1918. 
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Flugſchriften der Deutfi chen Vereinigung. Berlin 1918, 

„Deutſche Vereinigung“. 

Heft 4. Frenzel, Heinrich: Die Bolſchewicki und wir! Eine 
lehrreiche Erfahrung beſonders für den deutſchen Arbeiter. 63 S. 

Heft 5. Helle, F.: Wer verlängert den Krieg? Stimmen 
aus Feindesland. 40 S. 

Der Friede, den der Arbeiter braucht. 

Joſeph Görres, der größte Vorkämpfer der deutſchen Katholiken, 
über die Frage: Verzichtfrieden oder Sicherungs frieden? 

Marx, Engels und Laſſalle, die Begründer der Sozialdemokratie, 
über Krieg und Frieden und das „Selbſtbeſtimmungsrecht“ der Völker. 


Müller, Ernft Ferd.: Statiſtiſches Handbuch für Kurland und 
Litauen nebft Überſichten über Livland und Eſtland. Mit einem 
bibliographiſchen Anhang zur Wirtſchaftskunde Rußlands. (Schriften 
des Inſtituts für oſtdeutſche Wirtſchaft in Königsberg i. Preußen, 
4. Heft.) Jena 1918, Guſtav Fiſcher. XV u. 211 S. 

9 des deutſchen Vereins für Armenpflege und Wohl⸗ 

tigkeit. München u. Leipzig 1918, Duncker & Humblot. 8. 
107. Heft. Stenographiſcher Bericht über die Verhandlungen des 
35. Deutſchen Armenpflegetages des Deutſchen Vereins für Armen- 
pflege und Wohltätigkeit am 21. u. 22. September 1917 in Berlin. 
XXII u. 252 S. 


4. Zeitſchriften; periodiſche Erſcheinungen; Sammelwerke 


Alt - Oſterreichs Handelskompagnie. 
I. Die Landöverleger - Compagnia zu Wienn. Die erſte Kriegs⸗ 
verſorgungs⸗Geſellſchaft 1622— 1624. Von Carl v. Peez. Herausg. 
im Auftrage der Stadt Wien. Wien 1918, Gerlach & Wiedling. 
113 S. 


Annalen des Deutſchen Neichs für Geſetzgebung, Verwaltung 
und Volkswirtſchaft, Rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche Zeitſchrift 
uud Materialienſammlung. Begründet von Dr. Georg Hirth u. 
Dr. Max von Seydel. Herausg. von Dr. Karl Theodor 
von Eheberg und Dr. Anton Dyroff. Münden, Berlin und 
Leipzig 1917, J. Schweitzer (Arthur Sellier). 

L. Jahrgang, 1917, Nr. 10—12, S. 593—861 mit einem 
alphabetiſchen Geſamtregiſter über die Jahrgänge 1868 — 1917. 

Archiv für Sozialwiſſenſchaft und . Herausg. 
von Edgar Kaffe. Tübingen 1918, J. C. B. 

45. Band, 1. Heft (Krieg und Wirtſchaft, Heft = 293 S. 

Ans Natur und Geiſteswelt. Sammlung wiſſenſchaftlich⸗ 
gemeinverſtändlicher Darſtellungen. Leipzig und Berlin 1918, 
B. G. Teubner. 

Band er Neurath, O.: Antike Wirtſchaftsgeſchichte. 2. Aufl. 
VI u. 98 S. 
Band 105. Manes, A.: Grundzüge des Verſicherungsweſens 
(Privatverſicherung). 3. Aufl. 119 S. 
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Bibliothek für Volks⸗ und Weltwirtſchaft. Herausg. von 
Prof. Dr. Franz v. Nammen. Dresden und Leipzig 1917, 
„Globus“. 

Heft 42. Mammen und Riedel: Die Kriegsnutzung des 
Waldes. Eine Anleitung zur Mobilmachung des deutſchen Waldes. 
31 S. 

57 98 43. von Below, Georg: Kriegs: und Friedens fragen. 
132 S. 

Heft 44. Friedrich, Fritz: Der einzige Weg. Betrachtungen 
über die wirtſchaftlichen Urſachen und die Beſeitigung der Eheſcheu 
und des Geburtenrückgangs in Deutſchland. 64 S. 

Heft 45. Heichen, Paul: Von Gutenberg über Luther und 
Bismarck zum Weltkriege. 24 S. 

Heft 48. Landau, Fab.: Wie die kriegführenden Staaten das 
Geld beſchaffen. Deren Schulden bis zum Kriege. Wochenausweiſe 
der Staatsbanken von Deutfhland, England, Frankreich und Ruß⸗ 
land. Ende Juli 1914 und 1917. 96 S. 


Dentſcher Geſchichtskalender. Sachlich geordnete Zuſammen⸗ 
ſtellung der wichtigſten Vorgänge im In⸗ und Ausland. Begründet 
von Karl Wippermann. Herausg. von Dr. Friedrich Purlitz. 
33. Jahrgang, II. Bd., 1. Hälfte, Juli bis September 1917. 
Leipzig, Felix Meiner und Wien I, Hugo Heller & Co. III und 
648 S. 


Jahrbücher für Nationalökonomie und Statiſtik. Herausg. 
von Ludwig Elſter. Jena 1918, Guſtav Fiſcher. 
110. Band (III. Folge, 55. Band). 
Heft 4. April 1918. S. 401528. 
Volkswirtſchaftliche Chronik, Januar 1918, S. 889 — 1044 
und S. 1-66. 
Volkswirtſchaftliche Chronik, Februar 1918, S. 67— 132. 
Volkswirtſchaftliche Chronik, März 1918, S. 133 —216. 
Volkswirtſchaftliche Chronik, April 1918, S. 217—288. 
Heft 5. Nebſt Volkswirtſch. Chronik, Mai 1918, S. 529 —656. 
Heft 6. Nebſt Volkswirtſch. Chronik, Juni 1918, S. 657— 778. 
Der Oſterreichiſche Volkswirt. Herausg. von Walther Federn 
und Dr. Guſtav Stolper. 
10. Jahrgang, Nr. 42, 43, 44 und 45. 


Sammlung Göfchen. Berlin und Leipzig 1918, G. J. Göſchen. 
Sa 133. Fuchs, C. J.: Volkswirtſchaftslehre. 3. Auflage. 
156 S. 
Sozialwiſſenſchaftliche Bibliothek. 
5. Band. Karl Marx und die Gewerkſchaften von Hermann 


n Berlin 1918, Verlag für Sozialwiſſenſchaft, G. m. b. H. 
106 S. 
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Tübinger Staatswiſſenſchaftliche Abhandlungen. Herausg. von 
Carl Johannes Fuchs in nn mit Ludwig Stephinger. 
Berlin, Stuttgart u. Leipzig 1917, W. Kohlhammer. 

Neue Folge Heft 14. Friebe Roffie: Die Entwicklung und 
heutige Lage des Crefelder F 144 S. 

Neue Folge Heft 15. Franz Kempken: Die wirtſchaftliche 
Entwicklung der Stadt Oberhausen (Rheinland). X u. 128 S. 


Verſicherungsrechtliche Abhandlungen. Herausgegeben von 
Dr. F. Fick. Zürich 1918, Orell Füßli. 

Band II. Der Begriff der Feuerverſicherung, entwickelt an Hand 
des ſchweizeriſchen V. V. G. unter Berüdfichtigung des internationalen 
Gewohnheitsrechts und des Rechts der angrenzenden Staaten, nament⸗ 
lich des deutſchen V. V. G. und der öſterreichiſchen V. O. 57 S. 


Das Völkerrecht. Beiträge zum Wiederaufbau der Rechts⸗ und 
Friedensordnung der Völker. Herausg. von Godehard Joſ. Ebers. 
Freiburg i. Br. 1918, Herder. 

1. a 2. Heft. Mausbach, Joſ.: Naturrecht und Völkerrecht. 
136 

Weltwirtſchaftliches Archiv. Zeitſchrift für Allgemeine und 
Spezielle Wirtſchaftslehre. Herausg, von Bernhard Harms. 
Jena 1918, Guftav De 

12. Band, Heft 4, S. 415— 529 u. S. 319*—424*, 

Titelbogen mit 1 Inhaltsverzeichnifien und das Sachregiſter 
zum 12. Bd. XIII u. S. 4255 — 4587. 

13. Band, Heft 1, S. 1—164 u. S. 1845. 


Zeitſchrift für Deutſchen Zivilprozeß und das Verfahren in 
Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit. Herausg. von 
M. Schultzenſtein und F. Vierhaus (1). Berlin 1918, Carl 
Heymanns. 

Band 47, Heft 4, Juni 1918. IV u. S. 351—442. 


Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft. Begründet von Julius 

Wolf, fortgeführt von Ludwig Pohle. Leipzig 1918, Deichert. | 
Neue Folge IX. Jahrgang, Heft 1 u. 2. 132 S. 

Heft 3 u. 4. S. 133— 258. 

Heft 5 u. 6. S. 259-373. 


5. Bücher und Broſchüren 


Beer, M.: Karl Marx. Eine Monographie. Berlin 1918, „Sozial⸗ 
wiſſenſchaft“. 108 S. 

Below, G. v.: Die Bedeutung der Reformation für die politiſche 
Entwicklung. (Vorträge der Gehe⸗Stiftung zu Dresden. 9. Band, 
1918, Heft 1.) Leipzig u. Dresden 1918, B. G. Teubner. 38 S. 

Bendixen, Friedrich: Das Weſen des Geldes. Zugleich ein Bei⸗ 
trag zur Reform der Reichsbankgeſetzgebung. 2. Auflage. Miüchen 
u. Leipzig 1918, Duncker & Humblot. 88 S. 
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/ Brandt, Otto: Die Rohſtoffverſorgung nach dem Kriege. Bericht, 
vorgetragen in der Hauptverſammlung des Deutſchen Induſtrie⸗ und 
Handelstags am 30. April 1918 in Berlin. 


Braun, Adolf: Die Anonymität in der Preſſe. Berlin 1918, 
Julius Springer. 38 S. 

Dalberg, Nudolf: Die Entwertung des Geldes. Eine Unterſuchung 
der Einwirkungen von Kreditanſpannung und Geldumlauf auf Preis- 
niveau und Valutaſtand mit beſonderer Rückſicht 55 Kriegs⸗ und 
Übergangswirtſchaft. Berlin 1918, Puttkammer & Mühlbrecht. 
VIII u. 131 S. 

Drentwett, Fritz: e und Wirtſchaftsfriede. Berlin 
1918, Carl Heymann. IV u. 

Ettinger, Marcus: Die e 3 und Konjunkturgewinn⸗ 
ſteuer im ſozialen Zukunftsſtaate. Wien 1918, Deutſch⸗ Oſtemeichiſcher 
Verlag. 295 S. 

Goldreich, A. H.: Die Kohlenverſorgung Europas. Mit 44 Ab⸗ 
bildungen. Berlin und Wien 1918, Urban & Schwarzenberg. 
VIII u. 268 S 

Graßhoff, Wilhelm H. C.: Kommunale Wohnungspolitik. Berlin 
1918, Thormann & Goetſch. 64 S. 


Günther, Adolf: Das beſetzte franzöſiſche Gebiet. Seine Bedeutung 
für Frankreich und die Weltwirtſchaft, für deutſche und europäiſche 
Wirtſchaftspolitik. Mit einem Geleitwort von Freiherrn v. Freytag⸗ 
Loringhoven. München u. Leipzig 1918, Duncker & Humblot. 
IX u. 151 S. 

Kahn, Nichard: Rechtsbegriffe der Kriegswirtſchaft. Ein Verſuch 
der Grundlegung des Kriegswirtſchaftsrechts. München, Berlin und 
Leipzig 1918, J. Schweitzer. 165 S. \ 


Lenz, Friedrich: Das Inſtitut für F zu Braun- 
ſchweig. Braunſchweig 1918, Vieweg & Sohn. 18 S 


Liefmann, Nobert: Kartelle und Truſts. Dritte, e und 
erweiterte Auflage. Stuttgart 1918, E. H. Maritz. 815 ©. 


Löwenſtein, Friedrich Prinz zu: Volksvermögen und Kriegs⸗ 
N München und Leipzig 1918, Duncker & Humblot. 
44 

8 Walther: Badiſches Gemarkungsrecht mit beſonderer Berück⸗ 


ſichtigung der Eingemeindungen. Karlsruhe i. B. 1918, G. Braun. 
IV u. 154 S. 


Meyer, Hermann: . Kampf um die Macht in der Welt. 
Tübingen 1918, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 73 S. 


Movcha⸗Choeèl Lebeuſon: Der Elektromotor in der Hausinduſtrie 
und die fabrikmäßige Hausinduſtrie. (Inaugural⸗Diſſertation der 
xechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerfität Zürich.) 
Zürich 1918, Kreutler. 115 S. 
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Müller- Meiningen: Der Reichstag und der Griebensfhluß, München 
und Leipzig 1918, Duncker & Humblot. 50 S 


Otto, 3 Der Prozeß als Spiel. Dresden 1918, A. Dreſſel. 
153 S 


Pans Im Kampf um die Wahrheit. Aus dem e überſetzt. 
Berlin 1918, Verlag für Sozialwiſſenſchaft. 67 S 


n: Steuer⸗ und Anleihepolitik in England während des Krieges. 
Bearbeitet im Reichsſchatzamt. Berlin 1918, Julius Springer. 91 S. 


Nager, Fritz: Die Wiener Commerzial⸗Leih⸗ und Wechſelbank (1787 
is 1880). Ein Beitrag zur Geſchichte des öſterreichiſchen Aktien⸗ 
bankweſens. Wien 1918, Alfred Hölder. VIII u. 130 S. 


Nienhardt, Albert: Das Univerſitätsſtudium der Württemberger 
ſeit der Reichsgründung. Geſellſchaftswiſſenſchaftliche und ftatiftifche 
Unterſuchungen mit einer Darſtellung und Beurteilung akademiſcher 
Gegenwartsfragen. Tübingen 1918, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 
VI u. 122 S. 


Noſendorff, Richard: Betrachtungen zur Bilanz- und Dividenden- 
politik der „ während des Krieges. Berlin 1918, 
Carl Heymann. IV u. 124 S. 


Saitzew, Manuel: Die 8 Ihre Methode und ihre 
rgebniſſe. Eine Studie aus dem Gebiet der internationalen Wirt⸗ 
ſchaftsſtatiſtik. Zürich 1918, Raſcher & Cie. VII u. 275 S. 


Sievers, et: 2 eee a Getreidebeſteuerung. 
Berlin 1918, C. Heymann. IV u. 50 S 


Simmel, Georg: Der Konflikt der 1 Kultur. München und 
Leipzig 1918, Duncker & Humblot. 48 S. 


Schulze Berge, Franz: Die Schutzhaft, ihr Begriff und ihre 
rechtlichen Grundlagen. Berlin 1918, Puttkammer & Mühlbrecht 
VI u. 89 S. ö 

Schumacher, Hermann: Die Löſung der belgiſchen Frage. Leipzig 
1918, S. Hirzel. 47 S. 


Schwiedland, Engen: Das Eigentum. 2. Aufl. Wien u. Leipzig 
1918, Manz'ſche k. u. k. Hofbuchhandlung. 27 S. 


Waldkirch, E. v.: Die Mitwirkung des Volkes bei der Rechtsſetzung 
nach dem Staatsrecht der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft und ihrer 
Kantone. Bern 1918, A. Francke. VIII u. 112 S. 

n Paul: Der Arbeitsnachweis. Handbuch für den Gebrauch 


bei der Stellen vermittlung im Deutſchen Reiche. Berlin 1918, 
J. Guttentag. 214 S. 


Katalog 279. Rechts- und Staatswiſſenſchaften. Dresden, Juli 
1918, v. Zahn & Jaenſch, Buch⸗ und Kunſt⸗Antiquariat. 


27 
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6. Sonderabzüge 


Haan, Hugo Freiherr v.: Statiſtiſche Streiflichter zur öſter⸗ 
reichiſchen Hochſchulfrequenz. Mit beſonderer Berückſichtigung des 
nationalen Momentes. (Sonderabdruck aus dem Aprilheft der 
Statiſtiſchen Monatsſchrift, XXII. Jahrgang.) Wien 1917, Manz' ſche 
k. u. k. Hofbuchhandlung. 54 S. 
lum: Der Einfluß des Krieges auf ſchwebende Lieferverträge im 
Lichte der Rechtſprechung. (Sonderabdruck aus der Juriſtiſchen 
rg aa 1917, Nr. 16a.) 2. Heft. Berlin 1918, W. Moefer. 
56 S. 


Druckfehler⸗ Berichtigung 
In dem Aufſatz „Die geographiſchen Grundlagen der politiſchen Neu⸗ 
geſtaltung Oſterreichs“ von Robert Sieger im vorigen Heft dieſes Jahrbuches 
S. 459 Zeile 24 iſt das Wort „Bedürfniſſen“ zu ſtreichen. 
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